
Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

 -*-
(Ausgegeben den 1|61en Februar 1853.)

1. Gesetzliche Verordnung,
eine Modification der im Geseß vom 21sten December 1846 wegen Be-

setzung der Gerichtsbank im Untersuchungsverfahren enthaltenen
Vorschrift betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Goctes Gnaden, alterer

Ginie sonverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von PMauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. v. v.

sügen blermie zu wissen:

Da die §. 1. des Gesebes vom 2#llen December 1846 enthaltene Vorschrife we-

gen Besebung der Gerlchtsbank in Untersuchungssocken bel Unseren Justizstellen die Thä-
tigkelt des Beamtelenpersonals häufig zum Nachrbeil sür andere dienstliche Geschäfte in
Aspruch genommen hat, eine demnach wünschenswerthe Erleichterung in Handhabung
der Criminaljustiz ober ohne Beeimrächtigung derselben wenigstens zum Tbell möglich er-
scheine, so verordnen Wir andurch nach vorgehobtem Rlicer= und Landschaftllchen Bel-

rathe Folgendes:
8. 1.

Bel Unseren Juslizslellen soll es künftig in allen niche in das Berelch der Ceimlnal=

obergerichtsbarkeic gehörlgen Uncersuchungen der Zuziehung eines besonderen Prokokoll.
fübrers ulcht bedürsen, vielmehr Unseren Justibeamtecen oder von tönen beouftrageen
Aktuarien geskuktet sein, sich der Leitung der in diesem Geblete vorkommendenVechand-
lungen allein unter glelchzjeitiger Besorgung der Protokollsuhrung zu unterziehen.

In Untersuchungen, welche der Criminalobergerichtebarkeit gesetich zugewiesen find,
soll es zwar bel der Bestimmung des §&amp;. 1. des Gesetzes vom 2 1sten December 1810

wegen der Gegenwart eines beeidigten Protekollführers bei den Verhandlungen ln der

Regel bewenden. Ee bleibr jedoch den Be#mteten Unserer Juslistellen Ausnaohmsweise
nachgesassen, die in diesem Bereiche vorkommenden Untersuchungsverhandlungen eben-
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falls alleln, ohne besondere Protokollsuhrer, vorzunehmen oder mit Leltung der Verhand-
lung und Drotokellirung. elnen Aceuar zu beauftragen, wenn wegen Abwesenhelt elner

Amtsperson oder wegen außeererdentlichen Geschästedranges dos Festholten an der vorge-

schriebenen Geschästssorm untbunlich oder von erheblich stlörendem Einfluß auf andere
Amtögeschäste werden würde; nur ist in dlesem Falle die Abwesenheit eines besonderen

Proafllsihrer durch Zuziehung zweser vereideter Schöppen zu ersetzen.
Ukundlich haben Wlr diese Verordnung, nach wescher sich Unsere Justigbehörden

gebührend zu achten haben, elgenhändig vollzogen und mie Unserem Füestlichen Jusiegel
versehen lassen.

Grelz, den 29. December 1852.

(L. S.) Heinrich XIX.

Otto.

2. Nachtrag
zu dem, dem gemischten Handwerk der Schlosser, Schmiedte und Wag-
ner allhier unterm 2 1sten October 1817, sowie zu dem, dem vereinigten

Handwerk der Uhrmacher, Huf- und Waffenschmiedte, Schlosser, Büch-
senmacher, Wagner und Stellmacher zu JZeulenroda unterm 20sten Sep-

tember 1756 Landeöherrlich verliehenen Innungsbriefe.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, ülterer

ginie souverainer Fürst NReuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. v. 2.

beurkunden hlermie:

In dem der vereinigten Innung der Uhrmacher, Huf- und Woffenschmiedte, Schlof-
ser, Büchsenmacher, Wagner und Stellmacher zu Zeulenroda unkerm 20f|len Sepcember
1756 Londesherrlich verliehenen Innungsbrief Actikel III. ist zwar verordnet:

Eg sollen auch alle diesem vereinten Hondwerk zugethane, die sich in Unserer Herr-
schose Dölau nlederlossen und das Hondwerk ouf dem Lande trelben wollen, verbunden

seln, das Meisterrechtin Zeulenroda zu suchen.
Es waren aber bereits im Jahr 1850 wegen Verletzung dleser Bestimmung zwi-

schen dem gedachten Handwerk und der gemischten Innung der Schlosser" Schmiedte und
Wogner allhler Irrungen entslonden, welche durch einen, am 20flen September 1850
vor Unserer Reglerung geschlossenen Verglelch ibreErledlgung gesunden.
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In Folge elner von dem vereinlgten Handwerk zu Zeulenroba wider das hlesige Hand ·
werk unterm 11ten Junl d. J. eingereichten, auf gedachten Verglelch gegründeren Be-
schwerde haben vor Unserer Regierung abermalige Verhandlungen Statt gefunden, in
welchen rücksichtlich der Innungsangehörigkeit der einzelnen Oßlauischen Ortschaften, so
wle des zum Amtsbeziek Obergreiz gebörigen Dorses Pöllwi eine Vereinbarung auf
Grundlage des obgedachten Vergleichs ersolgte und um Auewirkung eines dem enrspre-

chenden Nachtrages zu den beiderseitigen Innungsoctikeln gebeten wurde.
Nachdem Uns Sosches von Unserer Regierung unterthänigst vorgetragen worden,

so baben Wir auf Grund der gepflogenen Verhandlungen Folgendes zu bestimmen Uns
bewogen gesunden:

1. Der gemischten Innung der Schlosser, Schmiedte und Wagner allhier werden
folgende, dem Innungssprengel des gemischten Handwerks zu Zeulenroda in Gemähheit
des Art. III. des Innungsbrlese vom 20. September 1750 zugehörige Ortschaften Un-

serer Herrschase Dölau, als:
Caselwlh, Dölau, Wildenraube, Sachswit und Leiningen

blermle überwiesen und treten zu jenem Haudwerk in das glelche Verbsltnlß, wile die del=

sen Zunftzwang artikelmäßig unterworsenen Ortschaften Unserer Amtöbezirke Ober, und
Untergrelg.

2. Dagegen bleiben dem Innungsverband des vereluigten Handwerks der Uhrma-
cher, Huf. und Wassenschmiedte, Schlosser, Büchsenmacher, Wagner und Stellmacher
zu Zeulenroda dle übrigen Dölauischen Ortschasten, als:

ensgrün, Büna, Brückla, Kauern, Dobia, Frêbersgrün, Gablau, Holn,
Lunzig, Mehla, Kühdorf und Halnsberg.

wie zeither, angehhrig und wird demselben das dem Innungsbezirk des gemischten Hand-

werke zu Greiz artikelmäßig zugehörtge Obergreizer Dors Pöllwitz hiermie zugewlesen.
Zu dessen Ulund haben Wie gegenwärtigen Nachtrag zu den Innungsbrlesen des

gemischeen Handwerks der Schmiedee, Schlosser und Wogner zu Greig (I. . 21.Ockober

1817 und des verelnigten Handwerke der Uhrmacher, Huf= und Wassenschmiedie r. zu

Zeulenroda d.. I. 20. Seplember 1750 ausserelgen und mie Unserem Fürsilichen Jnste-
gel versehen lassen.

Gegeben Greiz, den 31. December 1852.

(L. S.) Heinrich XX.

Otto.
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3. Landesherrliche Verordnung,
die Erhebung der Forder- und Schließgebuhren bei den Handwerks-

innungen betreffend.

Wir H einrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.

sügen Hiermit zu wissen:

Obwohl bei den Handwerksinnungen tbeils auf Grund artikelmählger Bestimmun-
gen, ebells berkommengemähß — nur in dem Fall, wenn auher der Quortalversommlung

ein Geselle das Meisterrecht erwirbe oder ein Lehrling ausgedingt oder losgesprochen wird,
von denselben sür das Zusammensordern der Handwerksversammlung und das Schließen

der Innungslode eine Abgabe unter den Namen Forder= und Schllesigebühren zu erheben
ust; so it gleichwohl bei manchen Innungen seit längerer Zelt diese Abgabe auch in dem
Foe, wenn die Meisterrechtsertheilung, bezüglich dec Aufdingen und Lessprechen auf der

—— — startsinder, mistbröuchsich in Ansaß gebrache und erhoben worden.
N ne Sosches von Unserer Reglerung in Folge der aus Veronlahung elner

darüber zet,Weschwerde angestellten Erorterungen unterthaänigst vorgetragen wor-
den, so baben Wir, um derartigen serneren Mißbräuchen zu begegnen, Folgendes zu
vercrdnen uns bewogen gesunden:

Dle sogenannten Forder, und Schliesebährendürsen na- 54#pfentgen Innungen,
welchen die Erhebung derselben artikelmWer herkomm HMebe, und nur in dem
Falle, wenn das Meillerrecht auster derO !A wid „besiehungs.
weise das Ausdingen und Lossprechen stattsinder, in Ansat gebracht und choben werden.

Im Fall einer Zuwiderhandlung gegen diese Bellimmung versälle der Obermeister
der betresfenden Innung, oder wer sonst an dessen Stelle die unerlaubte Gebühr in Ansatz
gebracht und erhoben har, in eine — im Wiederholungssalle zu verdoppelnde — Geld=

strase von fünf bis zu zehn Thalern zu Unserer betcessenden Rentcasse, bei Ssterer Wieder,

*Pug in eine entsprechende Gesängniktslease, und ist aulierdem der Betrag der unrecht,

maßigtgesorderten Gebübe dem Einzohler aus der Innungecosse zu erskatten.
Eine Zurücksordetung der bis zum Erlalt gegenwäctiger Verordnung bei den resp.

Innungen eingezahlten Forder= und Schllesgebühren belm Meillerwerden, bristic Aus-dingen und vossprechen auf der Zartalversommlung soll jedoch nicht Ooorcinden.

Zu dessen Urkund haben Wir gegenwärtige Verordnung elgenhändig vollzogen und
mit Unserem gröheren Regierungssiegel bedrucken lalsen.

Gegeben Orelz, den 3. Januar 1853.

.S.) Heinrich xXx. tto.
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M. 2.

(Ausgegeben den Zeen Februar 1853.)

4. Negierungsbekanntmachung,

betreffend die, in Folge des Vertrags wegen Uebernahme der Ausgewie-

senen d. d. Gotha den 15ten Juli 1851 künftig zu beobachtende Form

der Heimathscheine.

In Folge des Vertrags wegen Uebernahme der Auszuwelsenden d. d. Gotha den

16t6en Juli 1854 haben die, denselben beigetretenen Reglerungen sich dahin elnverstan-
den erkläre:

1. daß für die Heimathschelne von Uncerthanen der contrahlrenden Scaate#n

keine andere Anforderung gestelle werde, als daß darin die Unterehanschafe

des Inhabers bescheinige sel,

2. daß diese Heimakhscheine auf elnen bestimmten Termin der Gülelgkeit nicht

beschränke werden sollen.

Die Behörden des blesigen Fürstenthums baben daher bei Aufenthaltsgestartung

sür Unterthanen der contrahlrenden Staaten nur darauf zu sehen, daß die von denselben

belgebracheen Helmathschelne dem uncer 1. bemerkten Erforderniß enesprechen.

Anlangend die Heimathscheine für blesige Uncerehanen, so sind dleselben nach dem

uncer A. beigesügeen Schema auszufertigen.

Die nöebigen Druckformulare werden von Unserer Kanzlei auf Verlangen an dle

Behäörden abgegeben werden.

Zugleich werden sämmtliche Unterbebörden hlermie angewiesen, bel Aufnahme von

Unterthanen der contrahirenden Staaten in den hiesigen Uncerthanenverband denselben die
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von ihrer fruheren Obrlgkelt ausgestellten Heimathscheine abzusordern, und,solche anher

einzusenden.

Greiz, den 31. Januar 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Geldem, Eriependorl.
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A.

Schema

fur Heimathscheine.
D. uncerzeichnete (Name der vebotde) bescheinigt bierdurh daß V. aus N., wel

cher sich in N.aufzuholten beabsicheige, in N. beimathsberecheigt itund. so lang
........... nicht anderwarts elnHeimatherecht ausbrücklich rrrh,  Nückkehr 8
N. vorbehalten blelbt.

Der gegenwartlge Helmathsschein verliert seine Gultigkelt, wenn der Inhaber in
den Unterthanenverband elnes andrrn Staates aufgenommen wird, oder ohne dießseltlge
Erlaubniß in auswartlge Staats- (Clvil- oder Mllitar-) oder Iin Communaldlenste
tritt.

N. am

(Name der Behorde.)

Genehmigt und begloubigt, und wird zuglelch bezeugt, daß der Inhaber dleses
Heimathschelnes N. N. Unterthan und Staatsangehörlger des Fürstenehums Reuß alterer
Ünle ist

Grelz, den

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.
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5. Landesherrliche Verordunng,
die Publication eines Gesetzes über den unbestimmten summarischen

Prozeß und dab Rechnungsverfahren nebst dazu gegebener Gebühren-
tare, ingleichen die bei Einführung dieses Gesetzes zu befolgenden

Grundsatze betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzig ste von Gottes Gnaden, älterer

binie sonverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Cobenstein 2c. v. W.

sügen Hiermit zu wissen:

Das Gebiet sür den abgekür summarischen Projeß barte nach der bisherigen
Justizvcrsosung rinen so geringen Umsang und das Versahren selbst war in Ermangelung

genügender geseblicher Normen so wenig zu einer sesten und zweckmäßigen Ausbildung ge-
langt, das die Rechtspilege dadurch nolbwendig gehemme und erschwert werden muhte,
und ein unverhältnissmästiger Aufwand an Zeit und Kosten in vielen Fällen zum grohen
Machtheile der Partelen ersorderlich wurde,

Wir haben es daher für sachgewäß erachtet, uu Hebung dieses Uebelstandes dem

summarischken Prozen durch dessen Anwendung auf alle, zu kürzerer und einfacherer Ver-
bandlung sich eignende bürgerliche Rechtssireitigkeiten eine großere Ausdehnung zu geben,
dle Scheidungelinie zwischen Oedinar und gecingfugigen Sachen sowohl als das Verfab-
ren im summarischen Prozeß und in Rechnungssachen genauer sestzuslellen, und verord,

nen n#un,, nachdem das nachsolgende, von Unserer Landestegietung ausgearbeitete

Geseb über den unbestimmten summarischen Prozeß und das Rech nungsversahren

von Uns genehwige worden, nach vernommenem Landständischen Gutachten, wie solgt:

Das neue Geseh sindet auf alle, nach dessen Erlaß ri) werdenden Rechtesa.
chen, so weit sie in dessen Bereich sallen, unbediuge Anwendung

1
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Dle bereits anhänglg gewordenen Prozesse dagegen sollen zu Vermeidung besorgli-
cher Setrungen im Geschäftsgange noch nach den blebec bestandenen Normen fort und zu
Ende geführt werden; jedoch soll es niche blos

u. den Parceien nachgelassen bleiben, compromlhwelse auf Umleltung der Sache
In die neue Prozeßsorm anzutragen, sondern es ist au

D. wenn dle Ladung auf elngegongene Klage zwar erlassen worden, der Termin
zu Güte und Recht aber noch ulche angestanden hat, Amtswegen — Contu.

massälle ausgenommen — in leblerem wegen Umleitung des Prozesses das

Noörbige zu verhandeln und anzuordnen — und

o. falls die Klage eingereichr, eine Lodung aber noch nichr erlassen worden, der
Kläger zuvörderst zu Angabe seiner Beweismittel zu vecanlassen, sodann aber
wegen der welleren Verhandlungen noch Maaßgabe des neuen Gesehes zu ver-

fabren.

Alle dlesem Gesetze enigegenskehende Bestlmmungen, Insbesondere die Landeöherrli-
che Ober-Greizer Justlzverordnung vom 8. December 1752, werden hlermit aufgebo-

ben und, sowelt niche noch zum Thell das bisherige Verfabren Iin der Uebergangsperiode
Anwendung. leidet, gußer Kraft gesetze

Zuglelch paben Wir eine derichs und Sachwaltergebührentare belsügen tassen,

nach welcher in allen nach Vorschrift gegenwärtigen Gesetzes zu verhandelnden Rechtssachen
Uaqulbirt werden soll.

Urkundlich hoben Wir diese geleliche Verorhnung elgenhöndlg vollgogen und Unser
gröheres Reglerungssiegel beldrucken lassen.

Grel3z, den 24. December 1852.

(L. S.) Heinrich XX.

Ottlo.



Gesetz
uber den unbestimmten summarischen Prozeß und das Rech.

nungsverfahren.
Erste abtheilung.

Ueber den Umfang minder wichtiger Rechtssachen und das bei deren

Verhandlung zu beobachtende Verfahren.

Tit. I.

Von dem Begriffeminder wichtiger Rechtösachen und den bezuglich derselben
beltenden allgemelnen Grundsätzen

. 1.

Dem durch dleses Gesed sür die . Sn minder wlchtiger BAnchtesache vorge-

schelebenen besieunteen und abgekür##en Verfahren sellen künftig unkerllegeRecktesachen, deren Gegenstand über Zwanzig Thaler . . und nicht
7 als Einbundert Thaler N. C. Hauptwerth oder uber ZwolfSilbergro-

schen und nicht mehr als Vier Thaler föhrlichen Nuczungowerth er, so
weit sie nicht im Wechsel- oderErecutivprogesse zu verhandeln sind,alle Streitigkeiten uber den jungsten Besitz, auch wenn deren Begenl el-

nen Werth von mebr als Einhundert Thaler N. C. etcelcht,
. Gesuche um Sequestrorlon ligend einco Seltgegenltande, jedoch mie Vor-

behalt der sörmlichen Aussführung der Houptsache im geeigneten Rechtswege,

Stteitigkeiten wegen geboriger PHersiellung und Gewährung verpachteler Ge-
genslände, so weit der Anspruch des Pachters ous einem anerkanmten oder der

Rekegnttien niche bedür stigen Pachtcontroct hervorgebt,
Gesuche um Aufhebung von Pachtverträgen jeder Art wegen nicht berschtigten

Pachtgelees oder wegen übler Bewirehschastung des Pachters, sofern sür dle-
se Fälle in dem schristlich obgesoßten Pochtcontroct dle Auflösung des Pacht,
vertrags und die Ermisston des Pachters bedungen worden iEst,

4Bauflreitigkeiten,
Provocationeptojess

8. Ootatlons- und Alimentoklonssachen, ingleschen blose Allmenkensachen, Ver-

Aannun solche Ehesachen, wesche nicht eine gänzliche Trennung der Ehe

—*n*—

r

Jeo

1

w deetrsahrent.



Begriff minder-

tigerRechts-
sachen.

Ausmittelung
des Werthes der

Erspegenstcnet.

Klagenhaufung.

6. 2.
Unter den Begriff der minder wichtigen Rechtssachen sind nicht blos Geldforderun-

gen, sondern auch alle andere schätzungsfählgen Gegenstände zu stellen. Solche Gegen-
stände also, welche weder eine Würderung zulassen, nochIneinenlandüblichen Anschlag
gebracht werden können, sind davon ausgeschlossen und, dafern niche das gegenwärcige
Geses etwas anderes ausdrücklich vorschrelbe, im Wege des ordentlichen Prozesses zu ver-

bandeln. Dahin gehören namentlich Befugnisse, welche zwar Nutungen, aber ulche in
bestimmeen Zelträumen abwerfen.

* 3.
Bei der Berechnung des Werthes eines Streitgegenstandes kommen die Nebenfor-

derungen an Zinsen, Nutungen, Schäden und Kosten, wenn sie nicht neben dem Haupe-
anspruch alleln und besonders elngeklage werden, niche in Ansat.

G. 4.
Der Wereh des streitlgen Gegenstandes, derselbe mag beweglich oder unbeweglich

sein, ist in der Regel nach dem letzeen Kausfpreise desselben zu bestimmen.
Ist dieß nach Ueberzeugung des Richeers wegen inmictelst eingetrecener Veränderung

des Werehes oder in Ermangelung elnes zum Anhalte dienlichen Kaufpreises niche ebun-
lich und elne Einigung der Ansichren der Partelen darüber, ob der Sereltgegenstand für
einen minderwicheigen zu acheen sei oder nichr, niche zu ermirceln, so ist Gericheswegen
eine kürzliche Würderung derselben zu verfügen.

 .

Ist das Recht auf sorrdauernde Nußungen und Leistungen streltlg, so enescheldee der
entsprechende, nach dem Ertrage elnes Jahres mit Vleren vom Hundert zu veranschla-
gende Kapltalwerth, bei unbestrletenem Rechte dle Summe des Rückstandes für dle zu

wählende Prozeßgattung.
. 6.

Der Betrag von mehr als Zwanzig bls zu Elnhundert Thalern Haupewerth i#st bei
der Häufung mebrerer Ansprüche in einer Klage, glelchviel ob dieselben auf einem gemein-
schafelichen Grunde oder auf verschiedenen Klaggründen berube, dergestalt sür den Be-
geiff der Wicheigkeic oder Minderwlchtigkeic entscheldend, daß es dorauf ankomme, ob
sämmrliche Forderungen zusammengenommen jenen Werthberrag bilden oder nicht.

Der Richeer bar den Kläger, welcher elne, auf mebrere einzelne, die Summe von
Elnhundert Thalern übersteigende Forderungen gerichtete, Klage zu Protokoll anbringen
will, auf diese Bestimmung aufmerksam zu machen und es selner Wohl anbelm zu geben,
ob er dieselben successiv im summarischen Progesse oder in einer Klage zusammengefaße
im ordentlichen Prozesse verfolgen will.

. 7.

Subjeceive Klogenhäufung ist auch minder wichtigen Rechtssachen unstatehafe.



— 13 —

6. S.
Bel Streltgegenständen, deren Werth ulche über Einbhundert Thaler beträgt, lst

ä4war das pDossessorium summariüssimum ols selbsltändiges Rechtsmittel an sich

ulche ausgeschlossen. Ecgebt jedoch sofort in das Detitorinm über, wenmder Beklog-
te perlcorische Elnreden vorschützt: denn in diesem Falle ist ohne weiteres über Zuslän-
degkelt des Reches selbst nach den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes zu verhandeln
und zu entschelden.

*bt'“
Screlelgkeiten über den jüngsten Besitz bel Gegenständen über Einhundere Tboler

Hauptwereh sind zwar selbstsländlg zu verhandeln, unterliegen aber sowohl rücksichtlich des
Verfohrens als der Bewelemltkel und Enescheidung den Vorschriften dleses Gesetzes.

Tit. II.

Bon dem Verfahren im Allgemeinen.

ę. 10.

Das Versahren in minderwichtigenRechtesachenunterscheibetsichvondemOrdinat-
progesse hauptsachllch durch Weglassung aller außerwesentlichen Formlichkeiten und Frl.
stenabkürzung.

Die erste Eneschelbung I#st in der Regel elne definleive.

Inländer sind ohne Ausnahme von der Verbindlichkeit zur Beslellung eines Koslen-
vorstandes besreit. Ausländer, dosern sie niche das Armenrecht erlangen, haben elnen
solchen nach rlchterlicher Abwägung mit Zehn bie Zwanzig Thalern N. C. gu bestellen.

11

An Sielle der im ordentlichen Prozesse bisber bellandenen Süchsischen Frilten tre-
ten, mlt glelchen für Versäumniß dieser angedrohlen Rechtsnachtheilen aus den Fall der
Michtbeobachtung, vlerzehntagige Fristen.

Alle Fristen und Termine sind peremtorssch und dürsen von jedem Strelktheile nach
genauer Angobe und ausreichender Bescheinigung teistiger Gründe nur einmal ausgenom-
men und bezüglich verlängert werden.

12.

Der Rilchter ist sur die sormesle Gesebmaßigkelt des Verfahrens verantwortlich.
Er hat die ohne Rechisbelstand verhandelnden Partelen uber die zu Begrundung ihrer
UAncräge vorgeschrlebenen Erfordernisse und über die angedrohten Rechtsnachthelle in je.
dem Abschnirce des Versohrens zu belehren, auch bei vorkommenden unstacthaften Antes-
gen die nöthige Verständigung zu bewirken.

13.

Bel luckenhasten undeutlichen Vortragen hat der Richter in jeder Lage des Prozesses
das Recht unddieObllegenhelt, zweckdlenliche Fragen mündlich oder schristlich on dle be.
treffenden Streitiheile gu richten, mlr der Androhung, daß bei uncerblelbender Antwort

Bisitstreitiglel·
ien.

Verlahren im
Allgemeinen.

Fristen.

Richtrttiche pie.
geölellung und

Verantworktlich
ltit.



Wechsel des Ber-

sahrens.

Ctereden und

Wldatlage.

Nlederschriften.

Gubsidiärc Pro:
kbregeln.

innerhalb der zu beslimmenden Frist dossenige für wahr angenommen werden solle, wos
dem Interesse der zur Erklärung ausgesorderten Partel enigegengesetzt ist.

14

Wenn im Laufe elnes Prozesses der nach der Klagbezeschnung wichtigere Gegenstand
sich in elnen minder wichtigen verändert, so teltt auch das in diesem Gesehe vorgeschriebe.
ne Verfahren ein.

Eine solche Veränderung kann elntreten,
1. wenn der Kläger einen Theil seiner Ansprüche wieder sallen läße und nur ein

den Hauptwerth von Einhundert Thalern nicht überstelgender Betrag streitig
elbt;

2. wenn derselbe von der durch Beklagten vorgeschutzten Einrede zwar nicht Al.

les, jedoch so vlel unbedinge zugestehr, daß die zur Erorterung verbleibende
Differenz in das Gebiet der minder wichtigen Rechtssachen gehörte;

3. wenn der Beklagle von der geklaglen Forderung lo viel unbedingk, ohne Vor-

schühung einer Elnrede zugestehr, daß der noch übrig bleibende Screllgegen=
Nand die Summe von Eluhundert Thalern niche übersielgt.

Wenn aus einem ols unstreitsg vorausgesebtem Besugnssse rücksländige nach ihrem
Betcage den minder wichtigen Rechtesachen angeßörlge Nußungen und Leistungen elnge.
klagt werden, der Beklagle aber dle Zuständigkelt des Rechts läugnet und dieses unker

den Begriff einer wichilgeren Rechkssache sällt, so ist der Kläger in den erdenklichen Pro-
zeh zu verweisen.

 15.
Wenn der, wegen elnes ie he Gegenstondes gerichellch belangte Verklagee

eine Einrede vorschüßt, deren Object zu den bedeutenden geßört, so kann diese zwar nur

bie zur Klagsomme zu dem Behuse, dadurch die Eurbinvung vor dem Tnspruche des Klä.

gers berbelzuführen, geltend gemacht werden, auch kommen dabel namentlich rucksichtlich
der Beweisführung nur die Vorschristen dieses Gesebes in Anwendung; es stehe aber dem

Beklagten srei, die Wiederkloge wegen des ganzen Gegenstandes der Elnrede bel demsel.

ben Richter zu erheben und durchzuführen.

+. 16.
Ueber alle Verhondlungen ist ein genaues und aussöhrliches Prorokoll zu führen,

welches die Parrelen nach geschehener versländlicher Vorlesung und von ihnen bemirkeer

Genehmigung zu unterschrelben baben.

6. 17.
Uebrigens Und die Normen des ordentlichen Hrogesses, so wele ste nschr burch gegen.

wärtiges Gesetz ousgehoben worden sind, zu beobachten; auch soll, bel elntretenden Zwelsel
darüber, ob elne Sache zu den wlcheigen oder minderwischtigen zu rechnen sei, dle Ver-

muthung für die Wichiigkel' streiten.
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Tit. III.

Von den einzelnen Theilen des Verfahrens.

I. Absch nit t.
Won der Klage.

. 1S.
Die Klage kann schristlich oder mündlich angebracht werden. Im letzkeren Falle

ist der Richter verbunden, das Aubringen deutlich und umfassend niederzuschreiben. Feorm-
lichkeiten werden dabel nicht erfordere, vlelmehr genügt jedes klare Vorbringen mit einem
schlüssigen Gesuche.

. 10.
Der Richter hat jede schristlich eingereichte oder mündlich angebrachte Klage genan

4u prüsen und wenn er sie undeutlich oder unschlüssig sindet, den Kläger darüber zu belehren

und den Mängeln durch Stellung geeigneter Fragen abzuhelfen.
Aus eine, durch einen rerlpirten Sachwolter obgesossie seblerbaste Klage ist mittelst

schrisillcher Resolution zu erössnen, was zu deren Vervollsländigung noch sehle, bevor
darauf versügt werden könne.

C. 20.
Bel jeder Klage sind dle Beweismictel, deren sich der Kläger bedlenen will, und

zwar, wenn deren verschledene gebraucht werden sollen, mic genauer Bezelchnung des

Punktes, welcher durch ein jedes derselben dargethan werden soll, bel Verlust des beqzüg-
lichen Beweismitcels, gehörig anzugeben.

21.

Zeugen sind zu diesem Behuse sosort namhast zu machen, Urkunden aber in Ur-
schrift oder Abschrift, und wenn deren Inhalt nur theilweise den Streitgegenstand betrifft,

4. B. Handelsbucher, im Auszuge der Klage beizusägen.

Befinden sich die zum Bewelse des Klagonbringens dienenden Urkunden im Be.
site des Beklagten oder eines dritken, so hat der Kläger bei Verlust des Rechits, auf dlese
Uekunden später zurückkommen zu dürsen, das geeignete Eoltlonsgesuch sogleich mie der
Klage zu verbinden.

Füe den Fall, daß durch Ableistung des Editionseldes dle gehofste Herousgabe der
Urkunde unmöglich gemacht wird, stehe dem Kläger frei, zum Zeugenbeweise oder zum
Elbesancrage zu greisen; doch braucht er sich darüber erst nach erfolgter Ableislung des
Editionseides zu erksäcen,

" 23.

Ueber die Vorschristen wegen sofortiger Anzeige und bezlehentlich Beibringung der
Bewelemittel har der Hilchrer den ohne Rechtsbeistond austrelenden Kläger zu verständl
cgen und demselben insbesondere, wenn er eine Urkunde nur abschristlich öbergiebe, zu

Anbringen der
Kiagt.

Richterlicht
Prüfung.

Angabt der
Beweimittern.

Editionsantrag.

Richlertiche Be
lehrung wenen

der Bciweismit·
ck.
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brut, doß er sie in dem anzuberaumenden Verhörskermin in der Uescheife vorlegenmässe.

IU. Abschnitt.

Von der Vorladung.

. 24.
Der Beklogte ist unker abschristlicher Miethellung des Klagonbringens und dessen

Vellage, zum perfönlichen Erschelnen und Jur Pflegung der Güte bei Elnem Thaler Strass
und für den Fall, daß eln Wergleich nicht zu Srande köme, zur Vernehmlassung über die

Klage unter der Verwarnung, daß er aufferdem derselben für geständlg und —*
geachtet werden solle, vorzuloden. Sind der Klage Urkunden belgesügt, so ist der Be-
klagke zu deren Rekognirlon bel Vermeldung der Anerkonntachtung, und wenn die Edltion

bel löm gesucht worden ilt, zu deren Herausgabe und Anerkennung im Termine oder zur
Ublelstung des Edlrionseides unter der Verwarnung vorzuladen, daß die belgebrachte
Abschrist auferdem sür das rekognosziete Original geachtet pder der tharsächliche Umstand,
zu dessen Bewels sich auf die Uekunde berufen worden i#st, für elngeräumt angenommen
werden solle.

Zuglesch I#t ihm oufjzugeben, selne Elnreden und dle zu deren Beschelnlgung zu ge-
brauchenden Bewesemleees bel Werlust derselben lm Termin anzuzelgen und wenn dle kes-

keren In Urkunden bestehen sollten, dlese mir zur Stelle gu bringen.
25. ,·" «

Vermögen-IchblosmlteelstveileltsemlsstmkcltsdstElååithäletStrufe
geladen.

Der Bestellzettel muß Namen, Stand und Wohnore der Parceien, Gegenstand
des Anspruchs und den zur Verhandlung bestlmmeen Termin enehalten.

st der Kläger elner andern in= oder ausländlschen Behörde als dem Prozeßgeriche
unkerworfen, so foll zu Umgehung sörmlscher Requsitson der Beslellgetkel ln doppelten Exem-
plaren ausgesertigt und dem zuständigen Gericht mit der unter das eine Exempsar zu setzen-

den Bemerkung zugesendec werden, daß dasselbe als Insinnaxlonsdokument vollzogen zurück-
geschlckt werden möge.

G. 2.
Ismle dem Klaganbringen eln Edleionsgesuch gegen Drlcce verbunden, so har der

Nichter den bezeichnelen Belitzer der Urkunde ous den Werhörslermin zu deren Heraus-
hobe oder zur Ablelstung des Edleionseldes mit vorjuladen.

Es braucht zur Begründung des Antrags auf Edition elner Urkunde oder auf Aß-
leistung des Editlonseldes weder unter den Partelen noch gegen Dritcte die Vermukhung

des Besibes derselben nachgewlesen zu werden. Auch sollen Beklagker und Kläger wechses-
sriulg ur Editlon der Urkunden ohne Unterschled verbunden seln.
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III. Abschnitt.

Von dem Verbrstermin und der Aufnahme des Bewelses

und Gegenbewelsee.

. 27.
Partelen, welche nicht über vier Stunden im Umkrelse von dem Gerichtsorte ent.

sernt wohnen, sind verpflichtet, sich in Person zum Verhörstermin elnzufinden. Melden
sich glelchwohl für ste Vevollmächtigte zur Terminsabwar#ung, so find diese zwor bei
gehöriger Leglilmatlon zu diesem Behuse zuzulassen, es Hat jedoch die ausgebliebene Par,
tel wegen der Salorlscung ihres Sachwalkers für dessen Bemühung nur dann einen An-
spruch auf Restitution, wenn das im aen Abschnltte beschriebene schristliche Verfabren
nachgelassen wird.

uch muß sle, wenn wegen ungenügender Instruction dle Anberaumung elnes an-

hewe Termins nsehig werden sollee, dle desfallsizen Kosten aus elgenen Mitteln
übertragen.

Uebrigens ist es unter allen Umsländen gestattet, sich des Bellkandes elnes Auwaltes

im Termin zu bedlenen; doch kann dem C#gnee bei dessen Verurtheilung in die Prozeß,
kosten dle Erstaktung der desfallsigen Sachwaltergebühr ebenfalls nuc dann auferlegt wer-
den, wenn es zu dem vorgedochten schisstlichen Verfahren über dle Klaoge kommt.

Ole nämlichen Grundsähe über Vertcetung und Assistenz finden auch auf die übrigen
Termine Anwendung.

. 28.
Eeschelnt der Beklagee in dem anberaumeem Verpörstermin weder persönlich noch

durch einen gebörig legitimirten Bevollmächtigken, so ist derselbe in Gemähhelt der in der
Worladung angedrohren Rechtenachtheile zu verurthellen.

Bleibr der Kläger aus, so hat derselbe nebst der verwirkten Strase die erwachsenen

Kosten allein zu bezahlen, auch auf Beklagtens Verlangens dessen nach rlchterlicher Ab,

wägung seslzusetende Wege, und Zebrungsgebühren zu erstatten. Die Einziehung erfolge
auf Grund dieser Bestimmung ohne vorgängige Bescheidserthellung. Eine weitere Fort-
stellung der Sache findet nur auf ausdrückliches Verlangen einer Partel Seatt.

In diesem Falle ist anderwelter Verhörreermin anzusehen, der Beklagte dabel auf
dle seühere Ladung zu verweisen, der Kläger aber nunmehr bei Vermeidung des Ver-
luste seimes Klagrechts zum Erscheinen im Termin und, dasern er sich zum Beweise
seiner Klage auf Urkunden bezogen har, zu deren urschriselicher Vorlegung in demselben
vorzuladen und tm Falle nochmaligen Ungeborsams ein den angedrohten Rechtsnachthei-
len entsprechender Bescheid zu ertbellen.

Einer besonderen Ungehorsamebeschuldigung bedarf es weder hier noch in lrgend eil-
nem anderen Falle.

Erscheinen der
Parttien.

Ungiborlam.
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Seuzendewets

. 20.
Bleiben belde Partelen im Verhörsrermin aus, se blelbe dle Sache bis auf weilere

Agregung auf sich beruhen, doch sind dle enestandenen gerlchtlichen Kosten vom Kläger
elnzugleben.

(. 30.
Slnd belde Thelle gehörig erschienen, so har das Gersche zuvörberst mic aller Mühe

bie Herstellung elner gütlichen Einlgung zu versuchen und zu diesem Behuse sachgemäße
Vergleichsvorschlöge zu rhun. Komme ein Verglelch nicht zu Stande, so hat das Ge.
richt, ohne dah es elner Provokatlon Seiten des Klägers bedarf, mie dem Beklageen,
basern dieser nlcht eine schristliche Antwort auf dle Klage überglebe oder überhaupt das im
4cen Abschnicte beschriebene Versabren Mlat greife, die lehtere Punke vor Punke durch-
zugehn, dessen Antworten sorgfälelg nlederzuschreiben und dle von ihm vorgeschüczten Ein-
reden mie der erforderlichen Deutlichkeit u protokolliren.

Einer förmlichen Einlossung bedarf es niche; jede Antwort genüge, wenn dleselbe
nur deutlich und bestlmme (K.

. 31.

Mit derselben Genauigkelt ist der Kläger wegen selner Repliken auf dle Anewort
und Einwendungen des Beklagen zu befragen, sowie lebterer wleder umständllch über dle
Repliken zu hören und überhaupt über die Terminsverhondlungen ein ausführliches Pro-
kokoll zu Halten ist. Dlese wechsellelilgen Erklärungen und Ankworken der Parkelen müs.
sen, ohne daßm es einer besonderen Androhung bedors, bel Strase deo Zugesländnisses be-
wlirke werden, worüber das Gerscht die Parteien gehörsg zu belehren hat.

32

Nach diesem wechselselilgen Gehör der Parkeien hat das Gericht, dasern es dasselbe
nicht für angemessen ochtet, zuvor nochmals die Güte zu pftegen, die Sereltihelle auszu.
sordern, über die von ihnen angesührten, vom Gegner ulchr eingeräumcen Toatlachen,
welche auf die Entscheidung von Einfluß sein können, ihre Beweismittel, so welt dieß
nicht bereles vom Kläger bel dem Klagonbringen geschehen mute, vollständig anzuzel,
gen; zugleich ist damie dle Eröffnung zu verbinden, daß dle Partelen mit elner späceren
Anzeige von Beweismitteln niche gehört werden können, sie vlelmehr derselben, so wele
solche niche im Verhörskermin gehörlg angegeben worden, für verlustig geachter werden
sollen.

8. 33.
Wenn elne Partei sich des Zeugenbewelses bedlenen will, so hat sie, soweit dleß

nsche vom Kläger schon belm Klaganbringen gescheben muhke, dle abzuhörenden Zeugen
mie Angabe deren Wohnorts namhost zu machen, der Gegner aber selne Einwendungen
gegen deren Persönlichkeie und Zulässigkeic onzubringen.

Besondere Fragstucke finden nicht Statt; doch kann der Produke den Rlchter ouf die-
jenlgen Punkee, worüber er dle Zeugen mit befrage zu sehen wünscher, noch besonders Ju
Procokoll aufmerksam machen.



8.3
Hiernachst hat das Gerlcht mit unndr Vorladung und Abhörung der Zeugen, Vorkadung n

und, sosern dleselben dem Auslande angehören, mie desfallstger Ersuchung an das zullän- **rnn
dige Gorcche zu verfahren; doch soll es dem Bewelssührer in Anfebung der lebteren Zeu-

gen nachgelassen sein, selbige an elnem vom Prozeßgericht zu bestimmenden Tage zu Ver-
meidung der Kosten der requlsitorlschen Abhörung Behuss der Abhörung mit an Gerlchts-
stelle zu bringen.

Behörden des Inlandes sind verpflichtet, thre Gerschesunterthanen sich wechselselrig
zur Vernehmung zu gestellen; dem Ermessen des Prozehgerlchts bleibt es jedoch anhelm.
gestelle, die zuständige Bebörde des zu vernehmenden Zeugen zur Abhörung zu requlri-
ren, wenn dieser in beträchtlicher Entsernung vom Orte der Prozeßbebörde wohné.

Dem requtrirtenGerlchte sind dle Punkte, worüber die Zeugen zu vernehmen sind
und,falls das Gerlcht ein ausländisches ist, auch dle Förmlichkeiten, dle gegenwärtiges

Geseh vorschrelbt, zurNochachung. itzuheilen.
35

de Vernehmung erfolgt ohne Beisein der Parcelen In folgender Are:
wörderst legt der Richter dem Zeugen mit dem Vorhal#, daß er seine Aussagen

eldlich " bestärken, also sein Gewissen wohl zu bedenken habe, solgende Generolsragen
vor:

5 wie er Helße, wie alc % sel, wo er wohne, welchem Stande er angehöre
und wovon er sichnähre?

. ob er mit elner derPorreien blutsverwandt oder verschwägert sel und in wel-

chem Grade?

 ob der Ausgong des anhängigen Rechtsstrelces ihm Nuen oder Schaden
bringen könne oder ob er sonst eln Interesse bel diesem Prozeh Habe und

ches?

. ob ihn Jemand daruber, wie er selne Aussagen einrichten solle, unterrich-

tet oder ihm sonst zur Ertaunne seines Zeugnisses Anleltung hegeben babe?
. ob ihn Jemand durch Versprechungen und Geschenke zu Ablegung eines

ginssgn Zeznnisses fut den einen oder den andern Streittheil zu vermogen
gesuch

. er k4hat der Srrelkehelle in der *m*é worln er Zeugulß geben solle,
rät hig gewesen, und in welcher Maaße?

und wenn nt'i Zeugen von dem Beweisführer ausgecusen worden sind:

7 ob er sich wegen des abzulegenden Zeugnisses mir leinen Rebenzeugen bespro-
chen habe und in welcher Maaße?

Sodonn legt das Gericht dem Zeugen dle einzelnen Tharangaben, zu deren Bestä-
uigung er vom Bewelssährer ausgerusen worden ilt, Punkt vor Punke zur Beantwortung

vor und schreibt die Angaben des Zeugen mit dessen elsenen Worten in direkter Rede
nieder.

w
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Eiawendungen

Hierauf wird das Prokokoll vorgelesen und der Zeuge, wenn er solches durchgänglg
genehmige, auf dle Wahrhele selner Aussage auf die, am Schlusse bleses Gesetzes unter
A. belgesügte Formel vereidek, das Procokoll aber von dem Zeugen unterschrieben, Ei-
ner worillchen Ausnahme der Elbesformel in dos Procokoll bedarf es niche, sondern es
genögt dle Bezugnahme auf dle desfallsige gesetzliche Vorschrist. Ein Zeugenrocul wird
usche ausgeserelgt, olelmehr das Vernehmungsprotokoll zu den Acten genommen und von
den requlrlreen auswärelgen Behörden elne beglaubigte Abschelst davon erbeten.

. 9. 36.

Wenn der Produke gegen dle Zeugen Einwendungen mache, aus welchen die gänz-
 sche Unzulsnitket derleiben nichr unbetweselt hervorgeht, se K mir deren Abhürung g

lrkundinteweis.

verfahren, lönen jedoch babel über dle gegen ihre Zufässtgkele und Glaußwürdigkelr ge-
machken Elmreden Behuss der Erklärung darüber Amtswegen Eröffnung zu machen und
dle Würdlgung ihrer Bewelscächulgkele dem Endbeschelde vorzubehalten.

Erscheine aber ber Zeuge als offenbor unzulätsig, so lt der Bewelsführer dessen zu
bedeuken und dle Vernehmung zu unterlassen.

. 37.

Soll der Bewels durch Urkunden gest * werden, so muß Kläger dle schon In der
Klage angezogenen Urkunden im Termin in Ueschrist vorlegen und der Beksagee bel Wer-

ai eun des In der Vorladung angedrohten Rechtsnachthells sich über deren Recognstionerklären.

e Urkunden, auf welchs sich der Beblagte bei stiner, Autwaet, oder zur Begrün.
dung selner Einreden bezlehen will, müssen ebensals im Verhörstermin urschristlich vor-
gelege werden und der Produkt hat sich sosore über deren Anerkennenih oder über deren
eldliche Ablehnung, wo dlese zulassig ist, zu erbleten, indem sie außerdem ohne weleeres
sur anerkannt zu achten sind.

Hatte Klager ober Beklagter der nach Maaßgabe der I#. 23. und 24. an sie er.
gangenen Aufforderung ungeachter verabschume, dle bezäglichen Urkunden mie zur Stelle
zu bringen, so ist auf Kosten der sohrlässigen Partel sosorc eln besonderer Termin zur
Produkcion und Recognselon mündllch zu besilmmen und sind dazu dle slrelcenden Thelle

eich im Verhöratermin unter den gehörlgen Verwarnungen, die zur Vorlegung ver.
e#lichtete Parkei snsbesondere bel Wermeldung des Verlusio der beereffenden Urkunde,
vorzubescheiden. Die Bemerkung darüber, daß und wie dieh geschehen, Ist gehörig im
Protokoll aufzunehmen.

36.
Wenn der Kläger zur Vegrindung sn Repllk oder Beklageer zum Bewelse fel.

ner Duplik, was unbenommen 1 , glelch m Verhörslermin Urkunden vorlegt, so mu.

sich der Gegner über deren Rekogniefon oder Diffesston bel Vermeldung des Rechcsnach.
Welle der Anerkonnracheung sosork erkfären und das Gerlche har blerüber die nöthige Ver-
sländlgung gu geben.



Sind diese Urkunden aber nicht mit zur Stelle gebracht worden, so ist soglelch Ge-
richtswegen eln Termin zur Vorlegung und Rekognltlon anzusehen und dle Partelen sind
dazu noch Im Werhörstermine unter den Verwarnungen des Werluste der sraglichen Do-
kumente und beziehentlich der Anerkanntachcung mündlich vorzubescheiden.

30.
Verlonge der Beksagte zum — selner Elnreden oder Kläger zum Beweise sel-

ner Repllken die Edltion gewsser Urkunden von selnem Gegner, so 1#t, wenn dieser sich
usche sofort zur Ablegung des Edlrlonseldes erbletek, glesch im Verhörskermin zu deren
Worlegung und Anerkennung Termin unter der F. 24. bestimmeen Androhung fesizusetzen
und ßlerüber das Nöehige zu bemerken.

Wird dle Ebltlon bel elnem Driteen gesuche, so ( an dlesen die erforderliche Be-
deukung und Vorladung auf elnen kurzen Termin zur Herausgabe der Urkunde oder Ab.

selstung Sdlelonseldes zu erlassen.
leser Termin ( zuglelch ass Rekognltkonstermin für die Strelkebeile zu bestinmen

und dlesen daher glelch m Verhörerermin mündilch, unter den erforderlichen Androhun-
gen, bekanntzumachen.

. 40.
Ueber Elnreden, Repliken und Dupllken haben dle Partelen des Eldesantrags bel

Wersiast des desfallsigen Reches sich im Verhörekermin gu bedlenen.
De Erklrung des Sereligegners darüber, ob er den angeteagenen EIe annehmen

oder zurückgeben wolle, muß sofort im Verhörstermin bei Werlust des Rechts der Zu-
räckschlebung ersolgen, worüber das Geriche dle Partelen gehörlg zu belehren hat.

Will der Delat — was lm sreistebe — sein Gewissen mie Beweis vertreten, so

bat er dieh soglelch bel der Aufsorderung, sich über Annahme oder Rückgabe des ihm an-
getragenen Eldes zu eneschelden, zu erklären und sesue Bewelsmsctel bel Verlust der Be-

sugnih der beabsichelgeen Bewelsführung gehörlg angugeben.
Sollee sedoch dleser Bewese mißlingen, so finder eln Zurückkommen auf den ange-

tragenen Eid ulcht Seatt und es lelder daber dle Bestlmmung im §. 2. Tit. 19. der Al.

ten Churs. Prozeß Ordnung kelne Anwendung.

+. 41.
Ein Gefährdeeld kann von dem Deserenten nicht gesordert und demselben nicht auf.

erlege werden.

'42.
Sachverständige ksnnen vom deroi sowohl nach dessen sceier Entschlleßung als

auf Antrag elner Partel besragt werden. Die Wahl derselben stehe jedoch in belden Fäl-
len lediglich dem Gerlche zu., dofern niche dle Parkesen sich über die Person des Sachver-

sländigen elnigen und hlerüber dem Gerlcht rechtzelulg Anzelge machen.
Tuch ist es den Partelen gestatrer, gegen die Perfon elnes vom Richter gewöhlten

Sochverständigen Elnwendungen zu machen, über welche dann der Richter sofort zu ent

(mcläbrdeid.

Sachverstan-
dige.
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schelden und, sobald dle erhobenen Elnwendungen für unerhebllch oder unbegründet befun-

den worden, — welkeres mie der Abhörung zu verfahren hat.
IAl der Sachverständige nicht bereirs durch elnen allgemelnen Amtseld zu gewissen-

bafter Abgabe selnes Gulachlens verpflichter, so muß derselbe in glelcher Welse wie eln
abgebörter Zeuge (vergl. J. 35.) vereidet werden.

Die Abpörung erfolgt an einem hierzu nach angestaondenem Verhörstermin anzusetz=
zenden Tage in Abwesenhelt der Parcelen; doch sind leßtere, sofern dleß nscht schon lm
Verhörstermin geschehen, von der Wahl des Gerlchts zuvor in Kenntniß zu seben, da-
sernsie Gelegenhelt baben, lhre etwolgen Einwendungen gelrend zu machen.

Darüber, ob nur eln oder meprere Sachverständlge — deren Zahl bis zu Drelen

erhöbr werden kann — zu Abgabe lbres Gmachtens zu veranlofsen selen, bat das Pro,

zeßgersche mic Berücksichtigung der Verschiedenheic des Falles, insbesondere der mehrern
oder mindern Schwierlgkele der zu beanewortenden Fragen und des höbern oder geringe-

ren Werhes des S#ereligegenstandes, Bestlmmung zu treffen; doch genüge auch das Gut,
achcen elnes einzigen, von dem Geriche für den gegebenen Fall sür ausrelchend erachteten
Sachverständlgen, um über den Gegenstand der lhm vorgeleglen Fragen dle zur Entschel-

dung ersorderliche Gewißhelt bergustellen.

Gerscheliche Besichtigung ult, sofern eln Porkelankrag ulsche gestellt worden, geelg-
necen Falles Ameswegen Ju versügen. Dle Partelen sind dazu mündlsch oder mitresst
Bestellzerress monstorlsch vorzuladen. Rücksichellch des Verfohrens sind die im Ordlnar-
prozesse gellenden Grundsäße anzuwenden.

Veränderung der Bewelsmiktel sinder nur bis zum Verhörstermin unbedinge State.
Nach Ablauf desselben ilt sie als Klogänderung zu betrachten, daher Klager sammtliche
Koslen zu erstacten und einen neuen Verbörstermin auszubringen hat. Der Eidesan=
trag kann jedoch, auch vom Gesichtspunkie der Klagänderung aus nur so lange gurückge-
nommen werden, als er vom Beklagten nichr berelts angenommen oder gurückgegeben

worden ist.

IV. Abschnitt.

Von ausnahmswelser Gestattung elines schriftlichen Verfahrens
über die Klage.

 45.

Das mündliche Versahren über dle Klage blldet nach den hlerüber aufgestellten Vor-
schristen die Regel; es ist jedoch dem Beklagken in jedem Falle unbenommen, eine schrlse-
liche Beantwortung der Klage bel selnem Erschelnen im Verhörstermin zu übergeben.

6 kann aber auch überdieh von dem Gerlche, sowohl von Ameswegen, als auf

Anerog der Partelen, eln schrifellches Verfahren angeordnet und beglehentlch nachgelaf-



sen werden, wenn es sich ergiebt, daß dle Partelen dle ihnen vorgelegten Fragen nicht so-
sort genügend zu beaneworten und die zu vollständlger und genauer Darlegung des Ver-

bälunlsses ersorderliche Auskunst nicht sogleich zu geben vermögen oder wenn die Verstar,
tung schristlicher Auselnandersehung aus anderen erheblichen, im Terminsprotokoll zu be-

zelchnenden, Gründen nstölg oder rächlich erscheint.

Dieses ausnahmeweise zu bewllligende chrlscliche Verfahren ist ein kommunlkatorl-

Zuvörderst wird dem Beklagten zu Einreichung seiner Einlossungs= und Elnrede-
Schrlft, sofern er solche niche berelts im Verhörskermin Üübergeben hat, in dlesem eine
sieben= ble Höchstens vierzehntägige Frist bewilllgt.

Zu Elnbringung der Reollé des Klägers und der Duplik des Beklagten find je sie-

benrägige Fristen anzuordnen.
ehrere Schriften dürfen ulcht zugelassen werden, elne Verlängerung der vom Ge-

richt angeordneren Fristen ist nur ausnahmeweise und sediglich elnmal aus erheblichen ak-
renkundlg zu machenden Gründen zulässig.

47.

Die Einlossungs= und Replikschrift werden dem Gegner mittelst Dekrets zur Be-
aneworcung, die Dupllk zur Nachriche in Abschrift milegethelle.

Dle Frist zur Beantworcung läufe von dem auf dle Behändigung der Abschrist sol-

genden Tage.
Bel unterlossener rechtzeitiger Beankwortung erlet der Rechtsnacheheil der Gestän-

dlgachcung bezüglich der in Frage kommenden gegnerischen Thatangabe auch ohne vor-
gängige Androhung und Ungehorsamsbeschuldlgung ein.

 48.

In den schrisellchen Säten sind für jede dorin enthaltene thatsächliche Behouptung
elner Hartel dle Bewelsmictel bel deren Verlust sosort vollständig anzugeben, Zeugen ge-

hörig nambaft zu machen, Urkunden ober in Abschrift beljusügen. Befßinden sich letkere
in dem Besibe des Beksagten oder eines Drikten, so muß mit der betressenden Schrise,
bel Verlust des Rechts, sich spater auf jene Urkunden bezleben zu können, der nöthige
Editlonsantrag verbunden werden,

Bei Beantwortung elner Schrift, in welcher der Eld angetragen lst, muß sich eben
so wle bel der Elnlassung auf dle Kloge, bel welcher Eldesdelation zur Hand genommen
worden ist, über Annahme oder Rückgabe des Eldes bel Verlust des Reches der Zurück.
schlebung erklärt werden.

äre der Eid über einen eist in der Duplik vorgetragenen Thatumstand angetragen,

so hat das Gericht den Kläger vorzubescheiden und ihn, dafern er dle betreffende sorrlsche
Angabe nicht zugellebr, gur sosortigen Erklärung darüber, ob er den Eid annehmen oder
zurückgeben wolle, zu veranlassen. Verwelgert Kläger diese Erklärung, so #st der Eid
sür angenommen zu ochten.
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Slnd Zeugen Behuss der Bewelsfuhrung benannt worden, so kann der Segner in
sesner Schrist dlejenigen Punkie bezelchnen, worüber er die Zeugen bel der Abbsrung
mit besragt zu sehen wünscht. Uebrigens gelten die im §. 33. und §. 36. ausgestellten
Grundsätze.

.4Nach Schluß dieses schrifellchen Vrsihrens it zu urschriftlicher Vorlegung, Re-

kognstlon, bezlehenelich Edleion der ongesogenen Urkunden eln kurzer Termin onzuberau.
men und übrigens wegen Abhörung der Zeugen und Sachverständigen oder der zu halten-

den Besichelgung in Gemäsbeffr der blerüber Im vorigen Abschnicte ausgestellten Regeln zu
versohren

4. 50.
Istt den Portelen ein schristliches Verfahren nachgelossen worden, so boe bas Ge.

richt auch, mit Ausnahme des Falles, wenn ledlglich der Eid als Bewelemittel gebraucht

worden ist oder der Sterelc nur Rechtssragen, nicht Thalumstände betriffe, jeder Partel

dle Einrelchung einer Hbhueitn über die Resultace der Beschelnigung und Gegenbeschel-
aigung nachulassen. Zu deren Beibringung ist elne, nicht über vlerzehn Tage fassende,
fut beide Stteltthelle #Femenschaftch unerllreckliche Fristin schristlicher Zusertlgung zu

bestimmen.
n Hagt mur das vorgeschriebene mündliche Verfahren über die Klage Scate gehabt, so

kann eine Schlußdeduction nur aus besonderen durch die Actenlage gebotenen erbebllchen
Gründen bewillige werden.

V. Abschuttt.

Von der */|62120
8.5

Die Entscheldung ist zwar In der ervon der Prozehbebörde selbst mie zabgich
kurger Einschaltung oder Ansügung der Entscheldungsgründe abzusassen; doch bleibtau
dle Versendung der Acten nach auswärtigem Erkenminssse aus rheblichen zu den Acten

Ju bemerkenden Gründen nachgelassen.
*l

Die Entscheidung muh sosore desinlulv“ feinz boch kann sie von Ablelllung elnes
Schledseides oder elnes richterlich zu bestimmenden Eldes abhängig gemacht werden.

Der Bescheid muß sowohl die Hauptsache als den Kostenpunkt umsassen. Rück,
sichellch der VerbindlichkelrzuTragungderKosten bewendet cs bel den im Ordinarprozesse
zu beobachtenden Grundsatzen.

Wird die Entscheidung von Ableislung eines Eides bedingt, so ist der Eid seinem

weseunte 6 Juholee nach gleichim Bescheidevorzuschreiben.
er Regel ist auch lm Bescheide die Folge mir auszusprechen, welche sür den Fall

urlie —8 verweigerker Eidesleistung elntreren soll. Erscheimt dieß aber wegen Be,
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#cksichtigung verschledener EventualitäcenAnschirundbedenklich,somußbie rechrliche

Wiekung, welche der Versäumniß on einem Elde oder derVerwelgerung besselben bel.
mmessen ist, nachteäglich ohnealle weitere Verhandlung entwederin dem Schwörungs-

kermin oder mögllchst bald nach demselben dach Bescheld bestimmt werden.

Haben sich beibe Partelen zu dem rdn persönlich oder durch gehörig le.
gitimlete Bevollmächtigte eingesunden und dle Sache erlangtin demselben Spruchrelse,
so bat das Gerlchr, sofern es dasselbe nichr in schwlerigen und bedenklichen Fällen fir
angemessen errchter, die Enescheldung aususetzen, sosortim Termin Bescheid abzufassen
und zu erössnen. Außerdem ist besonderer Publikationskermin anzuberaumen und es sind
dle Parkeien dazu uncer Androhung des Rechtsnachtheils, dasi der Bescheid dem ausblel-

benden Theile solle sur eröffnet geachtet werden, mittelst Bestellzetcels vorzubeschelden.

Dle Publlkation geschieht durchVorlesung bes Beschelds. Die Parteien sind da-
bei über dle zehmtägige RNothselst, die Folgen der Versäumnß derselben und die zuläss.
gen Rechtsmittel zu belebren.

VI. Abschnitt.

WVon den Rechesmleteln.

“. 55.

In minderwichtigen Rechtssachen soll durchgehends eine zweifache Instanz Staut
baben, wonach

a. die vor den Untergerlchten verhandelten und da zur ersten Entscheidung ge-

brachteen Rechtsstrelrigkeiten auf dagegen eingewendete Berufung zur lehten
Enescheidung

b. dle bei derL#e#ndneevcIlerun oder dem Consistorium unmictelbar anhängig. ge-

wordenen Rechtssachen nach dort ersolgier erster Entscheidung auf dagegen
eingewendete Leuterung zu auswartlgem Erkenntnissein lehter Instanz

gelangen sollen.
K. 56.

Bei Einwendung desRechtsmittels sind sogleich sämmtliche Beschwerden vollstän.

olg anzugeben und zu begründen; eine belendere Deduction derselben ist unzulästg.
Das Prozesigericht har die Emwechncheshnt dem Strellgegner unverzüglich zur

Nachachlung ln Abschrift mitzutheilen.
nterbehbrden liegt es außerdem ob, blunen 14 Tagen längstens vom Eingange

der Appellation an die Akteu berichtlich an Firstliche lnetreglcung elnzusenden; einer
Notlsikalion vom Berichtsabgange für dle Parteien bedarf es usche.

3

Atit dec Publi
lalion.

Fermdir Puels-.
katien.
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Will der Appellat obder Leuterat eine Widerlegungsschrift beibringen, so ist solche
binnen dre! Wochen vom Ablauf der zehntägigen Einwendungsfrist, von ersterem bei

Furstlicher Reglerung, von letzterem bel der betreffenden Oberbehorde bei Verlust dersel.
ben einzureichen.

Nach Ablauf der Resutatlonsfrist ist in Leukerungsfällen die Einholung auswärtl.
gen Erkenmnisses gu versügen, bel eingewendeter Appellation von der Landesregierung

zu entscheiden; doch bleibe es lehterer vorbehalten, in geeigneten Fällen die Akten Behufs
der Decisur einer auswäreigen Spruchbehörde zu übersenden. Die Anberaumung eines

Inrotulatsonskermins finder allenthalben nicht Statt.



Zweite Abtheilung.
Von dem Verfahren in geringfügen Rechtösachen.

nunoch einfacheres und kür.grs uss-dasin der ersten Abtheilung vorgeschriebene e zunee *
mashnn, sollin geringsügigen Rechtssachen beobachtet werden. trladre

Demselben sollen unterliegen:
1, alle Rechtssachen, deren Gegenstand nicht mehr als Zwanzig Thaler N. C.

Hauptwerth oder Zwäls Silbergroschen jährlIchen Nutzungswerih beträgt; mit
alleiniger Ausnahme der Wechselsachen;

2, alle Hausmlerbstreltigkeiten, sosern es dabel auf den Einzug oder Auszug

oderauf vertragmähige Herstellung der in dem Miethkontract begrisfenen Ge-
gensiände ankemme;

. Jerungen zwischen Gesinde und Dienslherrschaften, so welt dleselben nicht nach
6. der Gesindcordnung vom 25. Mär 1828 einer blos polizeillchen Ver-

bondliung zu unterwerfen sind. Wegen Forderungen an siskirirdigem Oenl.
lohn sind die Bestimmungen unter No. 1. dieses §. und No. 1. des

maaßgebend;
. Injuriensachen, so weit dleselben nicht nach §. 2. a. des Landesgesetes vom

22. Novembec 18411 dem Gebiete der Criminalobergerlchrsbarkeit zugewiesen

und daher von Amtswegen zu untersuchen sind;

 Innungs= und Zunfestreiesgkeiten, sosern dieselben zwischen einzelnen Mei-
stern oder zwischen Meistern, Gesellen und Lehrlingen derselben Zunft enrste-
ben und nach elnem zum Anhalr dienenden Lebrkontrace oder nach Handwerks-

staruren oder Gebräuchen zu ensscheiden sind.
Disfferenzen einer ganzen Innung mit einer andern odergewisser Klassen

derselben Innung sind wie seither von Firfllicher Landesreglerungim Adminl=
strativwege zur Erledlgung zu belngen

6. Streltigkeiten, deren verzögerteSchlichung elnen unerseblichen Schaden be.
sorglich macht, namentlich

a Inbiblions und Arreslsachen
D. provisorlsche, durch dieSah erbelschte, Versägungen in Pacht-

ermissionssachen und Basteeieigkeiten.

“

—

*-

69.
Die Vorladung beider Parteien ersolgt mitlelst Bestellzecrrels, und zwor des Be- wWe

klageen ohne abschristliche Mitthellung der gegen ihn ongebrachten Klage; dagegen muß «

vekBestellzcttclquIIerdrnchocdekmncndck Vothdungin minderwichtigen Rechtssachen



Kofenverstand.
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(6. 24.) den Gegenstand und Betrag des Anspruchs mie kurzer Bezeichnung dee spe-
clellen Grundes, worauf er beruhe (JI. B. 10 Thlr. Mlerhzins, 8 Thlr. Tagelohn) ent-
hallen. Die Androhung elner Geldstrase für den Fall des Außenbleibens im Termin
findet nicht Statt.

Die Ladungsfrist des Bestellzettels darf nicht mehr als acht und nicht weniger als
brei Tage enthalten. Unter Einraäumung elner noch kurzeren Frist kann der Beklagte nur
dann mittelst Bestellzettels peremtorisch geladen werden, wenn er am Gerichtsorte gegen-

wartig ist und die Sache kelnen langern Aufschub duldet, oder wenn der Beklagte selbst
in bdie Festsetzung elner kurzern Frist willlgt. Pacrimonlalrichtern ist es gestattet, Ver-
börskermine auf ihren Privatexpeditlonen abzuhalten und die Partelen können zum Er-

schelnen daselbst durch Beskellzercel bei Vermeidung der Rechtsnachtbelle, welche ihr Aus-
senblelben in dem gleichen zur Abhaltung an ordentlicher Gerschtostelle angesetzten Termin

zur Folge haben müßte, vorgesaden werden.
Zum Nachweis der ersolgten Vorladung und Behändigung ist ein zweltes Eremplar

bes an Beklagken ergangenen Beslellgectels ausgesölle und mie der nöthigen Bemerkung,

dah auch der Kläger vorgesaden worden, als Concepe zu den Akten zu nehmen und mie
der Inlinualionsreglstrajur zu versehen.

ündliche Vorladung konn nur auf Klägers Antcag versüge werden und darf nicht

peremrorlsch sein. Blelbe daher elue solche Bestellung unbesolgt, so sind die Partelen
aus einen andern Termin durch Bestellzertel vorzuloden und die Kosten der vergebllchen

mündlichen Ladung und des angesetzt gewesenen Termins vom Kläger einzuheben.

C. 60.

Za Beslellung eines, nach Ermessen des Gerrichts mit zwei bis fünf Thalern fest.
zusehenden,, Kostenvorstandes können ausnahmewelse nur Auslönder nach Befinden der

Umstände angehalten werden.
C. 61.

Dle Aussage eines elnzigen vollgülesgen nach den Vorschristen des §. 35. abge,
börten und vereideren Zeugen genügt zur Bewelsberstellung.

. 62.
Auw geringsügige Rechtslachen finden dle Formen des Exekutloprozesses keine An-

wendung; vlelmehr gebt lebterer in dem hler vorgeschrlebenen Verfahren dergeslolt un-
ker, daß Beklagker auch gegen das lediglich ouf Urkunden gestübte Klagonbringen mit
(lliqulden Einreden gehört und mit jeden im Allgemeinen slatthaften Bewelsmitteln zu-
gelassen wird.

Dagegen kommt aber auch die Widerkloge in Wegsoll, es müßte denn das Objekt
der Einrede den Anspruch des Klägers überstelgen, in welchem Falle es dem Beklageen

reiltebe, wegen des ganzen Gegenstandes der Ausflucht die Widerklage bel dem nämll-

chen Prozehgerlcht zu erheben und durchzufübren.
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§. 63.

Eegäbe sich bel der Verhandlung der unter No. 6. des F. 58. bezeichneten Screl- Bpettener
igkeiken, daß, dle besinitive Entscheidung von einem Rechtsverhältulsse bedingt werde, oris die derlu
dessen Erörkerung nicht nach den Normen des Prozesses in geringsügigenNechsssachen %
geschehen konn, so ist wenlgstens elne interimistische Versügung für die Dauer der
Rech'sverhandlung zu tressen, wodurch der Rechesversolg möglichst gesichere wird.

Insbesondere hat auch das Gericht bei einkommenden Parteianträgen dasür Sor-
ge zu tragen, daß während der Dauer der nach§.Z.diesesGesetzeszu verhandelnden

— eln provisorischer Besitzttand durch geelgnete Anordnung feslgeskelle
werd

64.
Die Parteien konnen sich in KVeen durch Bevollmächtigte vertreten lassen oder enteitung und

mie lhmen gleschzeielg erschelnen; doch Ist die Gebühr für die Assistenzin keinem Falle, wistt n un-
süc die Vereretung im Termin ber. so sern überhaupt der Gegner in die Kosten verur-
ehellt wird, nur dann zurErskartungzu zieben, wenn die auhenbleibende Partei über ei-

ne Meile vom Gerichtsorte enlsernt wohnt. Reisekosten des Bevollmächigeensind in-

deß auch dann, wenn dessen Terminsgebührsichzur Restitution elgnet, von der Erstat.
kung ouszuschlseßen und vom Auseraggeber ous elgenen Miteeln zu übertragen.

—II bedarf es keiner selerlichen Bollmacht. Vielmehr genögt
dle Belbringung einer von dem Austraggeber eigenhändig unterzeichneten Schrift, in
welcher der Gegenstand des Sereites deurlich bezelchnet und dle Bevollmächelgung, wenn
O#ch nur in allgemeinen Ausdrücken, unzweiselhast ousgesprochen wird.

Gemeinheiten und Privatgesellschaften vn ch ihre Vorsteher oder durch Ab.geordnete aus ihrer Miltce gülig vertreten. Vorsleher haben lich, sofernsienlchedem
Gerlche schonin dieser Eigenschaft bekanne sind, ale solche, Abgeordnete aber durch
eine, von den Vorstehern unker Beidrückung ies Gemeinde“ oder Gesellschafrsstegels,

oder von sämmrlichen Mitgliedern der Genossenschaft ausgestellte Vollmacht zu legleimi-
ren.

Besähigung zur jurlstlschen Prarls wird nur zur Absaffung von Prozeßschriften und

zur Assistenz in Terminen erfordert.

Devolimchie, welche Stait der Partel im Termin austreten, müssen gehörig
insteuirt sein. Die von dem Bevollmächtigten mit Bezugnohme auf den Mangel der
nothlgen Innekilen voleend. Ablehnung bestimmter Erkläcungen gilt sür Sechhtäne=
nih des berresfenden thatsächlichen Umstandes.

. 65.

Ein schristliches Verfabren uber bie Kge ist unter kelnersel Umsländen Lulästg ZEIWWI
ebensowenladükftuquopubkendeSchnftea(Dcdaktlouen)qngenommenwerdek"sch""'
das Klaganbringen, die Einwendung und Widerlegung von Appellatlonen kann Uon-.

lich bewirke werden.
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In geringfuglgen Rechtssachen, wacher 2 einer Oberbebhörde in erster Instanz zu

verhandeln wären, ist jedesmal sofort elnem Unterrichter Auftrag ur Verhandlung und
Entscheidung zu ertheilen.

 67.

Akktenwersendung findet nlemals Statt. Appellatlonensisindan die Landesregierung,
und wenn die Sache im Austrage des Consistorium von einem Untergerlcht verhandelt

worden ist, an diese Oberbehorde zu rlchten. Die berusene Oberbehorde entscheidet hler·
auf, es mag der angefochtene Bescheid in einer an sich zur Competenz des betteffenden

Untergerichts gehorigen oder demselben durch Auftrag zur Verbandlung überwlesenen
Rechtssache ertheilt worden sein, in lebter Instanz.

Das Rechtemlttel der Leuterung bleibr demich gänglich ausgeschlossen.

Gegen provisorische Verfügungen der §. 63. gedachten Arc ist zwar Appellation zu-

lässig; es soll dieselbe jedoch kelne Gupent Wirkung baben.

Untergerichte baben den Gegner des oolenen von der eingewendeten Berusung
unter abschrisillcher Mittheilung des Appellationsschrelbens unverzuglich in Kenntniß zu

seben, dafern nicht die Appellation im Beisein des Appellaten elngewendet und protokol-
lIrt wordeni

DieBerichterstattung an dieOberbehorde ist binnen acht Tagen zu bewirken.
Dem AUppellaten stehe es srel, eine Resutationsschrist binnen vierzehn Tagen von

Ablaus der Einwendungssrist an bei der Hrskehe elnzureichen.

So weit nichrdiein dieser Abtbeilung wiruigen — enthaltenen Vorschriften
den Bestimmungen uber das Verfahren ln minder wichtigenRechtssachen entgegenstehen,
sinden lebtere auch auf den Prozeß in geringsügigen Fechsssachen Anwendung.



Dritte Abtheilung.
Von dem Verfahren in Rechnungssachen.

Der Rechnungeprozeß bestebt in * 3Verbandlung über eine wirklich gestellte und aha he
vorgelegte Rechnung zu dem Zwecke, daß deren Rlchtigkelr gerichtlich geprüft und dar- besses.
über entschieden werde. Keineswegta gebört dahin die Erörterung und Enescheidung
der Froge, ob Jemand zur Ablegung einer Rechnung überhaupt gezwungen sei. Dlese
ist vielmehr nach Maahgabe des jedesmaligen Rechtsverhältnisses und der bei dlesem zur
Anwendung kommenden rechtlichen Grundsäle zu beurtbellen und, je nachdem sie mit ei-
nem Screltgegenstonde über oder unter 100 Thlr. N. C. sasammenteisst , nach den Vor-

schristen des Ordinarpro)esses oder dee gegenwärtigen Gesebes zu bebandeln.

Wegen aller Staats-, Commmal= und Justitucenrechnungen, welche
Gange der Aoministraiorevisfon und Richtigstellung in den Rechnungsprozeß nicht “
gen werden dürlen, bewendet es bei dem bisber beobachteten Geschäftsgange.

Auch cckschillch der gewohnlichen, alljahrlich oder sonst in geordneten Terminen zu

legenden Vormundschafesrechnungen besteht das bisherige Verfahren sort. Dle vorsie-
benden Bestimmungen treten rücksichtlich lhrer nur donn ein, wenn nach beendigter Vor-

mundschost zwischen dem zellher Bevormundeken und dem Vormunde Disserenzen über
dle Schluhrechnung elnereten.

.ln7
Jede Rechnung, welche zur herchsichen Erkrterung kommen soll, ist mit den ns,inieitung ku4.

thigen Belegen bel Gerlchezu übergeben. Wenn diese bel leberreschung der Rechnung cherr
seblen, so bac das Gericht, 1n *“ westere Versügung getrossen wird, den Rechnungs- ·

steller zur Beibringung der Belege n
F. 7

Sind die Belege bel Gericht —* so fertigt das Gericht demsenigen, wel. Versabren.

cher die Desektirung der Rechnung zusteht (dem Eigenthumer, Revidenten, Defektan-
ten), die Rechmung in Abschrife zu, mie der Bedeutung, seineErinnerungen dagegen

unker sortlousenden Nummern und nach Ordnung der Rechnung binnen gewisser Frist zu
den Akeen zu bringen, unter der Verwarmug, dass nach #blauf derselben die Rechnung

sür anerkanne erachter und als solche justisicirt werden solle.
ugleich ist lom zu eröffnen, daß die Belege zur Einsichte an Gerichtsstelle, oder bei

Heanlchs lalgeichon in der gewözulichen Erpedition des Justiciars vorliegen.
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Werden innerhalb der bestimmeen Frlst einige Erinnerungen nicht elngebrachr, se

ist dle Rechnung ohne Welleres für richtig anzuerkennen und auf Antrag des Rechnungs-
stellers ein Justifikarorium auszuserligen.

Nicht minder sind in dem Falle, wenn der Revident Erinnerungen zeitlg anbringt,
alle dlejenlgen Ansähe, gegen welche er elwas nicht bemerkt hat, sür anerkannt zu achten,

und einer spätern Desekelrung nicht welter ausgesetzk.

Die zeitig elngegangenen Erinnerungen sind dem Rechnungssührer zur Beantwor-
tung innerhalb einer, ihm zu bestimmenden Frist mie der Bedeutung zuzuserelgen, daß
nach fruchtlosem Ablouse dleser Felst die gezogenen Erinnerungen sür anerkannt und dle

denselben untergelegten Thatsachen für elngerdume erachtet werden sollen.

Dleser angedrohte Rechtsnachtheil telte ouch, wenn der Rechnungssührer dle Erin,
nerungen innerhalb der beslimmcen Fcist gar nicht beantworket, in Bezug auf sämmtliche
Klonita; wenn er aber nur einzelne davon beantwortek, Iin Bezug auf die mit Silll.

schweigen übergegangenen sosort eln und ist dem gemäß mittelsl kurzen Dekrets, welches
den Partelen auf mündliche Vorladung eröffnet wlrd, zu erkennen.

. 76.

Die Fristen, welche nach 86. 72. und 74. zur Stellung der Erinnerungen und zue

Elnreichung der Beaneworkung derselben dem Betheiligeen vorgeschrieben werden sollen,
sind dann, wenn die Rechnung einen Gegenstand von Wichtlgkeit im Sinne des gegen-

wärtigen Gesehes umfahr, deelhlgräalge, bel minderwlchelgen Sachen vlerzehntäglgeFrl-
sten, und können auf der Partelen Ansuchen bei vorliegenden tristigen Gründen höchstens
zweimal verlängert werden.

8. 77.

Wenn die Beantwortung des Rechnungssuhrers(9.74.)zeltigelngegangen ist, so
wird von dem Gerichte eln Verbörstermin angesebe, wobei dem Revidenten die Rechtser-

tigung des Rechnungsführers abschristlich mitgelheilt und nachgelassen wird, bassenige,
was er etwa dagegen noch zu bemerken haben sollte, spätestens drel Tage vor Elurrice des

Termins schrifellch zu den Akten elngureichen.

ie Strase, unter welcher die Berhelligten zu dem Verhörstermine vorgeladen wer-

den, besteht bel Rechnungsgegenständen über 100 Tolr.N.C.in Fünf Thalern, bel ge-
ringern in Elnem Thaler, welche im Fall des ungehorsamen Außenblelbens unnachsichtig
beigerrieben und bei der anderweiten Vorladung erböht werden.

In dem Werhörslermine wird, mit Berücksichtigung der elwa wechselselclg für eln-
geräumt zu haltenden Ansätze und Erinnerungen, die Gute möglichst gepflogen und, wenn
diese nicht Plaß greist, die Rechnung nebst den unbedingten Erlnnerungen Punke vor

Punke burchgegangen.



Erglebe sich hierbei, daß noch elne oder mehrere Poslen streitig bleiben, welche zu-
sommen niche über 100 Thlr. N. C. betragen, so ist die Sache nach den Vorschristen
des gegenwärtigen Gesetzes über den summarischen Prozeß zu erörkern und zur Eneschei-

dung 8 bringen.
Dabei ist derjenlge Strelttheil, welcher auf Ablegung der Rechnung angetragen hat,

als Klager, derRechnungsfi brer als Beklogter zu behandeln und von dem instrulrenden
Richter den Becbeiligten in - auf die streittg gebliebenen Punkie die soforilge An-

gabe ihrer Bewelêmittel für jeden einzelnen Disserenzpunke bel Verlust derselben aufjule-
gen, so wie sonst gan) nach Vorschrift des Gesebes über den summarlschen Prozeß zu ver-

sohren
*eie

Erscheine dagegen die verbleibende Disserenz als wichtig im Slune des gegenwärtl-
hen Gesetzes, so ist dleselbe im Wege des Ordlnarprozesses zur Enescheldung zu brungen
und kann desbalb nach Besinden aus Bewels und Gegenbewess Inrerlequire oder elne Ver-

welsung zur besondern Ausführung dekrettrtwerden.

Dle Frage wegen Zulässigkeit dervorschiedenen Rechtemittel il, je nach Werschle-

denhelt des rreitig gebliebenen Objektes nach den Grundsätzen des Ordinarprozesses oder
nach den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetes zu beurthellen.

— inden Orblnarpro,

bt.

Rechtemsttel.



Zeugeneid.

Ich schwore hlerdurch zu Gott dem Allmachtigen und Allwissenden mit Herzen und
Mund dlesen theuern lelbllchen Eid, daß Alles dasjenige, was ich in der zwischen N. N.
und N. N. anhanglgen Rechtssache als aufgerusener Zeuge ausgesagt habe, und was mir

so eben wiedervokgclcseutvokdkntst,dlekcchtckeinen-ndussvekfälschthahkhenset
d daß ich weder aus Freundschaft, noch aus Feindschaft, noch aus elner andern Ur-

. wissentlich etwas gegen die Wahrheit angegeben oder verschwlegenhabe

So wahr mir Gott helfe und sein heiliges Wort Jesus Ehristus.
men!



Taxordnung
der Gerichts und Sachwaltergebühren

im summarischen Prozeß.
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I. Gerichtsgebühren.
fur Prasentation eingehender Dantetensshrisen, Behördenzusertigungen, Bescheide rc.

für Bellagen die Haisce dieler "
das Anbringen der Klage zu regisleiren .......
schkftltchkapunganemchk . ..........

für eine enenn. von jeder erson
lm nzen nicht wenizeralsdieuntern 3b ue Taren.

elnt Gchisteche 7 n
eine Instanationsregistratur ...............·.

.—— lion anderer Behörden .....·...·......·
Anordnung elner lltundltchtn Ladung .....·. ........

Abhaltung elncs Verhöreterwins,
wenn er prorogirt oder in den dazu vesthiich, #s Fällen nach gepflogener Götever,

bandlung ein Acheifiichet efahen gellä. utepslegung uber die Kl * Einreden weiter mnich verhonden.

her ein 4260 die Mäosibator eincs Zugeständalsses betressender Vergleich dergesteln
2 z

c. wem ein, wirkich aee Sirelipuntie gidginit nsth ermiutelewird .-
AllesmitEinschuß des ProtfürRegistrirungeinerBevollmächtigung oder elnes andern % lgnsvonöhnlnbernllmlsnge.

für Regmtunng elner kulddtnnnclattom Jnttroennon odtretnesandtrntvestntltchenelrtsenti
gen

unn eimns —e Geschelaigungs, und Nelognitloneierniins mu Einschlußdis Pto /

a. *— die Sache einsach istd. wenn vlele Dekumente odersonst weilzustge Erorterungenrorkommen ..
Wird in oder in irgend einem andern, nach angestandenem Verhörstermin Statt

findenden Termin ein Vergleich, dutch welchen der ganze Rechtestreit line Erledigung erhalt,
hergestellt, so erhöh sich bie betressende Terminasportel um ein Drittheil

sför Abhörungund we, * Zeugen oderSshwehänigenfür Beglaubigung einer Ab .-

eine Besichtigung oder andere :rrtmmn zu holten,
o. wennste am Orte des Gerichts oder doch in dessen Flur vorgenommen wlrd
b. wenn sie aufser der Fur des Gerichts vorgenommen wird

iten * Ztancpotilosten sind dabei nach dem Betrage des wirllichen Verlags in Noch
zuun zu brinürslliche *im welchen Expeditionegebühren als ein Besoldungsacciden) instructions-
#is zugewielensind, haben die Hälfte der nach a und b zu liguidirenden Säte für sich zu

beanspi

Abnahmie eines Legaleids „Succhuute *„Snwusss vrEidetformel und des* ProefelskvEmwersung und Abnahmeeince Haup
Absassung und Mr#stallene F#es Bepr

sosort im Termin zu Drotololl
b. besonders abgefahter ....



I. Klasse U. Klasse IIl. Klasse
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20.

21.

Bericht auf eingewandte Appellatien .

wenn das Verfahren angegriffen oder derNichtersonsi zur Verantwortung gendihigtwire.

Abfassung der oberrichterlichen Entschedung und deren Zufertigung an die Unterbehdrde Behufs
der Eroffnung. . ..

Ist eine Enescheivung von einge auswärtigen Sprachbehörte eingehollworden, so irii
selbstverstandlich der dafur berechnete Betrag an Stelle der Satze unter 19. b. und 21. und

es findet dann nur noch der Sportelsatz unter 22. und 23. neben dem betreffenden Verlage

Sta.

 Vorladung hur besonderen Publikation

Publikation einer oberrichterlichen oder auswaris mishoir hnnetn incl.2l-
ein Höülfsgesuch zu registriren .

Hülssaiiflage.. ...................

Notiz an den Inpewanten
den Berechnungs= und Hülfstermin zu holten und das Liquidum zu konstituiren

die Hülfe in Immobilien für vollstreckt zu erklären „
 die Eintragung der Hypothek im Consensbuche und Aneserigung des Hanfsscheins ..
 Auspfändungsbesehl an die Gerichtspersonen und den Diener

31.| für.die Beschlagnahme und Aufteichnung von Mobilien wenn si T das hericht *2 vor,
genommen wird ..,... ....

gä- für die Anktionspatente 508

35.

86.

2

 Bekanntmachung in dieöffentlichen Bläuer
 Raöcksichtlich der Versteigerung adgepféndeter Mobilien elien, wenn deren Schätzungewerth

mehr als 100 Thlr. beirägt, die im Ordinarprozeßb bestehenden Gebührensäge. Bei der
Anktion von Mobilien, deren Gesammtwerth die Summe von 100 Thlr. nicht übersteige,

sind für jede volle oder angefangene Stunde — Thlr. 15 Sgr. — mit Einschluß der Pro-

klamations’ und Berechnungsgebühr zu liquidiren, und es haben davon die auf Expeditions=

geböhren angewiesenen Fürstlichen Beamteten die Hälfte für ssch zur des sallssgen Abfindung
zu beanspruchen. Wäre eine solche Auklion geringerer Bedeutung in einem vom Sitze des

Gerichts entsernten Orte vorzunehmen, so ist den Ortsgerichtspersonen zu deren Abhaltung
gegen eine ihnen zuzubilligende Gebühr von 7 Sygr. 6 Df. für die Stunde Auftrag zu er2

theilen.
die Subhastation eines verholfenen Grundstückes nach verlaufener Hülfsfeist anzudrohen.

Die Verbandlungen, welche bei Subhastationen sonst noch verkommen, werden nach den

für wichtige Rechtssachen bestehenden Sätzen liquidirt.
Taxation eines Streitgegenstandes vornehmen zu lassen incl. Instruktion und Drotokol

II. Gebühren für die Gerichtspersonen.

für einen Verhbrsv oder Schwörungstermin bei Ablegung eines Haupteides
wenn ein Vergleich über wirkliche Serellpunkte zu Stande komm#.

 ffür einen Rekognitions-, Editions, und Publikationstermin

 äceinem Zengenverhör beizuwohnen

einer Besichtigung beizuwohnen
a. am Orte oder in der Flur des Gerichhtsts.

b. ausserhalb der Flur

Wegen der Auslösung kommen di- fur den Orbinerprozeß geltenden Negeln!in Anwendung



I. Klasse II. Klasse M. Klasse
 n Sachen, die zwar der #ni Ber-

in gmingsügigen Rechtssachen in mindemoschkigen Rechtslachen andlung unterliegen, ledech einen Gegen-
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einem Berechnungs, und Hölsolermin beizuwohnen
eine Auspföndung mit dem Gerichledicner vorzunchme

cinem Hülssalte, welchen der Richter oder Akluar kree beizuwehnen
eine Würderung auf Anordnung des Gerichts vorzun

Fur di etwa noch vorkommenden Freder Gerlchtépersonen bri der Snt,
bostadten , bei Anktionen und dergl. gelten bei den der 3. Klasse zugehörigen Rechtelachen die
in dlchligen Rechissachen vorgeschriebenenLabbern sür die bel ten Anern Klossendie
Hälste derselben, sosern nicht der besondern Beslimmung unter I. Nr. 34. nachzugehen ist.

un Dienergebuhren.
Fiuer schriftliche Ladung, Beslellzellel, Requisttion oder le ein Scheren u tebdundigen olet

ur Po#t zube Se und inns# zu referiren,
*q maniche v

Anmelder und itennseguz. beiLarminen ron- jeder um Eilbee ucreun H
Flieeb wursttee lommt r% nhrabseih * burch er rünen vertret.geibotenils d pelte der unter 1. 2. — ten Sie- 4% m

ciner Sanalrszeiun bonbbnng re“ aneged e balben Tag
eine Auspsändung oder sonlligen Hülscakt vorzunehmenund Relalion abzu

für r Trisen ihnen aufzutragemen Verrichtungen, sind die für unugger Wabtesichenbe-
stehe Söäbe und zwar für die J. Klasse voll, für die beiden ondern Klassen zur Hälste
zu Rrelnun.

Belemehn und Jehrung wic im ordemtlichen Orozesse.

I. Advokatengebühren,

lür Speuelund ger Klune mit Cinlchiub vorginiger Nlut#iendie Vollmacht aulzus.
einen wehree ——iem , . .........

Kommt in dem Verhöré, eder in einem sehueren Tecinin unter Mitwirlung des Sachwal-

ters ein Vergleich zu Stande, welcher nicht blose Modisilalion des Zugestandnisses beirisft,

sondern cinen wirllichen Streit erledigl, se passict das Doppelte des beiressenden Terminé“

atze

sur schrifiliche Einlasuns und andere Eingaben im schrisilichen Versahren über die Klage von
eder Seite

Angesangene Seuen sind trabeieben so wie velie w berücksschigen: blose Ausichristen
dagegen eic nicht eingerechnel werden ieh gilt auch von allen anderen Arbeiten, bei

welchensich der Sporlelsatz nach der ESeitenkahl richtel.

für Eingaben und schriftliche Antäge, kie nach dem Gesetze für unzuläfsig nicht erllärt, in

dieser Karn aber mit einem besondrren Ausaßze ulcht bedacht Und, ingleichen für enpromis
ae, insosern Letztere von den nselbst Mranlabi werden, von jeder Seite

aen eitistenunziation, wie die K

Abwarkung cines Editions, der ——Abwartung einer 14 un

Kommt dat ein, winhich. Steihe **! Vergieich z *“m so vesin 5
erdem negescht * i dwie bei Ne. 1. liaufdit.
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Abwartung eines uihakcuetermin . ..

Appellationan sü-sk ite des % *“lürlede solgende Seite 8
Re — von 6 Se .......

Hulitgesuch, ann ans Subhaslalton nnd dele ... ...

sslnlsmlmnkmh
psttt diese- Aufs-h tust-, wenn dieSache nichi leichi u öbertehen und dic Nech

nung nicht sosort dem Hulségesuche einzuverleiben ist;
einen Berechnungs, und Hülsetcemin abzuwarten

el nothwendigen Reisen ausser denGebühren füärdasGeschäse undben noihwendigen

LtantporietieenDihlen für jeden halben Tag .

l- Meilengebühren für jede Stundeder Hinreise .
jedoch sur den ganzen Tag nicht inthr als .
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Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß älterer Linie.

W. 1.

(Ausgegeben den 25sten Februar 16533.)

6. Verordnung,
die Wiederherstellung einiger durch den Erlaß vom 3ten April 1849 auf-

gehobenen Befreiungen von der Verbindlichkeit zum Militairdienst
betreffend.

Wir Heinsrich der Zwanzig ste von Gottes Gnaden, alterer

Linie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 1c1

sügen biermie zu wissen:

Do dle zusolge der einschlogenden Bestlmmungen Unscer Verordnung vom 3. April

1840 versügte Aushebung verschiedener, bis dahin gesetzlich bestandener Besrelungen von
der Verbindlichkeic zum Milltairdienst, zunächst durch die Vorschist der p Grundrechee

des deutschen Volks bezüglich der allgemeinen Wehrpflicht veranlast wurde, die lehkern
aber inzwischen auf Grund eines deßsalsigen Bundesbeschlusses durch Unsern Erlosi vom
3. November 1854 sür ungältig erklärt worden sind, und es dober angemessen erscheint,

dlejenigen Classen der Staaksangehörigen, mit deren Berusspflichten die Leistung
von Mllltairdiensten nscht wohl vereinbar erschelnt, von dleser Verbinollschkelt wiederum

sreizusprechen, so verordnen Wile hiermie Folgendes:
1.

Die im §F. 3. der obengedachten Verordnung vom 3. April 18409 oufgehobene Be-
sreiung

aller solcher Staats-- und Hosdiener, welche über ibre Anskellung förmiiche De,
brete ausgesertige erhalten haben, lugleichen aller im Dienste beßdlichen Geist.
llchen und Schullebrer, aller wirklicken Mitglieder der Staderäthe, der Patei-
monkalgerlchisverwalter, Advokaren, Doktoren der Medi#cin und zur Proris

zugelossenen Aerzte
wird biermit und Krast bieses wiederhergestell.

Die murgedachte Besrelung erslrecktsi auch auf die etwa bereits zum Dienst eluge-
stellten, einer oder der anderen der betreffenden Kategorlen belzuzahlenden Individuen.
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Dagegen behalt es bel der burch die nhierwähnieVerordnung wwerfisen, auch jeht

noch als birreich gerecheserelgt erscheinenden Aushebung der Beseiuvon höhern medieinisch-chirurgischen Lehranstalten grpeisich und fur tuchtlg
—Wundoc te, der Apothekenbesiber, welche ihre Apotheke selbst ver-

walten, der craminirten Candidacen der Theologle und eserlpme. .wiederjentgen, welche in allen andern elgentlich akademischen Wissenschasten
ihren Kursus beendigt und bei bestandener Prüsung das Zeugniß genügender
Kennenisse erlangt haben

auch für dle Zukunst sein Bewenden.
Urkundlich baben Wir dlese Verordnung eigenhändig vollzogen und mie Unserm

größeren Firlllchen Insiegel versehen lassen.Greiz, den 2. Februar1853.

(L. S.) Heinrich XIX.
Otto.

7. --
das Maaß der Mauer- und Dachziegel betreffend.

Um sür die Zukunfe denNochtheilen zu begegnen, welchefür die Bauunkernehmer

und dle Gewerke im biesigen Färstenthume burch die zu Unserer Kenntniß gekommene
Verschiedenheit der Größe der Mauer= und Dachziegel zeitber berbelgeführe worden sind,
wicd mie Sercnissimt Höchster Genehmigung auf den Grund sachverständigenGutoch.

tens hiermit Folgendes verordnee:
8. 1.

Das Maah der Mauerziegel wird seslgestelle auf

1 ;Zoll ie Lelpztger Maaß,6 Zoll B «
3Zoll *l“ - .

das Maaß da Dachzlegel auf

16 Zoll LeipzlgerMach,
7Zoll Brei
7 Zoll * "Q

Hlerbei wird natürlich vorausgesetzt, daß das betressende Material sich bei der Ablie-
serung in gebörtg ausgebranntem Zustande befindet.

Besitzer und Pachter von Ziegelelen m biesigen Firstonchum, welchedieser Vorschrife
nicht unbedingt nachkommen, unterllegen süc jeden Kontraventionsfall einer Geldstrase



von fünf Thalern, und haben sich der Konsiskation des betreffenden Materiols zu
gewärelgen.

C. 3.
Die Maahverhältnisse aller andern Arten von Zlegeln als der im V. 1. genannten,

bleiben gegenselllger Privaclbereinkunse vorbehalten.
*

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem ersten Mal des laufenden Jaß.
res In Krafe, und sind daher etwaige Vorräthe von Mauer= und Dachglegeln, wel-

che das im §.1. vorgeschriebene Moaß nicht halten, bis dabin zu verwertben.
Grei, den 3. Februar 1853.

Furstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Dtto.

v. Gtsdtrn- Eritpindors.

8. Bekanntmachung
Fürstlicher Landesregierung, den Beitritt der Großherzoglich Mecklen-
burg-Schwerinschen Regierung zu der Konvention wegen gegenseitiger

Uebernahme der Auszuweisenden, 4. J. Gotha den 15. Juli 1851

belreffend.

Zusolge einer von dem Ksulglich Hreußischen Ministerium der auswärtigen Ange-

legenheiten anher gemachten Mittheilung ist die Großberzeglich Mecklenburg= Schwerln-
sche Reglerung mittelst Erklärung vom 0. Jonuar l. J. dem zwischen der hiesigen Regle-
rung und mehreren deurschen Bundesstaaten om 15. Jull 1851 zu Gotha abgeschlossenen,
in der Verordnung vom 2. Decembec 1851 gedachten Vertrage wegen gegenseitiger Ue-

bernahme der Auszuweisenden mit der Maassgabe belgetceten, daß sür dieselbe die Wiek-
samkele des Verktrages mit dem 1. März d. J. beginnt.

Solches wlrd hierdurch mit dem Bemerken bekanne gemocht, dah von lebtgedachtem
Tage an die in dem erwähnten Verkrage vereinbarten Grundsätze und Bestlmmungen ouch

räcksichllch der Staatsangehörigen des Großherzogthums Mecklenburg- Schwerin An-
wendung finden.

Greiz, den 9. Februar 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung dal.
Otto.

v. Geldern, Erispenders.
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O. Erlauternde Consistorialverorbnung,
die LandeSßherrliche Verordnung vom 20. November 1852 wegen Zuzie-

hung der Pathen bei den Faufhandlungen betreffend.

Um besorglichen Misiverständnissen bezüglich der Landesherrlichen Verordnung vom
20. November vorigen Johres, die Zuzlehung der Parhen bel den Toufhandlungen be-
rcesfend, zu begegnen, sindet Fürstliches Consistorium sch bewogen, mit Höchster Geneh-
migung Folgendes erläuterungsweise zu verordnen:

Uuch ledige Personen verschledenen Geschlechts sind bei Taufen ehelich geborner Kin-
der als Pathen wählbar; die entgegenstehende, ohnehin fast gänzlich ausser Anwendung
gekommene, Bestimmung in No. 8. der Landesberrlichen Verordnung vom 21. Mol

1770 wlrd hiermit völlig ausser Kraft gesebt.
2.

Verehellchten Personen sind rücksichtlich der Befählgung zur Wahl als Pathen bel
den Tausen unehellcher Klnder verwitlwete und geschkedene Personen glelch zu achten.

Grel#, am 16. Februar 1853.

Fürstl. Reuß- Plauisches Consistorium das.
Otte.

v. Geldern, Erispender



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß eälterer Linie.

W. 5.

(Ausgegeben den isten März 1853.)

10. Gesetzliche Verordnung,
einige Abänderungen im Verfahren in den, nicht nach dem Gesetze über

unbestimmten summarischen Prozeß zu behandelnden, bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzigsste von Gottes Gnaden, älterer

ginie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu
Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Cobenstein 2c. v. 1c.

baben in Erwägung, daß das bisherlge Wersahren In wichtigeren bürgerlichen Rechis,
strelelgkelten an mebrere hemmende und den Prozessgang erschwerende Formen gebunden
war, die im Fortgange der Zeit das Bedürsniß einer zweckmäsilgen Abbülse mehr und

mebr sühlbar gemacht haben, für nöthig erachter, rücksichtlich des Prozesses in solchen
Rechtssachen, welche nichte dem in dem Gesebe vom 24. dies. Monats vorgeschriedenen

summarischen Versahren unterliegen, elnige Abänderungen eintreten zu lassen, und be-

stimmen zu diesem Behuse nach vernommenem Landssändischem Gurachten Folgendes:
1.

Der blöber., namentlich im Klag., Pro- und Reproduktionsversaßten, gebréuch,

lich gewesene Prevokotsonssat sällt durchgehends weg; es soll vielmehr bei vorkemmender
Versäumniß einer Yrezesihandlung der dasüc in der Ladung angedroßte Rechtsnachtheil
von selbst und ohne daß e einer vorgängigen Provekatlon oder einer nachsolgenden Unge-
borsamsbeschuldigung bedars, einreten und diese Regel ouch auf den Concurs= und Edic.

talprogeß Anwendung leiden.
. 2.

Dosrechtliche Verfobren wird auf drei Säte beschränkt,
Zuvorderst hat

Beklagter seinen Einreden, und Einlossungssoh blunen der dem Termin solgen-
 den sieben Lage; dann

Kläger seine Replik binnen sernerer vierzehn Tage; emlch
Beklogker die Duplik biunen welterer sieben Toge

je bis Nachmittog vier Uhr des betressenden letzten Feistrages bel Vermeldung des Ver-
luste des elnzubringenden Sobes beim Prezesigerlcht einzureichen.

Einsallende Sonn- und Festroge sind in diese Fristen niche mit elnzurechnen.

WegsallderPro-
volation und lIn-

borsamtbe=

lchuldigung.

Besch#nkungder
Saht im Berfa#
ren ilbtr dit Rla.

gt.



Jeder rechtzeitig eingebrachte Saß ist zuvörderst zu den Akeen zu schreiben und so-
dann dem gegqnerischen Sachwolrer mit darauf zu bringender Bemerkung uber die Ze it

der Abgabe Behufs der Beantwortung, die Duplik zur Notlznahme, unverzuglich zuzu-
stellen.

“ dem, auf die Zustellung folgenden Tage beginne dann dle Frist für den solgen-
den Saß.

. 3.

e, Eine Verlängerung der Fristen für Absetzung des rechellchen Verfahrens kann für je-
einzureichenden den Saß nur einmal und gegen Anführung und genügende Bescheinigung tristiger Gründe

Svoon der Prozehbehörde gestarcer werden.

Die prorogsete Frist beginne sosort mie Ablauf der gesetzllchen, auch wenn die rich-
terliche Resolution auf das Fristgesuch — mie welcher gugleich die entsprechende Hinaus-
rückung des Inrorulationscermins zu verbinden ist — später erfolge, und darf in der

Regel alche mehr Zeli in sich fassen als dle betreffende gesetzliche Frist.
Für Felllgesuche, welche durch elne VerhinderungdesSachwaltersanBesorgung

der ftaglichen Arbeit veranlaßt werden, durfen von ketzterem kelne Gebähren angesetzt
werden.

. 4.
—— Die Bestlmmungen des 6. 2. und G. Z. sollen auch für das Pro- uud Reproduk.
verfabren u. vom klonsverfabren, wobel jedoch der Produzent und Reproduzene die Seelle des Kläögers, der

„ Verfahren Gegner die Sleelle des Beklagten einnimmr, ingleichen für dos Verfahren in terminis

erecutiie. Cxecutivis, so welt dasselbe überhaupc nothwendig und ausnahmsweise zugelassen wird,
Anwendung finden.

. 5.

Inggeulacion, Der JInrokularlonskermin ist, beziehemtlich eventuell, glelch in der Ladung zu dem
“iIm namitttelbor vorangehenden Haupttermin unter enrsprechender Berückstchelgung der zu

Absetzung des Verfahrens bestlmmten Frist mie anzuberaumen.

Semweise Ausnahmsweise soll es den Parkelen im Verfabren über die Klage gestarter seyn,
gnrechtlichenVer.außerdenihnen nach F. 2 zustehenden Säten noch zwel, Kläger eine Teiplik, Beklagter

fahrens. elne Quadruplik zu den Akten zu bringen, wenn in des letzteren Duplik neue Thacangaben

enthalten sind.
In diesem Falle hat das Prozeßgericht den anberaumten Inrotulationstermin von

Amtswegen wieder aufzunehmen und unter gleichzeitiger Bestimmung angemessener Fristen
fur die noch einzubringenden Satze in entsprechender Weise zu verlegen.

. 7.

Eldesantragund Will sich der Kläger bezüglich der in der Klage angesöhreen Thatumstände des
Wckung der. Eldesantrags bedlenen, so ha er dieß bel Verlust deeses Bewelsmitkels sogleich im Klag.
iler i- schrelben zu thun.
gebrachten That, Bel gleichem Rechesnachthelle sind auch die Partelen verpflichter, von der Eides-d.
m berlaclon über Thatumstände, welche von ihnen in dem Verfohrem über die Klage vorge-



bracht werden, soglelch in dem betreffenden Sabeinbringen Gebrauch zu machen. Der
Delat aber har sich in seinem dorauf solgenden Sahe ouf die, ouherdem süc gugestanden
zu achtenden, bezüglichen Angaben seines Gegners deutlich und bestimmt elnzulassen und
sich zugleich darüber, ob er den ihm angetragenen Eid onnehmen, zurückgeben oder seln
Gewissen mit Beweis vertreken wolle, zu erklären; unterbleibt diese Erklärung, so wird
er dleses Waßlrechts verlustig und der Eid ist fsür angenommen zu achten.

t in der Klage angetragenene Eid ist donn sür angenommen zu achten, wenn

es der Delat unterläßt, sich darüber in dem Einlassungssobe zu erklären.
Die enzzegenstebenden Beslimmungen des JF. 1. und 4. Tit. 18. und des . 1.

Tit. 10. der alzen Chursächsischen Projessordnung werden hiermit ausgehoben.
. 8.

Alle bieber für Ladungen zu Terminen und für Elnrelchung von Beweisen und Ge-
genbeweisen bestimme gewesenen Sächsischen Fristen werden, unbeschoder jedoch der im
Hülfsversahren bestebenden Frislen, hierdurch auf dreißlgtägige beschränkt; die entgegen-
stehenden Verordnungen im §. 2. des Justizmandaks vom S. Januar 1825 und des &amp;.

1. Tit, 4. J. 4. Tit. 10. J. 1. Tit. 20. der allen Churs. Prozeßordnung werden auf-

ser Krafe gesetz.
*st*

Die §. 3. Tit. 7. der Alten Churs. Proz. Ordnung vorgeschriebene Untersiegelung
der Vollmachten soll künftig wegsallen.

Nekürzusng der
bodung u. Be-

Wegsoall dir Un-
tersiegelung der

Vellmachken.
10.

. .. »p«

Dle vorstehenden Bestimmungen sollen von dem Tage, an welchem gegenwärtiges luser
Geseß In Krast irlct, auch auf alle bereite anhängigen Progesse Anwendung lelden.

Dabel ist sedoch Folgendes zu beobachten:
a. So weit berelte in blsherlger Welse Inrokulaclonocermine anberaume worden

sind, bat es dabel und bei den tücksichtlich der einzubringenden Säte in den

betceffenden Ladungen entheltenen richterlichen Versügungen sein Bewenden
auch ist, wenn zwar Güte und Rechis. Pro= oder Reproduktionstermin schon

angestanden har, die Ausseriigung zum Inrotulationstermin aber noch nich'
erfolge ist, lebtere noch nach bieherlger Prozedur zu bewirken.

D. Wöäre dagegen die Vorladung zu einem der gedachten Haupttecmine erlassen,
der Termin selbst aber noch nicht vorüber, so ist zwar besonderer Inrokula-

kionskermin aonzubetaumen, es kommen jedoch übrigens dle Bestimmungen
der G#. 1. bis 1. dieses Gesetzeo in Anwendung.

. In den unter u. gedachten Fällen finden die §. 7. enkhaltenen Bestimmungen

keine Anwendung; in dem Falle unter D. soll der Klöger, welcher über selne

Klage den Eid antragen will, dies: ober noch nicht gethan hat, gehalten seln,
seine dessallsige Erklärung bel Verlust dieses Beweismitkels im bevorllehen-
den Güte, und Rechterermin zu Protokoll zu geben; für den Beklagten aber

bat diese Eidesdelatlon dle nämliche Wirkung, ols ob sie in der Klage selbst
gebrauche worden wöre.



d. In allen Prozessen, in welchen berelts die Beweisfrist eingetreten ist, soll
es noch bei den selther bestandenen Sachsischen Fristen und zwar auch dann

sein Bewenden haben, wenn erst dle Beweis- nicht die Gegenbeweisfrist ih-
ren Lauf begonnen hat.

Urkundlich haben Wir diese gesetzliche Verordnung eigenhandig vollzogen und mit
Unserem großeren Regierungs-Insiegel versehen lassen.

Greiz, den 30. December *S.) Geinrich XX.
Ott

11. Bekanntmachung,
die hinsichtlich der Beförderung mit der Briefpost oder mit der Fahrpost

geltenden Bestimmungen betreffend.

Für die im Fürstlich. Thurn= und Taxis'schen Postgebler, — miehin auch für dle
bel den Poststellen des hiesigen Fürstenthums aufgegebenen Sendungen ereten in Gemäß.
belt deßfalls getroffener Vereinbarung vom 1sten März dleses Jahres an, hin-
sichtlich der Beförderung mic der Brlespost oder mic der Fahrpost, die nachstehenden Be-
stimmungen in Krafe: «

1)Briefe,BklespackekeundAkkensendungenohneangegebenenWekkhbis4Loth
ZollgetolchtansschließltchunkerllegeavarchwegdetBehandlungalsBkiefpostsenvungen,
schwerere dagegen werden als Fahrpostsendungen behandelt, sofern nicht der Absender
deren Beforderung mit der Briefpost ausdrucklich verlangt. Packete, welche aus zu-
sammengepackten Briefen bestehen, werden dagegen stets mit der Briefpost be-
fordert, und nach dem Briefposttarif taxirt. In dergleichen Packete durfen vom Absender
der Briefe uberhaupt nur die eigenen Brlefe und die Briefe solcher Personen, welche zu
dem elgenen Hausstande des Absenders gehören, zusammengepackt werden. Das Sam-
meln und Zusammenpacken anderer Brlefe ist niche gestarter.

1) Briese, Briefschaften und Aktensendungen ohne Werthsangabe, welche in die
Brlefkasten elngelege werden, werden mit der Briespost befördert und nach dem Brlef-
postcarif corlre.

3) Brlefe, Briesschaften und Aktensendungen, auf denen eln Werth angegeben
ist, oder die mie Gold oder Sachen von Werth beschwert sind, werden zur Beförderung
mit der Brlespost niche angenommen, und es wird, wenn beimlich dergleichen den Brie-

sen belgesüge sein sollte, im Falle eines Verlustes kein Ersatz dasüe geleister.
Solches wird zur Nachricht und Nachachtung hlerdurch öffentlich bekannt gemacht.
Grelz, den 21. Februar 1853.

Fürstl. Neuß.-Plauische Landesregierung das.
tto.

v. Geldern-Crispendorf.



Gesetzsammlung
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M. 6.

(Ausgegeben den 8ten Marz 1853.)

12. Gesetzliche Verordnung,
die Abkürzung des Verfahrens bei Vollstreckung gerichtlicher Erkennt-

nissein Eivilsachen und den Edictalprozeß betreffend.

Wir Hein rich der Zwanziaste von Gottes Gnaden, alterer
Ginie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. . 1.

baben die Vereinfachung und Abkürzung des Verfahrens bei Vollslreckung gerlchtlicher
Erkenntnisse und der im Edictalprozesse vorgeschriebenen Formllchkelten als ein wesent-

liches Ersotdernlß fur zweckmaßigere Handhabung der Rechtspflege erkannt und verorbnen

nach vorgehabtem Ritter- und Landschafilichen Beirathe daher Folgendes:

Tit. I.

Von dem Verfahren bei der Hülfsvollstreckung.

. 1.

Zu dem Antrage auf Vollstreckung derHulfe ist jede Parcei berechelge, welche aus

einer techtskrästigen Enescheidungooder aus einem vor dem Prozeßgerlchte sormgerecht
hre, die zur VerwirklichungdurchZwangs-

mutelgeeignet sind, erlangt bat.
Die Rechtekroft eines Erkenntnisses teitt mit Ablauf der geseblichenNotbseist ein;

ooch ist die Einleitung des Hülssversahrens auch sosort nach Publikatson eines Erkennc-
nisses dann zulässig, wenn gegen dasselbe ein suspenswes Rechtemstrel nicht mehr zu-

steht.

. 2.

Mie dem Gesuche um Hülssvollstreckung ist eine vollständige Berechnung über Haupt-
sorderung, Zinsen, Früchle und Kosten zu verbinden undinminderwlchtigen Rechtssachen,

1

Hässgekuch.

Buschnung.



Nichterlche Ver-
bas

Furug, da

Berechnungs-=
termin.

Einwendungen
gegen die Hülfs=

vollstreckung.
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dasern ulche auch dabel in elnzelnen Fällen elne besondere Liquldacton wegen Umfängllichkeit
rärhlich wird, dem Antrage sofort einzuverlelben.

Sämmttllche, in die Berechnung ausgenommene Posten, müssen, dafern sie berück-
sichtigt werden sollen, aus den ergandenen gerschtlichen oder Prlvatakten Hervorgehen oder
durch andere glaubhafte Belege nachgewiesen werden.

Die bel dem Gesuche niche in Ansatz gebracheen Posten gehen zwar dem Impetranten
deshalb niche verloren; doch fallen löm die durch ein nachträgliches Hülfsverfahren ent-
stehenden Kosten ausschließlich zur Last.

g. 3.

Das Gericht hat die mit Hulfsgesuche verbundene Berechnung der gerlcht- und aus-
serger ichtlichenKosten von Amtswegen festzustellen und dem Pflichtigen unter abschrift-
licher Mittheilung des Gesuchs sammt Beilagen aufzugeben, seinen Gegner binnen vler-
zehnräglger unerstrecklicher Frist vollständig zu befrledigen.

Dlese Feist ist auch dann in Anwendung zu bringen, wenn die Verbindlichkelt in Her-
ausgabe einer Sache oder Leistung elner Handlung besteht.

Ee blelbe jedoch in diesen Fällen dem Richter unbenommen, die vierzehneägige
Feist mie elner kürzeren oder längeren zu vertauschen, wenn Gesahr im Werzuge ist oder
die Leistung des Schuldners ihrer Natur nach einen längeren Zeltraum erforderc.

Bestebe die Verbindlichkelc in einer Zablung, so ist zugleich mit der gerichellchen
Bedeucung süc den Fall, daß diese unbeachrer bleibe, dle Anberaumung elnes, auf dle
nächsten Tage nach Ablauf der bestimmten Hülfsfeist anzusetzenden, Termins zur Fest-
stellung des liguidli und Vollstreckung der Hülfe zu verbinden, dem Schuldner aber

aussugeben, etwalge Einwendungen gegen die Berechnung selnes Gegners bei deren Ver-
lust längstens drei Tage vor dem Termin beizubeingen.

K. 4.

In dem Berechnungstermin Haben sich die Parkeien bis spärestens Mitctags zwölf
Uhr anzumelden. Das Gerlcht bat dle Feststellung der Berechnung zwischen den Parteien
zu ermitteln und wenn der Liquidat gar niche oder unberathen erscheine, von Amtswegen

sämmellche Ansätze zu prüfen und dlejenlgen, welche ganz oder theilwelse kelne Berück-

sichtigung finden können, abzustreichen oder Iu ermäßigen.

G. 5.

Die Wollstreckung eines rechtskräftigen Erkenn#nisses kann nur dann von der verur-

(beilten Parcel abgewendet werden, wenn dieselbe sofork vollständig liquld nachweisec, daß
sie den Gegner bereics vollkommen befriedlgt habe; oder daß dessen Forderung in der
Zwischenzelezwischen dem Erkenntnisse und der Zelc, zu welcher mie der Hülfsvollstreckung
vorgeschelcten werden soll, durch einen mit Jenem errichteten Verglelch oder einen ihm

vom Gläubiger zugestandenen Erloß erledige worden sey, oder daß er eine in dleser Zwi-



schenzeit erwachsene völllg liqulde und zur Kompensatlon mit dem Klaganspruchegeeiqnete
Gegensorderung erlangt habe. Alle andern Einwendungen gegen die Hulssvollsireckung,
sosern sie sich nicht ouf einen Mangel in den Voraussetzungen zum Hülseverfohren oder
in dielem Versohren selbst beziehn, sind unstarthoft und dos Ceericht har, ohne sie zu be-
rücksichtigen, mit der Hülsevollstreckung ordnungswmäßig vorzuschresten und den Schuldner
lediglich zur besonderen Aussührung gegen seinen Gläubiger zu verweisen.

Ergiebr sich, daß in die Berechnung Ansähe ausgenommen worden sind, die wegen
Mangels on der erserderlichen Klarhert einer weiteren Prüsung und Elörterung unter-

worsen werden müssen, so kann dadurch die Erccution wegen der zweiselssreien Posten
niche ausgeholten werden.

K. 6.

Nach ersolgler Feslüellung der Berechnung hat der Gläubiger dle Gegenstände an. Angab der
jugeben, in welche die Hülse vollstreckt werden soll; doch kann er diese Wagl auch dem se
Nichrer überlassen. 6

Uebrigens stehr es iwar lm Belieben des Glaubigers, ob erdie Hülse in das beweg-
liche oder unbewegliche Vermögen des Schuldners zuerst vollllrecken lassen will; doch darf
dle Hülse in die Substan) eines Lehngures nur wegen eigemicher Lehnsschulden und dloß

Auonohmeweise unker den Tit. 40. der asten Churs. Proz. Ordnung angegebenen Vor-

aussehungen auch wegen Allodlolschulden vollzogen werden.

Drcgleichen soll wegen unbetrzächtlicher Jorderungen die Vollstreckung der Hülse in
dle Substank der dem Schuldner überhaupt zugebörigen Giundstücke so weit als möglich
vermleden worden.

Dem Gläubiger ist zwar im Allgemelnen auf den kürzesten Wege zu selner Besele-

digung zu verhelsen, zugleich aber, soweit diest hiermit vereinbar (/I, das Bedücfniß des
Schuldnere zu berücksicheigen und die möglichte Schonung zu beobachten.

In dieser Bezlehung liegt es dem Richter ob, wenn mehrere Gegenllnde vorhan-

den sind, aus deren Ersös der Belrag der Schuld gewonnen werden könmee, selbst bei

entgegensiehenden Anträgen des Gläubigers, die enbehrlichsien ausuwählen und dafür
zu lorgen, daß der Werth der zu Hülssgegenständen auszuhebenden Sachen nicht außer
Werhälzniß zum Betrage der Schuld stebe.

*W*

Räcksichelich solcher Klogobjecte, die nach F. 58, des Gesetzes über unbestimmten A#weschende B-
summorischen Prozes vom 74. December vorigen Jobres In die Klosse der geringsügigen nn
Rechtssochen gehören, bedars es einer Berec nung Seiten des Impekranten nicht; viel. Rechtssachtn.

mehr geungt der einsocke Antcag auf Einleitung des Hulssver sohrens. Dieser konn so-

wohl mündlich als schristlich gestellt werden, doch dücsen die Kosten für ein scheiftliches
Gesuch nichr zur Erstattung gezogen werden.

1.
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Der Betrag der Schuld #K von Am'swegen auf Grund der Akten festzusetzen, dem

Schuldner die Erfüllung seiner Verbindlichkeit binnen unerstrecklicher achttagiger, oder
wenn die Leistung nicht in einer Geldzahlung besteht, nach Besinden in elner andern der-

selben angemessenen Frist,, schrifelich unter Androhung cxekurlvischer Zwangsmaaßcegeln
aufzugeben und dem Gläubiger eine Abschrist der Bedeucung zur Nachricht mitzurbeilen.

Die Anberoumung eines Berechnungstermins ist gänzlich zu unterlassen, vielmehr
hat das Gericht nach Ablouf der Bedeutungssrist auf Ansuchen des Gläubigers dle Berech-
nung von Amtewegen zu ergänzen und unter geeigneter Berücksichtigung etwalger Be-

zelchnung von Exekurlonsobsecten von Seiten des Impetranten das Weltere zu verfü-

gen.

g. 8.

Sind Mobllien als Gegenstände derHülssvollstreckung angegeben worden, so har
das Gerichein der Regel den Gerlchtediener mit der Auspsändung zu beauftcagen.

Nur in besonders erbeblichen Fällen soll der Rchter die beluusdes Hülssaktes gabnt
übernehmen oder dosu dem Aktuar Uustrag ertheilen. Zugleich muhß donn dem
biger nachgelassen werden, entweder in Person oder durch Leoollmäch derErtts-

cionshandlung belzuwohnen.

Auchstebe es dem Rchter seel, elnen Sachverständigen zuzuzlehn, um dle abzu.
pfändenden Gegenstände würdern zu lassen und darnach zu bestimmen, wie vlel davon zur

Deckung der Schuld in Beschlag zu nehmen sei.

Mit erfolgter Abpsändung wird sür den Gläubiger,eln Pfandreche an den abgepsän-

deten Gegenständen begründer.

Nach voslzogener Auspfändung ilt dem Schuloner zu eröffnen, dah zu dem Wer-
kaufe der abgepsändeten Mobllien verschritten werde, wenn er nicht binnen ache Tagen

deren Elnlösung durch Erlegung des Betrage des liquicli bewlrke.

Bezahle der Schuldner während dleser Felst nichr, so ilt eln Termin mit mindestens
drelwöchentlicher Felst zur öffentlichen Versteigerung der Mobillen anzuberaumen.

Dieser Termin, bls zu welchem dem Schuldner die Einlösung der lhm abgepfän-
belen Gegenstände sortwährend nachgelassen bleibe, wird in der Regel durch Anschlog an
Gerlschtsstelle unter Beisügung eines Verzelchnisses der zu versleigernden Gegenstände und

außerdem durch mindestens zwelmalige Veröffentlichung durch das Amts. und Werord-
nungsblatt bekannt gemacht

Es blelbe jedoch dem richlerlichen Ermessen anbelm gestellt, bel Auktionen von grös.
serer Bedeutung und Eehebllchkelt die Bekanntmachung in angemessener Weise zu ver-
vlelsälelgen und nach Beßinden zugleich die Versteigerungsseist zu verlängenn.



Dagegen ist es dem Richter auch gestattet, eine kurzere Terminsfrist anzusehen,
wenn sich unter den Pfandstucken Vieh befindet.

Ist der Werih der Pfandstuckesehrunbedeutend,sokannvon besonderer Termins-
anberaumung abgesehen und die Versteigerung bei Gelegenheit einer andern Auktion vor-
genommen werden.

Befinden sich die abgepfändeten Moblllen nicht am Orte des Gerichts, so find,
dasern es sich nicht um Verstelgerung von wesentlicherer Bedeutung handelt, dle Dorf.

gerlchtspersonen zur Abhalkung der Aukilon zu beauftragen.

C. 9.

Sind unbewegliche Besitungen des Schuldners als Hülfgegenstand angegeben, so
t der Progekrschrer dleselben, wenn sie seiner Gerlchtsbarkeic unterliegen, sosort im

Hüölssrermin, in gerlugsüslgen Rechtesochen unverzüglich nach ersolgtem Antrage des Im-
petranken mittelst Dekrers, dem Gläubiger für verholsen zu erklären und ihm auf d

Gesammebetrag der Fordezung ein Uncerpfandrecht zuzusprechen. Dise wirkliche Woll-
Nehung des gerichtlichen Hülssafts und die Erklärung des Schuldners, dle Hülse und
Einweisung sür vollstreckt onnehmen zu wollen, kommen daher gänglich in Wegsall. Auf
Grund der gerlchtlichen Erklärung t dem Pfondgläubiger ein Hülfsscheln urkundlich aus-

zusertigen und guzustellen, das Conzept aber dem Consensbuche gehörigen Orts ein-

zuverlelben.

Ill das als Hülssgegenstand bezeichnete Grundllück außerhalb des Gerschtsbezlrke
der Projzeßbehörde gelegen, so bat der Richter unverzüglich, längstens binnen drei Tagen
an das Geriche der gelegenen Sache Regquisition wegen unverzüglicher Aussertigung elnes
Hütsoscheins für den Gläubiger und wegen Elnags in dem Consensbuche, bei auslän-

dlschen Behörden wegen mögllchster Beschleunlgung der Eluwelsung des Gléublgers nach
den dorr üblichen Formen zu erlassen.

Das Psandreche des Gläubigers enesleßt bezüglich der im Gerlchesbezirk der Prozeß=
bebörde gelegenen Grundstücke von dem Augenblick on, in welchem dasselbe zu Prookoll,
bezlebentlich durch Dekret, sür verholsen erkläre worden Ist, an Immoblllen, dle elnem

anderen inländlschen Gerlchte unterworfen sind, von der Zelc on, zu welcher das Requl-
sitionsschreiben an letzteres gelangt ist.

Der requlrirte Richter Hat daher neben dem Tage auch dle Seunde des Elngangs
des Ersuchungsschrelbens genau anzumerken.

ür den aus einer verschuldeten Saumsellgkele bel Erlassung der Requlsielon ent.

stehenden Schaden hac der Richter zu basten.

DüssnoIflrel,
kung ia unbeweg,
liche Gegenstäus

de.



Dlie Bestellung elnes Hulsopfandrechts an der Substanz von Lehngutern un
ebenfalls sediglich durch richterlichen, von Fursllicher Landesregierung als Lehnsku
erehellenden Ausspruch; doch hangt es von dem Ecmessen der letteren ab, ob sie u

elner Allodlalschusd ein solches Pfandrecht einraumen wolle.

g. 10.

Nach erfolgter Hülssvollstreckung ist dem Schuldner, sobald der Gläubiger um
Werckußerung nachgesucht, hlervon Nachricht zu geben und ihm zu erössnen., daß mie der

ineiri Versteigerung des Hülssgegenstondes ohne Welkeres werde Verfahren werden, wenn er
usche seinen Gläubiger binnen vlergehn Tagen befrledige.

9. 11.

Die blsber bestandene Anberaumung eines vorgängigen Anblecungstermins sälle
künsilg weg; vlelmehr ist, wenn der Gläublger nach Ablauf der vorgedachten vierzehn-n 4E7t2n tägigen Felst anzelge, daß er ulchr befriedigt worden sel, dle wirkliche Subhastorlon In

folgender Maaße ohne Ansland einzuleiten.

Es wird eine gerlchtliche Bekanntmachung der offentlichen Fellbletung entwotfen,
in welcher elne moglichst genaue Bezeichnung der zu versteigernden Immobilien, der
bauptsachlichsten dem Gerichte bekannten darauf ruhenden Berechtlgungen undOblasten,

Angabe des Orts und der Zell der Versteigerung enthalten seyn müssen.

Diese Bekannemachung, In welche übrigens das Gericht noch jede weltere Bemer-
kung von besonderem Interesse sür den Kaufliebhaber oufnehmen kann, wird om Ge-

richtssihe ossentlichangeschlagen und deren wesentlicher, moglichst kurz zu follender, Inhal-
el Male im Amts= und Verordnungeblatte,

zwel Malein einem benochborten Provinzlolblar#,
und wenn es sich um elne bedeutendere Besihung oder ein — handell, außerdem

no

zwel Male in der Leipziger Zellung

elngerückt.

Hat das Gerlcht selnen Sle nlcht an dem Orte, in dessenFlur das zu verslelgernd=

Geundstück liegt, so ill aussecdem noch ein Exemplar der Bekanntmachung an der Woh·
nung des Rlchters oder an einem sonst geelgneten Plahe des betressenden Octs, und bel

Subhastationen stadtischer Grundstucke am Rathhause anzuschlagen.

Auch blelbt es dem tlchterlichen Ermessen anhelm gestellt, nach Beschassenhelt der
Umslande eine anderwelte Vervlelfaltlgung der Bekannimachung durch den Abdruck in
noch anderen als den oben bemerkten öffentlichen Blätkern oder in sonstizer zweckdlenlscher

Welse Ju versügen.
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Die bieber üblich gewesenen Subhalkaclonspakenke bagegen fallen ganz weg und in
der durch die öffentlichen Blätker zu erlossenden Bekannemachung #t auf das bel Gerlcht
angeschlagene Patent und die Abten zu verweisen.

*. 12.

Der anzuberaumende Verstelgerungstermin muhß wenigstens eine Frist von achr

Wochen von dem Tage on gerechner enthalten, an welchem das Vexslelgerungpatene an-
geschlagen worden und die erste Verösfentlschung durch das Amts= und Verordnungsblart

erfolge ist.

Cckann jedoch nach Ermessen des Richters auch elne längere Frist angenommen

werden, so wie es umgekehrt den sämmtlichen Bekheiligken kn einer Sache sreistehr, sich

iuuen über eine kürzere Subhastorionsseist zu elnigen.
uer Schuldner und der Gläubiger müssen von dem Termin besonders ln Kenntnlß

geseht du In Concursen sälle jedoch diese besondere Notisikation weg.

. 13.

Im Wersteigerungstermin, welcher Mittags zwolf Uhr zu Ende gebt, haben sich
dle Licitanten anzugeben und über ihre Dispositions= und Zablungssähiakeit auszuweisen,
auch, wenn sie für elnen Abwesenden erscheinen, besondere Vollmacht beizubringen.

Darauf wird nach vorgängiger Verlesung der Subhastationsbedinqgungen mit der
Ausbiecung verfohren, jedes Gebot registeirt, das böchste Gebot zu drei Malen aus-

gerusen und damit so lange, bis auf das geschehene dreimalige Ausrusen sich Rlemand
weiter melder, sortgesahren, sodann aber dem, der das Meiste geboten hat, das Grund-

stäck zugeschlagen.

Zum Bleken werden nur dlejenigen zugelassen, wesche sich bis vor zwölf Uhr zum

Termin angegeben haben.

Mit dem Zuschlage gehen dle Lasten und Nuhungen des Grundstäcks so wle dle

Gesahr auf den Ersteher über.

. 14.

Der Eesteber hat im Subbastatlonstermin den zehnten Theil der Kaussumme spä,
teslens bis Nachmittag vier Uhr baarzuerlegenoder Sicherheit durch vollständig genügen-
den Bürgen oder ausreichendes Pfand zu beslellen.

Genügt er dieser Verbindlichkeit niche, so wird das Grundslück auf seine Koslen und
Gesahr anderweit subhastirt und, wenn bei beeser Versteigerung das Höchste Geboc binter
dem feinlgen zuruckblelbt, so *er verbunden, den Feblbetrog zu ersetzen.

kadungsrist.

Vtrsabrentim
Versteigerungs

fehcedt Erstehert
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C. 15.

Komme dagegen der Ersteber seiner Obllegenhelt gehörig nach, so ist eln Termin
zu förmlicher Ueberwelsung des Grundstücks auf längstens drel Wochen anzusehen.

In blesem Abjudicatlonskermin wird dem Ersleher das Eigenthum an denerstandenen
Immobillen zugesprochen und ihmdie Besihnohme anheimgegeben oder da nöchig der Be-
sib Gerlchtswegen verschafft. Zur Bekundung ist Adjudicatlonöschein süc den neuen El-
genthümer auszuserelgen und das Conzept in dos Gerichtebandelsbuch elnzuccagen.

 r*-“

Wom Adjudscaklonslermin an läufe dem Ersteber zu Berlchrigung des Rückstandes
der Erstehungssumme eine drelmonatliche Frist.

Entsprschr er dieser Verbindlichkese, so wird er durch richcerliches Dekret des berelcs

angegahlten zehnten Theils der Erstehungssumme für verluslig erklärt und zwar In Con-
cursen zu Gunsten der Masse, in andern Fällen halb zu Gunslen der Gerschtekasse Halb zu
Gunsten der Ortsormenkasse.

Ueberdieh wird auf seine Kosten und Gesahr onderwelte Verstelgerung des adfudi-
cleten Grundslücks versügt und ihm dig Werbindllchkelr auserlegt, den etwa Hlerbei im
Verglelch mir der vorigen Lscirarlon sich ergebenden Fehlbetrag zu erseten.

C. 17.

Elne Werlängerung der vorltehende geordneten Zahlungsfeillen kann nur mit Zu-

stimmung der Interessenten Gerichtswegen bewilligt werden.

. 18.

Wenn sich in dem Werstelgerungstermin gar kein Bleter findel, so hänge von dem
Glläubiger ab, ob er auf Anberaumung elnes anderwelten Subhastatlonskermins oder
barauf, dah das Gur gerichtlich gewürdert und ihm gegen dle Toxe überlassen werde, oder

endlich auf einstweilige Sequestrarion des Grundstücke auf so sange, bis sich eln annehm-
licher Käufer finden, oder er durch die Nutzungen völlig befriedigt seyn werde, antragen
Will.

Wil der Gläubiger dos Grundslück gegen elne Tore übernehmen, so i#6 solche durch
zwei vom Gericht zu verpflichtende Sachversländige herzustellen.

An elnem auf diese Weise vom Gläublger übernommenen Grundslück soll dem
Schuldner das I#. 12. und 13. TIc. 39. der A. Ch. S. Pr. O. bewilligte Wileder.

einsssungrecht nicht gustehn.
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6. 10.

Har sich im Versteigerungstermin nur eln elnziger Bieter gesunden, so sind der 72—
O#kublgee und der Schuldner darüber zu befragen, ob sie ihm das Gur für sein Gebot ker uinhesbden
überlassen wollen oder elne anderwelte Ausbletung wünschen. **id

Ensscheiden sie sich sür dos lehlere oder können sie sich niche einigen, so hot dos Ge-
richt unvergüglich eine anderweite Subhastatson einzuleiten. In diesem anderwelten Er-
stehungstermin, welcher mit dem im ersten Termine ersolgten Gebote zu eröffnen ilt, wird
das Grundslück zugeschlagen, auch wenn sich nur ein Bleter einfände.

. 20.

Die in gegenwärtigem Gesetze vorgeschrlebenen Formen sind niche blos bei nothwen- hinean dis
digen Subhastationen uberhaupt, sondern auch bei Veräußerung von Grundstücken Min- 4e voer
derjährlger und anderer ihnen in den Rechten glelchstehender physischer, oder moralischer Gu#dssucken
Personen zu beobachten. Winderabriger

**

Ist eine auhenstehende Forderung des Schuldners als Hülfsgegenstand bezelchner Ausstehende Hor-
worden, so ist deren Beschlagnahme vom Gericht unver züglich zu bemerken. Durch die ön n
desfallsige gerichtliche Versügung erlange der Gläubiger an der in Beschlag genommenen
Forderung das nämllche Reche, wesches er durch sceiwilllge Abrrecung selnes Schuldners

daran erhalten haben würde.

Auf Besoldungen össentlicher weltlicher und geisllicher Beamteter kann sich nur mir

Genehmigung der vorgesetzten Dienstbehörde dle Execurlon erstrecken. Darüber, welcher
Theilbetrag des Gehales der Erecurlon zu unterwersen sey, bat, sofern sich niche die
Parteien selbst deshalb verständigen, Unsere Landesregierung, und zwar) wenn sie usche
selbst dle vorgesetzte Dlenllbehörde des Schuldners istt, ouf Grund gurachtlicher, com-

municationsweise zu veranlassender Aeusserung der letzteren, Verfügung zu teffen. Es

darf dabei jedoch in kelnem Falle und auch bei der Concurrenz mehrerer Gläubiger mehr
als ein Delktheil der Besoldung mil# Beschlag belegt werden.

. 22.

Ost der Beklagte nicht in Bezahlung elner Geldschuld, sondern zu irgend einer an, Dalttocrfadre

beren Leistung oder Unterkassuna rechtskrästig verurtheilt worden, so wird die Modalleät Ert
der Hülssvollstreckung von der Verschiedenheit der in Frage kommenden Leistung bedinge. w#nsbesichen.

Der Richter ist daher süc solche Fälle selbstverständlich an die in diesem Gesehe vorge-

schrlebenen Formen nichr gebunden, es liegt ihm aber ob, sein Versahren mie der El-
genehümlichkelt der betressenden Zwangsverbindlichkelt und den dabei in Betrache zu gle-

benden Rechtsvorschriften in vollsländlgen Einklang zu seben.

2
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Titel HI.

Von dem Verfahren bei Ediktalladungen.

6. 23.

InallenFällen, in denen Ediktallabungen zu erlassen sind, namentlich in Concurs-
prozessen, bei Ausrusung abwesender oder verschollener Personen, im Ebedesertions-
prozeß, bel Amorkisarlon verloren gegangener Urkunden, bei Cassation von Hypotheken,
bel Erörterung des Bestondes einer mit der Rechtswohllhot des Inventars angerrerenen

Erbschaft und wo sonst den Rechten nach der Ediktalprozeh Platz greisé, ist die schristliche

Ladung nur in einem Exemplar und zwar bei der bercessenden Gerichtestelle anguschla.

gen.

. 24.

Um aber dennoch eine hinreichende Verlautbarung zu bewirken, muß der wesenc,
liche Inhalt der Ladung in össemtlichen Bläctern, und zwar, wenn der in Rede stehende

Oegenstand den Wecchvongooskchlchnlchkukkstclgk,RalelndcmAmts-undVerordnussgsblottcund
m in elner der gelesensten Zeitungen;

bei hoher anseende Werthbenägen und unschätbaren Gegenständen,
ale in dem Amts-- und Verordnungsblatt, un

Pel Male in zwelen der gelelensten Zelcungen

elngerücke werden.

. 25.

Von dem Tage, an welchem der erste Abdruck in öffentlichen Blärtern erscheint,

bis zum Edlkcaltermin muh elne volle drelsoche Sächsische Frist inne llegen, weshalb die
Behörden den betreffenden Zeltungsexpedltionen den Tag, an welchem die Jaserrlon

spadtestens vorzunehmen Ist, anzugeben haben.

Erfolge in einer Zeltung der erste Abdruck zu späct, so soll dless, salls nur das Pa-

lent rechtzeltig angeschlagen worden und der erste Abdruck im Amts- und Verordnungs-

blatte r*—m. ersolgt ist, war den Fortgang des Tecmins ulche bindern, die
Feist aber noch bis zu dem Tage offen blelben, an welchem die dritte Sächsische Frist vom
Tage des verspäteten ersten Abdrucks angerechnet, abläuft.
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Titel II.

Gemeinschaftliche Bestimmungen.

 . 26.

Alle diesem Gesetze, namentlich in der Subhastacionsordnung vom 7. October Anwendung des
1768, Tit. 39. §G. 3. der A. Sächs. Prozeß Ordnung, im Mandat vom 20. Juli estes.

1804 über Bevormundung und Todeserklärung Abwesender und in den I#. 7. und 8.
des Landesgesetzes vom 24. Dezember 1845 entgegenstehenden Bestimmungen und Ge-
riches= Observanzen werden hHierdurch aufgehoben; dagegen Hac es bel den im aAcen Ab-
schn#te der Wechselordnung vom 2. Juni 1820 sub. Nr. IX. enthaltenen Anordnungen
jedoch in der Welse, daß bel dem Hülfsverfahren in das Vermögen des Wechselschuld-

ners die, F. 7. dleses Gesehes gegebenen Bestimmungen, Anwendung finden sollen,
unveränders seln Bewenden.

Auf Ediktalsachen, in welchen zur Zelc des Erlasses dieses Gesetzes eine rlchceerliche
Verfügung getroffen worden ist, soll dasselbe keine Anwendung leiden; auch ist das Hülfs-
verfahren in allen Rechtssachen, in welchen dasselbe bereits eingelelter worden ist, noch

nach den bisher in Gelcung gewesenen Vorschriften durchzuführen.

Uekundlich haben Wir gegenwärelge gesetzlsche Verordnung elgenhändig vollzogen und
Unser größeres Regierungs=Insiegel beldrucken lassen.

Greiz, den 10. Januar 1853.

(L. S.) Heinrich XI.

Otteo.





Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß älterer Linie.
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Moos-gebendenjjtenMäksjsssJ

13. Landesherrliche Verordnung,
das Tapezieren von Zimmern betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, alterer

Linie souverainer Furst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu
Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2. c. 1c

baben, auf unterthänigsies Ansuchen der Hiesigen Sattlerlnmung, Uns bewogen gesun-
den, über das Tapezieren von Zimmern und andern Gemächern Folgendes zu verord-
nen:

 . 1.

Das Tepezleren von Zimmern und andern Gemächern ist außer den Mllglledern

der dazu artlkelmäßlg besugten Innungen, Niemand gestatter, der ulche ausdrückliche
Landesherrliche Concession erhallen hat.

. 2.

Wer, ohne Mitglled elner solchen Innung zu sein, oder elne sosche Concessson
ausgewlekt zu haben, Topezlerarbelt uncernimmr, ist mir elner, lm Wlederßolungefall

zu erhöhenden, Geld #rofe von sünf Tholern, oder im Fall der Zahlungsunsählgkeir, mie
verhältnißmäßiger Gesängulßstrofe zu belegen.

. 3.

Auf den Bezirk Unsers Amtes Burgk sinden obige Besullmmungen kelne Anwendung.

Zu Urkund dessen boben Wir gegenwärilge Verordnung elgenhändig vollzogen, und
Unser größeres Reglerungöstegel beifugen lassen.

Gegeben Grelz, den 18. Februor 1853.

(L. S.) Heinrich XX.
O o.
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14. Gesetzliche Verordnung,
die Caduzirung von Untersuchungskosten, welche von den Pflichtigen

nicht einzubringen sind, betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. v. v.

sügen biermie zu wissen:

Die durch eine Resorm im Kassenwesen gebotene Elurlchtung, nach welcher die von
den Pfllchtigen niche elnzubringenden Kosten in den der Ceiminalobergerichtsbarkelt zu-

gehörigen Uncersuchungssachen auf Unsere allgemeine Londeskasse zur Auszohlung an die
betreffenden Spoctelelnnahmen anzuordnen waren, musice bei der, gedachter Kasse oblie-
genden Verbindlichkeit Unserer Salorienkasse, zu Deckung (brer Ausgaben fäbrlich die
nöthigen Zuschüsie zu leisten, lm Verlause der Zelt lediglich noch als eine, den Geschäfés-
gang erschwerende Förmlichkeit erscheinen.

Um mun eine sachgemäse Erleichterung und Vereinsachung einereken zu lassen,

belimmen Wir hiermit nach vprgehabtem Ritter-und Landschasclichen Belrath Folgen-
es:

1.

Die zelther in Gemaßhelt des &amp;. 12. des Landesgesetzes vom 22. November 1841

bestandene Verbindllchkelt Unserer allgemelnen Landeskasse zu Ucbereragung uneinbring-
licher Kosten in den, innerhalb des Berelchs der Criminalobergerichtsbarkelt zur Com-

pekenz Unserer Justizstellen gehörigen, so wie in allen, denselben commissarisch überrea-
genen Untersuchungssachen, kommte gänglich in Wegsall, und es Ist daber die Feslftellung
und Anordnung solcher Kosten auf die gedachte Kasse künstig zu unterlassen. Dagegen
werden Unsere Juslizbehörden blerdurch ermäöchtigt und verpflichtet, derariige Unkersu-
chungskosten zu cadnziren.

2.

Zur wirklichen Auszohlung kornmen in solchen Fällen lediglich die baoren Werläge,
diesenigen Vergütungssähe, welche dem ülcht firirten Dienerpersonale insteuctionsmäßig
zustehn und dle etwalgen Erpedltionsgebühren der dorauf Auspruch habenden Beamee-
ten.

3.

Gegenwäctige Verordnung kritt sofort nach deren Erlaß in Kraft und ist wegen deren
Ausführung die uschige Anordnung an Unsere Justizstellen durch unsere Landesregierung
ergangen.
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Die entgegenstehenden Bestimmungen in 96. 12. und 13. des Gesetzes vom 22.

November 1841, die Aberetung der mit den Yatelmonialgerschten verbundenen Criminal=

obergerichtsbarkeit an den Sraat betcessend, werden Lierdurch ausgehoben.

Greil, den 23. Februar 1853.

Feinrich XX.
Dito.

15. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung,
die Aufhebung der bestehenden Tanzgelderfirationen, sowie die Einschär-
fung der Verordnung im §. S. der Regierungsverordnung vom 26. März

1852 betreffend.

Da die zeleher mehreren Gast, und Schenkwirthen auf dem Lande wle in der Stadi

Grei) rücksschelich ihrer Tanzabgaben bewilligten Firationen zu mehesachen Umgehungen
der bezüglich des Tanzhaltens bestehenden gesehlichen Bestlmmungen verleitet baben, se
Inl uc Herstellung elner genaueren Controle über deren Elnhaleung die Wiederaushebung
simmtlicher derartiger Flrationen, welche übrigens auch in Versolg der mittelst Bekannr.
machung vom 20. Dezember 1852 eingetretenen Erhöhung der Abgaben vom Tanz an-

gemessen erschlen, mie der Maabgobe verfüge worden, dab die einzesnen Firatsonen von
dem nächsten Jahrestag (örer Erebellung an in Wegsall kommen.

Solches wird, insbesondere zur Rächricht und Nachachtung der betressenden Fürfil.
Justlzämtec und der Polizeimannschaft bierdurch bekannt gemacht, bierbei aber, um el-
waigen ferneren Gesuchen um Firirung im Voraus zu begegnen, bemerkt, das ins Küns-

tige derartige Gesuche keine Berücksichligung finden können.

Zugleich wird, da es erstarteter Anzeige zu Folge neuerdiungs mebrsach vorgekommen,
daß dle§.8. der Regierungsverordnung vom 26. März 1852, dle Einschränkung deo
Tanzhalkeno beereffend, vorgeschriebene Lösung des Tanzerlaubnißschelns bei den noch
Maahgabe dieser Verordnung sowohl, als zu Folge erlangter Landesherrlicher Dlepen,
sorion erlaubten Tänzen gan) unterlossen wurde oder auch erst nachtröglich erfolgte, die

im §. . enkhaltene Vorschrift, daß jeder, welcher Tan) halten will, in der früheren
Maasie einen Tanzerlaubnißschein bei Vermeidung einer Geldbuße von Zwei bis Fünf



Thalern zu losen hat, hiermlt eingescharft, und zur Vermeldung jedes Mißverstandnisses
ausdrücklich darauf aufmerksam gemache, daß blernach die Erlegung der Abgabejebder zelt
vor Abhaltung des Tanzes zu ersolgen hal.

Greiz, den 1. März 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Geldern Urispenders.

Berichtigung.
Im 6. Stäck der Gesetsammlung S. 60 3.9 von oben muß es austatt:

„ Entfpricht er dleser Verbindlichkeir, so wird“ w.

beißen:
„Enforicht er dleser Verbindslchkeit niche, so wird #c.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

W. 8.

(Ausgegeben den 22#sten März 1853.)

16. Landesherrliche Verordnung,
die Publikation einer allgemeinen Gebührentaxe für gerlchtliche Nota-
riatS= und Sachwaltergeschäfte und die bei Einführung derselben zu be-

folgenden Grundsähze betreffend.

Wre Heiich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2. #.

sugen biermie zu wissen:

Nachdem das Bedüärsulh einer zelt= und sachgemäßen Umgellalktung und festen
Regelung des bleher im Justlz- und Verwaltungsfache bestondenen Sporkelwesens längst
dringend sühlbar geworden ilk, nunmebr ober die Anstände Beseitigung gesunden haben,
welche Uns seither noch abhalten mußten, den Uns In dieser Beziehung schon mehrsach
kund gewordenen Wünschen Unserer getreuen Unterthanen zu entsporechen, so haben Wir
nachstehende

allgemeine Gebührenraxe für gerichtliche, Nokarloks= und Sachwoltergeschafte
entwersen lassen, und beingen dleselbe, nach von Uns auf vorgängigen Ritter- und Land.
schaftlicken Beiratb ersolgser Landesherrlicher Qenehmigung als ein für sämmnliche Lan-
desbehörden und Unterthanen verbindliches Gesetz mir nachfolgenden Bestimmungen und
Erläuterungen zur Veröffenclichung:

1.

Die Sportelkore bestimm die gerichtlichen und Sachwaltergebühren für den ordent,
lichen Clollprozeß, inglelchen fur den Ehescheldungsprozeß, fut Untersuchungs-, Pollzel-
und Denunziationssachen, se weit lettere nicht der summarifchen Verhandlung unterllegen,
für dleHondlungen der sreiwllligen Gerichtsbarkeit, für Verwallungs= und Gnaden=
sachen und sür Norarlatshandlungen=

In Erek#u#lv-„, Wechsel- und Ediktal= Sachen, Ingleichen im Concursprozeh, soll
sie jedoch nur dann Anwendung sinden, wenn der in Frage kommende GegenKtand mehr

als Einhundert Tholer R. C. Hauptwerih beträgt; im entgegengeseten Falle ist nach
1
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der, dem Gesehe uber unbestimmten summarischen Prozesi vom 24. Dezember vor. Jahres
beigesugien Taxe, und, wenn sich in dieser ein entsprechender Ansatz niche sindee, die
Hälsee des in gegenwärtiger Toxe enthaltenen einschlagenden Sportelsatzes zu liquldlren.

Bei Rechtosachen, welc#e nach dem Gesebe über unbesiimmen summarischen Pro-

zeß zu verhandeln sind, bleibe die dem nämlichen Gesetze beigegebene Gebührenkore maaß.
gebend und gegenwärtige Sportellore kann nur in so welt aushülflich zum Anhalt dienen,

als dort für den gegebenen Füll auf die im Ordinarprozeh bestehenden Sportelsätze ver-

wiesen wird. Die Gebührensäße für Rein, und Abschristen jedoch sinden auch m Ge-
biete des summarlschen Prosesses unbedingte Anwendung.

Rücksichtlich der Kosten, welche von Fürstlicher Lehnskonzlei in den vor der Furst-

lichen Lehnskuie ressortirenden Lehnssochen ligquidint werden und bezöglich der Ephoral-,
Psorramts-., Physikals= und Denunziationsgebühren bewendet es zur Zeit bei der sele-

berigen Einrichtung; auch werden die grundher#rlichen Abgaben, Siegelgebühren und die
Intcaden, die bis jeht bei gerschtlicher Verhandlung mancher Rechtageschäfte ausier den
Sporteln von den Betheiligten an allgemeine oder örtliche Kassen zu entrichten waren,

durch dlese Gebührencoxe in keiner Weise betrosfen.

. 2.

Alle Sporteln, deren Berlchilgung gesordert wird, mässen sich, dafern sie nicht
unberücksichelgt bleiben sollen, aus gerichtlichen Akten, begleentsch Motarlatsprotokollen,

otizbuchern und andern geelgneten Nachrichten, und was die Sachwaltergebuhren be-
trifft, wenigstens aus gehorig geordneten Piivotakten als sosort liquid darlegen.

KC. 3.

Die in derIToxordnungauseineneinzigen Anset rirten Gebühren #ind unker kelner
Bedingung zuübersch reiten.

Wo eln geringerer und höherer Ansaß zugleich augegeben ist, blldet letterer dle
Grenzlinie, über welche bei der Gebührenberechnung nicht hinousgegangen werden darf.

Doch sollen auch Bebörden, bei denen die Sporteln niche für Recknung des Be-

amteken, sondern einer ösfentlichen Kosse vereinnahme werden, sür die vollsländige Ll-

qduldirung der Sporteln verantwortlich und niche beuust sein, zu Gunslen einer Partel
rigenmban unter die Ansähe der Taxe herobzugeWahl oder Festkkellung des Ansahes bei Gebuhren, fur welche die Taxe eine

lrn bletet, wird süc den In Frage kommenden Fall richterlichem Ermessen anheim
gege

* soll ober dabei kelneswegs die bloste Sellenzahl der Acbelt oder lediglich dle dar-

aus erwe Zeit, sondern vorzugsweise

der durch sie bedingee geringere 10%% hhere Muhauswand und deren
Zweckmaßlgkeit und innerer Gehalt,

)die hohere oder mindereWichiigkeit 5 chascsgegenstandes
maalgebent 3o
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Auch ist der Richter befugt und verpflichtet, dle sur Sachwalterarbelten nach dar

Seitenjahl bestimmte seste Gebuhr dannberatzusc ben, wenn solchen Schriften elne un-
frotbelie, gebaltlose Ausdehnung gegeben wävöllig zwecklose odvokarorische Equfen und Bemühungen, sowie sür gänglich
unnutze Erprothiohen und Verbandlungen der Behörden und Notarlen aber soll gor kein

Gebuhrenansab passiren.
. 4.

Verttage, durch welche sich Sechnahe eln gewisses von der Tore unabhängiaesHo-

norar überhaupt, eine besllmmte Beloynung sür den Fall der glücklichen Prozeßführung

(Palmarinm) ober einen Thellbetrag des Prozestgegenstondes ((nota litis) bedingen
oder sich Forderungen cediren lossen, sür deren Einklagung sie Auftrag erhielten, sind,
soweic nicht die Gebühren##e Ausnohmen ausdrücklich gestartet, unerlaubt und strafbar;

dagegen sund Anwalte berechtige, sreiwillige Mehrzoblung anzunehmen, auch können seel-
wlllig geleillere Geschenke an Raturalien und anderen Gegenständen, Geld ausgenommen,

oder erwiesene Gesälligkeiten bel Bezahlung der Gebühren von Clienten nicht in Anrech-

nung gebracht werden.

G. ö.
In allen bürgerlichen Rechtslachen ist dersenige, welcher eine Versügung ausbringe,

oder die Thätigkelt der Gerlchte in Anspruch nimme (Extrahen,), die Kosten der dadurch

veransasiten Versügungen, vorbehälclich des Anspruchs auf Erslattung durch den Gegner,
zu bezahlen schuldig. Nurin der Exekutionsinstanz, dasern nicht vorgekommene Inci-
denestreitpunkte eine Ausnahme bedingen, sind von Zeir des anstebenden Hülso= und Be-

rechnungsrermins an, die Kosten ohne Unterschied sosort dem Leistungepflicheigen zuzu-
liquidiren; äallgemeine Concurssochen aber werden aus der Concursmasse erboben.

erfügungen, welche von Amtswegen oder auf Amtrag belder Theile erlossen wer-

den, oder doch ein gemeinschastliches Inkeresse betresfen, haben die Partelen zu gleichen
Rhellen zu rlegen; dasselbe glle von den Terminskosten.

Die Sporteln für Urkunden, Ausserligungen sind, sowelt nicht an den einschlagenden
Seellen der Sporteltore oder unker den Betheiligten selbst etlwas anderes festgeseht ist,

von demjenigen, der sie ausbringt, und bel zweiseltigen Contracten von belden Thellen

gemelnschastlich zu bezablen.

lieu 5 Untersuchungesachen werden die Sporteln erst nach beendeler Untersuchung
iqui

Alle Gerlchtssporteln zerfallen In et b Ei dle Arbelt der verhandeluden
Behörde, sogen. Judizialien, S. Abschnitt A. der1.Abehlg.) und Reben= oder Se-
baratgeühren (sür die ersorderlichen Hülsslelstungen. S. ble Abschnl#te B. C. D. E.

der 1. Abbbeilung g.)
Beideclei Sporkeln sind an dle Sporkelkosse der llquldlrenden Behörde elnzuzahlen

und dieser slegt es ob, die Befriedigung derer, welche 5 die bezüglichen Nebensporteln



Anspruche zu machen haben, je nach Verschiedenheit der bestehenden Einrichtung zu ver-
Mmitceln oder zu bewirken.

Die in fester Besoldung stebenden Fürstl. Beamcecen haben zwar auf die für ibre
Arbelten angesetzten Spocteln keinen Unspruch; doch sollen ihnen für jetzt und bls auf
ecwalge anderwelte geeignete Regelung die bel Lokalverhandlungen in Ansaß kommenden
sogenannten Expedltionsgebühren, so welt ncht bereits etwas anderes instruktionsmaßig

festgestelle worden ist, als ein accidentieller Besoldungzuwachs verbleiben.
. 7.

Jeder, welcher durch eine ihm zugestellte Liquidation uber gerichtliche, Sachwalter-
oder Notarlats- Gebühren sich beschwert erachtet, ist berechilge, dle Prüfung und Fest-
stellung bezüglich Ermäßigung derselben zu beantragen. Diese Prüfung ersolge rücksichellch
der von Unterbehörden ausgegangenen Llquidatlonen durch Fürstliche Landesreglerung,
begüglich der von Kanzlelen der Oberbehörden ausgeferilgeen durch letztere, in Ansehung der
Llquldatlonen der Sachwalcer bel dem Prozeßgericht, oder, wenn es sich um außergerlche-

liche oder Nocarias-Geschäfte handele, bei Fürsllicher Reglerung. Wird dle Beschwerde
ungegründer befunden, so Hat der Anragsteller die dadurch erwachsenen Kosten zu tragen;
Iim enegegengesetzten Falle kommen kelne Kosten in Ansaß.

Der Antrog auf Prüfung einer Liquldation kann auch nach berelts erfolgeer Berich-
tigung derselben gestelle werden, doch muß dieß binnen Jahresfrist nach der Bezahlung
geschebn. Daber baben sowohl dle mie der Sportelelnahme beauferagken Gerichksbeam--
teten als die Sachwalter und Notare belm Qutttiren der Liquldatlonen stets den Tag des

Empfangs der Zahlung zu bemerken.
. 6.

Die neue Gebuhrentaxe tritt sofort nach dem Erlaß dieses Sportelgesetzes in Kraft
und gleichzeitig werden alle ihr entgegenstehenden allgemeinen und besondern gesetzlichen
Bestimmungen, insbesondere die Ober-Greizer Torordnung vom 26. August 1715 und
der Zeulenrodaer Tox und Schied vom 24. Juli 1630 außer Geltung gesetzt.

Von da an dlent für Llquldirung aller Gebühren Innerhalb des 9. 1. bestlmmeen
Bereichs gegenwärtiger Taxe nur diese ols Norm. Es kommen somle namentlich auch
die vor den Behörden bisher neben der richterlichen Sporcel berechnecen Aktuarlars= und

Sekrerarlatsgebühren so wie dle außer den wirklichen Reinschristgebühren angesetzten Co-
plallen in Wegfall.

Die bisher verdlenten Gebühren dagegen, sie mögen bereits liquidlet sein oder nicht,
sind nach den zeither in Geltung gewesenen Taxen zu erheben.

Tuch soll die gegenwärtige Gebührentaxe auf dle berelts anbängig gewordenen Reches-
sochen, welche nach ihrem Gegenstande zwar in das Geblet des unbestimmten summa-

rischen Prozesses gehören, jedoch in Gemäßheic des darüber ergangenen Gesetes vom
24. Dezember v. J. noch nach den bisherlgen Prozeßsormen zu Ende zu führen sind,

keine Anwendung lelden, vlelmehr in denselben in der bis jetze üblich gewesenen Weise
llquldire werden.



Uekundlich haben Wir diese gesebliche Verordnung elgenhändig vollzogen und Unser
gröheres Regierungs= Insiegel beldrucken lassen.

Greljz, den 1. Februar 1853.

(L. S.) Heinrich XX.

Otlo.





Allgemeine Gebührentaxe
für gerichtliche, Notariats=undSachwalter-Geschäfte.





Erste Abtheilung.
Gerichts. Sporteln.

Abschnitt A. Juldicinlien.

Tit. 1. in Civilprozeßsachen.

sfür Präsenration der eingebenden Parteienschtiften, DBebdrdenzuferii.
tigungen, Erkenntns

4

7. undfür jede Beilo
l

l

gfnkecneschscscltche Ladung an Prrien, Anwälee, Zeucen uu.f. w
Terminen jeder Att, jedoch ohue besonderen Ansatz sür die, mit #r
UAussertigung zu einem anderenTerminverdundene Ladung zum Inro-

Vutanoncormin, cgtihen sur Rotisikationen. . .den Oberbe ..

3. en 7* — zu Vor nahme ober 2 einer
dlung, Abgabe einer Erklärung unddergleichenbel des Oberbebörden.

4. sfür eine Kündigung oder 3 „ölungscuslagemie eventueller bodung zum
Güre, und Rechtstermin oder *Hulss- und Berechnungeteemin·.
bei den Oberbehörden .

zqsnketnReqnssnlonsschketbea.
bis

6. | für elne Regillratur über die erstattete Relarion des Dieners wegen Be-

 hHüändigung einer Aussertigung oder Besördetung eines Schreibens
zur Post.

Ist einPalent Mebteren zrine worden, in in- w7. sur eine Assixionsreglstratur

8. fur elne Reftrionsregiliratur
ülle borigen in Cioilproeßsachen zu seruigenden Procokol und

Registraturen sind, mit alleiniger Ausnahme derTerminsprocokolle,

fur welche der Ansotz in der Terminsgebühr bugifen ist, mit
für jede volle oder angesangene Seite zu berech

Wenn sich jedoch derPcotokollant bonr heinich eines welleren,

als des für Reinscheisten geseblich bestimmten Schteldemaahes be-
dient, so ist dieser Ansatz auf

2
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14.

4für Besichtigungs= und Berainungstermine

und nach Befinden ble auf
zu ermäßigen.

Uneer denauf dlese Weise zuberechnenden Selcen sind nur gebro-

den Selten zu verstehen; doch erhoht sich auch bei Ausruckungender Schrist der gegebene Ausatz nicht.
fur elne Ediktalladung .

fur jede weitere Aussertigung berselben .

Ein gleicher Ansatz findet fur jede besondere vadung “* Liquida-

tlonstermin an die bekannten Glhubigerim Ceneurfe eStatt
süc eine Currentladung von jeder Person

doch überhaupt nicht unter

für einen Inrotulations= oder itiontcno
bei den Oberbehörden

für jeden andern Termin, namenilich TTerminezu Gute und gecht, zur
Productlon oderNeproduction; Schwörungs= Erstebungs= Berech-
nungs-Liquidations-Distelburlons-Termin und Vorbeschiede
bei den Oberbehörden

Bel Esstehungöterminen sind außer der Terminsgebuhr noch 2 Gar.
0 of. für jedes Licltumin Ansab zu bringen. ODle Licleanken haben

jedoch als solche kelne Sportel zu entelchten.

bis

Bei Berainungen werden wegen jedes Rainskeins noch
liquldlre

Ausserdem kommen noch bei diesen Terminen, sowie überhaupt
bei allen anderen gerichtlichen Verhandlungen an Orr und Seelle dle

sogenannten — in Ansoß. Das Nöchige hbler-
übersiehe unten 5

Wied in gopeno einem Termin ein Vergleich zumAbschlusse ge-

bracht, so erhoht sich der bettefsende Sportelsah
a, um die Hälfte, wenn wirkliche Streitpunkte dadurch erledlgt

werden und der Prozeß vollständig Beseitigung finder;
h. um ein Drletheil, wennder Vergleich nur Zahlungsbesel-

stung oder sonsisge Medisikatlon eines Zugeständassses becrisst,
oder der Stceit dadurch nur zum Tbeil seine Erledigung er-

balt
sir in eines Zeugen oder Sachversländigen, für jeden Artikel

des Seaase auf welches sch die erehns zu tsicet. E
— 2



15.sir rbss3 elnes Zeugenrotul
16. 1sir n einer Eidesformer

17.für einen Dllationsschein

18. lie eine Urtheilssrage bis
19.sie eue gunschsiedhderWrde gegebenen Encsche dungegrunde :

20. 14 Nesoltlonen, be nur elner Partel Etleblzuns elnes von iht ge·

— 79 —

und überdles für Abnahme des Zeugeneides
Sind sedoch mebrere Zeugen oderSochverständige5 elnem Termin

glecchteihg zu vereiden, so findet für ieden nur der Halbe SaßState.Fü die Vern ehmung über Artikel und Fragstücke, die für unzu-

lässig erkannt worden sind, finder ein Ansaß nicht State, es müßle
denn von einer Portel die Abhrung vor ergangener Enescheldung

über das Pro- und NReproduktionsverfahren ausbrücklich angespro-
chen worden sein, in welchem Falle dem Antragsseller auch rücksicht

lich der verworsenen Artikel und Fragstücke die obige Gebühr zuzuli-
nidlren ist.

n Siegelgeld sindet dabel nicht Sian

furein Zwischenurtel
bis

h. fur ein Defsinitiverkenntniß
bis

Wird jedoch bei unbedingtem Klagzugestandniß glelch im Gutetermin

ein zandemgtoricher Besche abgefaße so sind dasirmit Elnschiußnur . —des-Pl-
anzusetzen.

Definitive Contumazialbeschelde sind mie
zu berechnen.

c. sür elnen Präclustobescheid
(l. für eln Locationscckennen# ..

bls

e. fur elnen Distrlbutionsbescheld

Wird ein solches Eckenntnlß von einer auswartlgen Spchoe

de elngeholr oder vom Oberappellatlonsgerlcht zu Jena ertheilt, so
kommen selbstversländlich dle von diesen Dikasterlen dasür berechne-
ten Toren in Ansa

stellten Antrags bekanne zu machen sind
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salls sie mündlich oder durch Aktenvorlegung erössnet werden
bis

bei Oberbehörden ..

bis

bel schristlicher Mittheilung .-

bis

bel Oberbehörden .

bis

Fue Resolutionen, die lediglich die Handhabung der Geschaste-
i ordnung bezweckenusidntditeronnec,lossdckiiblosistdenAkkeIscui-

etragen werden, sindet ein Ansotz nicht Statc.

fürgResceipte an üünterbehotben wodurch elen der erste Austrag zur
Verbandlung einer gonzen Sache ertheilt wind

22. s#c Rescripte, durch die während des Pro v'sS teineeinzelne Proe.

| * rrga oder dem Unbereichte eine Nocisikation eitheil

21.

23. fur Amnahmer“ einer Leoterung ober Appellation beiderOberbehorde.
24. sie hen Berich an den boheren Richter auf einge wendece Appel.

bedlngte, Berlchie anOberbehörden Statt

Ein gleicher Ansaß sindet auch fur andere, durch die ins

1

Il zugleich über zwele odermehtece nm ein *- zu
erstatten

bis
25. fur elne schriftliche Erxecutionsordre. .

26.sukdosPa-entzuemek Mobtltakquktloks ..

bis

27.) süc ein Subhastatlonspotent .

28. fur Sswasungelelnes* erbissemens, das In dlee Zeicangen 7ir
werden

—

pedition verwendeten

anzusetzen. Davon kommen jedoch dem hre Ferstlichen
Beamieten jwei Drittheile als Expeditionsgebuhe

fur jeden halben Tag.

20. Bel Versteigerung von Mobiliensindfur jede Stunde der aus die

nZelt

Ist dabet ein besonderer Auktionatort nochis- so schalt decselbe
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** *

Dersenige aber, welcher dle Auktlonsgelder zu verrechnen hat,
vom Thaler

Nellrria undZehrungskoflen ind uls Blarverlag besonders zu
verrechnen.

.fur die gerichtliche Einräumung eines Hulsspfandrechts
bis

fur Suraamun der Hypochek im Consensbuche und Aussertlgung eines
Hülssosch .

 Bei einer Ansceichmn Verhandlung #z Wechselsachen n des Wechsel-
schuldners Wohnung oder an einem dritten Orte, findet außer der

Scbttionegebhel die unter Nr. 12. bestimmte Teeminsgebühr
Sta

dle Kle zu den Akten zu liquidlren .

Bei Liquidationen, welche *)r als elne Seite fü, 1n v.%
jede weilere balbe Seite noch

echner

für Felsnelng von Sachwoltergebühren, so weie dasür überhoupt nach

é. 7. der allgemelnen Bestimmungen eln Ansatz Statt finder. "

Eppeditionsgebühren.
Die Beamteten und Gerichtsdfrigenten haben bei den Ne.

und 20 gedachten und allen sonstigen von lhnen aoußerhalb der—*

richtsstelle vorzunehmenden gerichtlichen Verhandlungen eine Expe-
dlilonsgebühr zubezlehen.

Dieselbe .—ie mic Ausnahme der Auktlonen, für welche ble

Vorschrife bei Nr. 20 gilr, für jeden halben Tag der auf das Ge,
schäft und die Zurücklegung des Wegs zu verwenden ist

a) sur Eommissarten, welche aus dem Mittel einer Oberbehörde
ernaunt wer!

D) für snix*.- lewe 2undSstrart
der Oberh#rd

) für Abtnarie

-ganselbstllandlger Besorgung der Erxpedlilonbeauf.
* kooen sie der vorgefebte Beamiete nur seinerUneer

stütung zugezogen hat.
Der halbe Tog ist mit fünf Suonden zuberechnen; doch er

für Expeditionen, dle in kürgerer Zeitdauer beendetwerden, dle ge-

2
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dachte Gebühr zu berechnen und nicht minder werden blos überschlehen-
de Stunden rücksichellch der Expedlelonsgebühr Halben Tagen glelch
geachtet.

Doas ausgewendete Roß. und Fuhrlohn, Iagleschen der baare Ver-

lag sür Wegegeld, Zebrung, Pferdesütcerung und das etwalge Nacht-
quartier sind besonders zu berechnen.

en Verwaltern der Patrimonalgerichte werden, so sern sie Lo-

kalerpeditionen bei Gelegenbeit anberaumter Gerichestage vornehmen,
nur die Erpeditionsgebühren, entgegengeletten Falles aber auch sämmt.

licher Reisekostenverlag und der norhwendige Zehrungsaufwand passter.
Uebrlgens haben Beamtete bel Lokalerpedicsonen nur dann Ak-

ruarlen zuzuziehen, wenn deren Gegenwart zur Gültigkeit der vor-

zunehmenden Handlung ersorderlich, oder durch Wichcigkeit und
schwierige AussführungdesGeschästsgerechtserelgeist. Aufterdem har
der Beamtete enkweder selbst zur Aussührung zu verschreicen, oder
damit einen Aktuar zu beauftcagen.

II. II. Bel Geschäften der fesiilligen Gerichtsbarkeit und
Rotariatshandlungen

Bei gerichtlicher leeberelgnung beweglichn Elgenthums sind als
Sporteln zu berechnen

a. für die Verschrkibung, bel elnem Werthe desGegensine
au. von 23 Rehlr. und darunter
Dh. von mehr als 25 Rehle. ble zu 50 r .

(cvonmkhkalsgosuhlkbtgsustkhlk..
dd. von mehr als 75 Riblr. bis zu 100 Riblr.

Stelgt der Werth des Gegenstandes uber 100 Rihlr., gsind anl.
serdem von jeden welleren angesangenen oder vollen 25 Rehlr.

c. über 100 Rieblr. bis zu 1000 Rehle.

II. von jeden angesangenen oder vollen 50 T uber 1000
Rlblr. bis zu 5000 Réhlr.

— - augesangenenoder T 100didn iüber
5000 Rehlr.

in Zuschlag zu bringen.

Für Bestimmung der Werthslare dient inder Zesel der volle und
wahre Kauf, oder Ueberlassungsprels zum

Sollte jedoch diese Grundlage wegen meher. Vnanacchen der

Contrahenten, wegen Uebernahme von Naturalleistungen und son-
stigen nicht peruniären Gewähcungen Selten des Erwerbers oder aus

//%
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A,

andern Gründen unzureichend oder bedenklich erschelnen, so ist dem

inAnsab kommenden Lehngelde und, dasern solches nicht besteht, dem
vorigen Kauspreise oder inmittelst erörkerten Tarwerthe nachzugehn.

Wird ein Bauplat ohne Destimmung eieinesKeausprelscsubereig·net, so beträge die Verschrelbungsgebübe
b. für die Lehnsrelchung

Wenn mehrere, elne #usammmengehseige Besih2zshraebebs.
stucke scichzeut ln Lehn gereiche werden, (o istnurdaseine Lehn,stück mir 1Rehlr., jedes weitere mit 10 Sgr.aanzun

Rücksichtlich der Psarr= und 1 -p es

jedoch zur Zeit bel den bestehenden Lehnssporteln.
Diese uncer a. und D. aufgesührten Sportesn sinden ohne Unter-

lchled, ob der Rechtstitel der Erwerbung oder Besrelung auf dem

-unmlttelbar, auf Vertrag oder auf lehtwilliger ÄAnorbnungeruht, Statt.

In Erksällen jedoch, bei welchen sich die Erben alsbald in dle

Nachlaßgrundstäcke tbeilen, oder solche Einem der Miterben alleln

überlassen, bedarf es einer *5 Eezuscheeibung (Be.
solgung der Gesammrlehn) niche;essel denn, daß dle Erben unter-
ließen, eine auf Aufhebung der Gemeinschasi gerichtete Vereinlgung

binnen zwei Monacen nach des Erblassers Tode gerichtlich anzuzei-

gen.
Diese zweimonatliche Frist kann aber auf darum geschehenes,

durch erbebliche Gründe umeersiüßtes Ansuchen der Betheiligten von
der Lebnobehörde nach Besinden bic auf das Doppelte verlängert
werden.

Dagegen bewendet es wegen der zum sonstigen Mildensurter Kieise

gebörig gewesenen Gütec in Alc- und N eugernsdorf und Altgomlau
bei der bestehenden Einrichtung, wonachin Erbsällen an diesen Im.
mobilicn die Gesammtlehn gegen Entrichtung der Verschreibungs.
sporteln unter allen Umständen zuvörderst zu besolgen, Hierzu sowohl

s zu Bekennung der Lehn Seiten eines einzlgen Erben aber nur

elne vlerwöchenkliche Feist von Erblassers Tode an gestattet ist.

Bel- he Veesteigerung von Messken wind die Spor-
tel von jeder Juschlagsumme besonde 6 auch dann berechnet,
wenneine und dieselbe Personin einem und armneben Subhaltations.

kermin mehrere einzelne Grundstücke ersteht.

Werden Immobillen denGläubigern an Sohlungsstart 168eH4hlagen,
so wind der Sportelansah noch dem in Ansat koimmenden Lehngelre



0 dafern solches nicht besteht, nach dem vorigen Kauspreise oder
m inzwischen ermittelten Taxwerthe bemessen.
Moan Nämliche gilt bei der Schenkgebung von Grundstücken und

in Erbsällen, sobald vom Erblosser, oder bei Ebsonderungen von
den ien Erben ein Annahmepreis nicht bestimmt worden ist.

ebrigens kommen mit den unter 1. a. und D. ausgesührten Toren,

alle bisherigen Nebensähe insbesondere süc Annahme überreichter

Aussähe zu den Akten, Resolutionen, Eintragung, Akluarlot#gebühr.

und dee * der Gebühr für die Reinschrist berechneten Ceplolien
in

- 4 nern Aufeechnung verbleiben lediglich die Kosten für
Relnschristen und Abscheisten sowie die Gebühren für die Gerichts=

personen und Gerlchtediener; auch sinden für Verhandlungen, welche

in dem elnen oder onderen Falle neee miüssen, bevor zur Lebns-

W%*

reichung verschritten werden kann, 1.B.Auflagen an Lehnepflich=

tige,Vermundschaftsbestellungen, Vergleichs · oder Veräufkerungs.
dekrete Drittec,
besondere Eintrage odet Lösckungen in den Gerichts, ond Amtebon. 1
betsbüchern, laglelchen für Aufnohmen zu Unterthonen und Bestel.
lung von Lehnnägern noch überdies die dasür besitmmien Sporkeln
Statt.

Nicht minder beslehen die selther bel Verschrelbungen in Ansah

gekommenen Bezüge der Landstroßenbaukasse, Gerichts= und kebe

berrschasten nachweitlich neben dem Lehnsgelde zukommende Gecichts
nähungen, und die, Stodtkossen und Kirchenärarien zunewiesenen
Introden neben den Sportelansäen sort, sind in die Liquidurionen
der Behörden am Schlusse mit auszunehmen, von ihnen einzuheben

und an die Bezugsberechugten gegen Quictungen zu verabfolgen.

Der Stadtrath zu Zeulenrodo erhält wegen seiner Becheiligung
bel Immobiliarübereigungen ein Driktheil der nach 1 u. In Ansatz zu

bringenden Verschreibüngespoctel; dagegen verbleibt die Lehusportel

den dastse Stadtvoigieigerichten allein. Auch kommen seine bis-
berig bel J samme

Reenonicrt sür Vosther und Diener Frrchm ginzuchn Wegsoll.
Nur die, sür urkundliche Aussertigung der Köänse zu berechnende ge-

sebliche Gebihhe. der Reinschrife ist ihm noch besonders zu vergücen

und er hat zu diesem Dehus= seine Liquidarlon den Stadwoigtel,gerichten LWilmachen. Letztere aber und verpflichtet, den Be-

trag dleser Reinschristgebührnebstdem,demStadtrathezukommenden
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Delubelle der Verschreibungssportel mit einzubringen und dile aus-
fallenden Summe an die Nocbssportelkasse gegen Qultkung abzu.
liesern

DieKosten der Bashreih unb Lehnsnahme träge, wenn uscht
etwas onderes durch Vertrag besiimmt worden, der Erwerber.

2. bei gerichtlicher Versteigerung von Immobilien kommen die Ansäte
unter A. Til. 1.Nr. 12 undbei der Auktion von Mobillen dle zaanlis

« Nr. 20. ausgesührten Gebührenin Anwendung.

3.bel Schenkungen von beweglichem Vermäögen, welche der gerichtlichen

# Lomirmatkon bedürsen, Ein Drittel Hrozent, als Aversional, Ge-

4. sür Bäegng einer Hypothek, Fertigung des darüber auszunehmenden
aol und Extenston der Pfondurkunde

. bei Kaussummen von 25 Reble. zanr daruncer

" 3. „ „ „ von mehr als 25 Al bis 505 5
, . „ 7. „ 50 Rlhlr. bisF5Rehlr.
T d. , 75 Rihlt. bis 100 Achlc.
1 c. bel böber leelgenden Simmen kommen auherdem von jeben

angeane oder vollen 50 Nbble über 10000Rihtr. bis
1000

*

und

von jeben angesangenenooder vollen 100 **' über 1000
NRthle. ....

. LelhypothekenfüsunbesttmmleSummeassaschtlbbckeodek

doch nur mit großen Schwlerigkeit zu schübende anche
#

1. 1. bei einer Hypothek, welche sich der Verkauser an dem anben,

1 ten Gute vorbehä

an. wegen rückständiger Kausgelder von jedem angesangenen
oder vollen Hundert. ·

bh. wegen anderer vomKaufer übernommener beislungen uis
l
sur Uebertragung einer Hypothek auf einen ondern Gläubiger einschließ.

des Procokolle und der Urkundenertenston ist die Hälste der unter
6. 4. bellimmeen Bestätigungssporteln zu entrichten.

Mit obigen Ausätzen sind alle das Hypotbekengeschäft betreffenden
 VWerhandlungen, Niederschrifren, Aussertigungen und Vormerkungen
bezahlt. Ausgenommen sind jedoch:

 W
l-

l

l

i
l
l

i

s;
l



— 86 —

371/1 a. dle Gebühren sür dle zu sertlgenden Relnschristen und Dupl

kale. Die rücksichrlich lehterer enegegenstehende Bestimmung
in &amp;. 0. der geseglichen Verordnung vom 24. December 1845,

· dlegkdncreSicherstellungdekmltqusdntckllcherHypothekauf

Immobilien verschcnanotoekungenbot-»lsthlekmltaus

b. 56 iees der Gerichtsbeisiher und Gerichlödiener.
I c. Auch unterliegt die Verhandlung uber Punkte, die zur Hypo-

thekenbeslellung nicht wesentlich gehoren und lediglich nach dem
l Willen der Contrahenten damit in Verbindung gebracht werden,

4 B. über Bürgschafts-, Verzichts-, Rücktrittserklärungen
1 und zwar ohne Unterschied, ob darüber ein besonderes Proto-

koll ousgenommen oder das Nöthlge im Hauptprotokolle nie-

dergelegt worden, dem besondern dasüc bestimmten Ausoße.

Werden für eine und dieselbe ungerheilte Forderung mehrere, un-
ter verschiedenen Gerichtsbarkeicen gelegene, Inländische Immobilien
verpfänder, so Hac nur die Behörde, unker deren Juriediktion dos

Haupkobjefe liege, falls aber bierüber Zwelsel obwaltete, dlejenlge,
welche zuerst angegangen worden ist, die volle Aversionalsportel an-

zusehen, jede der übrigen Debde nur eln Viertheil derselben.
Die BerbelllgungdesStadtrathezu Zeulenroda bel Vollslebung

von Pfandurkunden sälle * Jäc weg und es sindet demnach

eln Sportelanspruch deslselben bei Hypotbekenbestellungen ulcht mehr
Statt. Die entgegenstehende Bestimmungim §. 80. der Zeulen-

EEIIIIEIIIIIIIIII
Die Kosten der Hypothekenbestellung und Uebertragung hat, sofern

nlcht etwas anderes von den Berheiligten verelnbart worden ist, der

Besitzer der verpfaudeten Grundslucke zu tragen

6.sur eidliche Verpflichtung eines Unterthanen auf dem Lande bei dessen
Ansässigmachung 15|—7

7. für Burgschafts-,Vorzichts., Näcktrius.Esitiena —15—
8. für Vellellung eines Vormundes oderbebneriget . ...—;10——
9sükkoschungclnckHypothck.. —10—

10. bel Quittungen, fur jede Post, und war ohne Unersched ob nur eine
 oder mehrere Personen uber dieselbe Post gleichzeitig quittiren. — 8

Der bisher ublich gewesene besondere Ansah fur die sogen. ewige

londübllche Versiche sälle kunftig hänslich weg. 1
lrd eine Quittung bel einer andern Verhanudlung, z. B. bel einen

6 Lehnsreschung gelelster, so findet dasär keinbesonderer Ansat Statt.!



11. süc obrigkelillche Dekrere, wodurch Verglelche, Weräuherungen oder

andere Vorträge genehmiget werden, die 4 hret Gultlgkeit dleses
Dekret nothwendig bedurfen . ..

bis

Färdle hierbei etwa erforderlich gewesenen Vorerorterungen (eau-
ano oognitio) findet, Taxatlonen ausgenommen, ein besonderer
Ansatz nicht Statt.

12.fur Bestätigung elnes Ebe-, Einkindschafes-, Adoptlons-Erbvertrags,
einer Legitimation unehellcher Klnder oder Emancipatlon

C. Wlrd aber der Vertrag vor Gerlcht rreiche, und die *
r vom Gerlcht abgefaßt, außerdem noch .

13. sur andere Vertrage, dle vor der Behordeverhndet und *#
werden, ohne deren Bestärlgung bedürsilg zu seln

bie
14.) für Registrirung elner Vollmacht oder elnes Aetorium . .
15. für Prokokolllrung elnes Syndikats und Expeditlon der dabeivorkem.

menden Handlungen, mit Einschß der Nagllraaur iber das An-geben der Interellenken ..
« bis

16. säc Ertension des Syndlkats

17. sür Registratur eines an culihuft" . * 2
ill «

Bel —erecsproctelichen Testaments, erhöhrK464
Ansoß ble auf das Doppelte.

.Wird der Richter in die Wehrong des Testsrenden gerusen, so tritt zu

dem vorigen Sportelsatze noch die zu Nr. 35. unter Tit. 1. gedachte
Erpeditlonsgebühr und Auslösung ein. Erstere verstärkt sich um ein

Düutbel des vollen Satzes, wenn dle Expedskion zur Nachtzeie Statt

*“S&amp;.I

2—

find

dle thue zu Zeulenroda haben ausserdem für den Stadt-
rarbdaselbst, so lange demselben die Bethelligung an Testamenks-
errschtungen zustehen wird,

bel einem einsachen Teskament
bei einem wechselseitigen Testament

und wenn der leczte Wille in der Wohuung desTestlrenden auf-
genommenwir

EE

—— l l

1E20»—
Us-

l

a. so bald deeß am Tage geschiebt, bech —h—



b. bei elner nächtllchen Expedliloo — 25—

gaullquldlten, den becressenden Betrag mis ehuniebe und an die 5
Rathssportelkasse gegen Qultcung auszujoblen ê

· le in dem Regulativ vom 6. August 1642 für die Betheiligung „

deg Stadtralhs zu Zeulenroda bei Aufnahme leter Willen besiimm
ten Gebührensäte kommen hiermit in Wegsoll. Insbesondere sind

I —dee Beisibergebühren bereits unter vorgedachten Ansätzen mit
beg

20. fur der Urkunbe bei notaclell wr lebten Wlllen I;
 und deren Uebereichung zur gerichtlichen Verwahrun — 20—

21. für Annahme eines übeegebenen schristlichen Lestomen miiEioschluß
der zu fertigenden Insinuationsregistratur, der Niederlegung und

 MWVerwahrung 1——
Läße derLestator. den Richter Behus“ ber Ueberreichung zu sch ru-

sen, so gllt die zu 18. gemachte Bemerkung bezüglich der Expedi. L
tlonsgebuhr und Auslösung.

22. sur Tuesirtiguns eines Rekognitionsscheins über ein deponirtes Te-

3. fur vur — und Pubiskailon elies Tesiaments und die baruber i
aufzunehmende Registratur von jeder vorgeladenenPerson 10·—

lsir- Cebtbeilungen, deren Leitung die Behörde nach eigenem, durch
i ie Verhaltnisse gegebenen Beruf, oder auf Verlangen der Erben ·

übernimmt sind für jede gericheliche Verhandlung mit den Erben

und das auszunehmende Protokoll nach Vurschehene der Daueusw
derselben und des Gegenstandes 5 —20·—

bis 115.—
bel Oberbehördeen5—

blee 2— —

8

*.—

in Ausat - bringen.“
Eln s fu KM. # Derbssn att.

DieGenebmigung von auhergerichtssch Pu nrlabe dem *e-

cicht uberreichten und der Confirmation kot Erbthellungen
uncerliege dem Sporkelansate unter Nr. 11. 1

25. sie die Ertension eines Erbtheilungsrecesses n. . ...—5;—
und wenn der Gegenstond über 500 Rihsr. betra “ – 7|6

von jeder vollen oder angesangenen Seite der Relnschrife zubberechnen. TZ
Eln solcher Recehß ist jedoch nur dann zu sertigen, wenn dle Resul- 1

tate aus verschledenen Verhandlungen zusammenzustellensind. Wird 1.
die Regulirung durch eine Expedirlon bergestelle, so ist den Interes.



26.

senten auf Verlangen lediglich beglaubte Abschrift des aufgenommenen
Protokolls zu ubergeben

Das dem Stabtrache zu Zeulenroda nach §. 70. der dortigen

Stodrordnung vom Jahr 1840 zustehende Reche der Eintragung
der im Stadtbe)irke vorkommenden Verlassenschaften in dos Rarhs-

Erbvertheilungsprotokell soll demselben #war auch serner verbleiben.
Uuf Erbebung ven Gebühren bat er sedoch nur dann, wenn die

obrigkeitliche Betheiligung bei einer Erbregullrung entweder nach be-

tlebenden allgemeinen Rechtsvorschelsten,z.B.wegen Concurrenz
Unmündiger, erfordert oder durch ausdrückliches Verlangen der Er-
ben veranlasse wird, und ouch in diesem Bereiche nur in der unter

Nr. 24. und 25. bestimmten Weise, Anspruch. Die bieper be-
andene sogenannteEincragungsgetübe dagegen sällt gänzlich weg.

für Ausseelgr elnes Tutorium oder Curatorium.

Sind mehrere Vormünder bestelle und im Putorinm oufgeführt.

"4 wssern so viele einzelne Ansäte, als Vormünder benanne wer-

27. * Abnobne und Justisikation einer cseechn nach
dem Quoneéum des jäßrlichen ensa aundwenn solcher nicht über 50 Rehle.b

von mehr als 50) Rblr. bis 25 5sn.

«»,,«s)uhlklsi«00.)uhlk
«1()t)Nehl-bisgnu Oktblk

und von jebemserneren 23 Rehlr.no
Durch Ausstellung eines sörmlichen ulliskeuienescheino erhöht

sich der Aversionolansah nicht. Dagegen (lelgern sich dle übrigen
Säbtze um die Hälste und nach Besinden um drel Wiertheile, wem

bie Tasstellung undErledigung besonderer Monita ersorderlich wird.
Bei Vormundschaf#en über Geisleskronke kommen diese Ansätze

nur dann in Anwendung, wenn deren Vermögen über 500 Rehlr.

betragt. Bis zu dieser Summe darf nur die Hälste vorstehender

Gebühren llquidirt werden.
Auch bei ondern Verhandlungen, und Expedicionen, welche durch

Geilteskrankheit eines Landesangehörigen veranlast werden, soll, (o
sern das Vermögen des Blöd, oder Wohnsinnigen nicht über 500

Rthlr. beträgt, nur die Hälfte der sonst georrneten Gebührin Anfag

kommen; baare Verlage sind aber in jedem Falle zu erslorten. Die
Bestlmmung lm §. 7. der geseblicken Verordnung vom 27. Mal

4836 wird hierdurch ausgehoben.

MWm -*-. 5
1
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28. furgerichtliche Quittung oder Liberatlon nach beendeter Vormundschast
mit Elnschluß der darüber aufzunehmenden Reglstracur

ls

29. Deltengbh für Annahme, Verwahrung und Auszohlung depo-

30.

31.

8

u6  #

2

nlrter Gelder, von jedem vollen oder angefangenen Hundert Thaler
der Summe

von jedem Hundert Thaler desWerths deponirter PreclosenStaacs-
papiere und anderer auf jeden Inhaber gestellter Documente, und
zwar nach deren Curs zur Zeit der Deposielon

Von deponicten Geldern Bevormundeter — Verschwender urd
Abwesende ausgenommen — Ist nur die Hälfte der obigen Depost-

tengebühr zu erheben.
für einen Deposlenscheln
für eine Registcatur überNekognltion eines Contracis, einererSchuld-

verschrelbung und derglelchen, und zwar ohne Unterschied, ob die
Rekognltion von einem oder mehreren Interessenten bewirkt wird,
losern sie nur glelchgeliig rücksichtlich der nämlichen Aussertigung er-

· sit-sein schksstlcches Amster, soweåtnichtfurthleie Zeisrise eln
elgener Sportelansaß besllmme!

bis
Bebarf es zur Ausstellung eines Attestats nach der vorherlgen Ein·

zlehung gewiffer Erkundigungen, %%%sudsieddle daruberaushunehmende Registratur noch ê7-

bls

zu entrichten

.sur Ertheilung eines Marginalattestets

.sut Beglaubigung von bschisten mit Ehnschluß dderEelatlon  .
beiden ersten Selte
von jeder solgendenEe noch

Jede angesongene Selte isthierbei für voll 4 rechnen; arch Kuder
eine Erhöhung der Gebühr auf das Doppelte State, wenn die Ver-

Hlechun z. B. bel arithmethlschen Darslellungen elne besonders müb.nei
· sur einenWechselprotest mit Einschluß der Extension des Instruments

einem Notar, auch wenn dererPeolestauhechalbselner Wehnungaufgenommen wird . .·

bis

—

1#
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Fur andere, Notarlen nachgelassene Geschafte, dursen dieselben
eben so vlel berechnen, als den Gerichten bei Vertichtung glelcher
Altein dieser Tarordnung bewilligt worden ist.

Fur Relsen gebuhrt ihnen die, Sachwaltern zustehende, Auslosung.
Kommen übrigens bel den der sreiwilligen Gerlchesbarkeit zugehs-

rigen Angelegenheiten Geschafte vor, welche hiernichtbesenders auf-
geführt, in diesem Abschnsece unter I. aber mit einem Sportelsat

bedachtsind, so ist letzeerer, so sern er niche in einem gegebenen Aver-
sionalsatze ausgeht, in Anwendung zu bringen

Namenelich glie auch dle dort unter Nr.S. enthaltene allgemeine
Bestlmmung wegen der Protokolle und Registroturen, so weir nicht

dleselbe durchbesendere in diesem Tleel ausgenommene WVorschriften
ausgeschlossen wit

Tit. III. In Verwaltungs·und Gnadensachen.

s

l

l

l

sür eine Registrotur oder Protokoll, sosern dar Ansatz dasür ulche schon
 in einem andern mit enthalten oder überhaupt elne besondere Beslim-

b
l

l

l

l
l

I-

mussgbclelsqelnenNummekngcgebenistfilkjedeScitc
und bel Oberbeehorden.

sir Abhaltung einesTerminsinIngungs Gemelnde- Wegbau- birch.

lichen= Schul= und andecen Verwastanzesch mititEinschuß desProtokolls.

Wenn aber dasHroueken über elnen Bogen stark )so * süs-

1ed2 weltere Seite desselben auße derstTeeminegebuhenochei

l zu liquldlren.
3. ür einen schriftlichen Berlcht

bis
4. für einen mündlichen Vorcrag belm bandbesherrn mit Wesgsal dderzelt-

berigen Aktuarlatsgebühr 6is

5. sur eln Rescript

6.|für die Verpflichtung eines Sachwalters oder Notars mit Eincn

der Pflichtnotul und Registrauur
s Fur die daruber ausgestellte ürkunde, ingleichen sür den Conces=

sionsschein, welchen Chirurgen über ihre Aniffon zr aralliten
und wundarzillchen Praxis erhalten.

 ss
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7.ttr Urkunden über ereheilte Prlollegien, Concessionen zu elnem Gewer-

be oder Handel, Londesherrllche Vergänstigungen, Volljährigkelés

% erklärungen,Dispensatonen!inkirchlichen Angelegenbelen und Gna-
denverleihungen .

- bis

Die bisher bei Dispensatlonen vom Ehevetbot wegen Verwandt.
schast in die Liquidatlon aufgenommene und mit Berucksichtigung des

naheren oder entsernteren Verwandtschaftsgrades verschieden ange-
sebte besondere Dlepensations= und Cepialgebühr fälle künstig ganz
weg und kann lediglich noch bei Besiimmung des Dispensarlonsquan=
lum Berücksichtigung sinden.

Termine zur Ablösung von Urkunden der gedachten Art sind küns-

tig niche anjuberaumen, und es sindet demnächst lediglich der Spor-

keila suc das, über die Ausantwoctung auszunehmende Protokoll
tat

üetrigens bleibt es in reinen Gnadensachen Hochster Entschlles-

sung vorbehalten, ob in dem einen oder dem andern Falle den Be.

1 eiligten Sporkelsreiheit gewährt werden solle.

B. sur Bestatigung von Innungsat ifeln, *“-“der eiwaigen Vor-
verhandlungen

rr bisfur Ertension der Urkunde !4m

I bis
s

kegieksmgsclbstbcsokgt,sosmdfüciedeSciccdrchinschkist
anzuseben.

In glelcher Weise wird liquidlr#, wenn diese Behörde Nachträge
zu Handwerksartikeln ausarbeiter. Hondelt eo sich aber nur um Be-

lätgun von Nachträten so ist die Hälste der umter 8. und 9. be-
cerkten Sähe onzuw

10. sür des — an einen Auslander durch Fürst.
 en Reglerung mie Einschlußt reseriptlicher Anordnung, jedoch mit

Auenhnee etwaiger besonderer Vorerörterungen.

iir Erheilung des Bürgerrechts in den Städten, betragen dle Spor-

a. in Grelz

b. in ulemade,aa. bel Eingebo ....

bl).bct Inland-m arise-halb der Stabt. ....

Wird die Ausarbeitung von Innungsartikeln von Furstl. Landes-



8

13

14.

16. .-

.RucksttbtltchdckPqp,qutendekOkstndcdccnslbuchkkunddekBeglsus

48.

10.
20.

21.

Oo. bei Ausländern

mie Jubegriff der Gebühren sür dieAuosertigung des Bürgerreches.
schelns, für Relnschristen, für die Gerichtsbeisitzer und den Seadt.
dlener, jedoch ausschließlich der Gebühren für etwolge Vorverhond-
lungen, Berichtserstottung, Communicate bejäglich Aufnahme fu-
chender Ausländer.

Rücksichtlich der Aufnahme von Unterthonen auf dem Lande, be-
wendet es bel dem Nr. 6. zul II. vorgeschriebenen Saße; für er-

waige vorgängige Geschästsbesorgungen ist jedoch ebenfalls dle beson-
dere Gebühe zu berechnen.

 für Enklassung eines Untercthanen aus dem Staatsverbande mit Eln-

1 tdes Protokolls, wle des auszuserilgenden Auswonderungs-
l

Die deshalb ersorderlchem Verhandlungen mit der betreffenden
Unterbehörde, unterllegen jedoch besondern Ansäen.

für einen Revels (Heimaths- oder Rickschein)
für eine Ausenthaltskarte

fur ein Wanderbuch. ..
Unter diesen unter 13. 14. und is. egebenen Sportetsätzen, ist

zugleich die Gebuhr fur das Anbringen,die Ausfertlgung und die

Eintragung mit begriffen.
dle Visirung elnes Wanderbuchs mit Einschluß der Eintragung.

bigung der Zeugnisse in denselben, sowie bezuglich der Jagdkatten,

bewender es bei den bestehenden geseblichen Destimmungen.
für Gewerbslegirimatlonen und Reglerungepasse

für Pässe der Umerbehbörden
 für Beglaubigung vonHeimachsscheinen und anderen dargleichen Ve—

scheinigungen der Unterbehorden durch Furstliche Landesregierung.

Ueber derartige Beglaubigungen und Nekognitionen sind Jour-
nale in töbellarischer Form zu halten und in denselben Name und

Wohnort der Inkeressenken, Gegenstond, Tag der Ausserligung und
Betrag der Gebühr elnzucrogen.1

ir Etlaubnißischeine zu Ausstellung von Kunstwerken 1 Conzerer,Kuusläbungen und dergleichen

bis
22. s Tanzerlaubnihscheine der Londstrahenboucasse findee ein Sportel.

W t

822—

ansatz nicht Statt. Alle Niederschriften, Auesertigungen und Rein-
4
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N 1
schelsten sind unentgeldlich zu besorgen; nur die Auswarkegebäbr fü 7

den Canzlelbocen u#t in Rechnung zu beingen. (S. Abschn. I). Nr. 2.)

In Tanzdispensationssällen sind dagegen die elnschlagenden Ge-
bübrensätze zu liquldiren.

23.|sür Prüsung (Monlrung) und !4— elner Krchrechn mit Eln- 
schluß des Justisikkarionsschelns 115—

« Zis-

sukVekpsischtuagundInstruktionesnesSqchvekstandtqenoch Zeugen —110«—
stu-eITenVcknshmunflzquokokollhabetdeksnsahuntckiStock ·

25.Bel Pakatlenen. sind für jedePecson, welchertdieEtosfuung #ma-
D .... — 76

berlHberbehirden .. 110—

anzusetzen. D TX

Für Eröffnungen mitelst rwin ssiwet!mit ubegrisfder Gebühr sür lebtern ein Ansaß von — 5—

bis 15—
26. sür das präsentiren einkommender Schristen, Norlsikakonen, öffen

1 er Bekannemachungen, Vesschelnigungen, Communseace, und
* auch im Gebiete des burgerlichen Prozesses und der sreiwllli- E

gen Gerlchtsbarkelt vorkommende, hler nlcht besonders aufgefuhete

Landn finden die dosür unter I. und II. bestimmten Sporteln .
Statt. Auch kommen bei Lokolexpeditionen die zu 35. unter J. ge

 gebenen Bestimmungen in Anwendung.

27. I Elnnqhsne-AusgqbebelegesurösIcntllchcKasse-twekhenwte Nonnkass
suonknmk —

jeboch ohne Etbhen desSotesbei Ausseralgungen ber Oberbehor-
denliquidir

23. Bezögllch der Umtteinsührungen und Candidatenprüfungen, bewender

es bei den zeleher besolgten Sportelsähen, jedoch sind letztere von
Conventionêgeldin jebige Landeswährung umzuwandeln.

20.„Verhandlungen und Versügungen, welche blos den össentlichen Dienst

zum Gegensiand, oder überhaupt eine allgemeine Deziehung baben(ornchthrn) und niche das Privarlnteresse des Fiecus, einzelner
Personen oder Corporotionen betrefsen, von den Oberbehseden ver-

anlsaßte kürzliche Aeußerungen der Unterbehörden zu den Aften, Ver-

sögungen, durch welche Strasen ganz oder theilweise erlossen oder
Sporteln und Secrase gestundet werden, sind dem Sportelansatz nicht

unterworsen. Das Nämliche gilt auch von abschläglichen Resolurlo=

—
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nen auf Gesuche um Erloh oder Gestundung von Strasen und Spor-

keln. Wiederholr aber der abgewiesene Suppllkank sein Gesuch, so
sind für die abschlägliche Resolurion und deren Anseriigung .

s anzusehen.

30. Verhandlungen und Versugungen, welche dle Milltardienstpflicht be-

—

D
i

tressen, sind sportelsrei.
Ausgenemmen sind die Stellvertretungs- und Loosnummeraus=

kauschongelegenhelten.
abei komme:

a. fut die Verhandlung inclus. Protokol .....
bfind-cEttcnstondckllkkune. .....

in Ansab.

Wegen denAuslosungen bel Micirnesloasungen. bwr es bel
den diesfalls getrosfenen Belstimmungen, sosern nicht je nach den
Umstanden eine Aenderung darin sur nothig 7 wird.

Rücksichtlich solcher Verhandlungen und Aussertigungen in Gna-
bensachen, welche in dlesemm Tirel keine Erwöhnung gesunden haben,
jedoch ihrer Natur nach der Sportelpflicht unterliegen, wie F.
S.t#andeserhöhungen, Prädikatsertheilungen und dergl. bleibt For.
licher Landeoregierung vorbehalten, die Sportel nach Besinden der

Umstände und mit allensallsiger analoger Anwendung ählicher In
dieser Tare enthaltener Ansätze zu bestimmen.

Tlt. IV. In Untersuchungs. Denunciatlons-undPollzel-
sachen.

A. A.

In den, nach dem Landesgesebe vom 22. November 1841, dle Ab-
(retung der mit den Patrimontalgerichten verbundenen Criminal.

bbergerichebanket und deren Uebernahme von Selten des Staate
, zur Criminalobergerlchtsborkelt gehörigen Untersuchungs= und

rnnchen
für Regillroturen und Protokolle uber Anzeigen von Veibrechen, Ab.

horung von Zeugen, Erklarungen der Damnisicaten- Eigenthume.
bestärkungen, Beschassenheits·Besund, Besichtigung und Seetion

eines gecchnamo, summarische und Schlusi= Verbore der Inculpo-
ken, Conftontationen und sonstige vo kommende Verhandlungen und

Erpediktonen sic jede volle oder angesongene

und wenn der Protokollant sich elnes weiteren % des nach " 1. der
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*

gesehlichen Verordnung vom 24. Dezember 1842 bel Reinschristen

einzuhalkenden Schreibmaaßes bedlent-so . bleser Sab euf
und nach Befinden bis auf .. ..

zu reduziren.
Uebrigens sind unter den auf diese Welse zu berechnenden Seiten

nur gebrochene Seiten zu verstehen; doch erhöhr sich auch bel Aus-

#uckungen der Schrift und bel den über Cooffontationen aufzuneh-
menden Protokollen, der gegebene Ansah nich

2. sie Abnahme und Formullrung eines — Relnigungseides,
elnes Eides zur Bestärkung des Eigenthums an elner entwendeten

Sache oder der vom Damulscaten gemachten AnzelgeI . —

sie die Notul zu einem Schieds- oder Esstbehertde!in de
sachen ..

4.ne Abnahme eines solchen Eides
Eine Terminssportel komme überhaupt in7diesemTieel nicht vor,

sondern es teitt der Ansatz fur das Protokoll an dessen Stelle. Doch

soll sue einen, in Denunclationssachen an Gerlchtsstelle zum Abschluß

kommenden Verglelch, auch wenn derselbe nur die Ptlvaisatissaclion
betrafe, außerdem noch elne Sportel von.

stattfinden.

5.fur Ausfertlgung elnes Steckbrlefs wlder elnen Dell nquenien oder aus-
getretenen Schuldner .

«fssk2lussecklgung mehre-et fur Joden noch .
6. sür Anordnung einer NAerelir .
7.fur elnen Revers wegenAuslleserung einesAcrestauten .

8. fur die Instruction zur Abholung elnes anderwarts naebeachien u-
 fangenen Delluquenten oder ausgetretenen Schuldners ..

9.fur die zu Anstellung des Schlußverhors nothige Vorkeeatrg .

i-
0.cis-ek, vom Vertheldiger oder * Personen mit dem Inquisiten ge-

baltenen Unterredung belzuwohn

14.fürah.—oderBerlhtVtderWeindesetn
bis12. sur eln Ertenntniß des Unterrichters ..
bis

13. sur eine Entscheldung des Oberrichters ..

bis

—"1o
—10

II



4. für eln Instructivresript sürstlicher Reglerung an dle Unkerbeßörde
« bis

Rucksichtlich der Oberappellationserkenntnisse und der auf Grund
elngeholter Rechtsgutachten abgesaßten Entscheldungen, kommen

natuclich die von den betreffenden Spruchcollegien berechneten Taxen

in Ansab. Doch sollen bei Einholung von Rechtsgutachten und sol-

chen Obecoppellat lonserkentnissen, welche dle Landesregierung 4
das Consistorium statt eigener Entscheidung ausbringen,nach §.
des GeseWes vom 1. Januar 1846 über den Instanzenzug,-uch g4.

ner nur die dadurch verursachten baoren Auslogen liquidlet werden.

.für Publikorion einer Verordnung oder bEusscheiungmit Sichuah der
darüber asnegmende Registratur -bel dem Oberbehörden

.fur elnen Bericht auf einBegnadigungegesuch

—2 2

S

Bei mündlichenVorträgen beim Landesberrn komm der *
ansaß Nr. 4. Tit. III. in Anwendung.

17. für berlchellche Ansrage wegen des elnguhalcenden Versabrens
16. für Abfassung und Abnahme eines Relnigungseides

bis

19.sur die Admonltion eines Schworenden
20. hat eln Geistlicher dle Admonition zu verrichlen, so erhal derselbe von

jeder Person, dle zu schwören bat . .
. sur Veranstaltung desTransportseines Jneupaten in die Sirasansialt,

die Notlz, Schreiben, Passe und Insteuctlon zu sertigen

22. fur die Anordnung wegen(MVerdogung elner in elvem vlefeataen Ge.
1 sängniß obzubühenden —-

23. der Erekution einer Todeskrasebeinwohnen, mit ueueiSr weiterer
Erpedltlonsgebühr

für dle darübercufzunehmende Reglsiratut ist ber Nr. 1. gegebene
Ausat zu verdoppeln.

24. den Geistlichen, wicte der Erekution beiwohnen, jedem

2v . sür Besuch deo Delinquenten und dessen Vorbereitung zum Tobe

* n

loen ewal dafürnicht in dleser NRubrik eine besondere Sporeei
angewlesen ist, dle im Til. I. enthaltenen entsprechenden Sähe ein.

27.el Haussuchungen, Eemltkelung des Beschaffenheitsbesunds, Bersich-

* 4

— 15 l

llLZ

tlgung und Secthon eines Lelchnams und anderen Localverhandlungen,
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5.

9.
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kommen, (mlt Ausnahme des Falles unter Nr. 24.) die bezäglich
der Expeditionsgebuhr, Auslosung und Transportkosten zu Nro. 35.

des Tit. I. gegebenen Bestimmungen in Anwendung.

B. B.

In Untersuchungs- und Denunziaclonssachen, welche der Crim,
nalobergerichtsborkeit nicht zugehören, mit Ausschluß der nach dem

Gesetz über snischen Prozesi zu verhandelnden Injuriensachen,
ingleichen in Polizei

fur Achisealucen und Prchunne seder Art für jede volle, ansesangene
Selt

Waren ober die Riederlhelien des prrorefallanen in ertch
gedepnterer,alsderfürR

bis
Jurückgesselle werden.

Die Schlulibemerkung zu Nro. 1. A. A. gile auch bier
für Förmelung und Abnabme eines Zeugencides,nvnBe.

llärkungseides mitEinltlluhder Admonltion ..
sürdlcNokulelnesSchl ,

.sncdei«snAl-nahme
Die zu Ne. 4. A. A. 22 S**bienfut elnen Bossch- . .

blo

sucelnDccmun ........... ..

i

Wilrd ein Bescheid nach elnem auswartigen Rechtsgutachten ab-
gesasit, so trist die baare Auslage dafur an die Stelle, mit Wegsall

eines Ansatzes für dieEnhastng undd Umsoemuns.
. fur ein Requisitionsschreiben .

bis

.sur schristliche Labungen, Notisikatlonen und sonslige nicht bereits be.
nannte in Rreinschrist zu bringende Aussertlgunggeen

für Präsentarion eingehender Schrife, Enschemge ic. mitT
schluß der Beilagen

für Relarionsregillroturen
Bei Lokalverhondlungen sindaußer dem Ansete süe.das Protokcll Eh.

pedltionsgebühren und Verlag zu berechnen; doch ist für erstere ein

ür

ze hauen/ so sel veeler Mishsnoh rcle desbeshauf —

—
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Dritthell wenlger als dle Scala zu Nr. 35. Tit. I. an de Hond

glebe, anzusetzen.
Nur bel gerlchtlichen Aushebungen sinden sowohl rücksichtlich dieser

Gebühren,als, auch bezüglich des Protokolls die Ansäte stork, welcke
bel den, der Rubrik unter A. A. zugehörigen Lokalverhandlungen

nach der dort zu Nr. 27 gegebenen Bestimmung eintrelen.

Abschnitt B.
Gebühren der Zeugen und Sachverständigen.

4., Zeugen, dle om Orte der Vernehmung wohnen, gebühre als Vergütung

2. 3

des lbnen durch Zeitversäumniß enrgangenen Erwerbes für jede Ver-
nehmung:

a. Zeugen vom Bauerustande (d. h. alle Landbewohner, welche
nicht zu den unter D. und c. ausgesührten Personen gebhören),

Taglöhner, Hondarbeiter, Handwerksgesellen und andere in

gleicher Kategorie stehende Individuen
in Unrersuchungssachen
in Civilsachern

D. anderen als den under 1. benannten Stadebewohnern, Hand-

werkern, Steuereinnehmern, Ortgerichtspersonen, Land-
schullehrern, Oekonomieverwaltern, Forstbedienten, Milltärs
bls zum Feldwebel einschliehlich

in Untersuchungssachen
In Cioilsachen

C. Personen böheren Ranges:

in Untersuchungssachen
in Civilsachen ....·....

dauert die Vernehmung und das nothwendige Warten darauf uber eine
Stunde, so hat der Zeuge sur jede weltere volle Stunde die nam-
liche Gebuhr, doch uberhaupt hochstens das Viersache zu beanspruchen.

Uebrigens soll es dem Zeugen auch freistehen, anstatt dieser Be-
zahlung Ersatz des, etwa durch seine Abhorung veranlaßten und von

ihm zu bescheinigenden positiven Schadens, z. B. bei nöthlg gewor.
dener Stellvertretung im Dienste oder der Arbeit zu sordern.

engen, die nlcht am Orte der Abborung wohnen, erhalten außer vor-

stehender Gebübr sür jede volle Slunde des Weges, mit Einschluß
des Rückwegs, solgende Auslösung:

Personen unter a.,

WF

 DSS.m

SII

II

II
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inUnerrsachungosch .......«...
in Civ sachen ..........

Personenunk
in in ..
in Cihlsachen .

Personen
in Ungersachingestchen .

in Clvilsachen .

Außerdem gebuhrt den Personen unter e. 1 Rthtr. a
gebübren und bel elner Entsernung von über elne Melle 15

Aderen Zeugen wlrd Ausnahmsweise dann, wenn önen die Zu·
rücklegung des Weges zu Fuße nicht angesonnen werden kann, der
zu bescheinigende Tronsportaufwand vergüret

Müssen die entserne wohnenden Zeugen über Nach' blelben, so
erhallen

die Personen unter a. nochiberdieß-
7" “ — »

« « « c« 77 7“

bis
Dlese Zeugengeböhren werdensedoch nur auf ausdrückliches Ver-

langen der Zeugen ausgezahlt. Lehtere sind aber über die ihnen zu.
ständige Besugniß vom Gericht zu verständigen und es ist dien sowohl

als dle bisrauf von dem Zeugen abgegebene Eckläcung im Protokoll
zu bemer

- baben fur Erstattung ihres Gutachtens noch einmal
so vlel als ein der namlichen Kategorle zugehorlger Zeuge a. h. c

unter Nr. 1. beanspruchen darf, zu fordern.

Außerdem gebuhrt ihnen sur jeden halben Tag eine Auslosung von

wenn sie zu der unter a. und b. gedachten Klasse gehocen und
on#

salls sie den unter c.beeichnelen Persenen #uzählen sid.
Rucksichillch der Transportkosten und des Nachiquartiers, lelben

dle in Ansehung der Zeugen zu Nr. 2. gegebenenVestimmungen An.

wendung.



 sur dle nelen bel gerlchtllchen Verhandlungen an Gerlschtsstelle (Al-
bühren

Gebühren der Dorfgerichtspersonen und Gerichtsbeisiber
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Abschnitt C.

— Bezirks= und Communvorsteher (Amtöülteste).

seslurge
a. bei e#hs in Preiiien Cioll- und Dm

tions-Sachen

D. bel Verbendange der srelwilligen Gerichsbarkelt und 5n. -
achen:minlstrativ-

on. bel gerichtlicher Uebereignung von DImebilen
wenn der Werth des Gegenstandes äber 50 Rehlr. beträgt

wenn der Werth * als 50 Rihtt. und** öber 100.T
betragt.

wenn derttWerthmebtals100 Rihle.nund%über 500 i
beteäge

wenn der Werth mehr als 500 Rihlr. u. cheüber 1000 Rchle. 6*e

wenn der Werth über 1000 betcäge
bis

Farstliche Justizstellen, bel denen eine Gerichtsassessur bel Wer-
schreibungen nicht Statt indet , baben für den betreffenden Fürstlichen

Amterichker wegen der von ihm oflichtmäßig zu ertheilenden Aus-

kunft eine Gebuhr anzuseten, welche beidder unlersien der vorgedachienWertheklossen in.
bel der solgenden in

dritten. .

7. 7“ bie

„ „ vlerten 9

bis
7 % fünseen .

bls

esteht.
Damlt werden sie zuglelch wegen lhres etwalgen Anspruchs auf dle

30/JVIA

#————.....p

20 —

p!4—ê
1 «

-20

unten-Nin5.geotvnece0·bühkabgesandt-«Dagegensollenlpnen
5



— 102—

dke eben bemerkten Ansäbe auch dann zugebilllge werden, wenn der
Beamtete die ewa erforderliche Auskunfe schon vor der Verschreibung

von lhnen erhalten bäcte und deshalb oder ous anderen Gründen von
 (obrer Zuziehung bel lezterer absähe. Auch bellebt der Ansah unter
Ne. 3. neben der bier in Frage besongenen Gebühr

Db. beiDutttungs- und Verzichtsleislungen von seder Post
« cc. bel anderen Verhandlungen der sceiwilligen Gerichtsbar-

keit und in Verwaltungsangelegenbeiten

und bei 016erer Dauer der Verbandlung nachErmessen
des Richter

o. bel thecsns. zndericzerenoderFu Dauer
der Verhandlung

2. süc dle Assisten) bel Verhandlungen und Verrlchtungen cuhechalb der

«Geklchcgllellcsollenbrlhalbmgsgchauckdskzumustkcskbnndzu
cbesttmsnkencnstcAnwendungnnchsdauruqbcrdtc Cipcdmon
uber einen halben Taag, obder es waredeeselbe zur Nachtzeit vorzu,

nehmen, so I#tieder Ansaß zu verdoppeln. Auch bar jede Gerlches.
person überdieß, dasern nicht dos Geriche die Bestreitung des nöchl,

gen Zehrungsaufwandes Behuss der Ausnabme in die Verlagsrech.
nung übernimme, elne Auolssung von 5 Sgr. für den halben Tag

u beanlpruchen.

. fur Aufsahe, welche die Dorsrichter uber abgeschesene Immebilla-
überelgnungen elnreichen, erhalten dleselben

4.sur andere, schrlfiliche Privatangelegenheiten betressende Aufsabe, z. B.
Anzeigen, Specifikarionen, Zeugnisse 2c. sollen dle Dorsrichrer

bls

hirnibe Gängein das Amt oder die Wohnung des Gerichts.

dirigenten, haben Dorsgerlchtspersonen (elnschliehlich des Rückwegs)
zu beanspruchen:

fürdie ersteStune
# sür jede folgende Stun
beirägt aber die * icht über elne balbe. Scunde, nur

Doch soll diese Wegegebuhr nur in Prlvat, nicht in ofenclichen

und Gemeindeangelenheiten passiren und auch bel Besorgung der

ersteren Art nur dann Statt haben, wenn der Gang durch die auf

dem Werzug haftende Gesahr bedingt oder quf ausdrückliches Ver-

 30%

54%
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langen der Bethelliaten oder Ersordern der betressenden Behörde un- r
l

,tectsontmcnsvskdunddiebczugllcbcGrschäftsoekhandlnngnlchtqls
IOIsiuqlmbkstgtlk

Ueberbaupt lindet in Ossizialsochen, so wiein allen andern Ange.
legenbeiten, in denen die vorstehends angewiesenen Gebühren von
den Parteien oder sonsiisgen Betheiliglen nichl eingebracht werden

können, ein Anspruch darauf nicktt State
6. D4 sür die Anwesenbeit bei den Militärverloosungen erhalten Bezirks- und

!Communvorsseher in den Städten und Dosstichter eine, von der Re-

krutitungsbehörde nach der Umsänglick kelt des betrefsenden llädtischen

oder Gerichtsbeziekoundder dadurch bedingten Besorgung zu bemes-
sende Remuneration.

Für die bei Aussiellung der Milicärlislen erbeischten Vorarbeic#en

und dle zurückgulegenden Wege sindet jedoch eln Vergizungsanspruch
nicht Start.

i
Abschnitt D.

Gebühren der Kanzleiboten, Amt5-, Rathö= und
Gerichtsdiener.

1., Beslellgebühr süc mündliche Vorlodung elnerPersen, einer Partel, el.
es Interessenten, Zeugen, Sachversländlae

2. 1# Aumeldung jeder Person, einschliesilich der *betderVer-
boandlung mit derselben.

iese Gebühr sindet auch ungefür. rann S'ar, wenn elne oder
mehrere zum Erscheinen an Gerichtestelle veranlaßte Personen durch
Bevollmächtigten vertreken werden

3. fur Insinuation jeder einzelnen schriftlichen Ausfertigung und von jeber
, einzelnen dabei anzugehenden Person.

4.sur Vortau von Acten an eine Partel oder bnSochwalter Be-
uss der Erosfnung einer gerichtlichen Resolu .

fur i durch Protokollextrakt sind fur denKangielbocen .
is

u liguidlee .

.fur mundliche Requisitlon ..

Sammiliche untet 1. 2. 3. und 5 gebachten Gebähren werden fur

die Kansleiboten mit den doppelten dusele betechnet; etwaige Bo-
tenlohne sind darunter nicht mitbegti

l

s

6. Botenlohn fur jede Stunde mit ensin 17 Rückweg
5 2

— SS.
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den Kanglelbeten
- Bei gleichzeitiger Begehung mebrete Orte in derselben Angele.

genbeit darssedoch niche dle Enesernung jedes elnzelnen zu bercessenden
Ores von dem Ausgangsorte, sondern nur die Enesernung von Oct

zu Ort berechnet werden
Bli Qulttungs·undVerzichssleistungen von jeder elnzelnen YPost, dle
vonderBehörde liguidirt wird und ohne Rücksicht daraus, ob nur eine
 -ooder mebrere Personen über dieselbe Post gleichzeitig quitelren

8.von jeder Vormundschaf#o= und —— von jeder Un-

kerthansverpflichtung, Bürgschastsonnahme
9. bei Lehnorelchungen von jedem besonderen Lehnestücke

10. bei Verschrelbungen von Immobilien von jedem Hundert des Worches

11. bei Beslellung oder Cession von Hypotheken auf Immobilien von jedem

A Hundert

Jrdec angefangene Hundertwird hlerbei und beiNi. 10. sir vol.
gerechn

Siannnche unter 7. bls mit 11. ausgesührte Posien schlleßen die

Auswartegebühr mit in sich; doch bleibt das Botenlohn zur besonde-
ren Auscechnung vorbepallen, wenn die Betheillgten auf Anordnung

der Behörde besonders vorgeladen worden sind.

von niten eschtigun Werlaagung, Ob# und Consignatlon, Auktion* der anderen Lokalverhandsung, welche nicht mit elnem beson-
Pess Ansee bedacht ist, auf jeden halbenTagibrer Dauer einschliehß,

I lich der Bestellung der Dorsgerichtspersonen, jedoch ausschliebich
der Vorladung anderer Personen .

bel Verlaagungen überdieh für Sebung des erllen —

E Setung jedes solgenden
Fur Lokalexpeditionen, mit Ausnabme derVerrichtungen, del.

 che der Diener allein, oder nur mit Zuziebung der Dorsgerichtsper-
sonen besorge (siehe Nr. 12.) sindet zwor keine Weggebübr (Bocen=

lohn) Statt; es ist ihm aber bel solchen Verhandlungen, die in ei-
ner gröhern Entsernung als eine halbe Stunde von dem Sice der

Behörde, beziehentlich von dem Wohnorte des Gerichtsdirlgemen
vorzunehmen sind, eine besondere Auslösung von 5 sor. sür jeden

batend Tag und beil Uebernachtungen ein Quartlergeld von7sgr. Opf.

12.

ewllligen.

15.fur Anbeir elnes - Anlchess oder Petents ....
16. sue bessen Ubnahme . . ...

 ·L
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1. sur Auscrusung des lehten Gebots von jedemeinzelnen —niie
. fur Annahme eines lebendlgen Pfandstuckes.. .

3 fut Annahme eines leblosen Pfandes.
20. für jede wirklich vollzegene oder erst bei derVollziehung noch abgewen.

dete Auspfändung außer etwaigem Botenlohn
21.Auswartegebübe bei Ausnahme letzter Willen, von jedemDisponemen,

ausschließlich der Gebühr sür eiwaige Beeln von Oerichibbel
sibenn oder Dorsgetichtspersonen.

Kanzleiboren erhallen
Wied das Testomene in derWohmungdes Testirenben ufgenom-

men, so komme die zu Nr. 1.1. gegebene Bestimmung in Anwendung.

22. i e bh bei Zurücknohme lebtwilliger Vereronungen mit der
bei der vorigen Nummer gegebenen Modisikalilon
1 Kangetabern. empfangen.

23. sür jede FHaussuchung in einer undderselben Angelegenbele,sär jeden
balben Tag mir Einschluß der Weggebühr

Ist aber die Haussuchung nur in einer Wohnungvorgimehmen,

so findet dasür, jedoch mit Ausnahme der etwalgenbesondecs  be-
Echnenden Weggebühr, nur ein Ansaßt von

24. fur FSifaleiton, bei jeder gerlchtlichen Aushebung nebst Wiederbe.

lebungsversuche und Sectlon, auch für etwalge Anordnung und Be-
aussichtigung derVeerdigung, jedoch aueschließlich etwa nörhiger Be-
sKtellungen

wuhenden so werden sür jeden solgenden Taogen
berechne

ebelgn gilt auch hier die Bestimmung zu Ne. 14.
25.|für eln Landslicisen .

26«ftnucndltcheodck schnitt-Oe Anzeige einesVergehens .
Stüb sich die Anzeige aber blos auf die Meldung desGenedarmes

oder rines Poslicungssoldaten, so sindet diese Gebuhr nicht Statt.
27.furdle Verhaltung und Visieation einer Person mit Ausschiuß eiwalger

eggebuhr

28.für Vorführung und Zurückbeingung eines Gesesselen m und vom .
Verhör, mie Einschluh der Abnahme und Wlederanlegung der Ban-
de

sur die ersie — —2 *dieTAUbahnederW**je-
doch zu berechnen

I

Ist auf die ersorderlichen Verhandlungenmehr als eln Tas zel
och —

T.

%

— 7 9
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3 fur Vorfuhrung und Joräshungung eines zuasseselen GesangenenSibgeld für jeden Tag und Na
.. für Vollziehung einer eirprelioen Zichtlgung. .

3 fur Ausrusung des peinlichen Halsgerichts. ·.·...
33.-surAufwartungbctcmckEirkstIi..

’ Der Anspruch auf etwaige Auslosung wird hierbel und zur vrrigen
Nummer nach der bei Nr. 14, enthaltenen Bestimmung bemessen.

34.1für Annahme und Abgabe eines cden Schüblings, der nur uber eine
Nacht In gefänglicher Verwahrung bleibt

Bei längerer Verwahrung wird cufeedem och die Sitgebühr
(Ne.30.)berechnet.
 furAuswartuns bei den Militärverlosungen täglich

In wie weit nicht durch besondere Dienstinlleurelonen. oderFira-
tionen etwas Anderes festgeseht worden ist, gehoren die nh vorsle-
benden Ansähen zu liqnidirenden Dienergebühren dem Diener und
sind ihm nach deren Eingange zu verabsolgen; es hat jedoch der Die-

ner kelnen Anspruch auf Bezahlung von Gebübrenin allen von der

Behörde ohne Sportelansah cxpedirten Angelegenheiten und Offigicl.
sachen, soweit nicht eine Vergücung von der bierzu ermächtigten Be-
börde besonders bewilligt wird, ingleichen in allen Clvil- Unrersu-
chungs, Denunziaciono= und Yolizeisachen (unter A. I. bis IV.)
in welchen die Koslen von den Parteien oder sonst Becheiligten nichr

eingebrache werden können. Seweit rücksichtlich der Untersuchungo-
sachen einzelnen Dienern in ihren Insl#ruktionen Vergütungen zuge-
standen worden sind, hat es zwar dabei zur Zeit sein Bewenden.
Es 1st jedoch den bierbei in diesen Instruktionen elwa (peziell ausge,

sührten Vergötungs= Säben nur in sosern, als solche niedriger, wie
dle sür das gleiche Geschäft in diesem Abschnictvorgeschriebenen, gestellt
sind, und auch donn nur mit der Modisikation, doß Groschen und

Pfennlge der nach Convemtlonsgeld angesel#ten Posten, mit Groschen
und Plennigen in Prcuß. Cour. vertauscht und lehlere nach der dem

Münzgeseb vom 14. Dezember 18.40 beigesetzten Tub. II. in jehiger

Landeswährung becechnet werden, nachzugehen; im andern Falle
tketen die für die nämlichen Handlungen vorstehend angeordneten

elSahe

— E
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Abschnitt E.

Gebuhren fur Rein- und Abschriften.

Die Gebuhren fur Veln shrsten Abschriften, Duplilate betragt:1.fur jedes Blatt ins Breite geschrieben .. . ..

 ins Oebrochene geschrieben2. r

3. undwewennbeleiner Reinschrift der letzteren Art eine einzelneSeite zu

4.

berechnen ist

dieBeifugung von nicht amehralssechs bängslinlen bei Rechnungen und
Tabellen ändert den Ansatz unter 1. nicht.

Bel Reinschristen, welche 7 bis 12 Längslinien enthalten „ vt
siren für jedes Blatt
bel noch größerer Anzahl von Langslinien für jedes Blatt .

Jede angefangene Seite, mit Inbegriff der Ausschriften ist fur
voll zu rechnen.

Uebrigens bleibe es Fürstlicher Reglerung, wie zeither, vorbehal-
ken, für außergewöhliche, besonders mühsame und zeitraubende Reln-
und Abschrifren in vorkommenden Fällen eine erhöhete Copiallen-
gebühr nach billigem Ermessen zu bewilligen.

Diese Gebühren sind von den Beßörden und Gerichten in allen
sporcelpflichrigen Sachen, bei deren Besorgung überbaupt Reln-
und Abschriften vorkommen, neben den für die betreffenden Arbeicen
bestimmten Sportelsätzen, sofern bel letzteren der Einschluß der Rein-
schrlfegebühr niche ausdrücklich bemerkt worden ist, zu liquldiren.
Sie sind aber auch, sowele niche etwas anderes ausdrücklich bestlmmt
wird, in solchen Sachen zu berechnen und einzuzlehen, in denen nur
Verläge vergücee werden.

Die bel Fürstlichen Behörden in Pfliche genommenen Seribenken
bhaben, so fern sie sür ihre Dienstleistung nicht elne feste Besoldung,
gewisse Gebührenantheile oder ihnen bestallungsmäßlg zugesicherte hö-
bere Vergütungssäte bezlehn, für gewöhnliche Rein= und Abschrif-
ten die Hälfte, für Rechnungen und Tabellen, sowie für außergewöhn-
liche besonders schwierige Schrelberarbeiten, den ganzen Betrag der
vorstehends angeordneten Coplal-Gebüßrenansätze zu erhaleen.

Alle Beslimmungen der Landesherrlichen Verordnungen vom 24.

Dezember 1842, „das bel den Reln- und Abschriften der öffene-

„lichen Behörden, Sachwalter und Nokarlen einzuhaltende Maaß
„und die desfallsige Gebühr betceffend“ welche dem Inhalte dleses
Abschnittes entgegenstehen, werden hiermit aufgehoben.

WAWI1
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*
Tweite Abtheilung. E

Gebühren derSachwalter!in gerichtlichen und außergericht. n
lichen Angelegenheiten. — D

1. fur elne schristliche Klagg... .

bis
Wurde jedoch ein durch das Sachverhaltulß bedingter weitläuf.

tlgerer Klagvortrag nothig, so soll fur che einenk veschriehenen
Bogen überstelgende Seile noch — 7 6
palsier werden. «

Hierbei, so wie bei allen andern abvokatorlschen Arbelten, *

denen die Seilenzabl für den Sportelansoh maaßgebend ist, sollen

zwar angefangene Seilen für voll gerechnet, bloße Adressen an Be-
 fboördenaber nicht mit gejählt werden.

sür die zu Erbebung einer Klage oder einer darauf zu bewirkenden Enn
lassung ersorderliche mündllche oder schriseliche Instruktion des Clienrten 10 —

bis —20—

ô
1

2.

Wurde aber noch eine besondere Vorbereltung, namentlich eine ’·I

mtsbsomeundzettkqnbcudcdukchstchtqudmkAkmsundUkkandenj
nothwenlesosollnochelnebrsondcchkkgukunsvon... 1'—k—s

bi83—;—
Jugebilltgtwerden

ür onderweste Insormatlon und Vorbereltung in den solgenden
Secadlen des Prozesses, sollen dle eben bemerkten Sportelsälle nur !

dannlnAnwkndsmgkommcn,wennbleSaeNagcsolcheckhcischk «

und hieruber aus den Privatakten der nothige Nachweis geboten

werden kann; wird aber die nothige Auskunft auf brieflichem Wege
gesucht und eriheilt, so konnen nur die Gebuhren für die Correspon.
denz in Rechnung gebracht werden. D

3. fur Prasentationsschreiben sindet nur bel Ueberreichung von Klagen, Be-

weisen oder Gegenbeweisen, Saben im Hauptverfahren, Erinne. 1

"1 rungen und deren Be Rechnungen und -
ein Ansatz von ..

4. fur -- — Vollmacht 10—
er Substitutlon . — 76

6. fr Abnkeung= eltrs Güte- und rhrrn, elnes*-
termins, eines Vorbeschledsz. —
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bel den Oberbehorben .

. fü-Abwarkung elnes Berechnunze., Pro- ober Reprobuctlonstermins,
nes, vom Outetermin abgesonderten Rechcbtermins/ einesAau-.

bonfoleremin im oncurse
bel den Oberbehörde

. für Abwoktung elnes ntileibn plbllalone- bose
bl n)Oberbehorden .

Kommt in einem Termin ein Vergleich 4Stande,dernicht blos
auf Zahlungsbefriftung oder sonstige Modifikatlon des Zugeständnisses
gerichtet ist, so darf der Sachwalter das Doppelce der bekreffenden

Terminsgebühr fordern.
fur *rr1 bel elnem Verhörs= oder Schwörungskerminin Denunkia-

tlon
chen, iih nichr nach dem Oesete über summarischen Prozeß

zu verhandeln sind

. sur - einesPublikationstermis in beracithenDenungiatlons-

sonstige Lokalverhand
a. wenn dazu ein balber Tag oder weniger zu verwenden ist

bis
b. wenn eln ganzer Tag daraufzuverwendenist . .

Wlrd bel einem Termin dleser Art ein Verglelch 44

wodurch wirkliche Strellwunke ibre Erledigung erhalten, so könnzwar Sachwalcer niche das Doppelke der bestimmten Gebühren 2

dern;  ## hnen aber eln Zuschlag von 15 Sgr. bis 20 Sgr. zu
bewillig

Se- Anwoleschostegebübren finden allenthalben bel Terminen
nichtS

fur das lide Verfahren uber die Klage uber den Beweis oder
Gegenbeweis fur jede Partei .

fur Llanihieung einer Forderung in elnem die hatlonstermin vutt die
deküecrnitdenILontradlctoegewechseleenSage. .

bis
dem Curator litis fur eln rechtliches Verfahren . ·

·vs-

fur die Abwartunq eine-lgerichtlichen Termins zuerBesichtlgung „ cder

WFN
115

—120

–225—

—.20 —
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far Beweis oder GOegenbewels, von jedem Artikel
6
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RA-
Doch sollen dabel vom Rlchter verworsene undsolcheArtikel, welche

aus der Prozehgeschichte mehr herelnglehen, als zu Begründung der

Formallen ersorderllch ist, oder ossenbare Wiederholungen enthalcen,
auher Ansatß bleiben

16. sit Iagstice von jedem, welches ulcht durchEnischelduns verworsen

17. jireinihantberhen,inglelchen sieDesenstonen!!in Untersichungs,
achen der Criminasobergerlchlsbarkeic, von jeder Seite

Blohje überflüssige Wiederolungen des Netsn#nuls sind jeboch
außer Berucksichtigung zu lassen.

Dagegen sindet fur Durchlesung der ergangenen Untersuchungs

und etwaigen Beiakten mit Einschuß des daraustgeserlgten Auszugs
noch ein Ansatz von

bls

Statt.

18. sür eine Leuterung oder Appellation
E bis

19.sur ein Verfahren in terminis exooutivis. E
is

20.für Briese von jeder Quartseite.

21.isur Feist· und Terminsprorogatlonsgesuch.
Liege jedoch dle Veranlassung zu diesen Gesuchen in der Person des

Advokaten, so darf dafur keine Gebuhr angeseht werden.
22. fur Suppliken an den Landesberen, inglelchen für Gesuche um Con-

cessionen oderDishenssionen,mit Eiaschluß deretInsormallon, vonjeder Seite des ersten Bogens
von jeder serneren Selte

23. sür alle niche besonders erwähnte schrisilche Eingaben?an Behörben,
namentlich Deductionen oder Resuraclonen von Rechtmleteln, De-

nunzialionen und Redenunziarionen, Vertheidigungen in Unkersu-
chungssachen, welche der Crimlnalobergerichksbarkeit niche zugehören,

Lunsibesrn bel Incldem#strektigkeiten, Protestarlonen, Compro=
misse, Inhibltionen, Klagentsagungen und Anträge jeder Art, von
jeder Seite

Für Inerventlonen, Litisbenunzlationen undGesacheumWieder-
elnsetzungin den vorlgen Stand, dasern lehtere nicht lediglich auf das
Landesherrliche Puhlicandum vom 9. Marz 1828 geslutzt werden,
sind die unter Nr. 1. bestlmmten Ansabe maaßgebend.

24. fur elne nicht terminllche kurze Verhandlung bel Gericht, z. B. wegen
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Bekannemachung einer Resolutson „, Vorlegung einer Elngabe zur
Erklätung, Angelobung einer Bürgschaft und dergleichen.

sür ausiergerichtliche Verhandlungen, . B. Belorgung einer Inveniur,
Aukelon, Verpachtung, Eibebeilung mie Einschluh der darüber auf-

genommenen Notizen, sinden die zu Nr. 11. bestimmten Säte Statt.
. für Aussäte über ausiergerichtlich verbandelte Geschäste, insbesondere

Enkwersung von Testamemen, Kauf., Pache-, Mielh= und andern
Contcocten, von Schuld-, Schenkungs-, Cesstons= und andern
Urkunden, vonErbeheilungs= und andern Rezessen, von Succes-

sions-, Ebeslistungo und anderen Verttagen, Niederschrift von
Vergleichen und Accorden, von jeder Selte des ersten Bogens

von seder nachfolgenden Selte

Für die von den *“ dem Sthwater t Nderschrife
gegebenen Insormatson finder ein Anfotz nich

irkt aber der Anwale auf den Ael 2% eschafo selbst in

Verbandlungen ein, oder werden, bevor es zur Dllederschrift kom.

men kann, sonslige werbereisenn.Schrittevon seiner Seite ersorder-
lich, so finden dasür besondere Ansäte Stat

für Fectlgung von Rechnungen über voressnschoche oder sonstige

Vermogensverwaltungen, Sequestrationen, nissenshestaekatlonen u. s. w. von jeder Selte

sur Prufung und Ausstellung vonErinnerungen von jeder Seite der mo-
nirten Rechnung, und wenn die Erlnnerungen mehr Seiten süllen,
als die Rechnung, auch von jeder übrigen Seite .

surBeantwortunggestellter Hririerungen von jeder Erinncrung .
Ist Rechnung von dem Sachwalter selbst geserelge, so blelbr

die Beantwortung gegrundeter Schn außer Ansaß, auch kann

sür Insormationen nichts erhoben werden
 für Uncerredungen Behufs der Insormation, in Klagsachen kann vom

Sachwalter eineVergütung nicht gesordere werden, vielmehr har es
bel der für die Insormation bellimmten Gebühr sein Bewenden.

Außerdem aber possiren bel Rothsertbeilungen, Abschließung

von Verträgen und anderen Rechtsgeschäften, zu deren Ausführung
elne aussührlichere Besprechung mit dem Austcoggeber ersorderk wird,
auch bei Besprechung des Vertheidigers mit dem Inqulsiten

, bis

Bel mehr als einstundiger Dauer der Unterredung hat der Sach-
walter von jeder Stunde darüber nochmals eine gleiche Gebühr zu

sordern.
6(

 —’s
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1

fur Negozirung von Darlehen hat der Sachwalter, dafern nicht etwas
nderes zwischen ihm und dem Auftraggeber vertragmaßlgsestgesetzt

worden tstblggumBetkagevonsoothllPkozenqullses
aber sterker Ist, von der übersteigenden Summe nue noch ein halbes

Prosene als Prokuraturgebühr zu beanspruchen.

Mle dieser Gebühr jedoch sind alle dabei vorkommenden Bemühun-
gen, Unterredungen, Verhondlungen, Wege, Correspondenzen,
Empfangnabme, Aufbewahrung und Auszahlung des Geldes r.
vergücet. Nur die etwaige baare Auslage für Briesporto, oder bei
Eingang des Geldes verlegee Transportkosten dürsen noch besonders
in Rechnung gebrache werden. Reeisekosien aber passiren bloß dann,
wenn die Reise auf ausbrückliches beschelnigtes Verlangen des Auf-
traggebers vorgenommen worden ist.

Gelingt es nichr, das gesuchte Darlehnskopical zu beschaffen, so
darf der Sachwalter lediglich dle Vergütung der gehabten baaren
Auslagen verlangen, sosern zwischen lhm und dem Austraggeber et-
was anderes nicht ausdrücklich bestimme worden sst.

sür Empfangnahme und Ablieserung oder Auszahlung von Geldsummen

mie Elnschluß der Zäblgebühren und der unsgonelieunze von

sien„under .. rd jedoch einem SochwalterdieVerwallung einerVermägens=
mosse bakinogen, so bar sich derfelbe glelch anfänglich mic dem Auf-

grogsebertüber ein Honorar zu verstähdlgen und es ist dann solches
 entscheld
sür fchernedn Wege innerhalb des Wohnorts, namentlich wegen zu

baltender Ansragen und einzuglehender Erkundigungen
.An Reisekosken Har der Sachwalter bel nothwendigen Hielsen nebe bbem

Ansate für das Geschäst selbst zu fordern

a. für Versumß von seder Stunde ber Hlnteisejedoch nie über
für den ganzen Tag

Für dle Hctrat findet nur dann, wenn solche an dem nämllchen

Toge nicht möglich war, ein Ansatz derselbenGllederung Statt.
Bel Reisen von mehr als eintagiger Dauer, tritt sut Versäum-

niß und das Geschaft Aulammengenommen, für jeden T Tag
(24 Stunden) der Abwesenheit ein Ansatzvo
ein. Ueberschleßende Stunden werden ach der obigen Scala be-

rechnek.
r an Dlöten sür jeden halben ag

l
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Muß der Sachwalter auswärts über Nache blebn, 6 hat der-
selbe für jede Nache noch ein Quartiergeld von .-

au fordern.

. on er ksen wwenndie Enefernung nicht er 2 Stun-
den betragt. ..

bel weiteren Entfernungen fir jebe Stundedoräbernoch
mlt Elnschluß des Wege - und Trinkgeldes.

fernung oder des Geschasts halber nicht an dem namlichen Tage er-
folgen kann.

Hat eln Sachwalter an demselben Orte und an demselben Tage

fur mehrere Clienten Geschafte zu vertlchten, so durfen die Reife-
kosten jedem nur antheillg zuliquidirt werden.

Fur Abwartung auswartiger nlon,3 * und Publlkations=
termine dürsen Relsekosten ulche angesecgewe

.fur Liqulbation von Deserviten und Verlagen, von jeber Selce
Enthält jedoch eine Liquldation niche mehr als acht zurAuftech-

nung geelgnete Posten, so findet fur deren Fertigung ein Ansatz nicht
tttart.

.für Gesuche und Verhandlungen, durch welche Sachwalter lediglich die
Erbebung (brer Kosten von dem elgenen Cllemten bezwecken, darf,

wie seitber auch künselg nichts llquldirt, sondern lediglich der Werlog.
Iin Ausatz gebracht werden.

.für Reinschristen, Abschristen und Dupllcate baben Sachwaller allent-

ansäße und zwar auch dann zu fordern, wenn sie für die bezüglsche

Arbeit selbst elne Gebühr nicht zu beanspruchen haben. Auch i#st bei
Wollmachten, denen ein gedrucktes Schema zum Grunde liegt, die
Reinschrisegebühr in Rechnung zu stellen.

Bel Reinschriften von Brlesen, haben jedoch Sachwalter für jede
Quartseite ndur

als Coplalgebühr zu berechnen, bagegen brauchen Briefe in Quart ·
sorm auf der vollen Seite nur 16 Zeilen und die Zeile 12 Sylben

durchschnltelich zu enthalten, und es glle auch hler die Regel, daß
angesangene Seiten bei der Berechnung der Reinschristgebübr, den

vvollen gleich zu achten sind.

Lassen sich Sachwalter Säte, welche vom Gegnerin elnem Ver-

sahren elngebracht worden, zu ihren Privatakten schreiben, so soll

I
1

halben dle in dem Abschnite under E. Abeb. I. bestimmten Copial=

I
I

I

l

s

Glelche Ansätze passicen für dle Rückreise, wenn solche der Enc-
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tönen dasör dle Hälste der gesetzllchen Coplalgebühr als Vergütung
bewilligt werden. «

Die Bestimmungen des Landesgesetzes vom 27. Mal 1836 und

der gesetzlichen Verordnung vom 24. Dezember 1842, welche den in «

dlesekAbtbcllungenthaltenenVorschriftenentgegenstehen,werden
hlerdurch außer Kraft geseht.

*W2 5
1 



Berichtigung
zu dem Gesetze uber unbestimmten summarischen Prozeß

vom 24. Dezember 1852.

Der Betcag des, zu Bezeichnung der Scheidellnle zwischen minderwlchelgen und

heringsügigen Rechtsachen zum Anhalle dlenenden jährlichen Nubungswerthes besteht
nicht, wie in den 99. 1. unter 1. und 58. unter 1. des angesogenen Gesetzes unricheig

angegeben nrnn ist, in „zwölf“, sondern in vier und zwanzig Silbergroschen; was
biermie der Berichilgung balber bemerkt wlrd.

Grelz, den 18. März 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Geldern= Erispenders.

Berichtigung.
S. 85 unter No. 4. G. lles: „Kapikalsummen“ Ktart „Kauffummen“.





Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

##

W. 9.

(Ausgegeben den usten April 1653.)

17. Nachtrag
zu den Artikeln der gemischten Innung der Buchbinder, Beutler, Bür-
stenmacher, Riemer, Sattler und Seiler vom 10. December 1822, die

Erweiterung des §. 2, der Specialartikel für das Riemer= und Sattler-

handwerk betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 1c.

beurkunden biermit, daß Wic auf uncerthänigltes Ansuchen des blesigen Rlemer- und
Sattlerhandwerks die Beslimmungen des 6. 2. der demselben unterm 10. December

1822 ertheilten Specsalartlkel dahln erläurert und erweltert haben:
dass das Polskern und Beschlagen von Meubles aller Art, sowie das Anfertigen und

Füllen aller Arten von Matratzen, Kissen und Polslern, zu den, dem Sattler-

und Riemerhandwerk artikelmässig zukommenden Arbeitcen gerechner, und demzufol-
ge RNlemanden, welcher diesem Hondwerke nicht angehört, oder die Besugnih da.
zu durch einen besondern Rechtsclcel erworben bar, gestorcet werden, vielmehr ge-
gen dle, welche unbesugter Weise sich dessen unterfangen würden, als Staörer ver-
sabren werden soll.

Wllr bebolten jedoch Uns und Unseren Nachsolgern in der Reglerung ausdrücklich vor,
dlese nachträglichen Bestimmungen nach Befinden jederzelt zu mehren, zu mindern, zu
erklären, dagegen allenthalben nach Unlerm Gesallen zu diepenstren, und selbige ganz
oder zum Theil wieder auszubeben.

Urkundlich haben Wir dlesen Nachtrag zu den obgedachten Innungcarkikeln eigen-
bündls vollzogen, und Unser größeres Regierungs-Insiegel beisügen lassen.

Gegeben Grelz, den 18. Februar 1853.

(L. S.) Heinrich XX.
Dt o.
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#.: 2&amp;. MN.##. 4 #
18.

die zwischen dembiesigenFürstenthum und dem Königreich Belgien un-
term 20. December 1852 geschlossenen Verträge über die Erwerbung von

Eigenthum und dessen Ausfuhr, und über die Auslieferung der

Verbrecher betreffend.

Dle zwischen dem blesigen Fürstenthume elnersells und dem Könlgreich Belgien an-
dererseies unterm 20. December 1852 abgeschlossenen Verträge,

1. über ze gegenseitige Besugniß der Unterthanen beider Staaten zur Erwerbung
Erbschaften und Schenkungen unter Lebenden, so wie zur Ausfuhr von

Vermigen aus einem Staotsgebiete in das andere;

2. über die gegenseitigeAuslieferung der Angeschulblgten und Verbrecher,

werden, nachdem dle Hochstlandesherrlich voll jogene Ratisicationsurkunden gegen dle Ko-
nlgllch Belglschen von den betressenden Bevollmächtigten ausgewechselt worden, in nach-

stebenden deutschen Aussertigungen zur allgemelnen Nachachtung hierdurch bekannt ge-
macht.

Greiz, den 14. Marz 1853.

Fürstl. Reuß Plauische Landesregierung das.

Otto. v. Geldern-Erkspendort.

I.

Seine Durchlaucht der souveraine Fürst Reuß, älterer Linie, elnersells, und

Seine Majestät der König der Belgler ondererseits

baben es angemessen gesunden, über die gegenseitige Besugniß der Uncerehanen belder
Scha#ten sowohl zur Erwerbung von Erbschaflen und Schenkungen unter Lebenden, als
zur Ausfuhr von Vermegen aus einem Staatsgebiete in dad andere, bestlmmte Grund-

säße aufzustellen, und zu dem Ende mit Vollmachten versehen:

Seine Durchlaucht der souveralne Fürst Reuß, älterer Linie:

den Freiherrn Adolph von Hol zhausen, Commandemr erster Classe des Grohber-
#oglich Hessischen Ludwig= Ordens, Rllter des Johanniter= Ordens und Ebrenkreuz

des Fürstlich HohenzollerschenHous. Ordens, Höchstibren wirklichen Geheimen Ratb,
Gesandten und bevollmächtigten Minister am Deutschen Bundeotage,
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Seine Mcjestät der Konlg der Belgler:

den Grasen Camllle de Brley, Baron de Landres, Commandeur Allerhöchst.
(bres Leopold-Ordens, Großkreuz der französlschen Ebrenleglon, des Königlich Spa-
ulschen Ordens Carls III., deo Königlich Baierischen Ordens der Krone und vom

beiligen Michael, des Könlglich Niederländischen Lröwen-Ordens, des Königlich Grie-
chischen Erlöter, Ordens, des Kursürsllich Hessischen Goldenen Lowen. Ordens, des
Großberzoglich Hessischen Ludwig. Oldens, des Persischen Sonnen= und Löwen-Or.
dens erster Classe, Allerhöchflihren außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigren
Minisier bei dem Durchlouchilgsien Deutschen Bunde, an dem Königlich Baierischen,

dem Könlglich Würtembergischen, dem Großherzoglich Badischen, dem Kurfürstlich
Hestischen, dem Grostherzeglich Hessischen und dem Herzoglich Nassauischen Hofe,
sowie bei der srelen Stadl Frankfurc,

welche, nachdem sie sich gegenteitig ibre Vollmachten mitgerbellc, und dieselben in gebö-
Deliger Ferm besunden haben, über die solgenden Artikel überelngekommen sind:

Arctikel 1.

Die Unterthanen des Fürskenthums Reuß älterer Linle sollen in dem ganzen Belgl-
schen Scaaksgebtete das Reche, Erbschaften ab intestato oder durch Testament zu er-

werben und zu übectragen, in gleicher Weise genießen, wie die Belglschen Unrerrhanen,
ohne wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer irgend einem Abzug oder einer Steuer unter-
worsen zu sein, wesche nicht ouch von Inländern zu bezahlen wären.

Ebenso sellen die Umterthanen des Königreichs Belgken in dem Staatsgeblete des
Fürstenthumo Reuß älterer Linie das Rechr, Erbschoftenuh intestato oder durch Testa-
ment zu erwerben und zu übertragen, in glelcher Weise genießen wie die Unterihanen des

Furslenthums Reuh älterer Linle, ohne wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer irgend el.
nen Abzug oder einer Steuer unterworsen zu seln, welche niche auch von Inländern zu

bezohlen wären.

Dieselbe Gegenselilgkeir für die Unterthanen belder Staaten soll auch bel Schen-
kungen unter Lebenden und bel anderen rechtmäßigen Erwerbungen bestehen.

Artikel 2.

Bel der Ausfuhr von Vermsgen, welches, unter welchem Titel es auch sel, von

Unterthanen des Fürsienthums Reumt ällerer Linic in Belglen, oder von Belgiern in dem
Fürstenchuim Reuß älterer Linie erworben worden ist, soll weder Abjzugsgeld oder Rach-

lleuer, noch irgend elne andere Abgabe erhoben werden, welcher die Inländer nicht auch
unterworsen wären.
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Actikel3.

Dle oben grwähnes Aushebung derAb zugsgefalle erstreckt sich nicht allein auf dieje-
nigen, welche durch die Staokscossen zu erheben wären, sondern auch auf alle Abzugs-
gelder und Nachsteuern, deren Erhebung einzelnenInvividuen, Gemelnden, Aemtern,
ösfentlichen Selstungen oder Corporationen zustehen würde.

Artikel 4.

Die gegenwäreige Uebereinkunst lst aufalle künfelgen Erwerbungen, und bezüglich
der Vermögens-Aussuhr, auf alle noch nicht ausgeführten Gegenstände anwendbor.

Artikel 5.

Die gegenwärtige Ueberelnkunft soll raelsicirt und dle Ausealkonen sollen binnen
zwel Monaten oder srüher, wenn es geschehen kann, ausgewechselr werde

Zur Urkunde dessen haben die - Bevollmächligten dlese —
unterzeichnet und ihre Siegel beigedeüuck

Geschehen zu Franksurc am Maln den zwanzigsten December Eintausend acht bun.
dert zwel und sünszig.

Freih. von Holzhausen. C. d. Briey.
(L. S.) (L. S.)

II.

Selne Durchlaucht der souveraine Fürst Reuß, älterer Linle,

und

Seine Mocjeslät der Könlg der Belgier

von dem Wunsche geleltet, elnen Verkcag über dle gegenseleige Auslleserung der Ange-
schuldigten und Verbrecher abjuschlleßen,, haben zu dlesem Behuse mic Vollmachten ver-
seben:

Seine Durchlaucht der souveraine Fürst Reuh, älterer Linie:

den Frelherrn Abolph von Holzhausen, Commandeur erster Classe des Groß-
berzoglich Helsischen Ludwig. Ordens, Ricter des Johamster, Ordens und Ehrenkreuz
des Fürstlich Hohenzollernschen Haus·Orbens,Höchstihrenwirklichen Gehelmen Rath,
Gesandten und bevollmächtigten Mlnister am Oesschen Bundestage,



Seine Majestat der Konlg der Belgier:

den Grasen Camille de Briey, Baron de Landres, Conimandeur Allerhochst-

(hres Leopold. Ordens, Grpteru der Fran zosischenEbrenlegion, des Könlglich Spa.
nischen Ordens Carls , des Königlich Baiceischen Ordens der Krone und vom
heiligen Mlchael, des #ali er Riederländischen Löwen-Ordeno, des Königlich Grie-

chlschen Erlöser-Ordens, des Kursürfllich Hessischen Goldenen böwen. Ocdens, des
Großherzoglich Hossischen Lu#wig. Ordens, des Persischen Sennen, und Löneen- Or,
dens erster Classe, Allerhöchstihren auzeerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten
Mlister bei dem Durchlauchtiglken Deutschen Bunde, an dem Königlich Baierischen,
dem Königlich Wuctembergischen, dem Großherzoglich Bodischen, dem Kursüestlich

Heslischen, dem Großberzoglich Hessischen und bem Herzoglich Nassauischen Hose,
sowie bei der sreien Stadt Franksurc,

welche in Gemähbeit der tönen ertbeilten Specialvollmachten über die nachstehenden Au-
tikel überelngekommen sind.

Artikel 1.

Die Reglerungen Seiner Durchlauche des souverainen Fürsien Reuß ällerer Linie
und Selner Masjestät des Könlgs der Belgier verpslichten sich zur gegenseitigen Auslie-

serung derjenigen Individuen, eigene Unterthanen ousgenommen, welche aus Belgsen in
das Furstenthum Reuß alterer Linie oder aus dem Fürsienthum Reuß älterer Linie nach

Belgien lich geslüchtec haben und nachbenannter Verbrechen oder Vergehen durch die Be-
örden desjenigen der beiden Staaten, in welchem dieselben begangen wurden, ange-

schuldlgt oder sür schuldig erkanmt worden sind.

Dlese Verbrechen und Vergehen sind:

1. Mord, Verglstung, Verwandtenmord, Klindesmord, Todtschlag, Norh#
jucht;

2. Brandskistung;

3. Urkundensätschung, (nobesondere auch Fälschung von Bankzekceln und Staats=

papieren;

4. Falschmunzen, Munzsälschung und Verausgabunz falscher Münzen;

5. Melneid und salsches Zeugniß;

6. Raub, Diebslahl, Ber##g, amtliche Erpressung und Veruntreuung:

7. Beteügerischer Bankerott.
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Um sich über dle vorerwähneen Auslleserungen zu verständigen, werden dle nöchgen
Mlctbellungen auf diplomatlschem Wege erfolgen, eine unmlrkelbare Correspondenz zwi-
schen den gerichtlichen Behörden beider Staaten findet dorüber ulcht stort.

Artikel 2.

In ganz besonderen Fällen, welche lbrer Natur nach zwar uner dle Beslimmung
des vorbergebenden Artikels sollen, wo jedoch, wegen außerordentllcher Umstände dle

Auslieserung des Verfolgten den Grundsäßzen der Billigkeit und Humonitär widersprechen
dürste, behält sich jeder Staat vor, die Auslieserung zu versagen. Die Geünde der
Verweigerung werden alodann dem Scaaee, welcher die Auslleserungsbegehren gestelle

bat, mitgetheilt.

Artikel 3.

Wenn der Angeschuldigte, dessen Auslieserung begehrt wird, in dem Lande, wo-
bin er sich gestüchtet hat, wegen eines dort begangenenVerbrechens oder Vergehena
gleichsalls in Untersuchung steht oder verhaftet ist, so kann dessen Auslleserung so lange
ausgesehe werden, bis er selne Serase erstanden hat, oder durch ein rechtekraftiges Ur.
thell frelgesprochen worden ist.

Artikel 4.

m Begehren der Ausllesecung wleb nur. Kote gegeben, wenn in Urschrift oder
acgeibon. Abschrife eln von dem Gerichte oder elner andern zuständigen Behörde aus-

gesertigtes Erkenntniß, ein Strafurtbeil, oder ein Nachweis der verhüngten Anschuldi-
qung vorgelegt wird, wobel die geseblich vorgeschrlebenen Formen desjenigen Staats maß-
gebenb sind, welcher dle Auslieferung begebrt.

Artikel 5.

Die vorläusige Fesllnehmung eines Ausländers wegen einer der in Artlkel 1. auf-

gesühreen strasbaren Handlungen kaun auf bloße Vorlage elnes von der zuständigen Be-

börde nach Worschrift der Gesetze des recamirenden Staares auegesertigten Verhasts-
befehls angeordnet werden. Eine solche Fesinehmung bat in den Formen und nach
den gesetlichen Vorschristen desjenigen Staates zu geschehen, von welchem sie vollzo-

gen werden soll. Der vorläusig verhasteie Ausländer wird in Freiheit gesete, wenn

ihm innerhalb einer Frist von drei Monaten nicht ein nach Vorschrift der Gesetze
des Staals, welcher die Auslieserung verlang#, zu beurtheilender Nachweis der an-

gehängten Anschuldigung oder ein gegen ihn ergangenes Erkennenisi oder Strafurthell be-
bändige wird.
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Artikel 6.

Es ist ausdrucklich verabrebet, daß der Ausgelieserte in kelnem Falle weder wegen
elnes vor der Auslleserung begangenen polielschen Vergehens oder einer mit einem solchen
Wergeben in Verbindung stebenden Handlung, noch wegen eines In dleser Ueberelnkunst
nscht vorgesehenen Verbrechens oder Vergehens, in Untersuchung genommen oder bestraft
werden d

Artikel 7.

Die Auslleserung finder nicht state, wenn nach den Gesetzen des Landes, wo der
Ausländer betreten wird, seic der Verübung des WVerbrechens, der letztengerlchulichen

Handlung oder der Verurcheilig, die strasrechtlicheVersolgung. des Verbrechers oder
dle deshalb erkannte Strase verjährt ist.

Artitkels.

Dle Kosten der Verhaftung, Verpflegung und Auslieferung des Verbrechers tragt
jeder Staat, so weit sie auf selnem Gebiete erwachsen. Dagegen sallen dle Kosten des
Transports c. c. durch dle dajwischen liegenden Lander demjenigen Staate zur Last, wel.

cher die Auslieserung verlonge hat.

Artlkel 9.

Dle gegenwartige Uebereinkunst tritt in Wirksamkeit nach Ablauf des zehnten Ta-
ges nach deren Publlkarlon, welche in jedem Landein herkömmllcher Form zu gescheben

bae.

Artikel 10.

Die gegenwärtige Uebereinkunft bleibe in Krast bis zum Ablauf von secho Monaten

nach der von Selten elner der beiden Regierungen ersolgten Vertrags- Aufkändigung.
Sie soll innerhalb sechs Wochen oder wo mögiich noch srüher rakisicirt und die Auswechse.
lung der Raristrarions, Urkunden bewirkt werden.

Zur Urkunde dessen Haben die beiden Bevollmächtigken diese Uebereinkunst unter-
zelchner und bestegelc.

So geescheben du Frankfurt am Maln den zwanzigsten December Eintausend acht
bundert zwel und fünszig.

Freih. von Holzhausen. C. d. Briey.

(L. S.) (L. S.)



— 124—

Zusatz- Arrikel.

Die vertragschlleßenden Thelle sind übereingekommen, dem Artikel 3. denfolgenden
Paragraphen belzusügen, welcher dleselbe Krast und Wirksamkeit haben soll, wie der
ganze Vertrag, nämllch:

Dlese Bestimmung gilt auch für den Fall, daß der Auszuliesernde, in Folge elner
vor dem Auslieserungsbegehren ersolgten Verurtbeilung, sich in Schulbhaft befin-
det.

Freih. von Holzhausen. C. d. Briey.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 10.

(Iusgegeben den 5ten April 1833.)

19. Verordnung,
Erleichterung des Verkehrs zwischen den Staaten des Zollvereins und

den Staaten des Stenervereins betreffend.

Dle zum Zollverein gehörenden Regiecungen einerseits und die zum Steuerverein

gebörenden Reglecungen andererseits sind übereingekommen, den unmittelbaren Verkehr
zwischen beiden Vereinsgebieten schon jetzt durch umfassende Zollbescelungen und Zoll-
ermäßlgungen zu begünstigen.

Demgufelge ist Nachstebendes bestlmme worden:

Vom Siten Apell d. J. an bis zum Schlusse d. J. werden von den in der Anlage II.

bezeichneten Erzeugnissen der Steuerverelno- Staaten bel deren unmittelbaren Einsührung
aus dem Gebiete des Steuervereins in das Gebiet des Jollvereins keine, bezlehungswelse

keine Höheren, ale die in dieser Anlage bestimonen Eingangs-= Abgaben erhoben.

Die den Erxzeugnissen des Zellvereins bei deren unmitcelbarer Einsührung aus dem

Geblete des Zollverelns in das Gebiet des Steuervereins, von Seiten der Steuerver-

einsstaaten zugestandenen Zollbesreiungen und Ermähigungen sind in der Anlage I. ent,

bolten. «

Dle in den Anlagen zum Artlkel 2. der Ueberelnkunft VI. vom 16. October 1845

gegenseitig zugestandenen Zellbesreiungen und Zollermasilgungen sind, sowelt sie fortan
noch Gelkung haben, in die Anlagen II. und J. mit aufgenommen; im Uebrigen blelben

dle in der gedachten Uebereinkunft verabredeten Verkehrserlelchterungen bestehen.

Greiz, den 30. Marz 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otte.

v. Geldern, Erispendor#.
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I.

Verzeichniß
derjenlgen gollvereinsländischen Erzeugnisse, welche bei ibrem unmitcelbaren Uebergange
in den Steuervereln elner geringeren als der tarismäßigen Eingangs-Abgabe zu unter-

zlehen sind, bezlehungsweise von derselben ganz frei bleiben.

. t tkragems-

2 Benennung der Gegenstände. 3 hkagn-Dermerkungen.
ariss. Fabensatz.

6 för den Zoljenlner.

« W

1.Baumwollengaknungemischkodergemlschh

1. ungebleichtes ein- und zweidrahtiges, und

Watten 8.V.2b1. frei.2. ungebleichtes drei und mehrdräbtiges,
glelchen alles gezwirnte, gebleichte oder . 3. . 2D 2.Hrei.
farbte Garn. . .. . .

 Baumwollenwyaren,desgleichen aus Baum.
wolle und Leinen, ohne BeimischungvonSeide,
Wole und anderen Thierhaaren gefertigte Zeuge
und Strumpfwaaren, Spitzen (Tull), Posamen-
kler-, Knopfmacher-, Sticker- und Putzwaaren;
auch dergleichen Zeug= und Serumpfwaaren,
mie Wohlle gestickt oder brochirt; serner Gespinn
ste und Tressenwaaren aus Metallsäden (Lahn
und Baumwolle oder Baumwolle und Leinen,

außer Verbindung mit Seide, Wolle, Eisen,

Glas, Holz, Leder, Messus, Stahl und an-
deren Materlalien. .. . 153.V. 2c. 110.

.IBlei

a) obes, in Blocken, Nuoen u. s. w., auch
altes, desglelchen Blel-, Silber=undGold.

gläcte (4 aeük
D) grobe Blelwaaren, als: Kessel, Röhre!““

Schrot, Plattenu.s.-w.,auchgerolltesBlei.Se.V.4b.frel.
o) seine Blelwaaren, als: Splelzeug u. s. w.

ganz oder cheilweise aus Blel, euth dergle
chen lackirte Waaren. .. .Se. V.400

.
mit Wolle oder geinen::

#

E
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aufendeNr.
5

8

S·##

Hostikon des
Benennung der Gegenstände. Eiunrhlsrene, E7

Tarifs. Frreing,
lür den m# 9

Bürstenbinder= u. Siebmacherwaaren:

a) grobe, In Verbindung mit Holz oder Elsen,
ohne Polltur und Lack S. V. 4 a. fcei.

b) seine, in Verbindung mie anderenMaterio.
lien (mie Ausnahme von edlen Meallen, fel-
nen Metallgemischen, echt vergolderem -*u
verilberren Metall,Schitopa Perlmutter,

echten Perlen, Korallen ober Steinen ), auch 3..672
Siebböden aus Pferdehaaren Se. B . 3

. DkoguekseiundApokhekeks auchFakbe ««-·

zwei-,Muschel-,Mtntqkuk-,qustenqube» *V.1
und Tusche, Farben- und Taschtasfen, feine
Pinsel, Mundlack, Siegeslack .. zB.e e-re

b) Mineralwasser, * in„Jaschenocder
Krügen St. V. 11a.frei.

Z. V. 3a.

o) Zundholzer, chemische; Zelchenkreide (5. V.1 rei.
) Eisenvikriol (grüner). Se. 60. frei.
e) Mineralwasser, natürlsches, in Flaschen und

Krügen St. V. 69.ffrei.
Scweseishures und salllaures Kalzz gemab. Se. V. 11
lene Kreide . a.;69·frel.

6) Cichorlenwurzel. getrocknete „ geborrie . JSt. V. 69frei.
.Eisen und Stahl:

a) Roheisen aller Art: altes Brucheisen, El-
senfeile, Hammerschlog Z. V. 6 a. frel.

b) Geschmiedetes und gewalzees Eisen (ie Aus.
nahme des saczonnirten) in Stäben von 17
Preuß. im Querschnite und darüber; desglel-
chen Luppeneisen, Eisenbahnschienen, auch

Noh- und - Giß · unund**ker Stahl Z. V.6b.fael.

Bemerkungen.
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SEaufendeNr. Benennung der Gegenstände.

Positon des

Steuer=WnJoll-) Verrins-

Prr-

tragsn,higer
arifs. 6573

7n

Bemerkungen.

P) Geschmiedetes und gewalztes Eisen (mie Aus.
nohme des faconnirten) in Stäben von we.

nlger als 1“Preuf. im Querschnic
d) Faconnirtes Eisen in Stäben; desglelchen

Eisen, welches zu groben Bestandtheilen von
Maschinen und Wagen (Kurbeln, Achsen u.

s. w.) roh vorgeschmiedee ist, in sofern der-

gleichen Bestandtheile einzeln 1 Zentr. und
darüber wiegen, auch Pflugschaareneisen;
schwarzes Eisenblech, rohes Srahlblech, rohe
(unpolirte) Eisen= und Stahlplarten; Anker,
sowle Anker= und Schiffskerten

c) Weißblech, gefirnißtes Eifenblech, polictes

Stahlolech, polirte Eisen= und Stablolat.
ten, Eisen- und Stahldraht

() Eisen- und Stahlwaaren:
1. ganz grobe Gußwaaren in Oefen, Plat,

2.

ten u. f. w.

grobe, die ausgeschmiedetem Eisen oder
Eisenguß, aus Eisen und Seahl, Eisen-
blech, Stahl- und Eisendrah, auch in
Verbindung mie Holz gefertige; ingleichem
Waaren dieser Urt, die gesienißt, ver-

kupfert oder verzinnr, jedoch niche polirt
sind, als: Aepte, Degenklingen, Feilen,
Hämmer, Hecheln, Haspeln, Holzschraue
ben, Kaffeetrommeln und- Mühlen, Ket-
ten (mit Ausschluß der Anker, und Schiffs-
kerten), Maschinen von Eisen, Nägel,
Psannen, Plätteisen, Schauseln, Schlös-
ser, grobe Ringe (ohne Politur), Schraub.
stöcke, Sensen, Sicheln, Stemmeisen.

Serlegeln, zhuemuhren,Tuchmacher,und
Schneiderscheeren „ grobe Waagebalken

Z. V. 0 e.

8. V. 6d.

Z. V. 68.

St.V.1
d. 4, 2a.

D. c.,3.

Zangenu...

lür den Zolzenintt.
———

l

l

ftei. l

l

frel.

frei.

ftei.
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ECausendeNr. Benennung der Gegenstände.

Postikon beus
teuer-(event.

Joll.) ins-
Tarifs.

2
gabensatz
9 "

er-

tragsmä-
er Ab. Bemerkungen.

M

—

Getreide, Hölsenfrüchee, Samereien
Beeren —*

 Glas= und Glaswaaren:

guß, polirtem Eisen oder Stahl, oder
aus diesen Ursloffen in Verbindung mie

Holz, Horn, Knochen, lohgarem Leder,
Kupfer, Messing, Zinn (letzteres polirt)
und anderen unedlen Metallen gefertig

sein, als: Gußwaaren (seine), Messer,
Scheeren, Strelchen, Schwerdefegerar=
beie c. (mit Ausschluß der Näwhnadeln,

metallenen Stricknadeln, metallenen Há-

. feine, ste mögen gonz aus seinem Eisen!

kelnadeln ohne Griffe); acckirte Eisenwaas
ten; auch Gewehre aller Art.

und

a) grunes Hohlglas (Glasgeschirrt) ..
b) weißes Hohlglas, ungemustertes, ungeschlif-

senes, oder nur mit abgeschliffenen Stöpfeln,

Boden oder Rändern; Fenster= und Tafel-

glas in seiner narürlichen Farbe (grün, balb-
und ganzweiss)

I) gepreßtes, geschliffenes, abgerlebenes,geschnit= -
tenes, gemustertes weißes Glas; euch Behänge
zuKronleuchtern von Glas, Glasknspfe, Glas-
perlen und Glasschmelsz

") Spiegelglas, wenn das Stück nicht über 288
Preuß. “miße; farbiges, bemalces oder ver-

goldetes Glas ohne Unterschted der Form;
Glaswaaren in Verbindung mie unedlen Me-

kallen und onderen, niche zu den Gespinnsten

gebörigen Urstoffen; desglelchen Spiegel, de

ren Glastafeln nicht uber 2888Preuß. 4“
messen ... ..

St.V.24b.

3.V. 10 b.
o.

3. V. 10d.
3

St. V. *
c. e.

sur den Jollzenintt.

frei.

E

I

l

I

I
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ositio

Benennung der Gegenstände. i ann.1esw9Ab.Bemerkungen.
2 * gabensatz.

 für denrdenZauente

9. Holz, Holzwaaren: S.V.282

a) Bau- und Nutzholz, auch vols in beschnie v. d.
tenen Fournieren 3. V. 12 bffrei.

b) bölzerne Hausgeräthe (Menbles) und andere 1.
Tischler-, Drechsler- und Bottcherwaaren,
diegesärbt, gebelzte, lackire, polire, oder auch
in elnzelnen Theilen in VerbindungmieEisen,
Messing oder lohgarem Leder verarbellet sind Se. V. 28

auch gerlssenes Fischbein kx. 1. 2. 1|
) selne Holzwaaren (ausgelegte Arbelh), Nüe. 3. V. 12e ·

bergerwaaren aller Art; Spielzeug, feine
Drechsler-, Schnitz- und Kammmacherwaa·
ren, Meerschaumarbeit, ferner derglelchen
Waaren In Verbindung mie anderen Mate-

rialien (mit Ausschluß von edlen Merallen,

selnen Metallgemischen, eche vergoldetem oder
versilbertem Metall, Schildpatt, Perlmutter,
echten Perlen, Korallen oder Stelnen), Holg=
bronce, hölzerne Hängeubren, seine Korb. —
und Holzflechterarbeit ohne Unterschied, Four%Se. V.o
nier mit eingelegter Arbeit und geschnittenee) g. 4. 1

Fischbein, Blei= und Rothslifte 1# . 2.3
18a.

) grobe, rohe, ungesärbte Bötccher-, Deechsler., 1
Tischler= und bloß gehobelte Holzwaaren und
Wagnerarbeiten, grobe Maschinen von Holzz ,

undgrobeKocbsiechkerwaaken....Z.V.1.20.frei.
h. Anm.

10.Hopfen 0Se. W. I.rei.
11. Kupfer und Messing: (30.II. 00.

a) geschmiedetes, gewalgtes, gegossenes zu Ge-
schirren; Kupferschaalen, wie sie vom Ham-

mer kommen; Blech, Dachplarten, gewöhn. St. . V. 35
licher und plattirter Drath; polirte, gewalztehha. 2. 3. c. ffrei.
auch plattirte Taseln und Bleche .a B. b. 1.
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Posttison des —.

2 Benennung der Gegenstände. Setererta- Fragsn. Bemerkungen.
Tarifs. gabensat.

— r—
für den Zolleniner.

b) Waaren: Kessel, Pfannen und dergleichen;
auch alle sonstigen Waaren aus Kupfer und

Messing; Gelb= und Glockengießer-, Gürtler,
und Nadlerwaaren, außer Verbindung mit
edlen Metallen, desglelchen lacklete Kupfer-

und Messinawaaren „ e 35 3.
P) Roh-(Stäck-) Messing, Roh- oberSchwarz. v7l 1.

kupfer; Gar= oder Rosektenkupfer, altes

Bruchkupfer oder Bruchmessing, Kupfer= und
Messingseile, Glockengur, Kupfer= und an.

dereScheidemünzen zum Einschmelzen (die

Münzen auf besondereEelaudniß scheine ein.)ZS.V.10|
gebendnd Anm. ffrei.

St.V. 69
12. Kurze Waaren, Ouincaillerlen u. s. w.sg.V.2010
13.Leder, Lederwaaren und ähnliche Fa-

brikace:

a) lohgare oder nur lohroth gearbeltete Häute,

Fahblleder, Sohlleder, Kalbleder, Satrler.
leder,Scleselschäfte, auch Juchteen; sämisch-
und weißgares Leder, Pergament, Gummte

plakten undmebr oder weniger gereinigte Gut-
tapercha. 3. V.21 3.

b) Beusseler und Dinisches Handschuhleder,
Korduan, Marokin, Saffian, alles gefarbte
und lackirte Leder, Gummifaden außer Wer-
bindung mit anderen Materialien 3.V.2105.8.

o) grobe Schuhmacher-, Salteler- und Täsch.
nerwaaren aus Leder oder Gumml; Blose-

bälge; desgleichen andere nicht lackirte Gum. Se. V.37

mifabrikare außer Verbinduns mit anderenI #
Materialien . 3 V. 6

d) seine Lederwaaren von1ordua Saffian, 8 421
Marokin, Brüsseler und Dänischem Leder,
von simisch- und welßgarem Leder, von lak.
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— Posteion des

2 Benennung der Gegenstände. Siteurerven. v60e. Bemerkungen.
l arifs. gabensat.

1 ür den Solleniner.

kirtem Leder, lackirkem Gummi und Per-

gamene; Sattel- und Reiczeuge und Geschiere

mit Schnallen und Ringen, ganz oder bbell. S. W.36
weise von selnen Metallen und Merallgemi- 100
schen und seine Schuhe aller Ar 37c.

JD0) lederne Hondschuhke . . 153. V. 21d. 10.
14. Leinengarn und Leinenwaaren:

 Materlal= und Spezerei- auch Kondl-

a) rohes Garn: Maschinenge spinns und OHand-gespinsnt
b) Zwirn
I) graue Packlelnwand und„S-getuch

d) rohe Lelnwand, roher Zwillich und Dollllich

e) geblelchte, gefärbee, gedruckte oder in anderer
Art zugerichtete, auch aus gebleichtem Garn

gewebte Leinwand; gebleichter oder in an-

derer Art zugerichteter Zwillich und Deillich;

rohes und gebleichtes, ouch verarbeltetes Tisch.,
Bett= und Handtücherzeug, leinene Kitce,
auch neue Leibwäsche

1) Bänder, Barist, Borten, Feansen, Goze,
Kammertuch, gewebte Kanen, Schnüre,
Scrumpswaaren, Gespinnste uud Tressen-

waaren aus Metallsäden und Leinen, jedoch

außer Verbindung mit Eisen, Glos, Holz,
Leder, Messing und Stahl

2) Rete, Fischer-, Vogel-, Jagd- und Pferde-
von ungebleichtem Flachs- und Hanfgarn

brwagren und andere Konsumel=

à le alie Art in Jässern, auch Meth in
Fassern.

Z. V. 22a. ffrel.

Z. V. 220.sfrei.

EN’ frei.d. 1.

. 19ffrei.d. 2.

St. V. 19

d. 4. k «

«i
«Sk.V.19!
d. 4. 42. 10 «

St. V. 504 1.

8

b) Batme oderHefen, trockene (Preßbefen) *X

—-
. 25b. 318
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LaufendeNr. Benennung der Gegenstände.

Postikon br
Steuer- (event.
Zoll-) Vereins--

arifs.

Ver-
tragsmä-
HKiger Ab-
gabensatz
9 148

Bemerkungen.

4

16.

17.

c) Wein und Most, auch Cider ....
d)EsstginFassekn.. ...

e)BuktecmScucken..-...

k)Fleisch,ausgeschlachtekes:frischesundzube«
reitetes; auch ungeschmolzenes Fett, Schinken,
Speck, Wurste; desgleichen großes Wild

g)Cichorien . *

) Käse aller ArtH

i) Bäckerwaaren, * Fustie
Zwieback ..

k)Mehlunvekpackkod-kln Socken .

I)KrafkmehlNudeln,Puder,SkökkeMehl-
fabrikate aus Getreide und Hülsenftüchten,

mit Ausnahme von Mehl, nämlich: geschro-

tete und geschälte Körner, Graupe, Gries
und Grüe

m) Tabacksblätter, unbearbelceke

Mn) Tabacksfabrikare: Rauchtaback in Rollen,
abgerollten oder encrippten Blättern, oder
geschnitten; Cigarren; Carotten oder Stan.
gen zu Schnupftaback; Schnupftaback; Ta-
backsmehl und Abfälle .....

Oelkuchen, als Ruckstande belm Oelschlagen aus
Lein, Raps, Rubsaamen u. s. w., ingleichen
Mehl aus solchen Kuchen und Ruckstanden

Papier= und Pappwaaren:
a) ungeleimres ordinalres (grobes, graues und

"- weißes) Druckpapier, auch grobes (wel-es und gesärbtes) Packpopier und Pappdeckel

D) geleimtes Popier; ungeleimtes felnes; buntes
(mit Ausnahme der unter o. genannten Pa-

2

Z. V. 25 f.

Ste. V. 15.

Se.V. 7.

St.V.64
a. 69.

3. V. 25 m.

3. V250.

S.V.22

St. . 22
b. 2.

Z. V. 259.

Z3. V. 25
V. 2.

3 V. 26.Anm. 3.

(3827a.St. V. 40

a.

für den Joll.

W

Se..22s

#3.
l

frei.
frei.

seei.

frel.

frei.

1

1.

srel.

Nut in Trans-

porten bis zu drei
Zentn. oder auf

be gemahlen ha-
ben.
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und Floretseide auch andere Splnnmaterlallen

26 tion desz tr a.
2 Benennung der Gegenstände. erreoen, Higer Ak

Tariss. #sgabensatz.
#

ü#r den Jollzeulure.

plergattungen); lithographirces, bedrucktes
oder liniirtes, zu Rechnungen, Etiketten,
Frachtbrlesen, Devisen u. s. w. vorgerlchteteZ. V. 27a

Popier; ordinalre Bilderbogen, Malerpappe) Se.VL.14116
c) Gold- und Silberpapler; Papler mie Goldb. 40b..

oder Sllbermuster; durchgeschlagenes Papier,

ingleichen Sreeifen von diesen Paplergat
cungggen Se. V.4022

) graues Löschpapler undPawaple 32. 27. srel.

IO) Buchbinderarbelten aus Papler und Pappe;
grobe lacklere Woaren aus dlesen Urstoffen,

auch Formerarbeic aus Steinpappe, Asphalt
oder ähnlichen Stoffen Se. V.400

18. Pelzwerk: uber zogene Pelze, Mutzen, Hond.

schuhe; gefütterte Decken, Helsuter un
Besätze und dergleichen Se. V.44 10

10. Seide und Seldenwaaren: "
o) gefärbte, auch weiß gemachte Selde und Flo-

retselde, ungezwirnt oder gezwirne, auch Zwirn
aus roher Seide . Z. V. 30a. ffrei.

b) seidene Zeug- und Strumpfwaaren, Tücher
(Shawls), Blonden, Spitzen, Petlnet,
Flor (Gaze), Posamentler-, Knopfmacher.
Siicker= und Putzwaaren, Gespinnste und v
Tressenwaaren aus Metallsäden und Selde, «

außer Verbindung mit Eisen, Glas, Holz,
Leder, Messing und Stahl; ferner Gold= und
Silberstoffe (echeoder unecht); Bänder, ganz
oder theilweise aus Seide; ccliche obige Waa-
ren aus Florerselde# (bourre de soie), oder

Seide und Floretseide Z. V. 30b. 10.
1

I) alle obigen Waaren, In welchen außer 2
Wolle oder andere Thlerhaare, Baumwolle

Bemerkungen.

————
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x osition des Ver-

Benennung der Gegenstände. Euutrlerat-resemd. Semertungen.
Tarifs. gabensatz

2 4—
für den Zollzeniner.

Leinen, einzeln oder verbunden enchalten sind,
mit Ausschluß der Gold= und Sllberstoffe,

sowie der Binder 8.9.30010.

20. Seife:
a)grune, schwarze und andere Schmierseise Z. V. 31a 12
b) gemeine weiße St. V.aobh 18

o) feineinTafelchen,Fr Bi. Keügen,
Topfen u, s. w. .. . Se.V.40c.

21. Seeinkohlen .. . . . Gt. V. 33a.frei

22.Stroh-, Rohr= undVastwaaren:
a) Matten und Fußdecken von Bast, Stroh

und Schilf, ordinalre:

1. ungesärt 3.V.351Hrei.
2. gefärbt 3.V.35.2frei.

b) Seroh= und Bestgestechte, Decken von un.
gespaltenem Stroh, Span- und RohrhüceSt. V. 28
ohne Garnltrr g. 2. 441/.

Ste. V. 28
) Bast- und Strohhüte ohne Unterschled 4. 4. 36. 10/

23. Theer lineraior und anderer), Daggere,„auch Mastirx-Cemenc, Asphal##
und Asphaltplatten . SSe. V. 26 Frel.

24. Töpferwaaren:
Aaa) gemeine Se. V. Jalel

D) einfarbiges oder welses Feyence oder Steln.
gut, irdene Pfeifen. . .. Z. V. 38c1

) bemaltes, bedrucktes, vergolderes oder ver-
silbertes Fopence odet Steingut. . . 3. V. 38d. 3.

d) Porzellan, weißes. .. Z. V. 38e. 6.
e) Porzellan, farbiges, undwelßesmit for.

bigen Sereifen, auch dergleichen mie Malerel
undVergoldung 3. V.38 f110

Fovence, Steingut und anderes Erdgeschirr,
auch welßes Porzellan und Emall in Ver-
bindung mic unedlen Metallen 66Z. V. 38 *1

2 #
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osition des

Benennung der Gegenstände. dudnen 67 Bemerkungen.
l . abensa

7 — 46
für den Zoljentner.

9) derglelchen in Verbindung mie Gold, Silber, I
Platina, Semilor und anderen seinen Me-
tallgemischen , ingleichen alles übrige Porzel- %
lan in Verbindung mie edlen und unedlen

Metallen . .V. 38D|] 10.

25. Vleb: für rin 2004.
a) Rindoleh: ·

1. Ochsen und Zuchtstiere SeV.59e 2 12 1Be
2. Kühe EIIEXMRIIIEII

* Suele Se. V.“ge. 1 . szethxdndfåxtsxen wird die Ein-

1. gemästete .. St.V-59ffret9ZFZFZCZZZI
2.magere. . do. frel. c
ZSpanfekkel . St.V.59g-erI - If»V-HIIF

)Hamrnel. do. frei. sauf 16 gar ber-

d) anderesSchafoleh und Ziegen Se, V.“g. feel. bgesett.

26.]Wachslelnwand, WachsmoussellnAlr
Wachsktaffe:

a) grobe unbedruckte Wachslelnwand Z.V. 40 112

) alle andere Gaktungen, ingleichen Wachs. .!
mousselin und Malertuch S,.V.400 .

27. Wolle und Wollenwaaren: D.

a) weißes drei= oder mehrfach gezwiences wol.
lenes und Kameelgarn, auch Garn aus Wolle

und Selde; desglelchen alles gesärbee Garn. V. 41 b. rei.
|b) Waaren aus Wolle (einschlleßlich andere

Tblerhaare) alleln oder in Verbindung mit
anderen, niche seldenen Spinnmaterlalien ge-
-ertige:
1. bedruckee Waaren aller Ark; ungewalkte

Waaren (ganzoder theilwelse aus Kamm-

garn), wenn sie gemustere (d. h. sagon-
nict gewebe, gestickt oder broch#re) find;
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*m
Steuer- (oent. tragsmä-—

7 Benennung der Gegenstände. Soll.) Vereinselslger Ab-, Bemerkungen.
— Tarifs. gabenfatz.
2 7

sur den Jolztnintt.

Umschlagetucher mit angenahten gemuster- s
kenKanken3Posamenkiek-,Knopf-stachen
und Stickereiwaaren, außer Verblndung E
mit Eisen, Glas, Holz, Leder, Messing
und Stahl .. 3. V. 4 c. 1110

2. gewalkte unbedruckte Tuch-, Zeug. und
Fllzwaaren; Strumpfwaaren aller Art;
sowie alleungewalkte ungemusferteWoare 3. V. 41c. 2.10

3. Fußteppiche S. V. 41 c. 8

o) einfaches und doublicces ungesärbtesWolien.
garn, sowie Oeltücher aus Roßhaaren, in-

gleichen ganz grobe Gewebe aus * Z. V. 41
und Werg Anm.2. frei.

28. Zink und älniwacren:

#a) roher Zn St. V. 60 frei.

b) Bleche und grobe Zinkwaaren o.

) felne, auch lackirte Zuinkwaaren St. B. 67 b, 3.

29. IZinn und Zinnwaaren: 3. V. a5.

a) Zinn, rohes, in Blocken, Stangen u. s. w. snm. ftei.

D) grobe Zinnwaaren, als: Schusseln, Teller,
Hessel und andere Gefäße, Röhren und
Platten Z. V. 43a.3

I) andere feine, auch lackirte Zinnwaren, Spiel
zeug u. s.odd.SöbBM.

30. Blenenkörbe, gebrauchte, und Futcerhonig, sowie
Blenenkörbe, in welchen die Bienen getödtet
sind,mit dem Honig 60. 11e. seei.

31.]Bücher, Landkarten, Mufititallen, Kupferstiche,1 4
Stahlstiche, —— aeste. St. V. 12ö. rel.

32. Backobst . SiBiAsEiAsfreL

33. Drchdracekmer4 ....... do. ftel.
34.Bettfedern .. ....... 4% ffrei.
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baufendekr. Benennung der Gegenstände.

osition de

Steuer-(event. tragens
Fellereins. (ger Ab-Tarifs. abensatz.

2

Bemerkungen.

35.

36.
37.

38.

39.

Honig.
Borsten

Wachs

Seilerarbeit (mit Ausschiuß der Nete) v
Schiefertafeln und-d Sister. ..

fr ben Jolieniner.
——

S. V. A. C. A.rei.

St.V. 23 a. 2.frel.

St. V. So. rel.

# .V.28*Dföê5rfrei.

. . e 1. frei.



Verzeichniß
derjenigen steuervereinslandischen Erzeugpie, welche bel ihrem unmittelbaren Uebergange

in den Zollvereln einer geringeren als der carlfmäßigen Eingangs-Abgabe zu unterzle-
ben sind, beziehungsweise von derselben ganz frei bleiben.

7 ##
r

2 Benennung der Gegenstände. Woisen 221 Pogemt. Pemerkungen.

tarifs. gabenfad. 4

für des Jollzeniner. dernre Pase.
1. Baumwollengarn, ungemische oder gemlsche noverscheneand=

mit Wolle oder Lelnen, ungebleichtes eln. Behsienu.#e-
und zweidräthiges, und Waceten 2 bB. 1. ffrei. gierung zu Oi,

2. lel: denburg bis auf
Höbe von einem

a) rohes, Blöcken, Mulden u. s. w., auch alces, # Drttthell der

desglelchen Blei-, Silber- und Goldglatte 3 a. frel ssa di
b) grobe Blelwaaren, als: Kessel, Röhren (Fabrikanten=

u. s. w., auch gerollces Blle 3 b. rel b. ms
3.Bürstenbinder= u. Sliebmacherwaaren: Hchttenwerke,ge-

grobe, In Verbindung mie Holz oder Elsen, 0% “
ohne Polikur und Lack 4. frel. FAberte Hürten

4.]Droguerie., Apotheker- und Farbe— u. Faktoreien.
waaren:

a) Mlneralwasser, künstliches, in Flaschen oder (Gegen beglau-
Krügen . 5 a. rel.n

b) Zündhölzer, chemsche; gelchenkreide . 5a.fkel.LBttset-sget-
o)E-senvlrktol(grunek).. 5 d. ffrei.
4) Mineralwasser, natürliches, in Flaschen und

Krügen 5 h. eel.

ße schwefelsaures und salzsaures Kall; alle Ab.
falle von der Fabrikation der Salpetersaure;

gemahlene Kreide .. 51. u. i. ffrei.

H Eicherien. Wurtel gerrocknete, geborrte 5 frei.
5. EEisen und Sta sAnmerkung 1.

a) Roheisen aller tt altes Brucheisen, Ei
senfeile, Hammerschlag .. 6 a. ffrei.
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S Läi-

3 Benennung der Gegenstände. cboiein e agem..eenerkungen.
tarifs. shensas.

— für den Jollötuiner.

b) geschmiedetes und gewalzees Elsen (mie Aus- 3eMur Prohukt,
nahme des fagonnirten) in Stäben von 1 ——#

Zoll Preuß. im Querschnite und darüber; werte Gegenur,
desgl. Luppeneisen, Eisenbahnschienen, auch gere u
Roh- und Cementstahl, Guß·und raffinir- süchen dörten .
ter Stahl 6b. frel. Battoreien

o) geschmiedetes undzewalzesEisen (mit Aus-
nahme des fagonnirten) in Stäben von we-

niger als71 Zoll Preuß. im Querschnite 6 C. KHeel.
d) faconnirtes Eisen in Stäben; desgl. Eisen,

welches zu groben Besiandeheilen von Ma-

schinen und Wagen (Kurbeln, Achsen u. s. w.)

roh vorgeschmieder ist, Iinsosern dergleichen
Bestandeheile einzeln 1 Zentner und darüber

wiegen, auch Pflugschaareneisen; schwarges,
Eisenblech, rohes Stahlblech, rohe (unpo-

lirte) Eisen= und Stahlplarken; Anker, so-
wie Anker- und Schiffketten 6 d. HKrel, didt:

e) Weißblech, gefirnißtes Elsenblech, pollrtes chen Hütten-

Scahlblech, polirte Eisen= und Sraplplatten, 4 r
Eisen und Stahldraabt . .. 6 e. re..

 Eisen= und Stahlwaaren: sE
1. ganz grobe Gußwaaren In Oefen, Plat-

ken, Gittern ::. 65 f. 41. 4

Anmerkung. Produkte der Hanno-
schen Hüccenwerke gegen Ursprungs- 1

Zeugnisse der Landesherrlichen Hit- T
ten und Faktoreien frel.

2. grobe, die aus geschmiedetemEisen oder «

EtsengußausEtsenundSkthEtsens
blech,Skahl-undEisendkahk,auchin
Verbindung mit Holz gefertigt; ingleichen
Waaren dieser Art, die gefirniße, ver-

kupfert oder verzinnt, jedoch nicht polirt
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über 288 Preuß.  Zoll das Stück messen
3

- ert

7 Benennung der Gegenstände. Ssen bet uuuisn= Bemerkungen.
- arifs. gabensac

für den Sosieniner.

sind, als: Aerke, Degenklingen, Feilen,
Hämmer, Hecheln, Haspeln, Holzschrau.
ben, Kaffeetrommeln und -Mühlen, Ker.
ten (mit Ausschluß der Anker= u. Schiffs.
ketten), Maschlnen von Eisen, Nägel, 5

fannen, Pläctelsen, Schaufeln, Schlös- Schen len.
ser,grobe Riunge (ohne Polltur), Schraub, ere —-
stöcke, Sensen, Sicheln, Stemmeisen, ogronmsedelan.
Striegeln, Thurmuhren, Tuchmacher. « EITHER
undSchnecderscheekengrobeWaagebqli Logik-« «—
ken, Zungen u. s. w. 6 f. 2. Hrei.

3. Maschinen, selne, ausEisen geschmledere 6 f. 3.6 2 Deübe.
6.Flachs, Werg, Hanf, Heede 8. frel! a scher Ge
7. . » « schmiedete Ma-

Gecrelde, Hülsenfrüchte, Sämereien Siepnusen,
und Beren 9. frei. geann 5*

Glas= und Glaswaaren: runde

a) grünes Hohlglas (Glasgeschirr) 10 a. 40 chi A
b) welßes Hohlglas, ungemustertes, ungeschlif bend.

senes; Fenster- und Tafelglas in seiner natur-
lichen Farbe (grun, halb- und ganzweiß) 10b0.4 3 Versen·

W. borenachtes Hohlglas nur mit Dbseschlffenen 4. v Lrs-
Stöpseln, Böden oder Rändern. 10b. 12 115 Herorrein. gegen

z0 gepreßtes, geschliffenes, abgeriebenes, ge.Anmerkung. E
schnittenes, gemusterkes welßes Glas; auch nisseb.Verfer-
Behänge zu Kronleuchtern von Glas, Glas- tiger.
knopfe, Glasperlen und Glasschmelz. . 10c. 13

e) Spiegelglas, wenn das Stuck nicht uber

288 Preuß.  Zoll mißt 10 d. 3
Osorblges, bemalkes odervergoldetes Olas ohne

Uncerschled der Form; Glaswaaren in Ver-

bludung mit unedlen Metallen und anderen,

niche zu den GespInnsten gehörigen Urstoffen,
desgleichen Spiegel, deren Glostafeln nicht

10e. 4 begl.
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46 » er-

Beuennung der Gegenstände. sbttm—]eeem
- Tarifs. gabensat

2 2—
für den Zoll#eniner.

O.Holz, Holzwaoren:
a) Brennholz 12 a. ffrei.
b) Bau- und Nubshoiz auchHolz iingeschnit.

kenen Fournieren 12 b. ffrei.
P) Hölzerne Hausgeräthe (Meubles) und anderelt. Aumerz. 1.

Tischler-, Drechsler= und Börtcherwaaren,
welchegefärbe: gebeize, laklre, polire oder
auch in einzelnen Thellen in Verbindung mit
Eisen, Messing oder lohgarem Leder verar-
beicer sind; auch gerlssenes Flschbein 12 e. 1

) grobe, rohe, ungefärbte Böcecher-, Drechs.
ler-, Tischler= und bloß gebobelte Holzwaa-
ren und Wagnerarbeiten, grobe Maschinenf12 c. u. h. frei.

von Holz und grobe Korbflechterwaaren· Anmerknng.
10.Hopfen " 13. 10

11 Kupfer und Messing: #uui —
1. geschmiedetes, gewalzees, gegossenes zu schen Hütten-

Geschirren; Kupferschaalen, wie sie vom wit uhen
Hammer kommen; Blech, Dachplatten, –im
gewöhnllcher und platelrter Draht; pollete, Aigen
gewalzte, auch plactirte Taseln und Blech 10 a. frel.oreien.

2. Kupfer- und Messingwaaren, gröbere, mRor fücdiem.
ols: Kessel, Pfannen u. dergl. 10 b. 6 wuen er-

3. Roß= (Stück.) Messing, Roh= oder rene

Schwarzkupser, Gar- oder Rosettenkupser, er Hamooer=
altes Bruchkupfer oder Bruchmessing, f MERMITHE

Kupfer- und Messingfeile, Glockengut, urspomagg
Kupfer= und andere Scheidemünzen zum frel. zil

Einschmelzen (die Munzen auf besondere 1 Hürtenu.Fak.Erlaubnißscheine eingehend) 9 f LWW
mmerkung.

12. Leder und Lederwaaren:

a) lohgare oder nur lohroth gearbeitete Häure,
Fahlleder, So#lleder, Kalbleder, Sattler= 1
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S Tarifs. batensad

EIEIIIIII

leder, Stiefelschafte, imgleichen sämisch- und
welßgares Leder 21a. 13 anlee

à Korduan, Marokin, Sossion und lackjttes Dersenhungen
eder 2145. eiens d. k#er

o) Stiefeln undSchuhe aus geter Scub- Fs e, dieser
macherwaaren). 21 c. 6 25

13.Leinengarn und Leinengarn: Z
a)kohesGarnQanvgespmnO 228.2fkel«
h)Zkvtkn. Umfass
o)gkaue Packleinwand und Segeltuch 22d. ffrei.
d) rohe Leinwand, roher Zwillich undDrillich 22e. ffrei.)

e)gebleichte, gesärbte, gedruckte oder in anderer 6

Arc zugerichtete, auch aus gebleichtem x“
gewebte Leinwand;geblelchter oder in andere —

Arc zugerichrecer Zwillich und Drillich; rohes .
und gebleichtes, auch verarbeitetes Tisch,
Bett= und Handkücherzeug, leinene Kireel,
neue Leibwäsche 22 f.8

s) Netze, Fischer-,Vogel.,Jogd und Pferde., I
von ungebleichtem Flachs- und Hanfgarn 22 e.1

14. Macerlal- und Spezerel-, auch Kondi.
torwaaren und andere Konsum-

klbilien: 1

a) Bler aller Art in Fässern, auch Neh inFässern 25 3. 9
b) Barme oderHefen, trockene e 255. 10. Beim Esngange
IP) Essig in Fässern 2500.1 Grsdicherh "
d) Butter: a) in Stücken 25 g. rei. renze.

D) eingeschlogen . 253.15Bs«»inem

o)Fleisch,ausgeschlachtekesfrisches und * 1 ührichen Haen,
berelteces; auch ungeschmolzenes Fecc, Schin. Sentn. beim Ein-

ken, Sped, Witste; beesl großesWildö 25h, frei. anoe ütrdie9 Clchorlen . 25m.fkeilschw«ch.kskk-sk

)KaseallekArc.... 250. frel.
3
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3 Benennung der Gegenstände. m–iemmt“*“'

B tarifs Ten,
für den ##

h) Bäckerwaren, gewöhnliche, einschließlich Nurinkrane=
Zwleback ..E.2Z.u.2sp. ffrei. 5e#entnern 4

i) Honigkuchen und #fefernüsse 255.3 Wlerseot
k) Mehl, unverpackt oder in Sicken 25 d. ffrei. ler, welchedas-

1) Krastmehl, Nudeln, Puder, Stärke; Müh- selbe gemahlen
len fabrikare aus Getrelde und Hülsenfrüchten, Fürein Buan-
mit Ausnahme von Mehl, nämllch: geschro- tum ven 3500

teke oder geschälte Körner, Graupe, Geles Wh brchd.
und Grüße 25 d. lrel. die Jollämter

m) Tabacksblätter, rohe, *** * geitensie,
kaufmännisch berpackte. 25 v. 1. 20Bitenhausen

15.Oel in Fässern (Rüböl) 26. 1 5nd Caftel.
16.]Oelkuchen, als Rückstände beim Oelschlagen Rurssrdie

aus dein, Raps, Rubsaamen u. s. w., ingl. Hendungen ausd

Mehl aus solchen Kuchen und Rückständen 6 .26. rei. Elphtne “
17. Papier und Pappwaaren: nmertung 8.

a) ungeleimtes ordinaires (grobes, graues und

halbweißes) Druckpapier, auch grobes (wei-
ßes und gefarbtes) Packpapler und Pappdeckell 27 a. . 10

5b) geleimtes Popier; ungelelmees selnes; bun-
tes (mie Ausnahme der unter c. genannten

Papiergattungen); lithogrophlrt#es, bedruck-
tes oder lini#rces, zu Rechnungen, Ecikekten,

Frachtbriesen, Devisen 2c. vorgerlchretes Pa-
pier; ordinalre Bilderbogen, Malerpappe 275. 1.20

P) graues Löschpopier und Packpapier 27. cei.
I) Buchbinderarbeiten aus Papier und Poppe;nm erkung

grobe lackirte Waaren aus diesen Urstoffen,

auch Formerorbeit aus Steinpoppe, Asphal I
oder ahnlichen Stoffen. 270 14

18.Seldenwaaren, nänllch:

Gespinnste und Tressenwaaren aus Metall- l
faden und Seide W 10|.

10.Seife:
a) grüne, schwarze und andere Schmierseise 31 a 15
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3 Benennung der Gegenstände. 28 2, biger Abd. Bemerkungen.
* arifs. gabensatz
-x .

Hür den Sollyeaner.

5) gemelne weiße 3150.

I0) seine in Kccchen, K Suchen, Kru .
gen, Töpfen 2. 31 c. 3

20. Steinkohlen 34. stel *—
21. Seroß-, Rohr- und Bastwaaren: Beruochreree,

a) MNatten und Fußdecken von Bast, Stroh Seensttd. gege
und Schilf, ordinalre: Z serungszengius

1. angeiieh t . gå er e
2. gefärbt a. 2. 4

22.Tbeer (Mineralheer und anderer). Daggert,
PechauchMastlr-Cemene,Asphaliund 1 phnliplaren 37. fei.

23.6 fer wäare: aursiär de
a) gemeine 380D. Rrei.» Busendungm

l))Fayence, Stelngut, *oderwelßes 83N32entel.
und irdene Pfeisen 38c. 3 164 zue ene

24.ieh: — eenn
a) Rindvieh: # berein.

1. Ochsen und Zuchistiere 39b. 1. 2 15. Bei.dem Ein-gange üb. d. Her-
2. Kühe · 39bs201 O1 ech Braun-

3. Jungvieh 39b. 3. 11. schkilcheGrene
5) Schweine: Heen wird die Ein-

1. gemästete 30 c. 1. stei. gangs e #
2. magere 39 c. 2. Ifrei. rEr auf1

3. Spanferkel. 39 c. 3. rei. or.
c) Hammel. 30 d. Hrei.), h., für 1

ch anderes Schasoieh unb Ziegen 30e. frei. genaufe#en
25.]Wachsleinwand, Wachs mousselin —

Wachsstafft:
a) grobe unbedruckte Wachsleinwand . 40 a. 1 15

5) alle andere Gaktungen, ngt. Bathemousselin
und Malertuch.. 4050.

26. Zink und gintaere "4 

roher Zinßk 42 a. srei. e
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2 Benennung der Gegenstände. uooged. s Semertungen.
- Tarifs. habensat

4—P

Hür den Jollzentner. urtemasee, gea— 6O"4

27.]Blenenkörbe, gebrauchee, Fucterhonlg, sowie Bie/ Euiu
nenkörbe, in welchen die Bienen geködtet det sblten
sind, mit dem Honig A. E. F. ffrei.

28. Bucher, sowie Landkarcen, Musi kalien, Kopfer-
sicche, Stahlstiche, Lthographen und Holz-
schnitte, und zwar:

a) wenn sie neu und gebunden oder kartonirt,
oder im Zollvereins- oder Steuervereins· s

Gebietegedruckcvderverlegksnd. » frel.
b) ungebundene oder geheftete, auch alte s

gebundene, bis zu jebn Pfund inineinem
Transporte. .. » frel.

29. Backo bst. v frei.
30. Bärme oberHefen, frische » frei.
34. Bauchdruckerschwärze (2 frei.
32. Bettsedern .. » frei.

33. Haen ... » ·kel.
34.h » frei.

35. Selkarteis (mit Ausschlu der diete » frei
36. Schiefertafeln und Silste .. .. » frel.
37. Wachs ........ » frei.







Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

Jr. u.
(Ausg egeben den 1 5ten April 1853.)

20. Bekanntmachung
Fürstlicher Landesregierung, den Beitritt der Großherzoglich Mecklen-

burg-Strelitz'schen Regierung zu der Convention wegen gegenseitiger
Uebernahme der Außzuweisenden d. d. Gotha den 15. Juli 1851

betreffend.

Zusolge einer von dem Könielsch Preußischen Minlsterium der auswärelgen Ange-

legenheiten anber gemachten Mitlheilung ist die Grohbherzoglich Mecklenburg Srrelitz'sche
Regierung mitelst Erklärung vom 28. Februar l. J. dem zwischen der Hiesigen Regle-
rung und mehreren deueschen Bundesstaaken am 15. Juli 1851 zu Gotha abgeschlosse-

nen, in der Verordunng vom 2. Dezember 1851 gedachten Vertrage wegen gegenseirlger

Uebernahme der Auszuweisenden mic der Maahgabe beigecrelen, daß für vieselbe die
Wilrksamkeit des Vercrags mit dem 1. März d. J. beginne.

Solches wird bierdurch mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß von lebegedach-
cem Tage an die In dem erwähnten Vertrage verelnbarten Grundsähe und Bestlmmungen

auch rücksschellch der Sraacgangehörlgen des Großherzogthums Mecklenburg= Serelih An-
vendung finden.

Greiz, den 47. März 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern: Crispendor#.
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21. Verordnung,
die Berücksichtigung der Militärpflicht bei Ertheilung der Auswan-

derungerlaubniß betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, alterer Linie

souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. . 1c.

boben Une sowohlim Hinblick auf die von Johr zu Jahr sich mehrenden Auswanderun-
gen, alsin Rücksicht aus diein Aussicht stehende VermebrungUnsersBundeskontingents,
nach von Unsrer Landesregierung Uns deßbalb erstarteten Vortcag bewogen gesunden, die
in Unserm Geseb vom 31. Dezember 1643 enthaltenen Vorschristen bezüglich der Be-

rücksichelgung der Milliralrpflicht bei Ertheilung der Auswanderungserlaubnlß, In nach-
stebender Welse zu vervollständigen und resp. zu erläutern:

Da es nach §. 5. vergl. mit 9. 11. des nurerwahuten Gesehes den Anschein gewin-
nen könnte, daß die Milstärpfliche erst donn einen Grund zur VerweigerungderAus-

wonderungserlaubuiß geben solle, wenn der Berreffende berells in dem ein, und zwan-

älgsten Jaabrestebe, bel elner solchen Auslegung aber mic Grund zu besorgen stände, daß
in olelen Fällen dle Pintetziehung der unmittelbarbevorstehenden Milltärpslich ein Haupt-

zweck der Auswanderung werden möchte, so wird Oiermit ausdrücklichbeliimmr, dah den.
jenigen einzelnstehenden Individuen, welche bereits ln das Kalenderjahr eingetreten sind,
in dessen Verlausesiedasneun zehnte Altersjahr erreichen, die Erlaubnih zur Aus-
wanderung nur dann erthellt werden soll, wenn dieselben ihre gngliche — voraussichtlich

auch im Loufe der Zeit nicht zu beseitigende — Unüüchtigkelt zum Militärstande nachwel-

sen, oder wenn sie ohnedem von der Leistung der Militärpflicht geseblich besreit seln wür,
den.

II.

Die im §.12, des Gesebes vom 31. Dezember 1843 enthaltene Bestlmmung, dah

den Unterthanen, welche sich „vor Erreichung des Endtermins lbrer Militärverbindlcch.
keir“ bleibend ins Ausland wenden wollen, die obrigkeltliche Erlaubniß dazu nicht eher
erthelle werden solle, als bis von ihnen nochgewiesen worden, dahß sie der Militärpflicht

vollständig *- baben, — wird auf die Zell der Verpflichtung zum aktlven Kriegs-
dlenste — deren auch in dem elnschlagenden §. 10. jenes Gesehhes ledigllch gedacht st —

blermit ausdrücklich beschränkt.
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Dagegen wird der in dem obenerwahnten Paragraphen gemachte Vorbehalt, wor-
nach in solchen Fallen, wo der Milltärpfllchtlge durch Versagung der Auswanderungs·
etlaubniß um die Gelegenhelt kommen konnte, ein besonderes Glückim Auslande zu be.

grunden, Etlaß der Militärpflicht eintreten kann, — hierdurch wleder aufgehoben.

Uebrigens ist aber in Zukunft auch den in den Jahren derVeroflichtung zum aktlven
Dienste stehenden Misitärpflichtigen die Erlaubniß zur Auswanderung in solgenden Fallen

ohne / zu ertheilen:
. Bel erwiesener ganzlicher Untuchtigkelt zum Milltarstande;

. gegen Leistung genägender Sicherbeir für Beschaffung eines Stellvertreters, für
den Ni- daß der Auswandernde noch zur Ginberufung käme, —jedoch

C. ohne Bestellung ciner Sicherbeic in dem Falle, wenn der Bekrefsende eine so

ohe Loosnummer gezogen har, da er voraussicktlich nicht zur Elnstellung kommen kann.

Hierbei ist die Zabl, welche die Bundesktiegeversossung für die Ersotzmannschast bestimmt,
in der Weise zu Grunde zu legen, daßh derjeulge Auswonderungslustige, welcher so viele

dienstsöpige Vormänner vor sich bar, ols zur Bildung der Ersobzmannschaft etfordert
werden — von selnem Vorhaben nicht zuruckgehalten werden darf.

III.

Do bei Auswanderungen ganzer Fomilien eines Theils voraususeten ist, daß der
Wunsch einzelner Angehöriger, von der Miliräzpflicht besreie zu bleiben, zu den ersteren
nicht die Veranlassung geben werde, andenn Theils auch die nörbige Rücksicht auf bie Kei-

gende Bevölkerung und dieBodenverhälenisse des biesigen Landes eine zu große Hem-
muns solcker Unternehmungen nicht röthlich erscheinen jäße, so soll in dergleichen Fällen
die unter I. getrossene Bestimmung aus die noch nicht in dasmilitäepgtichtige Alter elnge-
rectenen Famtlienmieglieder keine Anwendung leiden. Auch ist, wenn in einer auswan.

derungslustigen Familie zwei oder mehr militärpflichtige Indwviduen sich besinden,
demjenigen die Treilnahme an der Auswanderung zu gestatten, welcher unter ihnen hin-
sichtlich der Militärdiensipflicht die letzte Stelle einnimmt.

Uekundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen, und Unser größeres
Regierungs, Insiegel beidrucken lassen.

Gegeben Grelz, am 30. März 1853.

(I. S.) Heinrich XX.
Otto.
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22. Bekanntmachung,
den ersten Rechnungsabschluß der städtischen Sparcasse zu Greiz

betreffend

“—s die Verwalcung der städelschen Sparcasse zu Greiz, den — in Gemäß
beit des §.10.des Höchstlandesherrlich bestätigten Statuss zu veröffentlichenden — Ab
schluß der 2% auf das Jabr 1852 mie der Bürte um dessen Veröffentlichung anher

elngereicht bar, so wird derlelbe zur Nachrsche aller Bethelligten hlerdurch bekannt ge-
machr.

Greiz, den 31. Märg 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung dal.
##Otte.

“ v. Geldern= Erispeado#

Erster Rechnungsabschluß
der slädtischen Sparcasse zu Grelz, Ende December 1852.

Einnahme.

Fihen auf 137 Bücher ......... A- 4939 III 2Johlung für 4 elngelöste Vacher a 21 su .......
4930 F") 2

Ausgabe.

Nosgelichene Capitalien # 4727 3 4 5#
hcgczehse Elnlagen „ 1401Bezahlte Zunsen „ B" " #

Bezahlte Unkoslen. 5 23„ 7
—— 492 8 2 6

Lassa=Belland #. 11 10 . B34.

Gewinn und Berust
Zinsen von Aursebenon Capitalien 2“ 0“ 57 54Einnahme für 4 elngclöste Bücher, wie eben, -..·.·..,. -—-
FåklsslllstcldkBåchckstjjxswchsss gewährenende „ 14 l : 6,

Vortathlge Sparcassenbucher, nach deui Kosienbeitage asssüs- E
Lus 38207 27F11
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Te# 20T 27/7 11 A

Zinsen von den in der Sparcasse bee kinlan

laut müeigenden W7T“ 207Oergleichen, bezahlt, oben
Unloslen sat Gee-  Sppeh,

wle oben „ 39 23 7.

Dergleichen, noch zu bezahlen. „ 30 8. —“

3 27 7 1 "
Gews —* — Ji#.S

Hauptabschluß.

Einlagen laut mitsolgenden m- * 4798. 29/v.22 AZinsen davonlamm desselben . ....·... 74 U„

Noch zu bezahlende Unkosten .. 49 *5 . — „

Ṽ 24 — 10
40% —— 5

Juhebere Capikaliin  2 5Zinse- von 5

415 uhen il tasine ** "  9l "% 6 „
Vondihige .. EIIII

Cassa- ......i ··«—-«,.11101s-

» W4o402215k—z

Greiz, dem 15. März 1833.

Die Verwaltung der städtischen Sparcasse
Joh. Aug. Schneider
Frledrich August Ebuard Benndorfuraboren.

Helnurich Eduard Schilbach, Controleur.

Friedrich Wilbelm Heller, Cassirer.
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Verzeichniß
sämmtlicher Ende Dezember 1852 in der städtischen Sparcasse bessudlichen Einlagen mit den daranf

berechneten Zinsen.

Nr. Faptral- Zinsen. mma. .

.»LLL-(-l—-X——Wi:k -·«"" .-»--..» 1#

1 4 3 35 –2 6 59|1 48 60 — — —
2 — — 9

3 OOO T DDR 3
4  J 9 51 40— 1 —
621 — 6 J9 5% 52 25 — — — 3

71 4 — — — —AA 531 2,—— 9

81 50 — — —25. — 50 25 — —

% 33 %% 7 —— 3

1% —A 13, 433% 9
11 l yT 14—— —

121 34 5— — 25% S 5 — — — 6

13830 —— — 2 30 26 59 9 — 3

 2 — 3 H 3
1528 — éO6 % — —
161 20 — — 10—20 100% 9

11 7 — — —— 4% 4% 0631 —
1830 — — —. 115— 30 15 644 2 — — — 6

19 60 –— 1 7 5% -SS 6
211 a4 — — 3 4 2 3664“ 18 — — — 6

221 — 20 20 J — 2 9

2% BC3NLéS Eé 3
AEEEEEIELELIE — — 6

26 8% 6

27 5——35—71 822252 3
28 2 — 3J — 3

29 1 131 215 — 9

3o 1 10 — 9 1 10) 97442 — — —

31% —S % SO 6

3— 101% 3
331 220—— 14 221 7 3/ — 6
35 5P5 %EZ T —
s3s 9H% — 3

31 E% S 3
38 — —— J 3
39 U— — 9 1. % % N — 9

4% 7— 16 —/83% 9
44% R ——— 3
430 33 1L1 5 50 —+ 6
431 3 — — ...———————.—.. —

4% 6 4687 ——op2x 6
4540 8 6
4464 6 34 14 3/ 80 15— — 8
471 161 — 7 6 16 7/ 6 9o! 7 20 — — 3



Nr. FapkfalMS Innscn. Capttas. Uusen. Süsm-
 *7 FW —m—. * 7 dl 7 N N1 TN’

bII 12. —. —— — 25 — So. 25. —

v — — 12 6 - WIL-

stol——t·«u -.——5o;25,—
v«j.-«-—-—I’9 —4«2s,—
05201———. — 9 172 6 „

vo 5 — 2 1

W## —, 4 20, J — 71 10—

os 5 — — — 9 v 9 12
 0 3 9 6

100 14 — 70 — Göo 25] —

10125 — + 1 o— 3 16 —

102%25 — — — 18 — 14 6

1031 3 — — — 9 2 0 25 12 6
104% % 22 J 5“2 ' 6

104Nê —3 ,.—
i0 — — — 9 50 12 0

10 5. + — 5 “„ --
1081 —— — 3 – 40| 10 —

1001 13 — — 83 30. 2 3

iaall % 6 10 „ 6
1inu1 10 — — — lr *

1121 v 15 – 0 36

113 10 — — 5 6 4 3

11 4 — — — 9 43
1151 46— u 43 * 7 6

1662 — — — 1. 6 ( 115 6

117 1 — — —— „ 9 – 9

ris 1— —— 6 9 — v
1 -- — u 91 — 7

1 — — # — 6 2 

1 —. —19 9893 — 1

5 6 12 6 **ie

* — — 26 26
 — 10 — — *

11 –
2. 7 6 *W*** —-

——--j·.I —-—·«-—;— — —

5 —1  — — — — — —

—. 1 6 — — —

 — 5 6 – — — —

 26 6 —— - I-

-215-- r- — — 1#

 —9 * — 20 — 180 — 6 .

—-—s·t’-.-»2-ti-nu :—-·—-»
-—!1—2«u5!—l182 —-——«-—.J



Summa.

 .*5.1à

74/20 47
W 15

 15



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß älterer Linie.

M. 12.

(Ausgegeben den 6ten Mal 1853.)

23. Verordnung Fürstlicher Cammer,
die Erhebung der Rentgefälle betreffend.

Die Rlchter und Unrerelnnehmer der ständigen Rentgefälle in den Herrschaften
Ober- und Untergrelz sind bereits selt einigen Jahren von den, wegen Erbebung dleser
Gesälle bestebenden Vorschristen abgewichen und haben dleselben nicht mehr an den be-
stummten balbjährlgen Terminen, im Frühjahr und Herbst,, sondern erst gegen oder
nach dem Schluß des Jabres, nach ihrem ganzen Betrag erhoben und an dle betreffende

Fuestl. Rentcasse abgeliesert.

Da die Berlchtlgung elnes ganzen Jahresbetcags den Abgabepflichelgen schwerer
sallt, als dessen Entrichtung in halbjahrlgen Raten, wie vorgeschrleben, so werden mit
gorenissimi Hochster Genehmigung die Richter und Untereinnehmer von Furstlicher

Cammer hlermit angewiesen:
die Rentgefalle, deren Erhebung lhnen obllegt, an den bestimmten halbjährigen
Terminen — im Fruhjahr und Herbst — zu erheben und spotestens vier Wo-

chen, nach deren Verfallzelt, an die betreffende Furstliche Rentcasse abzuliefern;
qugleich werden auch dle Abgabepflichelgen ernstllch und bel Vermeldung der Ere-

cution hiermie bedeutet, die Rentgefälle palbjährlg an den, lm Frühjahr und
Herbst bestlmmten, Terminen an die dazu bestellten Richter und Unkerelnnehmer
auf deren Erfordern, einzuzahlen.

Greiz, den 9. Aprll 1853.

Fürstl. Neuß. PlauischeCammer dos.
Otto.

Dektmar v. Grün.
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24. Bekanntmachung,
den Fahrpostverkehr mit der Schweiz betreffend.

Nachsiebende, zwischen der Schweizerischen Pesiverwaltung und den mit der Schweiz
in dlreklem Fahrpostverkehr stehenden deuschen Posiverwaltungen verabredete Bestim
mungen, welche nunmehr auch für das diesseitige Postgebiee in Anwendung kommen, wer-
den hierdurch zur öffentlichen Kennruiss gebracht:

1. Die Fahrpostsendungen, welche zwischen der Schweiz und demFurstlich Thurn
und Tarisschen Postbezirk (sowie überbaupt dem Gebiete des Oeursch= Gesterreichischen

Postvereins) gewechselt werden, können nach der Wahl des Absenders unsrankirt oder bis
zum Bestlmmungorte frankirt abgesender werden. Einethellweise Frankatur ist unstart,

bast.
2. Auf derartige Fahrposlsendungeu finden

a. hinsichtlich des deutschen Porto's die für den Postverelnsverkehr festgesebten

Torbestimmungen,
D. Hinsichtlich des Schwelzcrischen Porko's der interne Schweizerische Fabrpost-

tarif Anwendung.

3. Dos Schweizerische Porko wird nach Maasgabe der nachskehenden Bestimmun-
gen berechner:

a. sür je 5 Schweizer-Wegstunden (oder 3 geographische Meilen) nach der Ent-
sernung in der Richlung der kürzesien Yosistroße vom Schweizerischen To-
grenzpunke bis muum Schwelzerlschen Bestimmungsort und für jedes Pfund des

Gewichts ist eine Transporctore (Gewicheslore) von 2 Schweizer Roppen
(100 Noppen oder 1 Frank 28 Fr. oder 8 Sgr.) und für je 5 Schwelzer

Wegstunden und je 100 Franken des angegebenen Werths eine Transportéare#
(Wertbsrare) von 3 Roappen zu berechnen

Zu der hiernach sich ergebenden v6 wird für jedes Fahrpostsläck elne
Einschreibegebihr von 10 Rappen zugeschlagen.

b. ale Minimum sind sür jedes Fahrpoststück
bis auf 10 Wegeslunden 15 Rappen,
über 10 bis 23 Wegeliunden 30Noppen,

über 25 bis 40 Wegellunden 45 Roppen,

über 40 Wegestunden 60 Rappen

zu erbeben
. fürWezestrecken über bestimmte Alpenpässe wird zu der ordentlichen Toxe der

karlsmäßige Berrag der Tape für die Ensernung bis 5 resp. 10 Wegeslunden
zugeschlagen.

d. Ueberschlebende Lothe über eln Pfund werden sür eln volles Pfund und jeder
klelnere Betrag als 100 Franken süc volle 100 Franken gerechnet.
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e. fur Fahrpostsendungen ohne declarirten Werth wird die Gewichtstaxe, fur
Sendungen mit declarirtem Werth nur die Werthstaxe berechnet, wenn nicht

das Porto nach dem Gewicht eine hohere Taxe erglebt, in welchem Falle die
Gewichtstaxe erhoben wird.

f. fut Werthpapiere (Papiergeld oder Dokumente mit declarirtem Werthe) ist
die Halfte der fur Werthsendungen festgesetzten Transporttaxe und Einschreib-
gebuhr, jedoch im Ganzen mindestens 15 Rappen, zu erheben.

g. Gehoren mehrere Stücke zu einer Adresse, so wird für jedes Stückdie Tore
besonders erhoben.

h. Adreßbriese bis zu elnem Gewiche von 1 Zollloth erclus. werden nicht mit

Porco belege, für schwerere Adreßbriefe ist die gewöhnliche Brleftore zu er-
beben.

4. Fahrpoststücke, welche über 120 Pfund wlegen, werden zur Postbeförderung
nicht angenommen.

5. Auf Fahrposlstücke können Beträge bis zur Hobe von 871 Fl. oder 50 Thlr.
nachgenommen werden.

6. Hinsichtlich der unbestellbaren Fahrpostsendungen, sowie binsichtlich der Gewähr-
lelstung der Postanstalt in Verlust= oder Beschädigungsfällen, gelten die für den Postver-

einsverkehr bestehenden Bestimmungen.

7. Auf Sendungen nach und aus der Lombardel, welche in der Regel lm Transie

durch die Schwelz befördere werden, sinden im Allgemeinen die vorstehenden Bestimmun-
gen Anwendung.

In Bezug auf das Schweizerische Porto trlce eine Ermäßigung in der Art ein, daß
dasselbe nach der Entfernung in gerader Linle (von der Schwelzerischen Eingangs bis zur
Auscrittsstatlon) und mit Abzug von 20 Procent an der nach dem Schweizerischen Fahr-

posttarif treffenden Gewichts-- oder Werthstare (ohne Einschreibegebübr) berechnet wird.

8. Hinsichtlich der Beachtung der bestehenden Zollvorschriften u. s. w. haben die Ab-

sender das Erforderliche wahrzunehmen.

Greiz, den 13. Aorll 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern-Crispendorf.
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25. Regierungs-Bekanntmachung,
den zwischen dem hiesigen Fürstenthume und dem Kaiserstaate Frankreich

unterm 24. Februar 1853 wegen Schutzes gegen Nachdruck abgeschlosse-

nenVertragbetreffend.
Der zwischen dem blesigen Fursienthume und dem Koaiserstaate Frankrelch unterm

24. Februar dieses Jahres über gegenseitige Garaneie der Rechte gegen den Nachdruck

lleerarlscher und musikalischer Erzeugnisse abgeschlossene Vertrag wird Hiermit nach ersolg,
ter Auswechselung derPochsllandesherrlich vollzogenen Ratisikorionsurkunden durch die
betrestenden Bevollmächtigten in nachstehender deutscher Aussertigung zur allgemeinen
Nachachtung bekannt gemacht und zugleich bemerkt, daß in Gemähheit der desfallsigen

Vereinbarung. aowobl der Vertrag mit dem 4. Juli dieses Jahres ins Leben trecen, als
auch die #m Art.5.vorbehaltene Feist für weicere Gestaktung des freien Verkauss oder
derVoiffeuulchn von Nachdrücken oder Nochbildungen, welche etwa schon vor ge-

genwärtiger Vertrags= Yublikorlon in einem der contrahirenden Staolen ganz oder

theilweise angesertigt oder beskelle worden, mit demselben Zeitpunkte zu Ende gehen
olle.

Greiz, den 22. Aprll 1353.

Fürstl. Reuß Plauische Landcsregierung dal.
Otto.

v. Gesdern, Criêpendor

Seine Durchlaucht der souveralne Fürst Reuh älterer Linle,
un

Seine Majestáe der Kaiser der Frangosen,

gleichmähig von dem Wunsche beseele, die den Umerthaunen des Fürstentbums Reuß il.

kerer L#nle und deren Rechtsnachsolgern in Frankreich und den Franzofen und deren
Rechtsnachsolgern im Fürskenthume Reuh älterer Linie durch die in dem Fürstentbume

Neuh älterer Linle bestehenden Gesehe, beziehungsweile durch dos Decrei des Peinz
Präsieenten vom 28. März 1852 garamtircen Rechte gegen den Nochdruck literari-

scher und musikalischer Erzeugnisse auf eine festere Grundlage zu (lützen, haben sür
gut besunden, zu diesem Behufe einen besondern Vertrog abzuschließen.

Zu dlesem Zwecke haben Höchsidieselben zu Ihren Bevollmächtigten ernanne:
Selne Durchlauche der sonveraine Fürst Reuß älterer Linle, den Herrn

dosph Frelherrn von Holzhausen, Commandeur erster Classe des Groh=

berzoglich Hessischen Ludwig= Ordens, Eprenkreuz zweiter Classe des Fürst.
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lich Hohengollerischen Hausordens, Ritcer des Se. Johannster-Ocdens,
Hochsilbren wirklichen Geheimen Rath: Gesandten und bevollmächtigten
Mulster am deutschen Bundestage;

Seine Mojestät der Kaiser der Franzosen, den Herrn August Marquis de
Tallenay, Großosfizier des Kaiserlich Französischen Ordens der. Ehrenlegion,
Großkreuz des Königlich Spanischen Ordens Isobelle der Karbolischen
und des Großherzoglich Hessischen Ordens Pbilipp des Grohmuthigen,
Commandeur des Königlich Portugiesischen Ordens der Empsängnist und

dees Pöpstlichen Sonct Gregorius= Ordens, Ossizier des Königlich Belgi-
schen Leopold-Ordens,, Allerhoch Kihren außerordentlichen Gesandlen und
bevollmächtigren Minister bei dem Durchlauchtigsten deutschen Bunde, und
bei der srelen Sradt Fcankfurt, sowle bevollmächtigten Minister am Her-

goglich Nassauischen Hose,
welche Bevollmächtigte, nachdem sie ihre Vollmachten sich gegenseicig micgetheilt und
dleselben genügend besunden, über folgende Arelkel sich verelnige haben.

Artikel 1.

in jedem der Lohen vertragenden Staaten sollen die Unterthanen des andern
Scaate denselben Schuh gegen den in diesem Staake begangen werdenden Nachdruch

oder unerlaubte Vervlelsältigung ihre Gelstesproducte, als: Bücher, perlodische Schrif-
ten, musikalische Compositsonen und sonstige schriftstellerlsche Erzeugnisse genleßen, wie
die elgenen Staatsangehörigen, und alle Gesebe, Verordnungen und Bestimmungen,
welche entweder schon beslehen, oder künftig bezüglich der unerlaubten Nachbildung fol-
cher Werke noch erlassen werden, sind ohne Unterschied auf die gleichartigen Erzeug.
nisse der Angehörsgen beider Staaten anwendbar.

Was jedoch dos Feilbielen und den Verkauf von Nachdruckswerken oder uner-

laubten Abjügen der vorbenannten Werke angehe, dle aus andern als den vertragen-

den S#aaten bertühren, so bezleben sich beide hohe vertragende Theile noch zur Zeit
auf die heute in ihren Slaaten dessolls besiehenden Bestimmungen.

Artikel 2.

Die Bestimmungen des Artikels 1. finden gleschfalls Anwendung auf die Dar-

slellung oder Aufsöhrung v#n dramakischen oder musikalischen Werken, insoweit, als
die Gesebe eineo jeden der beiden vertrogenden Staaten in Beteff der in ihnen zu-

erst aufgesührken oder dargestellten Werke gedachter Art einen Schuh gewähren, oder
sür die Folge gewähren werden.

Artikel 3.

Um für die Gelstesproducte den in den vorskehenden Artikeln bezeichneten Schut
zu sichetn, mussen die Urheber derselben auf Verlangen durch das Zeugniß einer öf.
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sentlichen Beprte nachwelsen, dahß das in Frogesiehende Werk ein solches Origi-
rmi sei, welches in dem Lande seines Erscheinens den gesetlichen Schuß gegenNachdruck oder nbesicue Nachbildung genießt.

Artikel 4.

ODe beiden boben vercagenden Theile verpflichten sich, dle Ersüllung der in den
vorstehenden Arkikeln enthaltenenBestimmungen mit allen ihnen zu Gebote siebenden
Mitteln zu sichern und ben Angehörigen des andern Staats deuselben Rechtöschutz wie

denjenan des elgenen Staats ju gewahren.
Ueber dle Frage, was als Nachdruck und unbesugte Nachbildung anzusehen sei,

werden die Gerichte eines jeden Landes nach den in demselben geltenden Gesetzen enr-

scheiden.

Arcikel 5.

Gegenwärelge Ueberelnkunfse soll den freien Verkauf oder die Vecössentlichung
von Nachdrücken oder Nachbildungen nicht verhindern, welche schon vor der Publi-

cation dieses Vertrags in einem der beiden Staaten ganz oder theilweise angesertige

oder beslellesind.

Die beiden hohen vertragenden Theile bebalten sich jedoch vor, einen annoch

nöher zu verelnbarenden Zeitpunce sestzustellen, nach dessen Ablauf der Verkauf der
in diesem Ackikel bezeichneren Nachdrücke und Nachbildungen nicht weiter siatlsinden
soll.

Artibel 6.

Um die Aussührung dieses Vertcags zu erleichtern, werden beide hohe vertra-

gende Tbeile sich gegenseitig die Gesetze und Verordnungen mittheilen, welche jeder
von ihnen in Beziehung auf Sichersiellung gegen Nachdruck und unbesugee Nachbil.

dung bereits erlassen hat, oder zu erlassen sich veranlaße seben wird.

Artikel 7.

Die Bestimmungen dieses Vertrags können das Recht der beiden boben ver-

tragenden Staaten nicht beeinträchtigen, durch Maaßregeln der Gesebgebung oder
WVerwaltung den Verkebr, die Darstellung, die Feilhaltung oder den Verkauf schrift-
stellerischer Erzeugnisse in geeigneter Welse zu überwachen, zu erlauben oder zu un-
kersage

sue soll keine Bestimmung bieser Uebereinkunst so ausgelegt werden, daß die-
selbe das Recht eines der hohen vertragenden Theile beeinträchtige, die Einsahr sol.

cher Bicher nach selnem elgenen Leies zu verhindern, welche seine lunete Geset-
gebungoderselne Verträge mit Seaaen süNachdrücke oder für Verlez-
un des slegichen Fiea# *vr5 ll erklären.
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Artikel 8.

Ole Daner der gegenwäreigen Uebereinkunst wlrd auf sechs Jahre sestgesegt, und

die Wirksamkeit derselben soll, sobald dle Publicatlon in belden Staaten in geseblicher

Weise geschehen seln wird, in beiden Staaten glelchzeitig ihren Anfang nehmen.
Die beiden hoben vertragenden Thelle behalten sich vor, denTag, an welchem die

Witksamkelt dleser Uebereinkunft in beiden Staaten beginnen soll, noch naher zu bezelch,
nen; jedoch bestimmen dieselben jelzt schon, daß dle Inkrafttretung dieser Uebereinkunst
spatestens nach Ablauf von drei Monaten, von dem Tage des Austausches der Ratifica·

tionen angerechnet, ihren Anfang nehmen soll.

Artikel 9.

Dle gegenwärcige Uebereinkunft soll ratisicire und dle Auswechslung der Ratisica-
tlonsurkunden zu Franksurc am Maln binnen zwel Monaten, oder, wo mögllch, früher,
bewirke werden.

Nach erfelgter Ratification soll der Verkrag von den belderselelgen Regierungen

baseginsich publicirt werden, und die Wieilammee besseben bren Anfang nehmen, so-
bald die Publication in beiden Scaotengescheben seln wird.

u Uekund dessen haben die beiderseiclgen eriaaleddenn dle gegenwärtige Ueber-

einkunft rt und ihre Siegel belgedrückt.
5 geschehen zu Franksitre den vier und zwanzigsten Februar im Jahr des Herrn

Eincausend acht Hundere fünszig und drei.

Freih. v. Holzhausen. Tallenay.
(L. S.) L. S.)





Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 13.

(Ausgegeben den vien Juni 1853.)

26. Negierungs-Verordnung,
die Betreibung des Branntweinhandels und Branntweinschanks auf

dem Lande ohne Concession hierzu betreffend.

Es ist zeleber mehrsach zu vernehmen gewesen, daß sich manche Kromconcessio=
nisken aouf dem Lande den Branntweinhondel oder Brannewelaschonk angemaßt haben
und ebenso, daß die zum Branntweinhandel ertheilten Concessionen von Seiten mancher

Concessienisien in der Weise gemißbraucht wolden, daß diese den Branntwein In Gl.

sern an Gäsle verschenken, jaselbsi Schenksluben errichten und Zusommenkünste zu Sple-
len dulden, daß bierdurch aber sogenannte Winkelschenken enestanden sind.

Um diesen erfohrungsgemäß von den veederblichsien Felgen sür die Sittlichkeit be-

glelteten Misibrauch für die Zukunft abjustellen, zugleich oder auch sür die Concession

zum Branntweinhandel ein bestimmtes Maaß des Verkaufs Heliueten, wird mit Se-
renissimi Höchsler Genehmigung hlermit verordnet, was folgt:

1.

Dain der Vefugniß zum Kramhandel on sich die Besugnist zum Bronneweinßan=
del nlcht 4 ist, es blerzu vielmehr besonderer Concession bedarf, so hat derjenige

Kramroncessionist, welcher ohne solche ausdrückliche Ceneesiien den Branmweinhandel
oder Branntweinschank bemeibr, eine Geldsirase ven Füns Tholern — wovon zwei

Drittheile in die betressende Fnerskliche Renccasse sließen, ein Drictheil ober dem Denun-
clonken zukomme — verwirkt.

2.

In eine gleiche Serase versällt überbaupt Jedermann, wer, ohne die ersorderliche
Concession ausgewleke zu baben, den Branntweinhandel oder Vranntweinschank be-
treibt.

3.

Den bloß mit dem Branntweinhondel Concessionirten steht der Verkauf des Bronmt-
weins nur bis zu einem halben Nosel Greijer Maaß, den Concessionislen in dem Burgki-
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schen Landesthell bis zu elnem Nosel dortiges Maaß, den Besihern oder Pachtern von
Branntweinbrennerelen aber, insoweit dieselben zum Brauntwelnhandel nicht besondere

Concession erhalten haben, nue bis zu einem Achtel Eimer herab zu, und ist denselben
der Verkauf in geringeren Quantitaten, sowle Insbesondere der Branntweinschank in Gla-

sen und das Gäslesetzen bei einer ebenmäßlgen Geldstrase von Fünf Thalern verbo-
ken.

u dem Beanntweinschank in Gläsern und kleineren Gemäßen, als den angegebe-
nen, daat es vielmehr besonderer Concession.

4.

Im Fall wlederbolter Zuwiderhandlung gegen vorslebende Besllmmungen tritt die
Verdeppelung der angedrohten Geldltrofen,, bei der dritten Uebceschreitung aber der sofor-

tigeVerlust derbetreffenden Concession eln.
ie Gensd'armerie wird unter Hinweisung aus.20.ihrer Instruction nachdruck-

lichst angewiesen, Jedermann auch im Interesse der offentlichen Wohlsahrt hiermit auf-
gesordert, zu selner Keuntniß gelangende Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung bei
der zufländigen Behörde unverzüglich zur Anzeige zu bringen.

Greiz, den 30. Mal 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otte.

F. Geldern, Crispendort.

27. Nevidirte Straßenpolizei. Ordnung.

Da die unkerm 6en Dezember 1810 von Fürstlicher Landslraßenbaudtrektion er-

lassene, zeicher nicht zur vollen Geltung gebrachte Scrahenpoligei, Ordnung d ie Ueber-
tretung einzelner in derlelben enthaltenen Vorscheisten mit Strasen bedroht, deren Her-
absebung lm Interesse elner kräfstigen Durchsübrung der betressenden polizeilichen Anord-
nungen nothwendig erschelnt, — sich auch in anderer Beziehung einige Abändecungen

der bezüglichen Bestimmungen als wunschenswerth herausgestellt haben, so ist nunmehr
mic Serenissimi höchsler Genehmigung nach vernommenem sachverfländigen Gutachten,

dle nachstehende
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Nevidirte Straßenpolizei. Ordnung

entworsen worden, welche unter Aufhebung der erwöhnten Verordnung vom 6°en De-

gember 1819 hierdurch zur össentlichen Kenntniß gebracht wird:

I. Verhalten auf der Straße.

1. Jedes Fuhrwerk muh eln neues Gleis suchen, und darf keines der Spur eines

andern solgen.

Sccase 1 Thaler

as Schleppen von Bauholz ober andern, die Oberfläcke der Straße beschä-
blgenten Otgensänon ist verboten. Das Einbemmen obne Radschuh, mit Keite, Un-
kerwurf oder sogenanntem Eicring ist ebensolls nicht gestatter, und dleibe nur dann nach-

gelassen, wenn Eis oder Schnee die Sughe bedecke
tease 1 Thaler.

3. Beschädigung und Beschmutzung der Schlagbaume, Wegetaseln, Wegewelser,
Biicha, Randbarrioren, Abiheilungszeichen, ingleich en Beschädigung der Anpflan-=

Jungen wird, wenn bloße Fahrlässigkeie vorliege, mit einer
Stcase von 1 Thlr. außer dem Schadenersatz

geahndet. Sind aber dergleichen Verletungen alchch beibeigesähre, so krict eine
Stcase von 5bis1

nach Besinden auch eine noch höhere wGeldbuße 8 ls- Gesängnißflrase ein.

Eigenmächtiges Oesfuen der Schlagbäume wirb in gleicher Weise bestraft.

4. Jedes Fuhrwerk, obne Rucksicht auf Ladung und Bespannung muß einem ent-
gezenfemmenben zur Hälste rechts, einem nachsolgenden zur Hälste links auoweichen.

- —.-Thlr. 15 Sge

Fuhrmannsgeschler oder onderes schweres Fuhrwerk muß jedoch uf ein leichteres,

ihm entgegen, oder nachkommendes Fuhrwerkin den Fällen, wobei Fortsetzung der Fahrt
voraussichtlich nur mie Schwierigkeit auszuweichen seyn würde, an einer blerzu passenden
Stelle warten.

Sccase — Thlr. 15 Sgr.

Den Fürstlichen Equipogen baben äbrigens Fuhrwerke seder Artin soscher Weise

auszuweichen, dah die ersteren in keinem 4 ousgehalten werden.
trose 1 Thlr

5. Viehweiden in und an den Straßengräben, sowie an den Böschungen, Ab-
waher des Grases in den Gräben, Anackern, Angraben oder Abstelsenlossen der An,
bflanzungen wied mit einer



— 168 —

Strase von — Thlr. 15 Sgr. außer dem Schabdensersatz

geahndet.

6. Reiten, Fahren — auch mit Handwägen oderSchubkarren — und Vlehtrel-

ben auf den Fußste sgen oder durch die Straßengräben *r einer
trase von — Thlr. 15

antersogt
. Die Besither der an die Straße angrenjenden Grundsiücke haben sich Beßuss

des utorhngs über die Stcasjengräben Ueberbrückungen zu bauen und dieselben zu un-

terhalken, — und ist übrigens bel der Anlegung dle Genehmigung des Landbaumeisters

bezuglich der Einrichtung derselben einluholen. Diese Kanäse sind stets gebörlg rein zu
erhalten.

Scrose 1 Thlr. außer dem Schadensersat.

5. Alles Abladen von Bauf, und andern Materialien auf der Straße undin den
Skahesgeiern, und Liegenlassen über Rocht ist untersagt.

Strose 1 Tolr.

0. Das Anlegen von Erdsängen und. Wässerungen in den Straßengröben ist gleich.
falls 2

Sttase 1 Thle.

10. Die durch Fuhrweike verursachte Spercung und Wecengerung der Fahrbahn
vor Gasthäusern, Schenken und Schmiedten wird mit einer

Stcase von 1 Thls.
geahndek. Der berressende Wirth oder Schmide arno sür die Contravenlenken.

11. Kein Fuhrmanun darf seine Zugehiere auf der Strasse sich selbst überlassen.
St-ase 1 Thlr.

12. Ausgespaunte Wagen, mögen sie beladen der unbeladen seyn, durfen weder
bel Tag noch bei Nacht auf der Straße areen bleibe:

Stea 1 „1.

II. Wegegeld Entrichtung.

 1. Jeder, welcher die Straße mit Fuhrwerk oder Vieh passirt, hat bel der Ein-

nahme das an den Wegegeld --Taseln bemerkie Chausseegeld zu entrichten.

2. Jeder, welcher sich weigert, das Wegegeld zu encrichten,ebne nach der In-Arue desEinnehmers ausdrücklich besreit zu seyn, wird mit elne

Sccase von 1 Tölr.

belege.
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3. Wer sich der Verbindlichkeie zur Entrichtung des Wegegeldes hurch Ausspannen
vor der Barri#e oder sonft e kugen eine Weise zu entziehen suchr, barals

rase den zwölssochen Betrag

des r Czonssezelde zu entrichten.
Die Chausseegelderzertel sind von den Reisenden zu ihrer Legitimatlon auszube.

vahren und au der nachsten Bartiore abzugeben.

III. Aufssichtspersonal und Erlegung der Strafen.

1. Die Aufsicht führenden Fersibediemen, ingleichen die Steuerausseher und Gens-
d’armen haben die Bcobachtung der vorstehenden Beslimmungen zu überwacken.

2. Dieselben haben die Conccavenienten bei den betressenden Chausseegelkeinneb=
mern oder Straßt enaussehern —welchen selbstverständlich die Micanssicht obliegt — an-

zuzeigen, und außerdem in ibren Tagebuchern das Nöthige über den Sachverhalt vorzu-
merken.

Jeder, welcher durch Uebertretung obiger Verschiisten lrassalliggeworden, hatdie Seh bei der nachsten Wegegeldeinnahme gegenQuittung zu entrichten, im Weige-

rungssalle aber die dann erwachsenden Kesten seinem eignen Verhalten zuzuschreiben —
auch nach Besinden der Arrelur zu gewärtigen.

4. Jeder, welcher nachweist, doß ein Chausseegeldeinnehmer ihm oder einem an-
dern ein zu bohes Chousseegeld oder ein zu hohes Serasuantum abgesorderre, oder einen

niche auf den völligen Betrag derZahlung loutenden Empfangschein gegeben, — oder
doß ein solcher Osstzlant wissentlich einen zur Zahlung verbundenen Passonken oder Con-
travenienten ohne Leistung derselben passicen lassen, erhält eine Belohnung von Einem
Thaler.

 Wegen Erlegung der in der gegenwärtigen Verordnung benannten Geldbußen
ist sich zunächst an die Centravenienken selbst zu halten. Nthigensalls aber har der Be-
stber des Fuhrwerko und des Zugviebs für die verwirkte Stease einjustehen.

6. Der dritte Tbeil der zuerkanncen und eingebrachten Geldstrasen sällt dem De-
nunzianten zu.

Greiz, den 31. Mai 1653.

Fürstl. Reuß Plauische Landesregierung dafs.
Otte.

v. Geldien, Crispendors.
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28. Bekanntmachung,
die gesetzlichen Bestimmungen über die Abgaben von neuen Ehepaaren

berreffend.

Do die besiehenden gesetlichen Bestimmungen bezäglich der Abgaben von neuen

Ebepaaren mehrfach außer Acht gelossen worden sind, auch wohl zum Theil ncht mehr
allgemein brkanne zu seyn scheinen, so werden dieselben zur Nachachtung hiermit auss
Neue bekannt gemacht.

Diewegen dieser, ursprunglich an die Landsfraßenboucosse zu p gewesenen,
mit Höchsier Genehmigung durch Landständischen Beschluß vom Jahre 1841 on die

Landesschulcasse überwiesenen, Abgaben ergangene Verordnung vom 17. Jamm- 1825,

nach welcher „von jedem im Londe sich verehelichenden Paare vor der Einsegnung, als
von Honoratioren 2 Thlc. mit Rückuücht auf den Stand des Verlobten, und 16 Ggr.
von andern Personen encrichter werden sellen, ist uncerm 3. Dejember 1854 dabhin er-

läutert worden,

1. dahß zu den Honocatioren alle diejenigen Paare. zu rechnen 7 von weschen
der Bräutlgam dasEbrenprädicat.„Herr“ in Anspruch ulm

. dasi die Abgabe von refp. 2 Tolr. oder 10 Ggr.nachK. des Gesetzes

uber die Mteresn c. mit 2 Thlc. oder 20 Sgr. Cour, der neuen Lan-
deswährung zu erbeben sind;

.0 daß von inländischen Paaren bie Abgobein dersenigen Parochie zu erheben

und zu betechnen ist, in welche die Braut, mithin der Regel nach auch die
Trauunggebört;
daß cchnbesehb. stattsindet, wenn der Bräutigam Ausländer, die Braut

Inländerin ist;
das dogegen, wenn die Braut Ausländerln, der Bräutsgam Inländer ict,

dle Abgabe uscht wegsällt, sondern in der Parochie des lehteren entrichtet
werden mus;

dast, wenn ein Dimissoriale ertheilt und in dessen Folge dle Trauungin einer

andern, als var dazu berechtigten Poarochie vollzogen wird, dle Bestimmun-gen unter 3. 4. und 5. unverändert blelben, mithin euch“ von ausländischen

Paaren, die nur in Jasze eines Dimlssorlale's in einer hiecländischen Parochie

getraut werden, diese Abgabe nicht zu sordern ist;
. daß Reste in den Abgabenverzeichnissen nicht verrechnec werden dürsen, dle

äete vlelmehr jederzeit noch vor Vollziehung der Trauung, beziglicEr-
eilung des Incegricälszeugnisses gzur Trauung zu erheben ist.

Den Wpeinen Geisllichen wird die genaue Einhastung vorllehender Bestimmun-

gen, insbesondere der Vorschrist in No. 7. mic dem Bemerken zur Pfliche gemache, daß

2

S

G

*Dlislß
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sie für etwolge von ihnen eingerechnete Reste—dasolche nur durch Außerachtlossung jener
Bestlmmung entstehen können —elnustehen baben.

Greisz, den 24. Mai 1853.

Fürstl. Reuß. Plauisches Consistorium vaf.
Otto.

v. Geldern= Crispendork.

20. Verordunung,
die genaue Befolgung des vorgeschriebenen Lehrstundenplané hinsichtlich

der ganzen und halben Schultage betreffend.

Da zu vernehmen gewesen, daß in mehrern Schulen des Landes von dem vorge-

schrlebenen Lehrslundenplane in der Weise abgewschen werde, dah mit Beseitigung der
balben Schultage an den Mittwochen und Sonnabenden, der Unterricht Sonnabends

völlig ausgesete und doser Mittwochs Nachmittag Schule gehalten wird, — durch solche
Abweichung aber die Gleichmäßigkelt des Lehrplans in den verschledenen Schulen gestöre
und die Schuljugend um wöchentlich zwei Stunden Unterriche verkür#zt wird, auch die

Mlétwochs-Nachmitlage wegen der wünschenswertben Theilnohme an den Lehrer-Con-

serenzen den Lehrern srei bleiben müssen: so wird Hiermit verordnet:
1. Ee ist der vorgeschriebene Lehrstundenplan, nach welchem Montags, Dienstags,

Donmnerstags und Freitags Vor= und Nachmittags, an den Mictwochen und Sonnaben-

den aber nur Vormittags Unterricht ertheilt werden soll, in sämmtlichen Schulen des
Landes unabweichlich zu besolgen.

2. Die Loral. Schulinspectlonen Haben darüber zu wachen, daß auch in dieser Be-
ziehung der bestehenden Schulordnung in keiner Weise zuwihergebandelt werde.

Gresz, den 31. Mai 1853.

Fürstl. Reuß. Planisches Consistorium das.
Otto.

v. Geldern, Grispendors.
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(Ausgegeben den 21sten Juni 1853.)

30. Landesherrliche Verordnung,
die Veranstaltung religiöser Zusammenkünfte außerhalb der Kirche

betteffend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. #2c.

sügen Hiermit zu wissen:

Es ist wlederbolt der Fall vorgekommen, daß in Unserm Fürstenthum durch aus-
ländlsche Sectirer rellglöse Zusammenkünste in Prlvatwohnungen veranskaltet, und durch
die in dergleichen Versammlungen gehaltenen aufregenden Vorkräge Zwiespalt und Un-
ordnungen in Familien und Gemeinden bervorgerusen worden.

Da Wle nun es für eine Unserer wichtigllen Regentenpflichten achten, dlesem Un-

wesen zu steuern, und Unsere Unkerthanen vor den unausbleiblichen nachtheillgen Folgen
zu bewahren, so verordnen Wie hiermit, was solgt:

1.

Dle Weranstaltung, so wie die Lelkung rellglöser Zusammenkünfte durch Ausländer

bm nur mlt ausdrücklicher schriftlicher Genehmigung Unseres Consistorlums Sceatt fin-
en.

2.

Unternimmt ein Auslander ohne eine solche ausdrückiiche Erlaubniß dle Veranslal-
tung oder die Leltung elner dergleichen Zusammenkunft, so bar die Ortspolizel ihm Sol-
ches zu untersagen, ihn ouch sosort aus dem Orte und über dle Grenge zu welsen, und

ihm anzudeuten, daß er lm Wlederholungsfalle eine Gesängnißslrase von wenigstens acht
Tagen zu erwarten habe.

Hauswirtbe, welche dergleichen unerloubte Zusammenkünste in ihren Räumülcchkel-
len geskatten, sind für das erste Mal mie elnem angemessenen Verweis zu belegen, und

leen Wiederholungsfall mit einer Gesängnißftrose von wenigstens acht Tagen zu be-
rohen.
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3.

Welgert sich derjenige Auslander, welcher ohne ausdruckllche schiistliche Genehml-
gung Unsers Consistoriums eine religiöse Zusammenkunft veranstaltet oder deren Leltung
übernommen hat, dem Werbote der Octspolizei (&amp;. 1.) Folge zu leisten, so ist derselbe
sofort zu verhasten und an dle zuständige Obergerlchrsbehörde abzuliefern, wesche den

Sachverhalt zu erörtern, den Verhasteten nach Befinden zu bestrasen, und nach vollstreck-
ter Strase aus dem Lande zu weisen oder auch nach ihrem Ermessen mittelst Schuberans-
porks über die Gränze zu bringen hat.

Bei jebem Wiederholungssolle ist erhöhe Scrase anzudrohen, welche auch bei be-

sonders erschwerenden Umständen bis zur Arbeitshausstrase stelgen kann.

5.

Von allen, wegen Uebertretung der gegenwärtigen Verordnung erfolgten Anzelgen
und den darauf getrossenen Verstgungen baben dle Behörden Unser Consistorlum durch
Actenvorlegung in Kennenih zu seßen; dem Ermessen des letztern bleibt überlossen, In ge-

elgneten Fällen den Vorgang und die erfolgte Beslrasung durch das Amtsblatt zu veröf-

sentlichen.
6.

Die inlandischen Thellnehmer an derglelchen verbotswldrigen, von Auslandern ver-

anstalteten oder geleiteten Versanimlungen sind im ersten Falle zu verwarnen, im wleder-
bolten Falle ober nach Besinden mit elner Strase von Elnem bis Drei Thalern —welche

im Falle des Unvermögens in verhältulhzmäßige Gesängnißstrase zu verwandeln ist — zu

elegen.
7.

Inländern ist dle Veronstaltung und Leltung religlöser Zusommenkünste ohne vor-
gängige Anzelge bei dem betressenden Pfarramte und von demselben dazu erhaltene Er-
laubniß bei einer Strase von Zwei bis Fünf Thalern oder angemessener Gesängnißstcase,
uncersage.

Von dem Ermessen des Pfarrers hängt es ab, dlese Erlaubulh zu ertbeilen oder zu
verwelgern; im erflern Falle ist er berechtig,, der Versammlung, wenn er es sür zweck-

dlenlich erachter, selbst beizuwohnen.

Wer an einer, von einem Juländer ohne Erlaubnih veran#Kalteten dergleichen Ver-

sommlung Theil nimmr, ist das erste Mal zu verwarnen, lm Wlederholungssalle aber,
und wenn elne wissentllche und geslissentliche Verlebung des Verbotes vorliege, mit elner

Scrase von Einem bis Zwei Thalern zu belegen.

9.

Auf hausliche Andachten, welche der Hausvater mit den Seinigen halt, finden
oblge Vorschristen selbstversiändlich keine Anwendung.
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Uekundlich haben Wir blese Verordnung eigenhandig voll zogen und Unser Furstliches
Wappen beidrucken lassen.

Gegeben Grelz, den 31. Mal 1853.

(L. S.) Heinrich XX.
Otto.

31. Regi . M. . 4 4

wegen Veroffentlichung des Bundestags-Beschlusses vom 12. Juni 1845,
den hohen Adel der Gräflichen Familie Bentinck betreffend.

Auf Höchsten Besebl wird bleemit der, von der Hohen deutschen Bundesversamm-
lung in ihrer Sihung vom 12ten Junl 1845 gesaßte Beschluß, welcher lauter:

die Bundesversammlung erklärk, dass der Gräflichen Familie Bentinck nach
lhrem Standesverhältnisse zur Zeit des Deutschen Reichs die Rechee des
bohen Adels und der Ebenbürtigkese im Sinne des Arcikels 14 der deutschen

Bundesacte zuslehen
zur allgemeinen Nachachtung veröffentlicht.

Grelsz, den 4. Junl 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregicrung das.
Ottoe.

v. Geldern, Erispenderf.

4 32. Bekanntmachung,

die Einschärfung der bestehenden, gegen Beeinträchtigung des Postin-
teresse durch Boten und Fuhrleute gerichteten Vorschriften betreffend.

Fürstliche Landesreglerung findet sich veranlahe, die berelts unterm 30. September

1835 auf Antrag der Fürll. Thurn= und Tarlsschen Generalpostdirekrion zu Franksure
a. M. erlossene Verordnung,

nach welcher den Fuhrleuten und Boten im biesigen Fürstenthume bei einer

Geldstease von zwei Thalern dle Besörderung verstegelcer Briese und Gel-
ber, sowie von Packeten unter 3 Centner Gewicht untersagt worden ist,
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bierdurch mit dem Bemerken einzuscharsen, daß bel Entdeckung von bargleichen Defrau-datlonen dle Elnziehungjener Geldflrafe unnochsichellch ersolgen wird
ie Gensd'armerle des hlesigen Furslenthums, insbesondere dlebier und in Zeu-

lenroda thatenmen. betressende Polizelmannschost, wird zugleich bierdurch gemessenst
ongewlesen, durch Anwendung geeignerer Mittel, namemlich durch von Zelr zu Zele

vorzunehmende Wistrationen dahln zu wirken, daßjener Verordnung sortwährend die er-
forderliche Gelcung verschofft werde.

Grelz, den 11. Juni 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregicrung das.
Otto.

v. Geldem-Enspendors.
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XNr. 15.

(Ausgegeben den 126en Juli 1853.)

33. Bekanntmachung Fürstl. Landcsregierung,
den Beitritt der freien Stadt Frankfurt a. M. zu der Convention

wegen getenseitiget nebernahme der Auszuweisenden, d. d. Gotha
15. Juli 1851, betreffend.

Zusolge einer Mittheilung des Konigl. Preußischen Minlsleriums der auswärtigen
Angelegenheiten ist die freie Stadt Frankfurt a. M. unterm 31. Mai dieses Johres dem,

zwischen der hiesigen Regierung und mehreren deutschen Bundesstaaten am 15. Juli 1851

zu Gotha abgeschlessenen, in der Verordnung vom 2. December 1851 gedachten Ver-

trage wegen gegenseitiger Uebernabme der sülewe mit der M beigetreten,
dab sür dieselbe die Weiksamkeit dieses Vertrags von dem 1. Juli d. J. ab beginnt.

Solches wird mit dem Bemerken hierdurch bekonm gemacht, da von letzegenann-

ktem Tage an die in dem erwähn:en Vertrage ve einbarten Grundsähe und Bestimmungen

auch rücksichtlich der Gebietsangehörigen der freien Stcadt Ecanksurt a. M. Anwendung

binden.

Grelz, den 15. Juni 1853.

Fürstl. Rcuß- Plauische Landesregierung das.
Okto.

v. Geldern, Crispendork.
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31. Bekanntmachung Fürstl. Landesregicrung,
den Beitritt der Königlich Würtembergischen Regierung zu dem Vertrage

vom 15. Juli 1851 wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden

bekressend.

Nachdem laut einer von dem Königl. Preublschen Minislerium der auswérelgen

Angelegenheiten anher gemachten Miteheilung die Königlich Würtembergische Regierung
mitteist Eklärung vom 15. d. M. dem zwischen der hiesigen Regiecung und mehreten

deurschen Staaten am 15. Juli 1851 abgeschlossenen Vertrage wegen gegenseitiger Ueber-
nohme der Auszuweisenden beigetteten u#lf, so wicd Solches mit dem Bemerken hierdurch
bekonut gemacht, daß die in jenem Vernoge enthaltenen Geundsätze und Vorschrifeen

nunmehr auch rücksichtlich der Staaksangehörigen des Königreiches Würtemberg in den
biesigen Landenin Anwendung kommen.

Greiz, den 30. Junk 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregicrung dal.
Otto.

v. Geldern= Crispendors.

35. Negierungs-Verordnung,
den Steuersatz vom inländischen Rübenzucker und die Eingangszölle vom

ausländischen Zucker und Syrup für den Zeitraum vom 1. September

1853 bis Ende *P 1855 betreffend.

Nachdem die Regierungen der zum Zollvereln gehörenden Staaken am 4. Aprll 5.
J. eine Uebereinkunft wegen Besteuezung des Rübenjuckers abgeschlessen und sich über
eine Abänderung des zur Zeit bestehenden Eingangszollsalzes vom ousländischen Syrup

verelnige haben, so wird zur Auss##ung dieser Vereinbarung mit Serenissinu# Höch-
ster Genehmigung vecordnet, was solgt:

0. 1.

Wöährend des zweljährigen Zeltraums vom 1. September dleses Jobres ble Ende

August 1855 wird die Steuer vom #ulöndischen Rübenzucker mit sechs Silbergroschen
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oder eln und zwanzig Kreuzern vom Zollcentner der zur Zuckerbereltung besllmmten rohen
Rüben erhoben.

. 2.

MWährend des im &amp;. 1. bezeichneten Jeitroums ist am Eingangszoll von ausländl-
schem Zucker und Sy'up zu erheben und zwor vom:

Naoh dem 1#IN vn IlJur Tor ##d — vom CGenin#e#Ihaterlaßt. Guldensu** 1. Bru wicht
— . ...12 5l. I. unn —

1. Zucke J ba. und Hut- Kandls- E —
Bruch- oder Lumpen·und 10 in andern Fäslern-

ê 15 in ain

weisier gelloßener Zucker 5% A#n.
vom Centner 10 — 17 30

D. Rohzucker und Forin GZut
kermehl) vom Centner. 8 — 1414— M zssern mit Dauben von Elchen·

. Rohzucker süc inländicche 10 kriarnne , n deue
Siederelen zum Raffiniren 16in Kisten von § Cialnen und dar-

unter den besonders vorzu. iI3 # Killen unte4

chreibenden Bedingungen 10 in gutertuteischen Si,Hung ten masseré, Krar.

und Contcolen vom Cent, 7 sekutenNorbenarian

ner 5 —8 45 m

2. Syrup:
a. in dem Zeitraum vom 1

September bis 31. De-

cember 1853 vom Cen-=

ner 4Z 7—

P. in dem Zelteaum vom 1.

Jonuar 1854 bis Ende 11 in Fässern.

Ausnt 1855 vom Cent=
 “ 2 — 3130

“ ben 5.-Jur18
Fürstl. - Plauische Landesregicrung das.

Otto.

v. Geidern, Ertspendorf.
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/W. 16.

(Ausgegeben den 106en Juli 1853.)

36. Bekanntmachung Furstl. Landesregierung,
die Frankirung der Correspondenz durch Marken betreffend.

1. Vom beuticen Tog, als vom 1. Juli l. J. an, können bei den unter Firstlich

Thurn und Torisscher Verwa'tung Uehenden Post#ellen (diejenigen im Fürstentbm
Schoumburg, Lippe vorerst noch ausgenommen) Briespostsendungen, mit Aus-

nohme der sub 3 erwähnten (Gortungen, nach allen #ändern, und so-
miltt auch nach dem Pollvereintzauslande, in soweit eine F.onkatur überhaupt zulässig in,

außer duech Baarzabhlung, auch durch Furstlich Thurn und Tafis—
sche Matken scankltt werden.

2. 2% Marken besleben in solgenden Sorten:
. fur die Poststellen der Staaten, welche im 2474. Gulden-* (68. rechnen, in vier Sorten zu:

1 Kreuzer auf blaßgennem Popier,

3 „ . blauem -

6 tosenrothem

9 gelbem Papier.

B. fur dle Possstellen der Staaten, in denen dle 14. Tbaler-

währung besebt, so wie sür die Fücstlichen Postämter In
den Hansestädten, in vier Sorten zu:

1 Silbergroschen auf bloßgrnem Popier,

1 . blauem

2 tosentothem

3 gelbem Popler.
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Sämmtllche Markenforken krogen dle Uebe'schrist: „Freimorke“, Iin den Selkenraß-
men dle Inschelsten „deucschönerreich'scher Dotvereln"“ und „Thurn und

Torls“ und in dem Mirkelschilde, Im untern Rahmen und kn den Medaillons die Werth-

bezeichnung.

3. Unzulässss ist dle Fronklrung durch Marken:

a. belrecommandlrien Brlesen,

D. bel Belesen mit Poslvorschuß,

O. bei Brlesen, auf welche Elngaßlungen gemache werden (Post-
Qaweisungen),

#. bel Briesen mie angegebenem Werbe, wie überbaupe bel

allen zur Fahrpost gebörigen Packereiwerth= und Geld-
Sendungen, und

e. bezüglich der Bestellgebüßhr.

4. Dos Frankiren eines Brless mit Marken Ist in der Regel durch den Ab-

sender selbst dergellal zu bewirken, daß aus der Adrekiseite des Beless IUnks in der

odberen Ecke, eine oder so viel Mas ken neben einonder besestige werden, a's zur Deckung

des tarifmän-gen Porro's ersorderlich sind. — Die Beselligurg der Marken geschiehe

durch feies Aufde#chen der selben auf den Brlef nach Anseuchtung des auf der Rückselte

bekindlichen Klebesloffs.— Bei Kreuzbondsendungen sind die Marken am oberen

Rande des von oben nach unten lausenden Kreuzbandsttreisens ouf der Adrehbselle=

zu besestigen.

5 Die mie Morken fronkleien Sendungen (welche der Bezelchnung „fre!“

„Hranco“ u. (. w. nicht bedürsen)) können gleich unsrankleren Briesen in die Brles-

kosten g.legt werden.

6. Ill eine durch Morken fronkirte Briesposlsendung nach einem Lande oder
Orte bestimmt, für welches resp. für welchen —auswelslich des betceffenden

Toriss — verschiedene Speditionswege und Tapen beslehen, so ill auf dee-

selben der gewählte Spedittonsweg, auf welchen der Betcag der verwendelen

Morken berechnel #, vom Ausgeber zu bezeichnen.

7. Die föür dle Correspondenzen in Anwendung kommenden Portosähe und

Toxbenlmmungen ergeben sich aus den Tarisen, welche den diesseitigen Postlellen

om Verkouse zugesender worden siad vesp werden, auch bel jeder Poststelle zur sleten Ein-

sicht juc das Publikum ösfentlich auohängen.
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8. Correspondenzen, auf denen bel der Aufgabe zur Post Marken sich befinden,
welcke den Verdacht erregen, daß sie entweder schon einmol lm Gebrauch gewe-

sen oder gesälsche oder unäche sind, werden im essteren Fille als nichr frankirt behan-

dele und bei der Absendung mit Porto belege (vergl. pos. 10) im lehreren Fille, wenn

nemlich die Waheshheinlichkeic vorliegt, daß die angebrachten Marken gesälscht oder un-

äche sind, gelange dle berreffende Sendung gar nicht zur Beförderung; sie wird w#elmehe

von der Ausgabs- Postanstal#, Behufs der Ergreifung der erfocderlichen Maßregeln, der

vorgeseten Behörde eingeliesert.

Die Werwendung unächter oder gesälscheer Marken und deren Fälschung, sowie die

Agsertigung nachgemachter Drucksormen, wird nach den bestetzenden Gesetzen bebandele
und bestrast.

9. Wenn bei Correspondenzen, welche nach Orcen des dlesselelgen oder

elnes anderen Postverelnsgebiets bestlmmisind, der Werth der verwen-

deren Marken das karismäßige Porconichterreicht, so ist der seplende Berrog und
zwor, wenn der Brief oder die Muster sendung nach einem Postorte bestimmt int,

für welchen die Poslvereinskore in Anwendung kommr, mit Zuschlog, vom Adressa-

ten bei der Empsangnahme der betreffenden Briesposlsendung nachs#zablen.

Bei Kreuzgbandsendungen nach den vorerwähneen Orcen wird in

elnem derartigen Falle dos Briesporto bezüglich mit Zuschlog ermir#elt, der Werth
der verwendeten Morken abgegogen, und der auf den nächst böheren Groschenbetrag abge-

rundete Rest vom Empsängernacher hoben.

10. Dergleichen, Seltens des Absenders mit Marken von nicht genugendem Be-

krage versehene Correspondenzen nach den nicht zum deursch.Ssterreichischen
Postvereine gehörlgen deutschen und nach den niche deurschen Län-

dern (Postvereine ausland) werden ols unfronkict behondelt, wobei ausdrücklich darauf

aufmerksom gemocht wied, daß solche ungenügend fronkirte Cocrespondenzen, welche nach
Ländern oder Oten bestimmt sind, bezöglich deren Zwangefrank##ur beuebe,, gar niche

zur Absendung kommen, weil dieselben vom Ausland zurückgeschicke werden würden.

Welche Länder resp. Orte hlerbei.inBetrachtkommen, läßt sich aus dem Tarise sür dle
Correspondenz nach und aus dem Postoereinsauslande entnehmen.

11. Verweigert der Empsfänger einer, gemäß pos. 9. oder 10. mie Porto beleg-
ken Briespostsendung dle Zühlung dieses Porto's oder ist eine solche Sendung aus einem

anderen Gunde unbestellbar, so wird dieselbe an den Ausgabeort zurückbesördert, wo der

Absenderver bunden ist, den deteffenden Betcag an die Postcosse zu erstarten.

12. Der Verkouf der Freimarken geschiebe vor der Hond einsig und alleln durch die

Postlstellen, und es ist Niemonden gestateet, sich mic dem Vertrieb oder Wiederverkuf

derselben gewerbmähig zu besassen.
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Es ist den Postslellen streng unter sagt, die Marken zu elnem r—m 20 f aetnse.
ren zu verkausen, als der auf den Marken ausgedruckte Werthbe

3. Zur Frankirung von Correspondenzen, welche bel Futstl. *und Taxis-

schen Minin aufgegeben werden, können setbstverständlich nur Thurn und Toxiosche

Freimon ken verwender werden. Ebenso können die in Krenzern ausgeskellten Thurn und

Toxieschen Marken nur bei denPosistellen derjenigen zum Fnelllich Thurn und Torxieschen
Postverwaltungsbeziek gehörigen Staaten, welche im 21X.= Guldensusie rechnen, und in

gleicker Weise die auf Sulbe geoschen laucenden Marken nur in den Theilen des genann-

ken Postareals, in welchem die 14 Tbolerwährung bellebt, sowie bei den Fürlll. Thurn

und Toxisschen Poslstellen in den Honsestädten zum Frankicen verwendet werden, widri-

gensolls die Frankatur als nicht gescheben beteachtet und die milt unrichtigen Marken ver-

n als unscankict behandelt wied.
urch vorstebende Bekanntmachung werden die srüheren Veröffentlichungen

über * 5orcher der Coccespondenz durch Marken ersetze.

Gresz, den 1. Juli 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

c. Geidem,Crispendorf.
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37. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung,
die über das Heimatherecht in den Großherzogthümern Mecklenburg-

Schwerin und Mecklenburg-Strelih anher ergangenen Mittheilungen
bekreffend.

Im weitern Verfolg der Bekannemachungen vom 9. Februar und vom 17. März

d. J., den Belteitt der Großher zogebümer Mecklenburg= Schwerin und Mecklendurg-
Sccelih zu der Convention wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden, d.. d.

Goeha den 15. Jull 1851, wird auf Grund der in Gemäßheit der Verabredungen in
Nr. 6. und 7. des Schlusfprookolles, von den betressenden Sraateministerien in Bezug

aus das dort gelrende Heimothsrecht anher gemachlen Micthellungen Folgendes zur Nach-

achtung biermie bekannt gemacht.

1. Die in den belden genonnken Staaken unterm 1. Junl d. J. erlossenen glelch-

laukenden Derordnungen in Betreff des Erwerbes und Verkustes der Unterthanselgen=

schast enrbalten im Wesemlichen die in der diesseillgen Höchsllandesberrlichen Verordnung
vom 7. November 1854 selgestellten Grundsähee und Bestimmungen, jedoch mit solgen-
den Modisicationen und Abwelchungen:

Begründet wird die Unterthanselgenschafe durch Gebure im Auslande

a. aus rechemäßlger Sbe unmletelbar in dem Fall, wenn der Vatker zur Zelc

berselben an einem Ort des Inlandes selnen sesten Wohnsic hatte,

b. aus gleicher Ehe mittelbar,

1) wenn der Vater vor dem vollendeten 24. Lebensjahr des Kindes mie dle-

sem zurückkehrt und im Inland ein Domicil eewirbt, das Kind auch zu
dleser Zeic unter seiner vaterllchen Gewalt sich besindet,

2) wenn dos Klnd ohne den Vater vor dem 21. Lebensjohr mindestens eln

Johr lang dauernd im Inland sich aushälc

C. auher dee Ehe, wenn dle Mutker zur Zelt der Geburt Mecklenburgerln

war und das Kind mit der Mutter oder ohne dlese vor dem 21. Lebens-

johr ein Jahr dauernd im Julande sich aushält.

Dle Unterthanseigenschaft legielmirter im Ausland geborner Kinder ist durch
dle Vorausseungen unker a. und b. bedingt.
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Als ausgewandert werden auch dlejenlgen Unterthanen betrachtet, welche mit ber
ausdeucklichen Eiklärung, ouswondern zu wollen, ihr Dowicil ausgeben, das Land

veslossenund entweder in einem deutschen Bundessllaote dos Unce-bonenrecht erwor-

ben, oder außerhalb der deueschen Bundesstaalen ekn Jahr lang sich ausgeholten ha-
ben.

Dle Entlassung aus dem Unterkhonenwerband ersolgk durch eine, und zwer im

Großbherzogebum Mecklenburg. Schwerin von dem Minislerium des Jonern, lm Groß-
herogehum Mecklenburg. Stelih von der Landesreglerung zu ertheilende Urkunde.

II. Zur Ertbeilung von Beschelnlgungen über die Unterthanselgenschaft und dle

Wiedetausnahme sind befugt:

1) in Mecklenburg-Schwerin:

a. alle Ortsobrigkeiten fut Personen, dle in ihrem Verwaltungsbejltk
Heimathsrecht haben, insbesondere: in den Städten und denen Cäm-

merelsgeblet die Magistrate, im Domanlo die Domanialänuer, in der

Ritte,schost dle Besiter der einzelnen Rurtergöcer oder die von donlel-

ben zur Ausübung der Guksobrigkelt speciell beaustragten Perlonen oder

Paimonlalgerichte, in dem Flecken Ludwigslust das dortige Gericht;

b. bie dlrigirende Commissiön des Landarbelr#hauses für olle Indioiduen, wel-
che Mecklenbueger sind oder woren, ober nach den bestehenden Gesetzen

ols belmotholos zu betrachten und Behuse der Eemietelung ihrer Hel-

moth in daß Landarbeitshaus obzuliesern sind;
o. dos Minislerlum des Innern ohne Unteeschied der Personen.

2) In Mecklenburg. Srrelißtz:

a. alle Ortsobrigkeiten;

b. die Landesregierung.

III. Ausländer dürsen in beiden Secaten nur auf Geund der — und zwar

in Mecklenburg. Schwerin vom Minesterium des Innern, und in Mecklenburg. Stie-
liz von der Londestegierung — in jedem besondern Fall erwirkten Ellaubniß im

Inlande copulict werden.

Greiz, den 8. Jull 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung dot.
Otto. »

o.c-lme-ctliptubocf.
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(Ausgegeben den 22sten Juli 1853.)

38. Gesetzliche·Verordnung,
die Bestrafung der bei den Versammlungen der Handwerksinnungen

vorkommenden Ordnungswidrigkeiten betreffend.

Wie Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. v. 1c.

sügen biermie zu wissen:

Nochdem Wie mit großem Mißsallen vernommen haben, daß in neuerer Zeit
bel den an den Quartalen Statt sindenden Versammlungen derHa gen,
namentlich aber der Lein= Zeug= und Woll beri bier die Verbandl!

durch gügelloses und ungesicceres Berragen der Innungemltgliedee in einer fur alle

besser Gesinnten hochst argerlichen Weise geslort und untecbrochen worden sind, so
baben Wir Uns bewogen gesunden, hlermic zu verordnen, wie folgl:

 . 1.

Der Hondwerksdepuclrte und der Innungsvorlkand dürfen bei ihren in den
Versammlungen der Innungen den letzeren zu machenden Eröffaungen und Mitthel-

uan von keinem der Anwesenden uncerbrochen oder durch unruhlges Betcagen ge-
körk werden.

2 und Eeklärungen poben die beelaneten Handwe'ksmeisker mie Rube
und in bescheidener Rede vorzubringen. Jedes Durcheinande'sprechen us dobei zu
vermeiden und es darf doher, so weit nlcht Behuss der Berothung der Meister unter

sich eine Ausnahme ausdeücklich bewilligt wild, sters nur derjenige das Wort neh-

men, dem dasselbe nach einer bierzu vom Handwerkedeputicten zu beslimmenden

Reihensolge gestattet wird.
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Wer der an ihn ergangenen Aufforderung, sich der Geschastsordnung zu fugen,
nicht augenblicklich Folge leister, versälle in eine Hondwerksbuße von Einem Thaler,

bar sich überdiess, so sern es der Handwe ksdeputirte verlang", aus der Versamm-
lung zu enesernen und kann, wenn er sich bieczu nicht unverzuglich verstehr, zu die-

sem Behuse arrelirt werden. Auch Ist derlelbe in lehferem Falle wegen der bewie-

senen Widet spenstigkeit oder Widersehlichkeit zur Untersuchung anzuzeigen und nach

Befinden mic anmessener Geld= oder Wheiinguhsta Ju belcgen.
Wirdbie Verhandlung durch cum in cisches Zusammenwirken Mehrerer unter-

brochen oder bedient sich Jemand in der Versammlung beleidigender Aeusierungen

gegen den Handwerködeputirken oder die Mieglieder des Innungsvorslondes, so sind

die Schu'digen — falls nicht eine härker zu ahndende Verläumdung in Frage komme

— mit Gesängnis, oder Arbeitspaus Fue zu elnem balben Jahre zu beslcasen und
des Meilkerrechts für verlustig zu erklär

Wer die zu Leitung der Vohnui Berusenen während ibrer Amtsverrich-

kung wörtlich oder thätlich bedrobt oder sich an ihnen würklich vergreist, ist — da-
fern nicht dadurch ein gemeinrechtlich mit schwererer Strafe bedrohtes Vergehen be-
gangen wird — mit Acbeitshausstrase von drel Monaten bis Zuchthausstrase von

einem Jahr zu belegen und des Meislerrechts verlustig.

Kommen in den Handwerksversmmlungen Icnarische Auftritte vor, so ist
der Handwerkedeputirte berechligt und verpslichtet, die Rubestörer sosort verhasten
und gesänglich einbringen zu lassen. Seine deosollsigen Aufträge baben die Geus-

d'armes zu vollziehen, auch sollen, um vorkemmenden Falles ein sosottiges Einschrei.

ten zu eimöglicken, auf fein Ersucken ven der Stadtpolizeibehöcde ein oder einige

Gensd'armes beordert werden, sich während der Handwerkeversommlung in unmit.
telbarer Rähe des Versammlnngslokats aufzuhalten. Reichte die Hulse der Gens-

d'armerle zu Hersiellung der Ordnung nicht aus, so soll der Handwerkedeputicte mi-
litärische Unterstüung in Anspruch nehmen, Uaser Milicärcommando aber verpflich-

oet seyn, auf sein Ersachen die ersorderten Mannschosten zu dem angegebenen Zwecke
unverzöglich zu beorder

Urkundlich baben ir diese gesetzliche Verordnung eigenhändig vollzogen und

Unser gröheres Regierungssiegel beldrucken lassen.

Greiz, den 9. Juli 1853.

(L. S.) Heinrich XX.
Otto.
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39. Bekanntmachung

einer deklaratorischen Vestimmung zu §. 2. der Landesherrlichen Ver-
ordnung vom 20. Februar 1852, den Beitritt der Landesangehörigen

zu den im Auslande bestehenden Feuerversicherungsanstalten

betressend.

Zu künstiger Beseiltigung der in untenbemerkter Beniehuns vorgekommenen
Zweisel wird erläuterungsweise hierdurch Folgendes bestimmt

Da nach 6. 2 der Landesherrlichen Verordnung vom 20. Februar 1852,

den Beitrite der Landesangehörigen zu den im Auelande bellebenden Feuer-

versicherungsanskalten betressend, bel Versicherung der Mobilien gleiche
Grundsätze gelten, wie bei der Versicherung von Gebäuden, laut F. 1. der

gedachten Verordnung aber nur die Versicherung eines und desselben

Gebändes in mehrern Alsekuranzanstalcen verboren ist, mithin die Versiche-
rung veeschledener Gebäude in verschiedenen Anstalten nachgelassen bleibt,
so ist es nach Maaßgabe jener Analogse auch gestattet, für sich bestehende
in völlig abgesonderten Gebäuden besindlichen Waarenlager bei verschiedenen

Anstalten zu versichern, sofern nur durch elne streng gesonderte Führung
ordnungsmästiger Lagerbücher die Möglichkeit elner genauen Kontcole der
dehsallsigen Beslände sorkwöhrend ossen gebalten wird.

Grelz, den 14. Jull 1653.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.

J. Frioe.

v. Gelden Crispenderf.
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(UAusgegeben den 23slen August 1853.)

40. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung,
die Liquidirung der Kosten bel Ausstellung von Rückscheinen

betreffend.

Doa in den Liquldarlonen der Uncerbehörden über dle von ihnen ausgestellten Räck.

scheine rücksichtlich der dabel in Rechnung kommenden Nebengebühren seseher erbebliche
Abweichungen wahrzunehmen gewesen ind, so sindet sch Fisiliche Landesregiecung zu

Stcherunz giner shrtgen. und gleichmäßigen Anwendung der in der Sporteltoxe bei
No. 15. I. Abschn. A. enthaltenen einschlagenden Bestimmung bewogen, Cler-
durch die * zu ertheilen,

daß in der Regel und soweit nicht wegen Ecmittelung des Heimathsrechts be-

sondere Verhandlungen ersorderlich werden, neben demin 7 sgr. 6 pf. beste-

benden Sportelsatze für den Nicscbe lediglich noch die, 1 /gr. 3 pf. betca-
gende, Gebühr des Dieners, 1 sgr. sür Ansertigung der Liquidation und

1 (gr. 3 pf. süc derenReinschrift in Rechnung zu bringen seien, eine weitere

Nebensportel dagegen, lusbesondere ein Copialienansot süc Aussertigung der
Rackscheine, da sür solche gediuckte Formulare vorliegen und eine doppelte

Aussertigung Cals Concept und Urkunde) durch Eintragung des wesentlichen
Inbaltesin ein Jenenal suglich vermieden werden kann, nichtStattRade.

Sämmnliche zu Ausstellung von Rückscheinen competente Unterbehinden baben sich
blernach bei Ansertigung der betcessenden Liquidationen genau zu richten.

Grelz, den 1. August 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregicrung vol.
Otte.

Ab. Dielel.
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41. Landesherrliche Verordnung,
die Ertheilung von Gewerbsconcessionen und Gestattung von Neubauten

betreffend.

Wir H cinrich derZwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und bobenstein 2c. 2c. 1c.

baben es Behuss der besseren Regelung und Ueberwachung des Gewerbe= und Bauwe-

sens sür ongemessen besunden, die Unserer Landescegierung in dieser Bezlehung als ober-
ster Polizei= und Verwaltungsbehörde zustehenden Besugnisse genauer zu bestimmen und

verordnen daher nach vernommenem Belrath Unserer getreuen Ricter, und Landschafe wie
solgt:

.1. —

Zu dem Geschastskreise Unserer *mu soll künfelg die obere Leicung des

gesammten Gewerbewesens selnem ganzen Umsange nach gehören, t0r demnach aber niche
nur die alleinige Berechtigung zur Erlheilung ven Concessionen zu gewerblichen, nicht
durch Innungsaufnahme bebingeen, Unternehmungen jeder Arr, namentlich zum Berriebe

des Bicr= und Branntweinschanks, des Malerialkrams, des Brodbackens zum Verkau-
se, des Schnitewaarenhandels, des Handels mie kurzen Waaren, mie Wolle, Garn,
Getreide, Mehl, Sals und dergl., zusiehn, sondern auch die ausschließliche Befugnih
zukommen, ertbeilte Cencessionen, mie Einschluß der bereits bestiehenden, nach Besund
der Umsiände und aus Räcksichten sür das allgemeine Interesse wieder auszuheben.

n Ansehung der Privilegien, Monopole, Patente und Lotterieunternehmungen
dagegen beholten Wir Uns auch fur die Folge hochsteigene Entschließung vor.

. 2.
Gesuche um Concessionserheilung sind bei der zuständigen Gerichtsbehörde des Bltc-

stellers anzubringen, von dieser ober mit kürzlicher, auf Grund vorgängiger Erörterung
der in Erwägung zu jiebenden Umslände beizusügender Aeusjerung, an Unsere Landes-

regierung zur Beschlussaslung abzugeben.

. 3.
Ueber Gesuche um Verstallung von Neubauten hor ebensalls nur Unsere Landes-

regierung Beschluß zu sassen, dasern sie es nicht unter Umständen sür angemessen erach-
ter, Unsere dessollsige Ensschliesiung einzuholen.

Doch sollen die betressenden Um#erbehörden, bei welchen dle Bethelligten ihre An-
träge zu flellen und mit den ersforderlichen Unterlagen zu unterstüßen haben, berecheige
sein, Ancragsleller, gegen deren Gesuche ihnen erhebliche Bedenken beigehen, selbst ab.
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fälllg zu bescheiden. Ausser diesem Falle aber liege es ihnen ob, nach vollsländiger In-
steutrung und Sachererterung die Akten mit kurzem gurachtlichen Bericht an Unsere Lan-

desregierung einzusenden.

. 4.

Röcksichtlich der Gesuche um Concessionsertheilung soll den Besitzern derjenigen

NRircergürer, welche einen bezüglichen. Besitzstand zur Verleihung nach zuweisen vermögen,
in Berreff der in den Gerichtsbezirken der Ricterauter vorkommenden Gesuche um Gestar-

kung von NReubauten aber auch den Rictergutsbesitzern, welche sich zeliher im Besitze des

dessallsigen Verwilligungsrechtes nicht besunden baben, und zwar in beiderlei Fällen
selbst donn, wenn sie ihre Jurisdiction entweder schon abgetreten hätlen oder dieselbe noch
in der Folgeseic an den Sraat übergehn würde, auch künstig noch die Besugniß zustebn,
dagegen Einspruch zu erbeben.

Ven derartigen Gesuchen sind daher die dabei in gedachter Weise interessirten Rlt-

kerguksbesiczer durch die Gerichtsbehörden In Kenntnih zu setzen und zu Beibringung ibrer
erwoigen, siets gehörig zu motivirenden, Gegenerinnerung binnen kurzer hierzu einzuräu-
mender Frilst zu veronlassen. Einkommende (Gegenvorstellungen aber har Unsere Landes-
regierung bei ihrer Beschlußsafsung möglichst zu berücksichtigen und es können dieselben,
auch wenn es sich um Reubangestotkung handelt, bei unbezweiselter Erheblichkeir der an-

gegebenen Gründe len den Unterbehörden zum Anlaß abfalliger Bescheidung der Be-
werber dienen (vgl.

Außerdem ble b. * Rircergutsbesebern, welche den erwähnten Besibstand für sich

ansähren können, niche blos die Forterhedung der zelther besogenen desfallsigen Gewerbe-
gelder und des auseclegten sogenannten neuen Häuserzinses gesiartet, sondern es sollen i-

nen auch die Abgaben, welche Unsere Landescegierung künftig in Fällengleiher Corces-
boneertheilung“ r Bangeslattung in deren Gerichtebezirke auserlege —. sofern acche

nicht, wie z. B. die Contriburion vomsteuersreien Gute und vom Gewerbe, in dieLan-

deskasse 9 — bis aus Weiteres als eine ihnen gebührende Gerichtsnuung zukom-
men

Dagegen steht denselben, salls sich Unsere Landesreglerung aus irgend welchen
Gründen zur Zurücknahme einer bereiks ertheilten Concession veranlaßßtt finder, weder ein
Wider-pruchsreche noch ein Entschädigungsanspruch zu.

Ueberdleß beholten Wir Uns vor, die sernere Anerkennung der sür jetzt nur aufden
Besicstand gesitzten Ausprüche der Rictergutsbesiter von dem Nachweise des bezüglichen

Rechtes selbst abhängig zu machen und deehalb sowie uberhaupt wegen etwaiger gänzlicher
Abfindung der Betheiligtenin Betreff ihres in Betracht kommenden materiellen Interes-

ses weitere sachgemaße Anordnung und gesetzllche Bestimmung zu tteffen.

8. 5.
Beschwerden wegen Mißbrauchs und Uebergisssin Ausübung verliehener Conres=

sionen sind bel den berreffenden Umeerbehörden zu verhandeln und durch Entscheidung zu
erledlgen. Lehtere darf jedoch auf Enczlehung der Concesston nicht gerichtet sein; viel-
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mehr sind Behufs dessollsiger Beschlußsossung und Versügung im administraliven Wege
dle ergangenen Akten Unserer Landesreglerung kürglich zur Einsichtnahme vorzulegen, und
Ist Solches ln geeigneten Fällen jedesmol in dem Srrafbeschelde zu bemerken.

C. 6.
Worslehende Bestlmmungen sinden auf dem plarten Lande ohne Ausnahme, In den

Städeen Greiz und Zeulenroda jedoch nur in sowelc Anwendung, als nicht daselbst in

Gemächeit der beslehenden städtischen Verfassungen obweichende Einrichtungen In aner-
kannter Geltung sind, bel denen es auch serner bis auf Weiteres sein Bewenden haben

soll.
Urkundlich haben Wie dlese gesebliche Verordnung hochsteigenhandig voll jogen

und mit dem Beldrucke Unseres großeren Regierungssiegels versehen lassen.

Greiz, den 17. August 1853.

(L. S.) Heinrich XX.

Otto.



Gesetzsammlung
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T
(Ausgegeben den ZOsten August 1853.)

42. Bekanntmachung
der unterm 26. November 1852 und 3. und 4. April 1853 zu Ber-

lin abgeschlossenen Zoll· und Handelsverträge.

Nachdem dle nachstehenden, zutn 6. November v. J., 3. und 4. Aprild.J.
zu Berlln abgeschlossenen S'#aatsvertr.

I. Vertrag, die Pezweuert*Tbuclazischen Zosl- und Handelsvereines betref-
send, vom 26. November 1852,

II. Vertrog wegen Beitenes des Kursiestenthumes Hessen blulichellch des Krel-
ses Schmolkolden zu dem Vertrage, die Forkdauer des Thüringischen Zoll-
und Handelsvereins betressend, vom 3. Apeil 1853,

III. Vertrag, die Fortdouer und Erwellerung des Zoll= und Handelsverelnes
betressend, vom 4. April 1853,

IV. Uebereinkunfe wegen Besleuerung des Rüben uckers vom 4. Aprll 1853,
V. Uebereinkunft, dle Theilung der gemeinschoftlichen Ausgangs, und Durcch-

gongsabgaben betressend, vom 4. April 1853,
VI. Vertrag über die glelche Besleuerung innerer Erzeugnisse vom 4. April

1853,
VII. Besonderer Artikel, die Thellung des Auskommens von der Besleuerung

des Brannewelnsbetressend, vom 4. April 1853,
VIII. Vertrag, die glesche Besteuerung von Wein und Tabak berreffend, vom

pril 1853,
gegenselelg ralißeirt worden sind, so werden solche mit Serenissimi Höchster Genehml-

gung zur allgemesnen Nachachtung hierdurch bekannt gemache.

Grelg, den 12. August 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

o. Geldern, Erispendors.
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I.
Ver tr a

zwischen Preußen, Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-Meiningen,
Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Schwarzburg-Rudolstadc,
Schwarzburg-Sondershausen, Reuß aälterer und Reuß jüngerer Linie,

dle

Fortdauer des Thüringischen Joll. und Handels- Vereines
belressend. «

SemeMajeslakdedensqvonPkenßsnSeineKönlglscheHohciHder-Groß-
her zog ven Sachsen- Weimar- Eise nach, Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen- Mel-
ningen, Seine Hoheit, der Herjog von Sachsen- Altenburg, Seine Hoheit, der Her-
jog von Sacksen, Coburg= Gotha, Seine Durcklaucht, der Fürst von Schwarzburg-

Rudolsladt, Seine Durchlouche, der Finst von Schwarzburg. Sondershausen, Seine
Durchloucht, der Fürst von Reuß älrerer Linle und Seine Durchlauch#, der F##st von

Reuh jüngerer Linie, gleichmäßig von dem Wunsche geleiter, die zwischen Ihren nach-
solgend benannten Ländern und Landesebeilen beslehende Verkebrssceiheic und Zollgemein-

schoft auch süc die Zukunse sicher zu liellen, haben zu dlesem Zwecke zu Bevollmäch-
tigten ernanne:

Seine Mojeslär, der Könskg von Preuhen:

Alerhen II Ihren GeneralleektokoeketeueknJohannskledkichvonPotnmek

Alleshöckst Ihren geheimen Legations. 8 Alexander Max Philipsborn,

Allerhochst Ihren gehelmen 2 Martin Frledrich Rudolph Delbröck;
Seine Königliche Hoheie, der chrete von Sachsen-Weimar-Eisenach,

Seine Hoheic, der Hersog von Sachsen, Meiningen,
Seine Hoheit, der Heizeg von Sochsen. Altenburg,
Seine Hoheit, der Herzeg von Sachsen, Coburg. Gorha,
Seine Durchsoucht, der Fürst von Schworzburg. Rudosstadt,
Seine Durcklaucht, der Fi#ll von Schwor#burg. Sondershaufen,
Seine Ducchlaucht, der ü#st von Reusi älterer Linie, und

Seine Durchloucht, der Fünst von Reuß jüngerer Linie:

den Grosthe, hoall, Sächsischen gehrimen Sra#terath Guskav Thon
von welchen Bevollmächtig#en, unter dem Vorbehalte der Ratifikatlon, jolgender Ver-

trog abgeschlossen ist.
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Artikel 1.

Der Zoll- und Hondels= Werein der Thüringschen Stooten wird vom 1. Januar
1654 ob auf welrere zwölf Johre, olso bis zum 31. Dezember 1865, unter den an

dem gegenwäccigen Vertcage thellnehmenden Regierungen sortgesetzt.

Für diesen Zeitraum bleibt sür dieselben der Vertrag wegen Errichlung des gedach.
ten Vereines vom 10. Mai 1833 mit allen darauf bezüglichen gleichzeillgen und spöceren

Wereillbarungen auch serner, jedoch mit den in den solgenden Artikeln enthaltenen Modl-

fükalionen und zusätzlichen Bestimmungen in Krast.

» Acelkel 2.

Die zu dem im Art. 1 erwähnten Vereine künselg verbundenen Stoatsgeblete sind:

dle Königlich Preußischen Landestheile, Stode und Lond. Kreis Ei surr, nebst den
Krelsen Schleusingen und Ziegenruck, die Großherzeglich Sächsischen Lande, mit Aus-
nohme des Annes Allsiede mir Oldieleben und des Vordergerichtes Oslbeim, die Her-

Joglich Sachsen. Meiningenschen Lande, die Hergeglich Sachsen-Altenburgschen Lande,
die Hergoglich Sochsen= Coburg= Gothoischken Lande, wit Auenahme der Acmer Vol-
lenrode und Königeberg, die Fusllich Schworzburg. Nodolstädtiscken und die Fürfllich

Schwa'burg.Sondershausenschen oberen Heirschasten, und die Firsllich Reußischen
Lande ällerer und jungerer Linie.

Hlusichtlich des Verhältnisses des in dem Wereinsgebiete enklavirken Kursärstlich
Helssischen Kreises Schmalkalden bleibe ebenso, wie binsichelich der Königlich Boyerschen
Enklave Kaulsdolf und der Königlich Sächsischen Enklaven besondere Vereinbarungen
mir den betressenden Regierungen vorbehalten.

Arcikel 3.

Für den Fall, daß dle Zollvereinigungs. Verträge zwischen dem Thöüringischen
Zoll- und Handels= Vereine einerseits, und den Königreicken Boyern und Sachsen,
sowle dem Kurfürstenthume Hessen, oder mit einzelnen dieser Staaten andererseits, nicht
erneuert werden sollten, ist Folgendes verabredet worden:

1. Der Aufwand, welcher an den gegen das Aussond gelegenen Grenzen und inner-

balb des daju gehörigen Gienzbezirkes für die Zollerhebungs-- und Aussichts= oder Kon-
trole, Behörden und Zollschuzwacken erwäckhst, wird in gleicher Weise, wie nach Art.
13 des Vertrages vom 10. Mal 1833 die Koslen, welche die Unterhaltung der gemein-

schastlichen Behörde in Eesurt und die dleser obliegende Gesc äfteführ ung veru'sacht, von
der Gesommtbeit des Thüringischen Vereines getrogen und von den unter die einzelnen

Vereinssloaten zu vertheilenden gemeinschostlichen Einnahmen in Abzug gebracht.

Jeder Sraat har jedoch für die Amts. Lokale in seinem Gebiete, sowie für die Pen-

stonen, welche den von lhm angeliellten Beamten und deren Hinterloslenen geseblichjustehen,
aus seine alleinige Rechnung zu sorgen.

1..
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2. An die Stelle des gemelnschasillchen General- Inspektors trltt ein gemelnschaft-

licher, den einschlagigen Ministerlen der Verelnsstaaten untergeordneter Zoll·und Steuer-
Dlcrektor, welchem außer den dem General- Inspektor jetzt obllegenden Funktionen auch
die Leitung des Dienftes der Lokal= und Bezirks= Behörden für Zölle und Rübengucker-
Steuer, sowie die Vollziehung der die Zolle und die Rubenzucker·Steuerbetreffenden
gemelnschostlichen Gesetze überhaupe, lm ganzen Wereine übertragen widd.

Das Nähere über die Dienstverhältnisse des gemeinschofelichen Zoll- und Steuer-
D#lrektors und der in dem Bereiche des Thüringischen Vereines sür den Schutz und die

Erhebung der Zölle an den Grenzen und im Grenpbezirke anzuslellenden Beamten wlrd

besondes veceinbart.

3. Die Verelnborung in dem Artikel 10 des Verkrages vom 10. Mal 1833 soll

auch auf die Aussührung der vorslehenden Verabredungen, insbesondere auf dle Organl=
socion der einccecenden Greng= Zollverwallung Anwendung finden.

Artlkel 4.

Sosern der gegenwartige Vertrag nicht spatestens neun Monate vor dessen Ablaufe

gekändige wird, soll derselbe auf weltere zwölf Jahre, und so sort von zwölfzuzwölf
Jahren, als verlängert angesehen werden.

Arctkel 5.

Gegenwärtlaer Verkrag soll rarlficict und es sollen die Raelsikarlons-Urkunden bin-
nen längstene drel Wochen in Berlin ausgewechselt werden.

So gescheben Berlin am 206. November 1852.

(ge).) Johann Frledrich Alexonder Mar Morein Frledrich Gustav
v. Pommer Esche. Pbilipsborn. Rudosph Delbrück. Thon.

(L. S.) (L. S.) (L. 8S.) (L. S.)
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II.
Ver tr a

zwischen Preußen, Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen = Meiningen,

Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Schwarburg-Rudolstadt,
Schwarzburg-Sondershausen, Reuß alterer und Reuß jüngerer ginie

einerseits
und

Kurhessen ¶dererscite,
des Beitrittes des Amggpehihurg Hessen hinsichtlich des Kriies

malkalden z dem Vertrage der erstgenannten Staatenv
26. November 16052, die Fortdauer des „KhüringischenLoll- und Handels-Verein

betresfsend.

Ole bei dem Thürlngischen Zoll, und Handels-Vereine bethelligten Souverolne,
glelchmäßig geleitee von dem Wunsche, dle Fortdauer dleses Vereines auch in Beziehung

auf die darln begriffenen Kurhessischen Landeseheile süc die Zukunft sicher zu Kellen, haben

zu diesem Zwecke zu Berelm wanen ernannt:
erseits

Seine Majeslat, der von Preußen:

Allerhochst Ihren General DirektordekSteueknJohqnanledtlchvonPommek
Esche

Alrrböcht Ibren gehelmen Legaklons. Rath Alepander Mox Pölllpsborn
dun

Allerhochst Ihren gehelmen Reglerungsrath Martin Friebrlch Rudolph Delbruck;
Seine Konigllche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-Welmar-Elsenach,
Selne Hoheit, der Herzog von Sachsen- Meiningen,
Selne Hohelt, der Herzog von Sachsen-Altenburg,

Seine Hohelc, der Herzog von Sachsen= Coburg. Gotha,
Seine Durchloucht, der Fürst von Schwarzburg. Rudolstadt,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg. Sondershausen,

Seine Duechlaucht, der Fürst von Reuß allerer Linle und

Selne Durchlouche, der Fürst von Reuß jängerer Linse:

den Großherzoglich Sächsischen gehelmen Scaatsrath Gustav Thon;
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anbererselts
Selne Konlgliche Hoheit, der Kurfurst von Hessen:

Höckst Ibren geheimen Ober-Finanzcath Wülbelm Duysin
von welchen Bevollmächtigten unter Vorbehalt der Nrsftaln satzenhe- Vertrag abt
schlossen worden ist.

Areikel 1

Da#s Kursürstenrhum Hessen tric in ln des Kreises Schmalkalden dem a
26. November 1352 zwischen Preußen, Sochsen= Weimar-Eisenach, Sachsen-M

ningen, Sachsen= Allenburg, Sachsen-Coburg. Gotha, Schwarzburg. Rudolstad
Schwae#burg.Sondershausen, Reuß allerer und Reuß jüngerer Linie abgeschlossene
dlesem Vertrage beigesügten Vertrage, die Fortdauer des Thüringischen Zoll- und Ha
dels.Veceines betcessend, in allen Punkten bei.

rtikel 2.

In Folge dieses Beltritts wird der Kucsürstlich Hessische Kreis Schmalkalden au
künstig zu denjenigen Staategebielen gehören, welche nach Arc. 2 des Verccoges vo

26. November 1852 den Thüringischen Zoll- und Handels-Werein bilden.
Artikel 3

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird vorläufig auf 12 Jahre, vom
Januor 1854 anfangend, also bis zum lehten Dezember 1865, sellgesetzt.

Sesern herselbe nicht späreslens neun Monale vor dessen Ablaufe von einem ot

dem andern der konkrablrenden Staaten gekündiget wird, soll derselbe aus weltere zw

Jahre, und so sort von zwölf zu zweif Jeger als verlängert angeseben werden.
Artikel 4.

Gegqenwäriger Vertrog soll rocificirt und es sollen die Ratisikarions-Urkunden bül

nen längslens sechs Wochen in Berlin ausgewechselt werden.

So escheben Berlin am 3. April 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Pbillpsborn. Duysing.

(L. S.) (L. S.) (L. S.)

Delbräck. Thon.
(I. S.) (u. S.)
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III.

Ver trag#
zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Ba-
den, Kurhessen, dem Großherzogthume Hessen, den zum Thüringischen

Zoll= und Handels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig,
Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frankfurt,

it

Fortdauer und Erweiterung des Zoll. und Handels. Vereines
bet ffend.

Nachdem die Regierungen von Preußen, Bapern, Sachsen, Hannover, Wört-

temberg., Boden, Kurhessen, Großherzegehum Hessen, der bei dem Thürknaischen
Zoll“ und Handels- Vereine betbeiligten Seaaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau
und der seeien Sradr Franksurc,

im Anerkenntniß der woblthärsgen Wirkungen, welche der aus den Verträgen vom
22. und 30. März und 11. Moi 1833, vom 12. Moi und 10. Dezember 1835, vom

2. Januar 1836 und vom 8. Mail, 10. Oktober und 13. November 1841 beruhende

Zoll= und Handels. Verein, den bei dessen Gründung gehegten Absichten encsprechend,
für den Handel und gewerblichen Verkebr der daran betheiligten Staaten herbeigefuhrt
bar, und welche von elner weileren Ausdehnung des gegenleitig sreien Handels und ge-

werblichen Verkebrs zwischen Ihren Scooken sär die Wohlsabre Ihrer Unterthanen und
zugleich für die Besörderung der ollgemeinen Handels= und Verkehrs-Freiheic in Deursch-
lond zu erwarten siehen,

in dem Wunsche übereingekommensind, sowohl den Fortbestand des gedachten Zoll-
und Handels. Vereines sicher zu lellen, als auch den Steuerverein, aus Grund des zwl-
schen den Regierungen von Preußen und Hannover am 7. September 1851 abgeschlos.

senen Vertrages, welchem Oldenburg durch Vercrag vom 1. März 18.52 beigerreken ist,

mit diesem Vereine zu vereinigen: so sind zur Erreichung dieser Zwecke Verhandlungen
gepflogen worden, wozu als Bevollmächcigee ernannt haben

Seine Mofesär, der König von Peuhen:

*’ienr Ibren General= Direktor der Steuern Johann Friedrich von Pom-
*mer e,

Allerböchst Ibren gebeimen Legatlons-Rach Alerander Mor Phillpsborn
und

Allerböchst Jbren geheimen Reglerungs-Rarh Martin Friedrich Rudolph
Delbrück; r
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Selne Majestat, der Konig von Bayern:

Allerhochst Ibren Ministerial·RathCarlMeirner:
Seine Majeslär, der König von Sachsen:

Allerhöchst Ihren Zoll- — Steure-Oetter Bruno von Schimpff;
Seine Mojessär, der König von Honnover:

Aller hochst Ibren General-Direktor bre indirekten Steuern und Zölle D. Ouo
I enze;

Seine Mojestär, der König von Wuürttemberg:

Alen Ibren Direktor im Finanz-Ministerlum Carl Feiedrich von

esns er Hopeic, der Regent von Baden:
Ihren Mintllerial- Rath Joseph Hock;

Semn PKümgliche Hobele, der Kursürst von Hessen:
öchst Ihren geheimen Ober-Finanz= Rath Wilhelm Duysing;

Seine Königliche Hoheic, der Großherzog von Hessen und bel 7
Höchst Ihren Minislerlal-Rarh Mo##imilion von Biegeleben;

Die bei dem Thüringischen Zoll- und Handels= Werelne betheiligten Souveralne, näm-
lich oaußer Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Seiner Königlichen Behei

dem Kursursten von Hessen:

Seine Konigliche Hohelt, der Großherzog von Sachsen-Welmar-Eisenach,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Meilningen,

Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Allenburg,

Seine Hoheic, der Hergog von Sachsen. Coburg-Golha,
Seine Durchlauch#, der Fürst von Schworzburg. Rudosstadr,
Selne Durchlauche, der Fürst von Schwarzburg. Sondershausen,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß älcerer Linle

und

Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß jüngerer Linle:

den Großber#glich Saächsischen gehelmen Staaksrath Gustav Thon;
Seine Hobeit, der Herzog von Braunschweig und Lüneburg:

Hoöchst Ihren Finanz-Direkcor Wilhelm Erdmann Florian von Thlelau;

Seine Königliche Hobeic, der Großherzog von Oldenburg:

Höchst Ibren Geschäststräger am Königlich Preußlschen Hofe Legatlons-Ratb
D. Friedrich August Llebe;

Selne Hobeir, der Herzog von Nossou:

5 Ihren Domänen. Rolh Eenst Freiherrn Marschall von Blebersteln;
der Senat der seeien Stade Franksure:

den Schöffen und Senator Coeller;

von welchen Bevollmächtigeen, under dem Vorbehaste der Rarlsikatlon, solgender Ver-

(rog abgeschlossen worden lst.



,
Der zwslchen den Königrelchen et “ Sachsen und Wörteemberg,

dem Großher gtbume Boden, dem Kursü#stenthume und dem Großbergogthume Hes-
sen, den zum Thüelngischen Zoll- und Handels= Vereine verbundenen Stacken, den
Herzegtbömern Braunschweig und Nossou und der freien Stode# Frankfurt,Vehusé el-

nes gemeinsamen Joll, und Handels. Syslemes errichtete Verein wird vorläufig auf wel-

646 Lraol Jahre, vom 1. Jannar 1854 anfangend, also bis zum lehten Dezember 1865,
ortgeseht.

Fur diesen Zeitraum bleiben die Zollvereinigungs-- Vertrage vom 22. und 30.

März und 11. Mai 1833, vom 12. Mai und 10. Dezember 1835, vom 2. Januar

1836 und vom 8. Mai, 19. Oktober und 13. November 1841 auch fecnerin Krast.

Actikel 2.

Der zwilchen dem Königreiche Hannover, dem Her zogthume Oldenburg und den
ihnen angeschlossenen Gebleten dermalen bellehende Steuerverein wird, vom 1. Januar
1854 on, mie dem zwischen den übrigen koncrohirenden Staatenim Arc. 1 erneuerten

Zoll- und Hondels. Vereine verbunden, dergeslalr, daß beide Vereine für die Dauec
der im Art. 1 erwähntenVertrags= Poode einen durch ein gemeinsames Zoll= und Hon-

dels. System verbundenen, und alle darin begrissenen Länder umsossenden Gesammtver=
ein bilden.

Die Rechte und Verpflichtungen, welche in den, im Art. 1 genannten Zollvereinl=

gungs- Verträgen gegenseitig zugellanden und übernommen sind, sollen, soweit niche el-
was Anderes besonders verabredet ilt, auch dem Königreiche Hannover und dem Herzog-

tbume Oldenburg zustehen und obliegen und zwar sowohl in dem Werhältnisse beider
kaaten zu einonder, als auch in dem Verhälenisse eines jeden derselben zu den übrigen

kontrahlcenden Stacten. Zur Feftstellung der erwähnten Rechte und Verpflichtungen
wird der Inhalt jener Verträge mir diesen besonderen Verabredungen in Nachstehendem

ausgenommen.
13.

In den Gesammtverein sind insbesondere auch dlejenigen Staaten einbegrifsen, wel-
che schon stüher entweder mit ihrem gonzen Gebiete, oder mit einem Theile desselben dem

Zoll- und Handels. Systeme eines oder des anderen der kontrahirenden Sctaaten beige-

treten sind, unter Berücksichtigung ihrer auf den Beitrictsverträgen berubenden besonde-

ren Verhältnisse zu den Staoten, mit welchen sie jene Verkltäge abgeschlossen haben.
etike

Dogegen bleiben von dem Gesommtvereine vorläufig ausgeschlossen diesenlgen eln-

zelnen Landeskheile der kontrahirenden Staaten, welche sich ibrer Lage wegen zur Auf-
nahme in den Gesammverein nicht eignen

Hierbei werden jedoch in Beziehung aof die schon bisber zum Zollvereine gehörigen

Staaten diejenigen Anordnungen auf echt erhalten, welche rucksichtlich des erleichterten
Verkehrs der ausgeschlossenen Landestheile mic dem Haupllonde gegenwärtig bestehen.

2
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Weitere Begünsigungen dleser Arc kännen nur im gemeinschaftllchen Elnverständ-
nilse der Verelnsglieder bewilligt werden.

Arelkel 5.

In den Gebielen der kontrahlrenden Staaten sollen überelnstimmende Gesetze über
Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben bellehen, dabel jedoch diejenigen
Modiskatlonen zulässig seyn, welche, ohne dem gemelnsamen Zwecke Abbruch zu ehun,
aus der Eigenthümlichkeir der llgemeinen Gesetzgebung eines jeden theilnehmenden Staa-

kes oder aus lokalen Interessen sich als nothwendig ergeben. Bel dem Zoll, Tarlse na-

mentlich sollen pierdurch in Bejug auf Eingangs= und Ausgongs-Abgaben bel einzelnen,
weniter süc den gröheren Haadelsverkehr geeignecen Gegenständen, und in Bezug auf
Durchgangsabgaben, je nachdem der Zug der Handelsstraßen es ersordert, solche Abwel-
chungen von den allgemein angenommenen Erhebungssäten, welche für einzelne Staaten

als vor zugsweise wünschenewerth erscheinen, nicht ausgeschlossen seyn, sofern sie auf die
allgemeinen Interessen des Vereines nicht nachtheilig einwirken.

Desgleichen soll auch die Verwastung der Elngangs,, Ausgangs= und Durchgangs=

agete und die Oeganisotion der dozu dienenden Behörden in allen Ländern des Ge-
sommtvereines, unter Berücksichtigung der in denselben bestebenden eigenthümlichen Ver-

bältnisse, aufgleichen Fuß gebrachtwe en.
kel 6.

Veranderungen in der gessecl#e mit Einschluß des Zoll-Tarlses und der

Zeollordnung, sowie Zusähe und Ausnahmen können nur auf demselben Wege und mie

gleicher Uebereinstimmung sämmrlicher Glieder des Gesammtvereince bewirke werden, wie
die Einsührung der Gesete erfolgt.

ieß gilt auch von allen Anordnungen, welche In Beziehung auf dle Zollverwaltung

allgemein abändernde Normenausele titkel 7.

Mit der Aussührung des 1 Wertrages teilt zwischen den konrrahlrenden

Staaten Freihelt des Handels und Verkehrs und zugleich Gimeiuschft der Einnahme an
Zöllen ein, wle beide in den solgenden Artikeln bestimmet werd

Artikel 8.

Es hören von diesem Zeicpunkte an alle Eingangs-, Ausgangs-, und Durchgangs-

Abgaben an den gemeiaschastlichenLondesgrenzen der schon jehr zum Zollvereine gehören-
den Staaten und der dermalen zum Steuervereine gehörenden Stoaten auf, und es kön-

nen olle im steien Verkehre des einen Gebtctes bereits besindlichen Gegenslände auch srel

und zibeschwet in dos andere Gebier gegenselllg elngesührt werden, mit alleinlgem Vor-
behalte

o% a) der zu den Staats- Moenon **- Gegenstände (Spielkarlen und Salz),
nach Maßgabe der Act 9. un

D) der im Inneen der aenhdrn Staaten mit einer Steuer belegten inlandl-

schen Erzeugnisse, nach Maßgabe des Art. 11.
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Acrtikel 9.

Hlnscchellch der Elnfuhr von Spielkarten behält es bei den in den koncrahirenden
Sctaaten bestehenden Verbots= oder Beschränkungs-Gesetzen sein Bewenden.

Artikel 10.

In Bekreff des Solzes kreten die Königlich Hannoversche und die Großhergoglich

Oldenburgsche Regierung den zwischen den kontrohirenden Vereinsregierungen getroffenen
Werabredungen in solgender Ar# bei:

#a) die Einfuhr des Salzes und aller Gegenstände, aus welchen Kochsalz ausgeschle-
den zu werden pflegt, aus sremden, nicht zum Wereine gebörigen Ländern in

die Vereinsstaaten, ill verboren, in soweit dieselbe niche für elgene Rechnung
einer der verelnten Regierungen, und zum unmittelbaren Verkause in ihren Salz-

ämtern, Faktorelen oder Niederlagen geschiehr;
D) die Durchsuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegensände aus den zum

Bereine nicht gehörigen Ländern in ondere solche Länder soll nur mit Genehmi-
gung der Vereinesloo#ten, deren Geble# bei der Durchsuhr berühre wird, und

unter den Vorsichtsmaßregeln Stott fuden, welche von denselben für nöthig er-

achtet werden;
) die Aussuhr des Salzes in stemde, nicht zum Vereine gehörige Staaten 14#

cel.

() was den Salzhandel innerhalb der Vereinsstaaten betrifft, so ist dle Einsuhr
des Salzes von einem in den anderen nur in dem Falle erlaube, wenn zwischen

den Landesregierungen besondere Verträge deshalb bestehen;
e) wenn eine Regierung von einer anderen innerhalb des Gesammevereines ous

Stcaals- oder Privat= Salinen Sal) bezieben will, so müssen die Sendungen
mmic Pässen von össentlichen Behörden begleitet werden.

Zu diesem Ende verpflicheen sich die berbelligten Regierungen, auf den
Pelvar,Salinen einen offenrlichen Beamten auszussellen, der den Umsang der
Produktion und des Absatzes derselben übeehaupt zu beobachten hat;

1) wenn ein Vereinssioot durch einen aonderen aus dem Auslande oder aus einem

drleten Vereinsstaate seinen Solgzbedorf beziehen, oder durch einen solchen sein
Sal) in sremde, ulcht zum Wereine gehörige Staoten versenden lalsen will, so
soll diesen Sendungen kein Hinderniß in den Weg gelegt werden, jedoch werden,
insosern dieses nicht schon durch stühere Verträge beslimmt ist, durch vorgancige
Uebereinkunft der bethelligten Staotcn die Seroßien für den Transport und die

ersorderlichen Sicherheitsmoßregeln zur Verbindecung der Einschwärzung ver-
abredet werden;

da es, nach der bestlimmten Erklärung der Königlich Honnoverschen Regierung,
unnbersleigllche Schwierigkeiten sindet, im dortigen Gebiete den Verkous des

alzes im Großen, wle dleß im übrigen Gebiele des Zollvereines geschiehe,

auf Rechnung des S#raates zu übernehmen und zu beschränken, oder doch den

jetzigen Berrag ibrer Salzsleuer zu erhöhen, so werden die Regiecungen von
2
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Hannover und Oldenburg, um Einschwärzungen von Sal) in dle angrenzenden

Wereinsst#ooten, auch ohne die, In Fosge der Zollverelnigung weßsollende strenge
Grenzbewachung abzuwenden, die verborene Salzeinsuhr nach diesen Seaa##
mlt nachdrücklichen Strasen bedrohen und durch andere, nähec verabredere Mlt-
tel zu deren Verbinderung mitwlrken.

e#lkel 11.

In Bezjug auf diejenigen Eczenanisse, welche in den einzelnen Wereinsskaccen
(beils bei lbrer Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmitkelbar bei lhrem Ver-
brauche mit einer inneren Steuer belegt sind (Uct. 8 Lil. D), wird es von sämmtli-

chen kontrahirenden Theilen als wünsche,„ewerlb anerkanne, birrin eine Uebereinstimmung
der Gesebgebung und der Besteuerungssähe in den Vereinssloaten thunlichst bergestellt zu

seben, und es wied daher auch ihr Bestreben ouf Herbeisührung einer solchen Gleich-

mréHigkelt, insbesondere durch Vereinigung mehrerer Staoten zu gleichen inneren Steuer-
einrichtungen, mie oder ohne Gemeinschastlichkeit der Steuerverttäge gerichter seyn. Bis

dahin, wo dieses Ziel erreicht worden, sollen Hinsichtlich der vorbemerkten Steuern und

des Verkehrs mit den davon betcossenen Gegenlkänden unter den Vereinsslaaten, zur

Wermeidung der Nachtheile, welche aus elner Verschiedenartigkese der inneren Steuer-

Sosteme überhoupt, und namentlich aus der Ungleichheit der Steuersätze, sowohl für die
Produzenten, als sür die Steuereinnahme der einselnen Vereinsslaaten erwachsen könn-
ken — abgesehen von der Besleuerung des im Umsange des Zolloereines erzeugten Rü-

beriucers“ weshalb auf die besonders getrossenen Vereinbarungen Bezug genommen
—solgende Grundsätein Anwendung kommen.

I. Hinsichtlich der ausländischen Erjeugnisse.

Von allen Erzeugnissen, von welchen entweder ouf dlein der Zollordnung vorge-
schrlebene Weise dargethan wird, daß sie ols aueländisches Ein= oder Durchgangs. Gur

dle jollamtliche Behandlung bel einer Erbebungebeürte des Vereines bereils bestanden
aben oder derselben noch umterliegen, oder von welchen, dosern sie zu den tarismäßig

bollsreien gebören, durch Bescheimchungen der Grenz-Zellamiet nach gewiesen wird, daß
sie vom Auslande eingesuhrt worden sind, dorf keine weitete Abgabe irgend einer Art,

sey es sür Rechnung des Staates oder für Rechnung von Kommunen und Korpocatsonen,

erhoben werden, sedoch — was Eingangsgut bettifft — mit Vorbehalt der jenigen in-
neren Steuern, welchein einem Vereinsstaate auf die weitere Verarbeitung oder auf an-

derwelte Bereitungen aus solchen Erjeugnissen, ohne Unterschied des ausländischen, in-

ländischen oder vereinsländischen U'sprunge allgemein gelegt sind.

II. Hinsichtlich der inländischen und vereinsländischen Erzeugn'ssse.

1) Von den innerhalb des Vereines erqeugten Gegensländen, welche nur durch ei-

nen Vereinsslaar transitiren, um entweder in einen onderen Vereinslst#aot oder nach dem

Auslande gesührt zu werden, dürsen innere Steuern weder sur Rechnung des Staates,

noch für Rechnung von Kommunen oder Korporatlonen erhoben werden.
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2) Jedem Vereinsslaate bleibt es zwar frelgestellt, die auf der Hervorbringung,
der Zubereitung oder dem Verbrauche von Erzeugnissen ruhenden inneren Steueen bei-

zubehalten, zu verändern oder auszuheben, sowie neue Steuern dieser Art einyusühren,
jedoch sollen

a) derglelchen Abgaben für jehe nur auf solgende inlöndische und gleichnamige ver-
einsländische Erzeugnisse, als: Branntwein, Bier, Essig, Malz, Wein,
Most, Cider (Obstwein), Taback, Mehl und andere Mühlen-Fabrikace,
desgleichen Backwaaren, Fleisch, Fleischwaaren und Fett gelege werden dürsen.
Auch wird man sich

Db) sowelr nsehig, über bellimmte Sähe versländigen, deren Vertrag bei Ab-
messung der Steuern nicht überschritten werden soll.

3) Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer biernach zur Er-

bebung kommen, wird eine gegenseicige Gleichmäßigkeic der Bebandlung dergestalt Srat#
finden, daß das Erzeugniß eines anderen Vereinssicates unter kelnem Vorwande höher
oder in einer lästigeren Weise, als das inlöndische oder als das Erzeugniß der übrigen

Vereinsslaaten, besteuert werden darf. In Gemähbeit dieses Grundsotzes wird Folgen-
des festgesehzt:

a) Vereinsstaaten, welche von einem inlandischen Eczeuqnisse keine innere Steuer

erheben, dursen auch das gleiche vereinsländische Erzeugniß nicht besteuern.
Jedoch soll ausnahmsweise denjenigen Vereinsstaaten, in welchen kein Wein
erzeugt wird, frel slehen, eine Abgabe von dem vereinsländischen Weine nach
den besonders getrossenen Verabredungen zu erheben;
dlejenigen Seaaten, in weschen innnere Steuern von einem Konsumcions=

Gegenstande bei dem Kause oder Verkause oder bel der Verzehrung desselben

erboben werden, dürsen diese Steuern von den aus anderen Veceinsstaaen her-

rührenden Erzeugulssen der nämlichen Gattung nur in gleicher Weise sordern;
ste können bogegen dle Abgabe von den nach anderen Vereinsskaacen übergehenden

Gegenständen unerhoden, oder ganz oder theilweise zurückgeben lassen;
diejenigen Staaten, welche ihnere Steuern auf die Hervorbringung oder Zube-

reitung eines Konsumeions- Gegenstandes gelege haben, können den gesebßlichen
Betrag derselben bei der Einsuhr des Gegenstandes aus anderen Vereinsstaaten

voll erbeben und bei der Ausfuhr nach diesen Staaten theilweise oder bis zum

vollen Beteage zurückerstatten lassen.
Welche, dem dermaligen Stande der Gesetzgebung in den gedachten Seaa-

ten entsprechende Bektäge biernach zur Erhebung kommen und beziehungewelse
zurückerstoctet werden können, ist besonders verabredet worden. Treien späcer

irgendwo Veränderungen in den für die inneren Erzeugnisse zur Zeit bestehenden
Steuersätzen eln, so wird die betressende Regictung den übrigen Vereinsregie-
rungen davon Mlteheilung machen, und hiermic den Nachwels verbinden, daß
die S#euerbeträge, welche, in Folge der eingerrelenen oder beabsichtigten Ver-

änderung, von den vereinsländischen Erzeugnissen erhoben, und bei der Aus-

— S—
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fuhr der besteuerten Gegenstande vergutet werden sollen, den vereinbarten Grund-

sahen entsprechend bemessen seyen;
ch) soweit zwischen mehren, zum Zollvereine gehorlgen Staaten eine Verelnigung

zu glelchen Steuereintichtungen besteht, werden diese Staaten, in Ansehung
der Besugnisi, die betreffenden Steuern gleichmaßig auch von vereinslandischen

Erzeugnissen zu erheben, als ein Ganjes betrachtet.
4) Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betcoffenen vereinsländischen

Gegensländen soll in der Regel in dem Lande des Bestimmungsorkes Scatt sinden, in

sosern solche nicht, noch besonderen Vereinbarungen, entweder durch gemeinschastliche

Hebellellen on dennBinnengtenzen „obder im Lande der Versendung fur Rechnung des ab-

gabeberechtigtenStaatesersolgt. Auch sollen dle, zur Sicherung der Steuererhebung

ersorderlichen, Anordmung, soweit sie die, bei der Versendung aus einem Wereinsslaate#
in den anderen einzuhallenden Stroßen und Kontcolen betrefsen, auf eine, den Verkehr

Ws wenig beschränkende Weise und nur nach gegenseliigerVerabredung, auch, da-
sern bei dem Transporte ein dritler Vereinsstaat berührt wird, nur unter Zustimmung

des lehtern getrossen werden
Die Erbebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Kozporationen,

sey es durch Zuschläge zu den Staatssteuern, oder für sich bestehend, soll nur für Gegen-
stände, die zur örtlichen Konkumtion bestimm' sind, nach den deehalb getroffenen beson-
deren Vereinbarungen bewilligt werden, und es sollen dobei die vorstehend unter II. 2

b gegebene Besiimmung und der unker II. 3 ousgesprochene ollgemelne Grundsah wegen

sreileiean Glelchmäßigkeit der Behandlung der Erzeugnisse anderer Vereinsstaaten, eben
so wie bei den Scaoatsskeuernin Anwendung kommen.

Von Taback dücfen Abgaben suc Rechnung von Kommunen oder Korporatio-
nen überall nicht erhoben werden.

6) Dle Regierungen der Verelnssiaoten werden sich gegenseitig:
a) wos die bier in Rede stehenden Scaakssleuern beteiffe, von allen noch gül-

ligen Gesetzen und Verordnungen, serner von allen in der Folge eintceten-

den Veränderungen, sowie von den Gesetzen und Verordnungen über neu

einzusöhrenden Steuern,
D) Oiasschtlich der Kommunal= #2c. Abgaben aber dorüber, In welchen Orten,

von welchen Kommunen oder Korporatsjonen, von welchen Gegenständen, In

welschem Bertage und ar welche Weise dieselben erhoben werden,vollannolgeMungeitnn mochen
Artlke

Ueber die Besteuerung des im Umsange des Vereines aus Ruben berelteten

Zuckers ist unter den kontrahitenden Theilen die anliegende besondere Uebereinkunst
getcoffen worden, welche einen Bestandtheil des gegenwärtigen Vertrages bilden und
ganz so angesehen werden soll, als wenn sie in diesen selbst ausgenommen ware.

ie kontrohicenden Theile sind ferner dahin einverstanden, daß, wenn dle
Fabrikatlon von Zucker oder Syrup aus anderem inländischen Eczeugnissen, als aus
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. B. aus Starke, im Zoll vereine einen erheblichen Umfang gewinnen8 duse Fabrikation ebenfalls in sammtlichen Vereinsstaaten einer ubereinstim.

menden Besteuerung nach den für die Rübenzucker, Steuer verabredeten Grundsähen
Ju unrerwersen seyn würde.

Artikel 13.

Chaussee.Gelder oder andere Statt derselben beslehende Abgaben, ebenso Pfla·
sler-, Damm-, Brucken und Fähr= Gelder, oder unter weschem andern Namen

dergleschen Abgaben besteben, ohne Unterschied, ob die Erhebung sür Rechnung des
Staates oder eines Privat-Berechtigten, namentlich einer Kommum, geschlehe, sollen

sowohl auf Chausseen, als auch auf unchaussirten Land- und Heer- Straßen, welche
dle unmittelbore Verbindung zwischen den an elnonder grenzenden Vereinsstaocen

bilden und auf denen ein größerer Handels= und Reise-Verkehr State finder, nur

in dem Betrage beibehalten oder neu eingesührt werden können, als sie den gewöhn-

lichen Perstellungs und Uncerhaltungs.- Kosten angemessenfind.
Das in dem Preubischen Chausseegeld- Tarise vom Jahre 1828 bellimmte

Chaussee-Geld soll als der böchste Saßb angesehen und hinsühro in keinem der kon-
trahlreaden Staaten überschritten werden, mit olleiniger Ausnahme des Chaussee-
Geldes auf solchen Chausseen, welche von Korporationen oder Privaot, Personen oder
auf# Aktien angelege sind, oder angelegt werden möchten, lnfosern dieseiben nur Ne-

benllroßeen sind, oder bloß lokale Verbindungen einzelner Ortschasten oder Gegenden
mie geölieren Stadten oder mit den eigentlichen Haupthandelsstraßen bezwecken.

Statt der vorstehend In Beziehung aus die Höhe der Chaussee-Gelder eingegange-
nen Werbindllchkeit, übernehmen Hannover und Oldenburg nur die Verpflichtung, lbce

dermaligen Chaussee. Geldjätze nicht zu erhöhen.
Besondere Erhebungen von Thorsperr- und Pflaster, Geldern sollen auf chaussirten

Strasien da, wo sie noch beslehen, dem vorstehenden Grundsatze gemäß ausgehoben und
die Ortepftaster den Chaussee, Strecken dergestolt eingerechnet werden, daß davon nur

die Chaussee= Gelder nach dem allgemelnen Torise zur Erbebung kommen.

Artikel 14.

Seine Mosestár der Könsg von Hannover, und Seine Köniqliche Hobeic der Groß-

bergog von Oldenburg, schließensichden Verabredungen an, welche zwischen den zu dem
Zoll- und Handels, Vereine gehörigen Regierungen wegen Herbeisührung eines glelchen
Mönz-, Maß- und Gewichts= Syslems getroffen worden sind, und kreken insbesondere

sowohl der zwischen den gedachten Regierungen unter dem 30. Juli 1833 abgeschlossenen

allgemeinen Münz.Konvention, als auch dem unter denselben am 21. Oktober 1845ob-
geschlossenen Münz. Kartel, und zwar der ersleren mit der Erklärung bel, den 14-Tha-

lersuß, welcher im Köntgreiche Hannover und im Her#phunen Oldenburs bereits der
Landes. Münssaß ist,, ols solchen auch serner beibehalten zuw

Den gemäß kommendie Selpulationen der disherigen Pescntnnss Vercräge,
wona
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1) der gemelnschastliche Zoll= Tarlf in zwei Houptabtheilungen nach dem 14.
Thalersuste und nach dem 241. Guldensuße ausgesertige wird;

2) die Silbermünzen der sämmtlichen kontrahirenden Staaten —pie Ausnohme

der Scheidemünze — nach der durch die vorgedachte Münz. Konvention fest-

geslellten Gleichwerlhung von Vier Thalern gegen Sieben Gulden bel allen
Zollhebestellen des Verelnes angenommen werden

3) hinsichtlich der Goldmunzen einer jeden Vereinsreglerung dle Bellimmung
überlassen bleibe, ob und in welchem Silberwerthe dieselben bel den Zoll-

ebesiellen ihres Landes ongenommen werden sollen,
auch sie das Königreich Hannover und dos HerzogthumOlbenburg wur Anwendung.

Die Einbeit für das gemeinschostliche Zollgewicht bildet der Grosihergoglich Baden-
scke und Hessische Zentner (50 Killogramme) und es wird daher im gesammten Vereine

dle Dekloration, Verwiegung und Verzollung der nach dem Gewichte zollpflichelgen Ge-

genstände ausschliesilich nach senem Gewichte gescheben.
Die Deklaration, Mesiung und Verjollung der nach dem Maße zu verzollenden

Gegenftände wird in allen Theilen des Vereines so lange nach dem landesgeseblichen Moße

ersolgen, bis man sich über ein gemeinschasftliches Mas ebenfalls vereinigt haben wird.

Uebrigens werden die kontcahirenden Reglerungen ihre Sorgsalt dahin richten, auch
sür das Maß= und Gewiches. System ihrer Länder im Allgemelnen die zur Förderung.

des gegenseitigen Verkehrs wünschenswertbe Uebeceinstimmung herbeizusübren.

Artitel 15.

Die Wasser zolle oder auch Wegegeldgebuhren auf Flussen, mit Einschluß guersuen
welche dos Schisfssgesäß eressen (Rekognirions-Gebühren), sind von der Sch auf
solchen Flüssen, auf welche die Bestimmungen des Wiener Kongresses * lehranl

Staatoverträge Anwendung sinden, serner gegenseitig *- jenen Bestimmungen Ju ent-Eeichten, insosern hierüber nichteVesonderes verabredetwi
Alle Begunstigungen, welche ein Verelnsstaat dem Schisslehrcbetriebe selner Un-

terthanen auf den Eingangs genannten Flüssen zugestehen möchte, sollenin gleichem Maße
auch der Schisssahrt der Unterlbanen der onderen Vereinsstaaten zu Gute kommen.

Auf den übrigen Flüssen, bei welchen weder die Wiener Kongreß= lte noch andere

Sctaatsverträge Anwendung sinden, werden die Wosserzölle noch den privativen Aord-
nungen der betressenden Regierungen erboben. Doch sollen auch auf diesen Flüssend
Uncerthanen der konteahirenden Staaten und deren Waaren und Schissegesäße k

gleich behandelt werden.
Actikel 10.

Von dem Tage aon, wo die gemeinschastliche Zollordnung des Vereines in Vollzug

gesezt wird, sollen im Königreiche Hamnover und im Herzogtbume Oldenburg, wie be-
rells in den übrigen zum Zollvereine gehörigen Gebieten geschehen ilt, alle etwa noch be-

stebenden Stopel- und Umschlogs-Rechte aushören, und Niemand soll zur Anhaltung,
Verladung oder Lagerung gezwungen werden können, als in den Fällen, in welchen die
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zemeinschaftliche Zollordnung oder dle betreffenden Schlfffahrks-Reglements es zufassen
oder vorschrelben.

Artikel 17

Kanal-, Schleusen-, Brücken-, Fähr, Hosen-, Waage, Krahnen- und
Nlederlage-Gebühren und Leislungen für Anslalten, die zur Erleichlerung des Verkehr#s

beslimme sind, sollen nur bei Benutzung wirklich bestehender Einrichtungen erhoben, und
in der Regel nichr, keinenfalls aber über den Bekrag der gewöhnlichen Herstellungs= und

Unterhaltungs.Kosten binous, erhöber, auch überall von den Unterthanen der anderen
kontrahlrenden Staaten auf völlig gleiche Weile, wie von den eigenen Unterthanen, In-
gleschen ohne Rücksicht aus dle Bestimmung der Waaren ethoben werden.

indet der Gebrauch einer Waagceinrichtung nur zum Behuse der Zollermittelung

oder überhaupt einer gollamtlichen Kontrole State, so tritt elne Gebührenerhebung niche
eln.

rtlkel 18.

Die kontrahirenden Staaten werden gemelnschaftlich dabin wirken, daß durch An-
nahme glelchformiger Grundsahe dle Gewerbsamkeit besordert und der Besugniß der Un-
terthanen des einen Staates, in dem anderen Arbeit und Ecwerb zu suchen, moglichst

freier Spieltaum gegeben werde
den Unterthanen des einen der kontrahirenden Staaten, welche in dem Ge-

blete eines anderen derselben Handel und Gewerbe kreiben, oder Arbeit suchen, soll von

dem Zeitpunkte an, wo der gegenwäctige Vertrag in Krast creten wind, keine Abgabe

enteichtet werden, welcher nicht gleichmähig die in demselben Gewerbsverhältnisse steben-
den elgenen Uncerthonen unterworsen sind.

Deggleichen sollen Fabrikonten und Gewerbetreibende, welche blos für das von ib-
nen betrlebene Geschäfst Ankäuse machen, oder Reisende, welche nicht Waaren selbst,

sondern nur Mufsler derselben bei sich führen, um Bellellungen zu suchen, wenn sie die
Berechtigung zu diesem Geiverbsbetrlebe in dem Vecelnsslaate, in welchem sie lbren

Wohnsih baben, durch Eakrichlung der geseßlichen Abgaben erworben baben, oder im
Dienste solcher inlöndischen Gewerberreibenden oder Koufleute stehen, in den anderen

Siea keine weitere Abgabe hlersür zu entrichten verpflichter seyn.
Tuch sollen bei dem Besuche der Matkte und Messen zur Tusübung des Handels

und zum Absatze eigener Erzeugnisse oder Fobrikatein jedem Vereinsstaace die Untertha=

nen der übrigen komtrohirenden Stagten ebenso wie die eigenen Unkerthanen behondelr
werden.

r 9.

Preußen, Hannover und Oldenburg werden gegenseitig ihre Seeschisse und deren
odongen unter denselben Bedingungen und gegen dieselben Abgoben, wie die elgenen

Seeschisse zulossen und von diesem Grrnostte. unnich auchinVerresfder Binnen-
schisssohre oder Cabetage keine Ausnahme ma

Ibre Seehasen sollen dem Handel der Uilerihanen jedes anderen Vereinsstaates
gegen völlig gleiche Abgaben, wie solche von den eigenen Uncerthanen entrlchret werden,

3
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offen slehen; auch sollen die in sremden See- und anderen Handels-Plätzen angestelleen
Konsuln eines oder des anderen der kontrohirenden Staaten veranlaht werden, der Un-

terthanen der übrigen koncrahlrenden Scaalen sich in vorkommenden Fällen möglichst mie
Roch und That anzunehmen.

MWres
Seine Majestär, der Könlg von Hannover, und Seine Königliche Hobeic, der

Großherzog von Oldenburg, (reten blerdurch dem zwischen den bisberigen Vereinsglle=

dern zum Schutze lhres gemeinschaftlichen Zoll- Systems gegen den Schleichhandel und
ibrer inneren Verbrauchsabgaben gegenDescoudationen unter dem 11. Mai 1833 ab-

geschlossenen Zoll-Kortel für die Dauerdes gegenwäctigen Vertcoges bei, und werden
dle betreffenden Artikel desselben gleichzeitig mie letzterem in Ihren VLanden pbllzwen las-
sen. Nicht minder werden auch von Seiten der ubrigen Vereinsglieder die erforderlichen

Anordnungen getroffen werden, daniit in den gegenseitigen Verhältnissen den Bestim-
mungen dieses Zoll. Kartels überall Anwendung gegeben werde.

Ar .

Die als Folge des gegenwartigen Vertrages eintretende Gemelnschaft der Einnahme
der kontrahirenden Staaten bezieht sich auf den Ertrag der Elngangs-, Ausgangs-
und Durchgangs· Abgaben in den Koniglich Preußischen Staaten, den Königrelchen
Bayern, Sachsen, Hannover und Wurttemberg, dem Grober jonthume Baden, dem

Kursurstenthume ar# dem Großherz#ogihume Hessen, dem Thücingischen Zoll. und
Handels-Vereine, den Herzogibümern Braunschweig, Oldenburg und Nassau und
der srelen Stode Franksurt, mit Einschluß der, den Zoll. Systemen der kontcahlren=

den Seaaten bieber schon beigekretenen Länder.

Von der Gemeinschoft sind ausgesch lossen und bleiben, sofern nicht Separat-
Wercräge zwischen elnzelnen Vereinsska#ten ein Anderes bestimmen, dem privativen

Genuss, der betreffenden Staatsregierungen vorbebal ten:
die Steuern, welche im Innern eines jeden Staates von inlandischen Er-
zeugnissen erhoben werden, einschlüssig der nach Artikel 11 von den vereins-

ländischen Erzeugnissen der nämlichen Gaceung zur Erhebung kommenden Ue-

bergangeabgaben;
2) die Wasserzölle;
3) Chaussee. Abgaben, Pftoster,, Damm., Brücken-, Föhr-, Kanol., Schleu-

sen-, Hasen-Gelder, sowie Woege . und Niederlage. “v ober gleich-
artlge Echebungen, wie sie auch sonst genannt werden mogen;

4) die Zollstrasen und Konfiskate, welche, vorbehaltlich Antheile der De-
nunzianten, jeder Staatsregierung in ihrem Gebiete verbleiben.

tt 72.

In Hinsicht auf die Vertbeilung der in die Gemeinschaft sollenden Abgaben ist
Folgendes verabredet worden.

Sowohl bei den ——*- als ouch bei den Ausgangs= und Durch-
gangsabgaben wird der nach Abz
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a) der Ruckerstattungen fur unrichtlge Erhebungen,
b) der auf dem Grunde besonderer zemeinschastlicher Verabredungen erfolgken

Se#ervegüungen und Ermässigungen
verblelbende Beutlo, Ertrag der Vertheilung ju Grunde gelegt.

1) Bei den Eingangsabgaben bildet derjenige Theil des Brutto-Erkrages, wel.

cber dem Verhältnisse der dem Vereine angehörenden Bevölkerung des Königreiches

Hannover und des Herzogehumes Oldenburg zur Gesammtbevölkerung des Verelnes
entspriche, nachdem er um drei Viertheile seines einfachen Betcages vermehrt worden,

den Antheil des Königreiches Hannover und des Herzegehumes Oldenburg, der übri-
ge Theil den Antheil der anderen kontrahirenden Stanten an dem Brutto=Ertrage.

Der hiernach dem Königreiche Honnever und dem Herzogthume Oldenburg über

das Werhältniß ihrer Bevölkerung hinaus zukommende Amheil am Bructo- Ertcage
der Eingangsabgaben soll jedoch, unter Hinzurechnung des diesen Staaten an dem

Brutto-Ertcage der Rübenzucker Steuer zugeslondenen gleichen Zuschlages von drel
Vlertheilen, den Bekrag von zwanzig Silbergroschen für jeden (brer, dem Vereine

angehbrenden Einwohner in keinem Jahre ubersteigen.
ie gemeinschastlichen Verwaltungskesien, werden ouf daos Königreich Hannover

und das Herzogibum Oldenburg einerseits und auf die übrigen kontrohirenden Staa-
ten andererseits nach dem Verhältnisse ibrer, dem Veceine angehörenden Bevölferung
vertheilt und es wird der von jeder dieser beiden Gruppen zu tragende Antheil von

dem Antheile derselben am Brurto-Ertcage in Abzug gebrache.
Der bieraus sür jede der beiden Gruppensich ergebende Antheil am Nekto= Er-

krage der Eingangsabgaben wird zwischen den berbeiligten Stagten nach dem Wer-
bältuisse lbrer, dem Vereine angehörenden Bevölkerung verthbei

2) Der Brutko. Ertrag der Ausgangs. undDurchgangscbgoben wird

a) soweit diese Abgaben bei den Hebestellen in den östlichen Provinzen des

Könlgreiches Preußen (also mir Ausnahme der Previnz Westphalen und
der Rhein-Provlnz), im Königreiche Sachsen, im Gebiete des Thürln.

gischen Zoll- und Handels. Vereines und im Herzogthume Braunschweig,
mit Ausschluh der Kceis= Direktions-Bejirke Holzminden und Ganders-

belm, sowie des AmcesTbedinghausen, eingehen, zwischen Preußen, Sach-

n. den Staaren des Thücingischen Vereines und Braunschweig nach dem
on ihnen zu verabredenden Kheilungssuße vertheilt, dagegen

5) Eemen dieselben bei den Hebestellen in den westlichen Provinzen des Ko-

nigreiches Preußen, den Konigreichen Bayern, Hannover und Wurttem-
berg, dem Großher zogthume Baden, dem Kursurstenthume und dem GOroß-
berzegebume Hessen, den Kreis=Direktions=Bezirken Holzminden und Gan-

dersheim, sowie dem Amte Thedinghausen des Herzogthumes Braunschweig,
den Herzogihnmern Olvenrurg und Rasson und der freien Sladt Frank-
surt eingepen, in der Weise vertheilt, daß derjenige Theil des Brutto-
Ectrages, welcher dem Verhälmnisse der dem Verelne angehörenden Be-

3
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volkerung des Konlgrelches Hannover und des Herzogthumes Oldenburg
zur Gesammtbevolkerung der vorgenanten Vereinsthelle entspricht, nachdem
er um drei Vlerthelle seines einsachen Betroges vermehrt worden, den An-

tbeil des Königreiches Hannover und des Herzogthums Oldenburg, der
übrige Theil den Aneheil der anderen berressenden Staoten bilder, welche

Antbeile sodann zwischen den vorgenannten Staaten, nach dem Werhält-
nissen ihrer, dem Vereine angehörenden Bevölkerung, beziebungsweise der
Bevölkerung ihrer vorgenannten Landestheile zur Vertbeilung kommen.

3) Bel der nach den Säten 1 und 2 Sta sindenden Vertheilung der Ein-
gangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgabenw

) die Bevslkerung des Fürslenthums mmmmee und der Honnover-

Brounschwelgschen Kommunion-Besihungen In die Bevölkerung des Ké-

usgreiches Hannover,
b) die Bevölkerung anderer Seaaten, welche durch Vertrag mie einem oder

dem anderen der kontrahlrenden Stgaren unter Verobredung einer von die-

sem jährlich für ihre Antheile on den gemeinschastlichen Zoll. Revennen

leistenden Zablung dem Zoll, Sosteeme desselben beigetrecen sind, oder elw
künseig noch beitceken werden, in die Bevölkerung deejenigen Staates eina

gerechner, welcher dlese Zablung leistec.
4. Der Seand der Bevölkerung in den einzelnen Vereinsstaaken wird alle drel

Jahre ausgemittelt und die Nachweisung derselben von den Vereinsgliedern elnander

gegenseitig mirgerbeile werden.
5) Unter Berücksichelgung der besonderen Verhälenisse, welche Hinsichtlich des

Verbrauches an goslpflichtigen Wgaren bel der sreien Stadt Franksurk obwalten, ist

wegen des Antheiles derselben an den gemeinschoftlichen Einnahmen eln besonderes

Abkommen getroffen.
t 3.

Vergunstigungen fur Gewerbetreibende hinsichtlich der Zollentrichtung, welche
niche in der Zollgesetzgebung selbst begrundet sind, sallen der Staatskasse derjenlgen
Regierung, welche sie bewilligt ha#, zur Laft. Hinsicktlich der Mohgoben, unter
welchen solche Vergistlgungen zu bewilltgen sind, bewendet es bei den darüber im

Zollvereine bereits bellehenden Verabredungen.
etike!2

Dem ouf Förderung sreier und ainselihdeh.Bewegung des allgemeinen Verkehres

gerichteren Zwecke des Zollvereines gemäh sollen besondere Zollbegünsligungen eingelner
Meßpläbe, namenelich Rabatt- Peivilegien, da wo sie dermalen in den VWereins-

slaaten noch besteben, nicht erweitert, sonden vielmehr, unter geeigneter Berückssch-

etigung sowohl der Nohrungsverhältnisse bieher begünsligter Meßplähbe, als der bis-
berigen Handelebeziehungen mie dem Auslande, thunlichst beschränkt und ihrer bal-
olgen gänzlichen Aufhebung entgegen gesührt, neue aber ohne allseitige Zustimmung
auf keinen Fall ertheilt werden.
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Von der tarifmaßlgen W uttt blelben die Gegenstände, welche sür

die Hosholtung derbohen Souveraine und ihrer Regentenbäuser, oder ai eee bel
ihren Hösen akkredirirten Botschafler, Gesandten, Geschäftsträger u. s. w. elngeben,
nicht ausgenommen, und wenn dastr Rückvergücungen Statt haben, so marne aosche

der Gemeinschaft nicht in Rechnung gebrache.
ben so wenig anrechnungssähig sind Entschädigungen, welche in einem oder

dem anderen Staate den vormols unmittelboren Reichsständen, oder an Kommunen

oder einzelne Peivot. Berechtigte für eingezogene Zollrechte oder sür aufgehobene Be-
sreiungen gezahlt werden mussen.

agegen bleibt es einem jeden Staate unbenommen, einzelne Gegenstande auf
Freipässe ohne Abgabenenteichtung ein., aus, oder du rchgehen zu lassen. Dergleichen

Gegenstände werden jedoch gollgesetlich behandelt und in Freikegistern, mit denen es

wie mit den ubrigen Zellezipen zu balten ist, notirt, und die Abgaben, welche

davon zu erheben gewesen wären, kommen belder demnächstiger ““*3““7demjenigen Theile, von weschen bie Freipässe ausgegangen sind, in Abre
rrik 20.

Das Begnadigungs= und Serasoerwandlungs, Recht bleibe jedem der kontra-

blrenden Staaten in seinem Gebiete vorbehalten. Auf Verlangen werden periodische
Uebersichten der erfolgten Stcaserlasse gegenseillg mirgetbeilt werden.

Artike! 27.

Die Erneuerung der Beamten und Diener bel den Lokal= und Besirks. Seellen
für die Zollerhebung und Aussiche, welche nach der Hierüber getrossenen besondern
Ueberelnkunft nach gleichsörmigen Bestimmungen angeordner, beseht und insteuire wer-

den sollen, blelbr sämmelichen Gliedern des Gesammtvereines innerbolb ihres Gebie-
tes überlassen.

Artlkel 28.

Die Leicung des Dienstes der Lofol, und Bezirks-Behörden, sowie die Woll-
Febung der gemeinschastlichen Jollgesete überhaupt, wiid im Königreiche Hannover
und im Herzogibume Oldenburg einer gemeinschostlichen Zoll-Direktion übertragen,
welche dem Königlich Hannoverschen Finanz-Ministerium und dem Großberfzoglich

Oldenburgschen Staats-Ministerium untergeordnet i. Die Bildung dieser Direk-
tion und die Einrichtung ihres Geschäftsganges bleibt den Regierungen von Hannover

und Oldenburg überlassen; der Wirkungekreis derselben aber wicd, insoweit er nicht
schon durch gegenwäctigen Vertrag und die gemeinschaftlichen Zollgesehe bestimmt ist,

gle ichwie der Wiekungskreis der übrigen im Wereine bestehendenDirektionen,durch

eine gemeinschastlich zu verabredende — bezeichnet werden.
Ar

Die von den Zollechebungs. ) noch Ablauf elnes jeden Viertelsabres

aufzuslellenden Quattal- Extrakte und die nach dem Jahres= und Bächer= Schlusse

aufzustellenden Final= Abschlusse über die bezüglich lm Lause des Vierteljahres und
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während des Rechnungssahres sällig gewordenen Zollelnnahmen werden von den Zoll-
Direktlonen nach vorangegangener Prüsung in Houptübersichten zusammengetragen
und diele on das in Berlin beslehende Cmkal. Büceou des Zollvereines eingesender,

zu welchem Hannover einen Beamten zu ernennen die Besugniß hat.

Auf dem Grunde jener Uebersichten wird von dem Ceneral= Büreau von drei

u dcei Monaten dle pcovisorische Abrecknung zwischen den verelnigten Sraaten ge.

sertig#, dieselbe den Central- Finanzstellen der letzteren übersande und zugleich Einlei-
tung getrossen, um dle elwaige Mindereimnahme einzelner Vereinsglieder gegen den

lbnen verhältnismästig on 4n Gesammteinnahme zulländigen Revennen-Antheil durch
Herauezablung von Seiten des oder derfenigen Staoken, bel denen eine Mehrein-

nahme Sa gesunden , aus zugleichen.
nachft bereitet sich das Eentral· Buceau auch die definitive Jahresabrech-

nung vor.

Actikel 30.

In Absicht der Erhebungs= und Verwoltungs-Kosten kommen solgende Grund-
säbe in Anwendung:

1) man wied, soweit nicht ousnahmsweise etwas Anderes verabredet ist, kelne

7r dabei elntreten lassen, vielmehr übernimmt jede Regiecung al-
ebiete vorkommenden Erhebungs= und Verwaltungs-Kosten,

es mogen 1 durch die Einrichlung und Unterbalt und der Haupt- und

Nebenzollöämter, der inneren Steucrämter, Hallämfer und Packhöse und

der Zoll-Direktionen, oder ducch den Unterhalt des dabei angestellten Per-

sonale und durch die den leheren zu bewilligenden Pensionen, oder endlich

aus irgend einem anderen Bedürfaisse der Zollverwoltung emilehen;

D binsichtlich dessenigen Theiles des Bedorses aber, welcher an den gegen

das Ausland gelegenen Grenzen und lnnerholb des dazu gebörigen Grenz-
bezirkes für die Zollerbebungs- und Aussichts= oder Kontcole-Behörde und

Zollschuhwachen ersorderlich ist, wird mon sich über Pauschsummen vereini-
gen, welche von der jährlich aufkommenden und der Gemeinschase zu be-

rechnenden Brutto= Einnahme an Zollgesällen nach der in dem Artikel 22

unter 1 gelrossene Vereinbarung in Abzug gebracht werden;

bel dieser Ausmictelung des Bedarses soll da, wo die Perceptson privaklver

Abgaben mit der Zollerhebung verbunden ist, von den (Gehalten und Ames=

bedi#esnissen der Zollbeamten nur derjenige Theil in Anrechnung kommen, wel-

cher dem Verpältnisse ihrer Geschäfte sür den Zolldienst zu ihren Amtsgeschäf-
ten überbaupt en"spricht;

rE —

4) man wird sich mit der Königlich Hannoverschen und mic der Großherzoglich

HOldenburgscken Regierung über allgemelne Normen vecelnigen, um die Be-
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soldungsverhaltnisse der Beamten bel den Zollerhebungs- undAussichts- Be·
borden, ingleichen bei den Zoll - Dicektionen, auch in Bezlehung auf das Ko-

nigrelch Hannover und das Herzogthum Oldenburg in moglichste Ueberelnstim-
mung zu bringen.

Artleel 31.

Die kurtraßienen Tbelle gellehen sich gegenlelklg das Recht zu, den Houpt= Zoll--
amtern onderer Wereinsllaoten sewohl on den Grenzen, ols im Innern (Haupt-

Steuerämter mit Niederlage) Kontroleure beizuordnen, welche von allen Geschäften der-

selben und der Nebenämter in Beziehung auf das Absertigungsversahren und die Grenz-

bewackung Kennenisi zu nehmen und auf Einhaltung eines gesetzlichen Versahrens, in-

gleschen auf die Abslellung e'waiger Mängel einzuwirken, übrigens sich jeder eigenen
Versügung zu enthalten haben.

Einer näher zu verabredenden Dienstordung bleibe es vorbehalten, ob und welchen

Anhheil dieselben an den lausenden Geschäften zu nehmen haben.

Artikel 32.

Jedem der kontrohlrenden Seaaten Ktebe dos Reche zu, andle Zoll-Dilrektionen
der anderen Veceinsstaaken Beamte zu dem Zwecke abjsuorbnen, um sich von allen vor-

kommenden Verwolcungsgeschästen, welche sich auf die durch den gegenwärtigen Verteag

eingegange Gemeinschast beziehen, vollsländlge Kenntnih zu verschossen. Das Geschästs-
ver hältmiß dieser Beamten wird durch eine besondere Instruktion näher bestimmc, als de-
ren Grundlage die unbeschränkte Offenheic von Senen der Verwaltung, bei welcher dle

Abgeordnelen sungiren, in Bezug auf olle Gegenstände der gemeinschostlichen Zollverwal-
kung, und die Erleichlerung jedes Mircels, durch wesches sie sich die Insormacion hier-
überverschoffen können, anzusehen (s, wöhtend andererseits ibre Sorgsatt nicht minder

auselchtig dohin gerichtet sein musi, eintretende Anslände und Meinungsverschiedenheiten
aus eine, dem gemeinsamen Zwecke und dem Werhältnisse verbündeter Scaaten entspre-
chende Weise zu erledigen.

Die Ministerien oder obersten Verwascungsstellen der sämmelschen Verelnsstaat#e#n

werden sich gegenseltig ouf alle Verlangen jede gewünschte Auskunft über die gemeinschafe-
lichen Zellangelegenbeiten mittheilen, und insosern zu diesem Behuse zeitweise oder dau-

ernd die Abordnung eines höhern Beamten, oder die Beaustrogung eines anderweit bei

der Regierung beglaubigten Bevollmächtigten beliebt würde, so ist demselben nach dem
oben ousgesprockenen Grundsotze alle Gelegenheit zur vollsländigen Kenmmmißnahme von

den Verhältnissen der gemeinschaftlichen Zollverwalkung bereitwillig zu gewähren.

Artikel 33.

Jöbrllch in den ersten Tagen des Juni findet zum Zwecke gemeinsamer Berathung
ein Zusammentrict von Bevollmächtigten der Vereineglieder Stott.
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Fur bie sormelle Leitung der Verhandlungen wird von den Konferenz- Bevoll-

machtigten aus ihrer Mitte ein Vorsitzender gewahlt, welchem ubrigens keln Vorzug vor
den Bevollmachtlgten zusteht.

eidem Schlusse einer jeden jahtlichen Versammlung wird mit Rucksicht auf
dle Natur der Gegenstände, deren Verhandlung in der solgenden Konserenz zu er-

warten ist, verabredet werden, wo letzere ersolgen foll.

Artlkel 34.

WVor die Versammlung dieser Konseren)= Bevollmachtigten gehöre:

a) die Verhandlung über alle Beschwerden und Mängel, welche in Bezlehung
auf die Aussührung des Geundvertrages und der besonderen Uebeceinkunfte,

des Zollgesehes,, der Zollordnung und Tarise, in einem oder dem anderen

Verelnsskaale wahrgenommen, und die nicht bereils im Lause des Jahres

in Folge der darnber zwischen den Ministerlen und obersten Verwaltungs=

stellen gesührten Korresponden) erledigt worden sind;

D) die desinitive Abrechnung zwischen den Bereinsgliedern über dle gemein-
schastlicke Eimahme auf dem Grunde der von den obersten Zollbehörden

angeslellten, durch das Central. Büreau vorzulegenden Nachweisungen, wie
solche der Zweck einer dem gemeinsamen Interesse angemessen Prüfung
erheischt.

c) die Berathung über Wünsche und Vorschläge, welche von eingelnen Seaals-
regierungen zur Werbesserung der Verwaltung gemacht werden,

) die Verbandlangen über Abänderungen des Zollgesetzes, der Jollordnung,
des Zoll - Tarises und der Verwaltungs· Organisation, welche von einem
der komrahlcenden Staaten in Antrag gebracht werden, überhaupt über dle
zweckmästige Emwickelung und Ausblldung des gemeinsamen Handels= und
Zoll, Syflems.

Arelkel 35.

Trelen im Lause des Jabres, auher der gewöhnlichen Zeit der Versammlung
der Kouserenz·Bevollmachtigten,außerordentlicheEreignisseein,welcheunverzugliche

Mahregeln oder Versügung abseiten der Vereinsstamen eiheischen, so werden sich
die komttahirende Theile darüber lm diplomatischen Wege veresnigen, oder eine auf-
lerordenzliche Zusammenkunst ihrer Bevollmächtigten veranlassen.

Actikel 36.

Den Aufswand süc die Bevollmächtigten und deren etwalge Gehülsen bestreiter
dasjenige Glied des Gesammévereines, welches sie absendec.
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Das Kanglel, Dienst-Personal und das Lokal wird unenegeldlich von der Re-
glerung gestellt, in deren Gebiete der Zusammentritt der Konserenz Scatt findet.

Artikel 37.

Eine Nacksleuer für gemeinsame Rechnung soll für die bel dem Auschlusse an

den Verein im Köntigrelche Hamovec und im Herzogihume Oldenburg vorhandenen
Waa#en niche erhoten werden.

Ueber die Maßregeln, welche ersorderlich sind, damit nicht die Zolleinkünste

des Gesammtvereines durch die Einsährung und Anhäufung geringer vergollter Waa-

renvorrälhe beeinträchelgt werden, ist eine besondete Vereinbarung gercoffen worden.

Artikel 38.

Für den Fall, daß andere Deutsche Staaten den Wunsch zu erkennen geben
soll#en, in den Jollverein ausgenommen zu werden, erklären sich die hohen Kontra-

benten bereit, diesem Wunsche, sowelt es unter gehöriger Berücksichtigung der be-

sonreren Interessen der Vereinsmitglieder möglich erscheine, durch dießfalls abzu-
schließende Vertcäge Folge zu geben.

Artikel 39.

Auch werden sie sich bemuhen, durch Handelsvertroge mit anderen Staaten
dem Verkehte ihrer Augehotigen jede mogliche Erleichterung und Erweiterung zu
verschaffen.

Arctikel 40.

Alles was sich auf die Detall- Aussührung der in dem gegenwärtigen Vertrage
und dessen Beilagen enthaltenen Verabredungen bezlehe, soll durch gemelnschaftliche
Kommissare vorbereitet werden.

Artikel 41.

In Folge der Erneuerung der Zollverelns, Verträge trelen dle daran betbeilig-
ten Deutschen Staaten, nach Hattgehabter Prüsung, dem zwischen Preußen und
Oellerreich abgeschlossenen Handels= und Zoll-Vertrage vom 19. Februar 1833,
nach Maütgabe des Accikels 26 des lehegedachten Vertrages, Hiermit förmlich bei,

dergestale, daß dessen sämmtliche Beslimmungen auch auf die oden gedachten Deut-
schen Staaten vom 1. Januar 1854 ab Anwendung finden werden.

Artikel 42.

Sose'n der gegenwärtige Vertrag nicht vor dem 1. Januar 1864 von dem

elnen oder dem anderen der kontrahirenden Staaten ausgekündige wird, so soll er
auf weltere zwolf Jahce und so fort von zwolf zu zwolf Jahten als verlangert an-
gesehen werden.

4
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Lettere Verabredung wird jedoch nur süc den Fall getroffen, daß ulche in der
Zwlschenjeit sämmtliche Deursche Bundesllaaten über gemeinsame Mahregeln über-
einkommen, welche den mit der Absicht des Artikels 10 der Deueschen Bundes.Akee

in ere einsimmung slehenden Zweck des gegenwartigen Zollvereines vollständig
ecsullen

Gegenwartiger Vertrag soll alobald zur Ratlfikatlon der hohen kontrahirenden
Tbheile vorgelegt und die Auswechselung der Rarifikations-Uckunden spatestens binnen
sechs Wocken in Berlin bewirkt werden.

So geschehen Berlin am 4. Ap#ll 1853.

Pbilipsborn. Delbräck. Melrner.
(L.S.

(gez.) von Pommer Esche.

(I. S.) (L. S.) (L. S.)4.

von Schimpff. Klenze. von Sigel. Hack.

(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.)

Duysing. von Blegeleben. Thon. von Thlelau.

¶.'s. ¶. S) (I. S.)(I. S.)
Llebe. Marschall von Blebersleln. Coester.

(I. S.) (1. S (L.S.)



Uebereiunkunft

zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Wurttemberg, Ba-
den, Kurhessen, dem Großherzogthume Hessen, den zum Thuringischen

Zoll= und Handels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig,
Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frankfurt,

wegen

Besteucrung des Rübenzuckers.

Im Zusammenhange mit dem heutigen, die Forrdauer und Eewellerung bes

osl- und Handels. Vereines betreffenden Vertrage isl zwischen den betheiligten Re-
glerungen solgende Uebereinkunst wegen der Besleucrung des Rübenzuckens getrossen
worden.

r .

Der im Umfange des Zolloereines aus Ruben verfertlgte Zucker soll mit einer

uberasl gleichen Steuer belegt werden. In Absicht dieser Steuer findet ebenso, wie
solches hinlichtlich der gemeinschaftlichen Eingangs-, Aueganzs= und Durchgangs-
Zölle der Fall ist, elne völlig übereinslimmende Gesetgebung und Verwaltung in
sämmtlichen Vereinsslaaten Seaat.

Neben dleser Steuer darf in keinem Falle elne weltere Abgabe von dem Rü-

benjucker, weder für Rechnung des Seaates, noch für Rechnung der Kommunen

erhoben werden.
Artikel 2.

Bel Abmessung der Steuer vom Rübenjucker soll nach solgenden Grundsäßen

e pedEn vom vereinsländlschen Rübenzucker soll gegen den Eingangstoll
Ven ausländischen Zucker siels so viel niedriger geslellt werden, als nörhig

ist, um der inländischen Fabrikarion einen angemessenen Schutz zu gewah·
ren, ohne zugleich die Konkurtenz des auslandischen Zuckers auf eine, die

Einkünfte des Wereines oder das JInleeess der Konsumenten gesäbedende.
Welse zu beschränken, essollen jedoch

b) der Eingangsjoll vom giinisr Zucker und Syrup und die Steuee

vom vereinelöndischen Rübenzucker zusammen für den Kopf der ieweiligen

Bevölkerung des Zollvctreines sahelich mindestens eine Brutto= Einnahme
gewöhren, welche dem Errrage jenes Zolles und dleser Steuer für den
Kor der Bevölketung im Duocchsch nite der drei Jahre 1843gleich komme.
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Dem gemaß soll die Steuer vom inlandischen Rubenzucker von dem mit dem 1.

September 1853 beginnenden Betriebsjohre an mi#t sechs Silbergroschen oder elnund-

zwanzs'g Kreuzern vom Centner der zur Zuckerbereitung beslimmten rohen Rüben erboben.

und demnächst jedesmal nach Ablauf von zwel Betriebsjohren, unter den im Nachsolgen-
den angegebenen Vorausseungen, um einen halben Silbergroschen oder cinen und drel-

viertheil Kreuzer erhöher werden.
1) In jedem der Johre 1855, 1857, 1859, 1861 und 1863 wled

a) diesenige Summe festgesfellt, welche sich ergiebt, wenn der Betrag von
6,0762 Silbergroschen mit der Kopszahl der jeweiligen Bevolkerung bes

Zollvereines vervielsaltigt wlrd. Als jeweilige Bevolkerung wird im Jahr
1855 die Bevölkerung des Jahres 185.1, in jedem der [päceren Jahre der

Ducchschnite aus der BevölkerungsahlderbeidenVorjahre angeseben. Das
Ergebulh der regelmäßigen Bevölkerungsoufnahme mit einer Vermebrung um

ein halbesProzent stellr dieBevolkerung des m- welches auf Aufnahme
solgt, mic einer Vermehrung um zwei und ein halbes Pronzent die Bevöl-

kerung des Jahres dar, in welchem die neue Aufnahme Statt findet.
ugleich win

D) der Deuch seslaeslelll, welcher an Rübenzucker= Steuer und Elngangsab=

gaben vom ausläudilchen Zucker und Syrup, nacth Abzug der Bonißkarion

1 aegeshrten. rassinirten Zucker aufgenommen ist, und zwar im Jahre
1855 für die zwöls Monazc vom 1. April 1854 ble zum 31. März

1855 in jedem der späteren Jahre für den Durchschnte der zwei Jahre
om 1. April des vorlehlen bis zum 31. März des laufenden Jahies.

2) Enpacht oder überfleigt dieser Betrag (1, b) jene Summe 1, a)), l(o blelbt

dec jeweilig bestehende Satz der Steuer vom inländischen Rübenzucker sür
dle nächsten zwei Betriebesahre unveränderl; ill dagegen dieser Betrag ge-
ringer, als jene Summe, so erfolgt die Ethöhung des alsdann beslebenden
Steuersahes.

Sollen die kontrahirenden Theile über Aenderung der sfür ausländischen Jucker
gegenwäctig beslehenden Zollsätze, sowie den sür ausländischen Speup vereinbarten
Zollsahes, oder über die Erhebung der Näbensucker= Steuee nach einem anderen
Maßstabe, als nach dem (Gewichte der zur Zucker bereilung verwenderen rohen Rüben,

übereinkommen, so werden sie sich über eine emssprechende Aenderung der vorslehenden

Verabredungen versländigen.
tike

In den Jahren 1855, 1857, 1859, 1861 und 1863 wird späcestens am

6. Juli derjenige Steuerlaßz bekannt gemachr, welcher in der, mie dem 1
tember des nämlichenJahresbeg'nnenden zwetsährigen Periode sär den Zemmner v":

zur Zuckerbereitung beslimmten rohen Rüben zu entrichlen ist.



—225 —

Olelchjeltig mit diesem Steuersate werden auch dle Eingangs, Zollsätze für den
ausländischen Zucker und Syrup bekannt gemacht und in Anwendung gebrachr, daher
solche aus der Reihe der übrigen, mit dem Kalenderjahre lausenden Säte des Zoll-

Tarises ausschelden.
erkel 5.

Der Erecag der Rübenzucker= Sceuer ist gemeinschaftlich und wird vom 1. Ja-

nuar 1854 ab nach den nämlkschen Grundsäben unfer den Vereinsslaaten getheilr,

welche im Arcikel 22 des im Eingange erwähnten Vertrages sücr die Vertheilung
der Elngangsabgaben verabredet sind.

tikel 6.
Alle durch die Jollvereinigungs. Verleige oder In Folge derselben getroffenen

Bestlmmungen und Verabredungen über die, den Vereinsregierungen rücksichtlich der
Zollabguben zustebende Theilnahme an der gemeinschastlichen Gesetzgebung und an

der Kont'ole der Verwaltung, wohln insbesondere die Stipulationen wegen Anstellung
der Verelnsbevollmächeigten und Srations-Kontroleure und wegen der jährlichen Ge-

neral. Konserenzen gebören, ingleichen die Vereinbarungen in dem unter den Ver-
einsregierungen abgescllossenen Zoll. Kartel vom 11. Mai 1833, sollen auch in Be-

zlehung auf die Rübenzucker- Steuer volle Anwendung finden.

Die Wirksamkeie dieser Uebereinkunst beginne mit dem 1. September 1853.

Mit demselben Tage erlte die Uebereinkunse zwischen Preusien, Bayern, Sachsen,
Württemberg, Baden, Kurhessen, dem Großbersogtbume Hessen, den zum Thürin-
gischen Zoll- und Hondes. Vereine verbundenen Staaten, Nassau und der seeien

Stabt Fronkfure wegen der Besleuecung des Runkeleübenzuckers, vom 38. Mai
1841, welcherBraunschweig durch Actikel 11 des Zollvereinigungs- Vertrages vom

10. Oktober 1841 beigetreten ist, außer Kraft.

So gescheben Berlin am 4. April 1853.

(Gez.) von Pommer Esche. Pbilipsborn. Delbräck. Meirner.

L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.)

von Schsmoff. Klenze. von Siegel. Hack.

(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.)

Duysing. von Biegeleben. Thon. von Thielau.

(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.)

Liebe. Marschall von Bleberstein. Coester.

(L. S.) (IL. S.) (I. S.)
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V.

Ueberein kunft

zwischen Preußen, Sachsen, den zum Thüringischen Zoll- und Han-
dels-Vereine gehörigen Staaten und Braunschweig,

belteffend

die Theiluug der gemeinschaftlichen Ausgangs, und Durchgangs-
Abgaben.

Nach der im Artikel 22 des Vertrages wegen Forldauer und Erweiterung des

Zoll, und Handels, Vereines vom heutigen Toge getressenen Vereinbarung, soll der
Ertcag der Ausgangs= und Durchgangs- Abgaben, soweit dieselben bel den Hebe-

stellen in den ölklichen Drovinzen des Königreichs Preußen, im Königreiche Sachsen,
im Gebiete des Tbüringischen Zoll= und Handels. Vereines und im Herzoglhume
Braunschweig, mie Ausschsuß der Kreis, Direktions. Bezirke Holzminden und Ganders-

beim, sowie des Amtes Thedinghausen eingehen, Preußen, Sachsen, den S#taaten

des Thüringischen Vereines undBraunschweig nach dem von ihnen zu verabredenden
Theilungssuhe zusallen.

Zur weiteren Erledigung dleses Gegenstandes sind Umeerhandlungen ersffnet
worden, zu welchen als Bevollmächtigte ernannt haben:

Seine Mofjesiäc, der König von Preußen:

Allerhöchst Ihren General- Direktor der Steuern Johann Friedrich von Pommer
bdb *

Allechöd Kt Ihren geheimen Legations= r Alerander Mar Philipsborn,

Allerhöchst Ibren gehelmen ngirgerah Marein Frledrich Rudolph Delbrück;
Seine Mojejestär, der König von Sachsen

Allechöchst Ihren Zoll- und Seener-Direktor Bruno von Schim
die außer Seiner Majestär dem Könige von Preußen te dem n Zoll.
und Handels Vereine betheiligten Souveraine, und zwa

Seine Konigliche Hoheit, der Kucsurst von Hessen:

Hochst Ibren. gebelmen Ober- Finanzrath Wilhelm Duysing;
Seine Königsiche Hobeit, der Großherzeg von Sachsen·Weimar-Eisenach,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Allenburg,

Seine Hoheic, der Herzog von Sachsen, Coburg-Gotha,
Seine Durchlauche, der Fürst von Schwarzburg. Rudolstode,
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Selne Durchlaucht, der Furst von Schwarzburg·Sondershausen,

Seine Durchlaucht  Füest von Reuß älterer Linie
Selne Durchtoncht, dr Fürst von Reuh jängerer Linle:

den Großberzoglich Sächsischen gebelmen Staarsrath Gustav Thon;
Seine Hoheit, der Herzog von Biaunschweig und Löneburg:

Höchst Ihren Flnanz-Direktor Wilhelm Erdmann Florlan von Thiel
und es ist von diesen Bevollmächilgten solgende Uebereinkunse unter dem Vorlehel

der Ratisikarion getrossen worden.

Die Theilung der in den ösllichen Provinzen des Könsgreichs Preußen, im

Könsgreiche Sachsen, im Gebiete des Thüringischen Zoll- und Hondels, Vereines
und im Herzogthume Braunschweig, mie Ausschlus der Kreis-Direktions= Bezirke
Holzminden und Ganderebeim, sowie des Amtes Thedluqhausen auskommenden Aus-

gongs= und Durchgangs-Abgaben, ersolgt nach dem Verältnisse der Bevölkerung
der ösllichen Prcuhischen Provinzen, des Königreichs Sachsen, der zu dem Thürin=
gischen Zoll- und Handess=VereinegehörigenStactenundLandestheileund des
Herzogthums Braunschweig mir Ausschluß der vorgedachten Gebiertheile lediglich
nach Abzug der Rückerstattungen wegen unrichtiger Erbebungen, und der auf dem

Grunde befonderer, gemeinschastlicher Verabredungen ersolgten Steuervergütungen und
Ermäßigungen.

Actlel 2.

Dle Bevölkerung solcher Staaten, welche durch Vertrog mit einem oder dem
anderen der kontrahirenden Staaten, unter Verabredung einer von diesem jährlich

 sür ihre Autheile an den gemeinschastlichen Zoll= Revenüen zu leislenden Zahlung,
dem Zoll = Sysleme desselben beigerreten sind oder elwa künstig noch beitreten wer-

den, wird in die Bevslkerung deojenigen Staates elngerechnek, welcher diese Zob-

lung leistet.
L

r Stand der Bevolkerung wird nach * Ermittelungen ungenammen wel-
che d uie Theilung der Zolleinkunsie im Gesammtvereine Statt finde

Artlbel 4.

Da die Wosserzölle und Schisssohrtsobgaben nach den Zollvereinlgungs=Ver-
trägen von der Gemeinschaft ausgeschlossen, gedachte Abgatven ober, was die Oder,

Welchsel und Memel, sowie deren Nebenftüsse betrisse, bei den über die Oftgeenze

des Preußischen Staales ausgeshbrten, und umgekehrt bei den über jene Grenze ein-

gesüpmeen und aus den Ostscehäsen ausgebenden Waaren unter den allgemeinen Tran-
.Abgoben mitbegeissen sind, so wird die Königlich Preußische Reglerung, als ein

nwn sür jene Wasser3zölle, ven dem zur Theilung zu stellenden Gesammtertra-

ge der bei ihren Hebestellen eingehenden Durchgangsabgaben (die gedachten Wasser-
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hölle einschließlich) die Hälsle, jedoch ßöchstens die Summe von 300,000 Thalern
qurückbehalten.

Artikel 5.

Die unter sämmelschen Mlegliedern des Zollvereines in dem Separat= Arelkel 14

zu dem Eingangs gedachten Wertrage unter Nr. 1 und 2 getroffenen Verobredun-
gen kommen auch in dem besonderen Verhältnisse zwischen Preußen, Sachsen, den

Staaten des Thüringischen Vereines und Braunschweig zur Anwendung.
rtikel 6.

Dle gegenwärtige Uebereinkunft tritt vom 1. Januar 1854 ab an die Stelle

der über denselben Gegenstand unterm 8. Mai und 19. Oktober 1841 zwischen den

kontrohirenden Theilen geschlossenen Uebereinkünste und soll sür dle Dauer des beuii-
. gen Vertrages wegen Fortdauer und Erweiterung des Zoll= und Handelê-Verelnes

in Krast bleiben. Dieselbe soll alsbald zur Rarifikotion der hohen kontrohirenden
Theile vorgelegt und es sollen die Rocisikotions. Urkunden derselben glelchzeitig mit
denen des ebenerwähnten Vertrages in Berlin ausgewechselt werden.

So geschehen Berlin am 4. Aprll 1853.

(zez.) von Pommer Esche. Poilipsborn. Delbrück. von Schimpff.

(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.)

Duysing. Thon. von Thielan.

(L. S.) (L. S.) (L. S.)
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VI.

Vertrag
zwischen Preußen, Sachsen und den zum Thüringischen Zoll- und Han-
dels-Vereine verbundenen Staaten wegen Fortsetzung des Vertrages

vom 8. Mai 1841

über die gleiche Besteuerung innerer Erzengnisse.

Seine Mafjeslät, der Könlg von Preußen, Seine Majestät, der König von
Sachsen und dle aoußer Selner Mojeslät dem Könige von Preußen noch bel dem

Thürlngischen Zoll. und Handels. Vereine bethelllgten Souveraine haben glelchzelulg
mit den über die Forldauer und Erweiterung des Zoll= und Handels-Wereines eln-

geleiteten Verhandlungen auch besondere Unterhandlungen in Beziehung auf dle Fort-

lwuung des zwischen Ihnen beslebenden Vertrages vom Z. Mal 1841 wegen glel-
cher Besteuerung innerer Steugzniss= eröffnen lassen und zu dlesem Zwecke zu Be-
vollmächelgten ernanne, und

Selne Majestat, der Keal von Preußen:
Allerhöchst Ihren ide 38% Steuern Johann Frledrich von Pom-

mer Esche,

Allerhöchst Jören geheimen Legaklons-Rarh Alerander Mor Pöllipsborn,

dben Ihren geheimen Reglerungs= NRach Marein Friedrich Rudolpp
elbrück;

Selne Mojeslär, der Könlg von Sachsen:
. Alle-höchstJbrenZollsundStcueksDtkektokBkunovonSchlm

dle außer Seiner Majeslat dem Konige von Preußen bel dem Abirmilchengan. und

Handels-Verelne beibelligten Souverafne, und zwar:
Selne Königliche Hohelr, derKursürst von Hessen:

Höchst Ibren gebeimen Ober-Finanz=RalhWilhelmDuysing;
Selne Königliche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-Weimar-Elsenach,
Selne Hoheit, der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheic, der Herzog von Sachsen-Allenburg,

Selne Hohelc, der Herfog von Sachsen-Coburg. Gocha,
Seine Durchlouche, der Fürst von Schwarzburg. Rudolstedt
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg. Sondershausen,
Selne Durchlaucht, der Fürst von Reuh älrerer Linle, und

Seine Durchlouche, der Fürst von Reuß jüngerer Liuse:

den Großherzoglich Sächsischen geheimen Staalsrath Thon,
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von welchen Bevollmachtigten, unter dem Vorbehalte der Ratlfikatlon, folgender Ver-

trag abgeschlossen worden ist.
Artikel 1.

Der zwischen den kontrohlrenden Thellen wegen Fortsetzung der Verträge vom
30. März und 11. Mai 1833 über dle glelsche Besteuerung innerer Erzeugnisse

unterm 8. Mai 1841 abgeschlossene Verkrag blelbt vorläufig auf sernere zwölf Jaß-
re, vom 1. Jonuoc 1854 anfangend, also bis zum lehten Dezember 1865, in

Krase.
Artlkel 2.

Sosern der gegenwäriige Vertrag niche vor dem 1. Jull 1864 von dem elnen

oder dem anderen der kontrahirenden Stoaten ausgekündlgt wird, so soll er auf welkece
zwölf Jahre, und so sort von zwölf zu zwöls Jahren, als verlüngert angeseben wer-
den.

Derlelbe soll alsbald zur Raelsikarlon der heben kontrahirenden Thelle vorgelege
und die Auswechselung der NRatifikatsons-Uckunden spätestens binnen sechs Wochen
in Berlin bewirkt werden.

So geschehen Berllin am 4. Aprll 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Pblllpsborn. Delbrück.

(L. S.) (L. S.) (L. S.)

von Schlmpff. Duysing. Thon.

¶. S.) (I. S.) (I. 8.)
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VII.

Besonderer Artikel

zwischen Preußen und den außer Preußen bei dem Thüringischen Zoll-

und Handels-Vereine betheiligten Regierungen,
die

Theilung des Aufkommens von der Besteuerung des Branntweines

betreffend.

Die uneerzeichneten Bevollmächelgten Sr. Mojestär, des Königs von Preußen
und der, außer Seiner gedochten Mojeslät, bei dem Thüringischen Zoll- und Han

dels-Vereinebetheiligten Souveraine haben bei dem Abschlusse des heutigen Vertra-
ges zwischen Preußen, Sachsen und dem Thüringischen Vereine, wegen Forksetzung
des Vertroges vom 8. Mal 1811 über dle gleiche Besteuerung innerer Erzeugnisse,

noch die solgende besondere Vereinbarung unter dem Vorbehalte der Ratiftkation ge-

troffen:

Besonderer Artlkel.

In Beziehung auf die Vereinbarung im zweiten Separat-Artlkel des vorge-
dachten Vertrages, welche die in dem Separat. Ar#ikel 3 des Vercrages vom 8. Mal

1841 entholtene Verobredung,
dasi von der gesommten Brauntweinsteuer- Einnahme, welche dem Thürkn-
gilchen Vereine aus der Theilung nach der Kopssohl zusallen wird, eln
Abjzug von 184 Prozent Statt sinden und der Betrag dosselben dem Preu-

biülchen Elnnahmeontheile Oinzutreten foll,
aushebt, wied die in dem besonderen Artikel vom 8. Mal 1841 für das besondere

Abrechnungsverhältniß zwiscken Preußen und dem Thücingischen Zoll- und Handels-
Vereine getrossene Bestimmung:

doß bei der Theilung des dem Thüringischen Vereine verbleibenden An-

tbeils an der Steuer vom inländischen und vereineländischen Branntwelne

Preußen für seine zu dem gedachten Vereine gebörigen Landestheile nur

mie drel Viertheilen der Bevölkerung deslelben Antheil nehmen wied,
vom 1. Januar 18544 an außer Kraft geset.

Es wlrd mithin von dem gedachten Tage an die dem Thürluglschen Vereine

aus der Theilung der Branntweinsteuer und der Uebergangsabgabe von Branmtwein

zusallende Einnahme unter dle bei diesem Vereine *“§ Regierungen lediglich
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und ohne irgend elne Ausnahme nach dem Verhalmlsse der, burch die perlodischen
Zablungen ermittelten Bevolkerung lhrer zu dem Vereine gehorenden Staaten und
Gebletsthelle verthellt werden.

Zu Urkund dessen haben dle belderseitlgen Bevollmachtigten vorstehenden beson-
deren Actikel vosljogen, dessen Ratifikatlonen gleichzjeltig mit den Ratifikatlonen des

Eingangs gedachten Vertrages ausgewechselt werden sollen.

So geschehen Berlin am 4. Aprll 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Pöllipsborn. Delbrück.

(L. S.) (L. S.) (L. S.)

Duysing. Thon.
(L. S.) (L. S.)
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VIII.

Ver tr a g.

zwischen Preußen, Sachsen, Hannover, Kurhessen, den außer Preu-
ßen und Kurhessen bei dem Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine

betheiligten Staaten, Braunschweig und Oldenburg,

die gleiche Besteuerung von Wein und Taback,
so

den gegensennn freien Verkehr nitdiesen Arkikeln und die Gemein.
schaftlichkeit der Uebergangsabgaben von denselben

betressend.

Selne Mojeslc, der König von Preußen, Seine Mojelét, der König von

Sachsen, Seine Majeslär, der König von Honnover, Seine Königliche Hohelt,
der Ku surst von Hessen, dle außer Seiner Mojeslär, dem Könige von Peeußen
und Selner Königlichen Hobeie, dem Kurfürsten von Hessen bei dem Thücingischen

Zoll- und Handels= Vereine bekheiligten Souveraine, Selne Hoheit, der Herzog
von Brounschweig und Lüneburg und Selne Königliche Hoheic, der Geoßhersog von

von Oldenburg, von dem Wunsche geleiter, durch Herstellung eines gegenseltig freien

Verkebrs mit Wein und Tabock zwischen Ihren Londen zur Erreichung des im Ur-

tikel 11 des Vertrages wegen Fortdauer und Erweiterung des Zollvereines von J„-

nen anerkanmten Zieles belzutragen, baben Unterhandlungen eröffnen lassen und zu
Bevollmächvigten ecnanne:

Seine Mafjeslät, der Könlg von Preußen

Allerhöch## Jo General. Direktor derSieuern Johann Friedrich von Pom-
mer Esch

Allc dc (loe gehelmen Legaelons-Rorh Alerander Mar Phlllpsborn
n

*’*e Ibren gebeimen Regierungs= Rath Mor#tln Feledeich Rudolph
uc-;

Selne Wuim der Könlg von Sachsen:

Allerhöchst Ihren Zoll= und Steuer · Diceltor Bruno von Schimpff;
Seine Moestät, der König von Hannover

Allerböchst Ibren Genecal-Direktor der indirekten Sieuern und Zolle D.
uo Klenge;

Seine Könialiche Hohelt, der Kurfurst von Hessen:

Höchst Ihren geheimen Ober-Flnanz-Rarh Wilbelm Dupsing;
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die außer Seiner Majestat, dem Konige von Preußen und Selner Königllchen
Hoheit, dem Kursürsten von Hessen bei dem Thü#ingischen Zoll- und Handels-
Vereine berheiligten Souveralne:

den Grohher goglich Sächsischen geheimen Staoterath Gustav Thon;
Seine Hoheit, der Herzog von Brounschweig und Lüneburg:

Höchst Ihren Finanz-Direktor Wilhelm Eidmann Florion von Thlelau;
Selne Königliche Hoheit, der Großherseg von Oldenburg:

Höchst Ihren Geschäststräger am Königlich Preußischen Hose, Legaklons. Ratß
D. Frsiedrich August Llebe,

von welchen Bevellmächtigten, unter Vorbehalt der Roc#sßhikatlon, solgender Vercrag

abgeschlossen worden ist.
Areikel 1

Im Königreiche Hannover, im Kurfunslenthum Hessen und im Hergogthume
Olbenburg soll dieselbe Besteuerung des Tobacksbaues Stan finden, welche auf Grund
des Vertrages vom bemigen Tage, desiehungeweise der Uebereinkunse vom 10. Ok.

lober 1841, in den Königreichen Preußen und Sachsen, den zum Thüringischen

Zoll- und Handels-WVereine gehörenden Staaten und im Hergogthume Braunschweig

besteht.
— Besteuerung des Welnbaues, welche auf Grund des Vertrages vom heu-

tigen Tage in den Konigreichen Preußen und Sachsen und in den zum Thuringischen

Zoll, und Handels= Vereine gehorenden Staaten besteht, wird im Hurfurslenibume
Hessen auch sernerhin beibehalten werden und in dem Konigrelche Hannover, sowie

in dem Herzogtbume Oldendurg in dem Falle eintreien, daß daselbst Weinbau zur
Kelterung von Most betrieben werden sollte.

Artikel 2.

In Folge dieser Glelchmäßigkelt der inneren Besteuerung werden bei dem

Uebergange von Wein und Traubenmost, Tobackeblättern und Tobocks, Fobtikat#e#n
aus dem einen in das andere der im Artikel 1 genonneen Gebiete weder elne Ab-

gabenerbebung noch eine Abgaben- Rückvergülung Statt finden, dagegen die Abgaben
von den aus anderen Vereinsstagten eingehenden vorgenannten Exgeugnissen auf ge-

melnschaftliche Rechnung erhoben werden.

Artikel 3.

1) Der Ertcog dieser Abgoben wid, nach Abzug der Rückerllattungen für
unrichtige Erhebungen, in der Weise vertheilt werden, das detjenige Theil des Er-
krages, welcher dem Verbältnisse der dem Zollvereine angehörenden Bevölkerung des

Königreiches Hannovets und des Hechogtbumes Oldenburg zue Gesammrbevölkerung
der bel dem gegenwärtigen Vertrage betheiligten Staaten enespriche, nochdem er um

drei Viertheile seines einsachen Belrages vermehrt worden, den Antheil des König-
reiches Hannovers und des Herzogehumes Oldenburg, der übrige Theil den Anehell
der anderen kontrahirenden Sktacen bildet, welche Ankheile sodann Jwischen den vor-
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genannten Staaten, nach bem Verhalenisse ihrer, dem Zollverelne angehorenden Be-
völkerung zur Verrhellung kommen.

on den nach den Abrechnungen zu leistenden Herauszahlungen kommen süc

den dle Zahlung lelllenden Theil drel Procent Erbebungskosten in Abmg.
3) Bei dee nach dem Soße 1 Scat findenden Vereheilung der Abgoben wird:

#a) die Bevölkerung und bezüglich der Seeuerertrog derjenigen Staaten oder
Gebieterheile, welche sm Zollvereine von Preusien vertreten und bel der

Reoenten, Auseinandersehung zu Preusten gezähle werden oder künfelg in
dieses Verhältniß kreten sollten, sosern Preußen mit ihnen in Gemeinschaft

jener Abgaben steht, aufPreußilcher Seite,
D) die Bevsölkerung und bes#gtich der Steuerertrag des Füeslenthumes Schaum-

burg.Lippe und der Hannover-Braunschweigschen Kommunion-Besitzungen
Hangoverscher Seite

me elngerechner werden.

Die Wieksamkelt der Vereinsbevollmächtigten und Scatlons-Konkroleure, welche
von elnem der kontrahirenden Theile in den Landen eines der onderen bestelle sind,

erstrecke ssch ouch ouf dle Kontrole über die Auesöh-ung der wegen der Uebergongs=

abgaben von Wein und Taback verelnborten und noch zu vereinbarenden Mobregeln,

unter Anwendung der wegen der Stiellung und Besugnisse dieser Beamten im All-

gemelnen verabredeten Bestimmungen.
Artikel 5.

Der gegenwärtige Vercrag erlic mit dem 1. Januar 1854 In Krost und soll
ble zum lebten Dezember 1865 gültig seyn.

Mit dem Beglen seiner Wirksamkeit treten nolhende zwischen einzelnen der kon-
rohlrenden S-aaten abgeschsossene Verträge, nämlich

WVertrag zwischen Preußen, —t- und den, auher Preußen und

Kurbessen bei dem Thüringischen Zoll, und Handels-Wereine betheiligten
Staaten einer Seits, und Ku:bessen anderer Seits, bettessend die Fort-
dauer des gegenseltigen sreien Veikehrs mie Wein und Taback und die Ge-

melnschastlichkeit der Ausglelchungsabgeden von diesen Actlkeln, vom 3. Mal

841;

die Uebereinkunse zwlschen Preußen, Sachsen, Kurhessen und den Staa-
ten des Thi#eingischen Zoll- und Handels.Vereines einer Seits, und Braun-

schweig anderer Seits, den gegenseicig sreien Verkehr mie Wein und Taback

und dle Gemeilnschoftlichkeit der Uebergangsabgabe von diesen Artlkeln be-

treffend, vom 19. Oktober 1841;
dle Uebereinkunft zwischen Hreußen süc sich und in Vertretung von Sach-

sen und den außer Meeußen und Kurhessen bei dem Thuriogischen Zoll. und
ondels. Vereine betbeligten Stoaten einer Seits, und Kurhessen anderer

Selts, wegen des seelen Verkebres mit Weln und Loback und der Gemeln-
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schasellchkele der Uebergangsobgaben von diesen Arelkeln rücksichtlich der Kur-

bessischen Grasschaft Schaumburg, vom 13. November 1841,
außer Kraft.

Artlkel 6.

Sosern der gegenwäriige Vererag nicht vor dem 1. Jull 1864 von dem elnen

oder dem anderen der kontab#renden Seaaten ausgekündlgt wird, so foll er auf wel-

tere zwöls Jahre, und sosort von zwölf zu zwölf Jahren, ols verlängert angesehen
werden.

Derselbe soll alsbald zur Ratißkatson der hohen kontrahirenden Theile vorgelegt
und dle Auswechtselung der Rat#ßkaclons-Uekunden spätestens binnen sechs Wochen
in Beelln bewirke werden.

So geschehen Berlin am 4. April 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Pbilipsborn. Delbrück. von Schlmpff.

(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.)

Klenze. Dunysing. Thon. von Thielau. Liebe.

r—ii (L. S.) (I.,S.) (I. S.) (L. S.)



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß älterer Linie.

N. 120.

(Ausgegeben den 2ten September 1853.)

43. RegierungsVerordnung,
das Spinnstubenwesen auf dem Lande betreffend.

Ec ist in neuerer Zeit wleder mehrsach über dos auf dem Lande überhand neb-
mende Spinnstubenunwesen und dessen verderblichen Einfluß auf die Sirtlichkeit dee

ländlichen Bevölkerung geklogt und um Abstellung jenes Unsugs gebeten worden.
-a die in den alteren Verordnungen, namentlich dem Polizeimandat vom 24.

Jull 1700 und dem erneuerten Mandat vom 21. Mai 1770, die Enthelligung der

Sonn, und Festtage betressend, enthaltenen, hicrauf bezüglichen Bestimmungen un-
zurelchend und den veränderten Zeicumständen nicht mehr angemessen erscheinen, so
wled nach ersolgter Höchstlandesberrlicher Genehmlgung hlermie verordnek, was solgt:

1.

Das in den erwähmen Mandaten enthaltene Verbot des Zusammenkommens
sunger beute beiderlei Geschlechts in den Spinn, oder Rockenstuben wird blermit wile-

derholt eingescharst.

Jede Mannsperson, welche in einer Spimnllo= lich nusgsstenen ist in eine —
in dle betressende Fü#stliche Reutkasse fließende — Geldstrase vonElnem Thaler
zu nehmen. Eine Ausnahme biervon gilt bloß von den Sähen und männlichen

Dlenstboten dessenigen, in dessen Wehnin die Spinnslube stattfindet.

Der Hauswlrih selbst, welcher eine oce Saee junger Leute beider-
lel Geschlechts in seiner Wohnung dulder, ist in eine, im Wiederbolungssall zu ver-
doppelnde Geldstrase von fünf Thalern zu berreffenden furstlichen Remtkasse verfal-

leu. Fernere Zuwiderhandlungen zegen obiges Verbot sind an demselben mit ange-
messener Gefangnißsteafe zu ahnder

ie etwaige Ausflucht des Hauswiuche, als sel das Hinzukommen junger Manns-

personen wider seinen Willen gescheben, kann nur in dem Fall billige Becücksichtigung
finden, wenn seine cenflliche Ilusforderung #an dleselben, sich zu entsernen, ohne Ec-

solg geblieben und er dem Gensd'armen oder im Fall dessen Abwesenbeit den Orks-

gerlchtspersonen sosort davon Anjeige gemacht bat.
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4.

Wemn sich, nicht in das Haus gehörige, Schuleinder In den Rockensluben elnge-

unden haben und von dem Hauswireh nicht sosore ausgewi#esen worden sind, so har
derselbe das Doppelke der unler 3 angedrohren Geldstrase verwirkt.

5.

Die in den Nockenstuben vorgekommenen Hazardsplele unkerliegen besonderer po-
(Izellicher Bestrasung.

Das Gleiche gilt von den, von den Rockensluben ausgehenden maskirten Um-

zügen zur Fastenzeic.
6.

Dem Eemessen des berreffenden Geriches wird übrigens anbelmgegeben, im er-
sten Contraventionssall, wenn eine geflissentliche Verletzung des Gesetzes nichr vor-
liege, nur eine Verwarnung eintreten zu lassen.

Den Landgensd'armen und Orksgerichtepersonen wird Hi#ermie zur Pflicht gemacht,
die Elnbaltung gegenwärtiger Verordnung streng zu überwachen; Jedermann auch wird
ausgesordert, zu selner Kenneniß ge'angende Zuwlderhandlungen dem Gensd'armen

mitzurheilen, welchem alsdann obliege, die Coneravenienten scharf zu beobachten und
sich ergebenden Falles bei der zuständigen Behörde Anzeige zu machen.

Insbesondere werden noch die Dienstherrschasten und Hausväcer aulgesordert,
dasür, daß von Seiten ihrer Dlenstboren und Haussöhne wider obiges Verboc nlchr

gehandele werde, möglichste Sorge zu tragzen.

Orelz, den 22. August 1853.

Fürstl. Neuß Plauische Landesregierung daf.
J. Fritb#.

v. Geldern, Erlependors.
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44. Regierungs. Bekanntmachung,
den zwischen Preußen und andern Staaten des Deutschen Bundes

einerseits und den vereinigten Staaten von Nordamerika andererseits

unterm 16. Juni 1852 abgeschlossenen Vertrag wegen Auslieferung
flüchtiger Verbrecher, ingleichen den zu diesem Vertrage unterm 16.

November 1852 abgeschlossenen Additionalartikel

bekceffend.

Der zwischen Preusßen und andern Staaten des Deutschen Bundes einersells
und den vereinigten Staaten von Nordamerika andererseits unterm 16. Juni 1852

abgeschlossene Verkrog wegen der in gewissen Fällen zu gewährenden AuSlieserung der
vor der Jufliz flüchtiger Verbrecher, und der zu diesem Verttage unterm 16. No-

vember 1852 abgeschlossene Addiesonolartifel wird, nachdem dieselben gegenseitig ra-

essicire worden sind, mir Serenissimi Höchster Genehmigung in nachstehender deut-
scher Aussertigung zur allgemeinen Nachachtung hiermic bekanne gemacht.

Greiz, den 24. August 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung dot.

Frie.

r. Geirdeen Eriependor.
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Vertrag
zwischen

Preußen und anderen Staaten des Deutschen Bundes einerseits

und den

Vereinigten Staaten von Nord-UAmerika andererseits

wegen

der in gewissen Fällen zu gewährenden Auslieferung der vor der

Justiz flüchtigen Verbrecher.

Da es Behuse besserer Verwaltung der Rechtspflege und zur Verhütung von
Verbrechen Innerbalb des Gebiekes und der Gerichtsbarkeic der kontrohfrenden Theile

zweckmäßig befunden worden ist, daß Individuen, welche gewisse schwere Verbrechen
begeben, und vor der Justiz fluchtig geworden sind, unter Umsländen gegenseitlg aus-

geliesert werden, auch doß die bercessenden Verbrechen namentlich ausgegzäble werden;
und die Gesee und Verfassung Peukkens und der anderen Deutschen Staaten,

welche dlesen Vertrog kontrohlren, ihnen niche gestatten, ihre eigenen Unterthanen
einer auswärtigen Juriediction zu überliesern, also die Reglerung der Wereinigten
Staaten mlt Rucksicht darauf, daß der Vertrag unter tcenger Reciprocilär geschlossen

wird, gleicherweise von jeder Verpflichtung seei sein soll, Bürger der Wereinigten
Staoten aus juliesern: so haben einerseits Seine Majellée der König von Preußen,
sowohl für Sich, als im Namen Seiner Majeslät des Könlgs von Sachsen, Sei-
ner Königlichen Hohelt des Kursürsten von Hessen, Seiner Königlichen Hobeit des

Grohbergogs ven Hessen und bei Rhein, Selner Königlichen Hoheit des Grohher=
zogs von Sachsen-Weimar, Eisenach, Seiner Hobeit des Herzogs von Sachsen-

Meiningen, Seiner Hoheit des Herzogs von Sachsen= Allenburg, Seiner Hohele
des Herzogs von Sachsen Koburg. Gorha, Seiner Hoheit des Hersogs von Broun-

schweig, Seiner Hoheic des Herzogs von Anhale, Dessau, gi Hoheit des Herzogs
von Anhalt Bernburg, Seiner Hohelt des Hersogs vonNassau, Seiner Durchlauche

des Fürst von Schwarzjburg. Rudolsladr, Seiner Durchlauche des Fürslen von Schwarz=

burg. Sondershausen, Ihrer Durchlaucht der Fürstin und Regentin von Woldeck,
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Selner Durchlaucht des Fursten von Reuß alterer Linle, Selner Durchlaucht des

Fürsten von Reuß jüngerer Linie, Seiner Durchlaucht des Fürsten zu Lippe, Selner
Durchlaucht des Landgrasen von Hessen. Homb urg, so wle der sceien Stadt Frank-

surc, und andererseils die Vereinigten Staaten von Nord. Amerlka beschlossen, uber
diesen Gegenlkond zu verbandeln, und zu diesem Behuse lbre relpectiven Bevoll.
mächtigten ernannt, um elne Uebereinkunst zu verhandeln und obguschließen; nämlich:

Selne Mofjeslär der König von Preußen in Seinem eigenen Namen sowohl,

als Nomens der onderen, oben ausgegäblten Deurschen Souverolne und der

sreien Stadt Franksurk, Allerhöchst Ihren Minisler= Residenten bel der Re-
glerung der Veceinigeen Staaken, Frledrich Cocl Josepb von Gerolr,

* der Prösident der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika den Staats
cetolr Daniel Webster,

welche nech orgunstinge Mietheilnng ibrer respectiven Vollmachten, die folgenden Ar-
tikel verelnbatt und untetgeichnet h :

rtitel 1.

nist dahin überelngekommen , daß Preußen nebst den anderen Staaten des
s Bundes, dle in diese Uebereinkunse mit eingeschlossen sind oder die dersel-

ben spärer beineetem mögen, und die vereinigten Staaten, auf gegenseitige Requisttionen,
wesche respective sie selbst oder ihre Gesandten, Beamten oder Behörden erlassen,
alle Indioiduen der Justlz ausliesern sollen, welche beschulolge, das Verbrechen des
Mordes, oder elnes Angriffes in mörderischer Absicht, oder des Seeraubes, oder der

MBeandslistung, oder des Raubes, oder der Fälschung, oder des Ausgebens falscher

Dokumente, oder der Versertigung oder Dertcinns salschen Geldes, sei es gemünz=
kes oder Poplergeld —, oder des Desekts oder der Uncerschlagung öffentlicher Gelder

innerhalb der Gerichtsborkeic elnes der beiden Theile begangen zu boben — in

dem Geblere des andein Theils eine Zuflucht suchen oder dort ausgesunden werden:

mie der Beschränkung jedoch, doß dies nur auf solche Beweise sür die Scrafbarkelt

geschehen soll, welche nach den Gesetzen des Orts, wo der Flüchtling oder das so be-

schuldigte Individuunm ausgesunden wird, dessen Verhostung und Seellung vor Gericht
rechtserrigen würden, wenn dos Werbrechen oder Vergeben dort begangen wäre; und

dle respectiven Richter und andere Behörden der beiden Regierungen sollen Mache,

Besugniß und Autorilät haben, auf eidlich erhärtete Angabe einen Besehl zur Ver-
baftung des Flüchtlings oder so beschuldigren Individuums zu erlossen, damic er vor

die gedackten Richter oder onderen Behörden zu dem Zoecke gestelle werde, dah der

Beweis sür die Stcasbarkeit gehört und in Erwägung gesogen werde; und wenn bel

dieser Vernehmung der Beweis für ausreichend zuc Aufrechthaltung der Beschul-

digung erkannt wird, so soll es die Pflicht des prüsenden Richters oder der Behörde

sein, lelbigen sür die detresfende erecueive Behörde sestzustellen, dawit einBesebl Jur
Tusliferung. eines solchen Ilüchtlings erlossen werden könne. Die Kosten einer sol-

chen Verbastung und UAuelieferung sollen von dem Theil gercagen und erstatler wer-
den, welcher die Requisition erläßt und den Flächeling in Empfong nimmr.
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ttitel 2.

Die Bestlmmungen dleser Uebereinkunft sollen auf jeden andern Staat des
Deuisches Bundes Anwendung finden, der spater selnen Beitiltt zu derselben erklart.

Arti .

KehrtdekotstmhireadenTheilesollgchqlkensein,laOemåsiheltdekBefliw
mungendieserUebekelnksmstsei-steigerun-Bürger-oderUntbqnenquszullkfekm

.kkte.

Wen-seinJnvividuum,daselaesderindiesesllebtkeinkunstousgezåhltenVen
brechen angeklagt ist, ein neues Verbrechen in dem Gebiete des Staates begangen

baben sollte, wo er eine Zuslucht gesuche hat oder aufgesunden wird, so soll ein sol-

ches Individuum ulche eher in Gemäßbeit der Bestimmungen dieser Uebereinkunst
ausgeliesert werden, als bis dasselbe vor (Gericht gestellc worden sein und dle auf ein

solches neuen Verbrechen gesetzte Stease erlitten haben oder srelgesprochen worden seln
wied.

rti .

DiegegenwärtigeUebel-einkauftsollblszum1.Jcnssak18581nKs-askbleibt-I,
und wenn kein Theil dem andern sechs Monate vorher Mittheilung von seiner Ab-

sicht macht, dieselbe dann aufzuheben, so soll sie serner in Krast bleiben bis zu dem
Ablauf von jwölf Monaten, nachdem einer der Hoben kontrahirenden Theile dem an-
dern von einer solchen Absicht Kenntnisi gegeben; wobel jeder der kontrahirenden Theile

sich das Recht vorbehalt, dem andern eine solche Mittheilung zu jeder Zelt nach dem
Ablauf des gedachten erslen Januar 1858 zu gehen zu lasse

Die gegenwartige Uebereinkunft soll ratificiet weiden von der Preußischen Re-
glecung und von dem Prasidenten unter und mit der Genehmigung und Zustimmung

des Senates der Verelnigten Staaten und dle Ratifikationen sollen zu Washington

innerhalb sechs Monaten von dem heutigen Datum, oder wo moglich fruher, aus-

gewechselt werden

Zur Urkund dessen Haben wir, dle respectiven elmchiee dlese Ueber-
elnkunft unterzeichnet und blerumer unser Slegel belgedeücke

In dreisacher Aussertigung geschehen zu Woehington, den Hecbegehnten Juni
1852; im 76sten Jabre der Unabhängigkeit der Vereiniglen Staccen

(gez.) Fr. von Gerolt. (gei) Dan. Websler.

(L. S.) (L. S.)
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Additional-Artikel

zu dem

am 16. Juni Eintausend acht hundert und zwei und funfzig zu Wa-
shingthon zwischen Preußen und anderen Staaten des Deutschen
Bundes einerseits, und den vereinigten Staaten von Nord-Amerika

andererseits, abgeschlossenen Vertrage wegen der in gewissen Fällen
gegenseitig zu gewährenden Auslieferung der von der Justiz flüchtigen

Verbrecher.

Da es nicht thunlich sein möchte, daß die Ratisicatlonen des am 16. Juni

1852 zu Washington uncerzeichneten Vertroges zwischen Preußen und anderen Staa-
ken des Deutschen Bundes einerseits, und den Vereinigten Staaten andererseits,

wegen der in gewissen Fällen zu gewährenden gegenseitigen Auslieserung der vor der

Justiz Hlüchilgen Verbrecher, innerhalb der im genannten Vertcage verabredeten Früst
ausgewechselt werden, und da belde Theile wünschen, daß derselbe zur vollfländigen

Uussührung gelange, so hart zu dem Ende Seine Masestär der König von Preußen
in Seinem eigenen Namen sowohl, als Namens der anderen in dem vorgenannten

Verccatze erwähnten Deueschen Souveraine, Allerhöchst Min Minister-Residenten
bel der Regierung der Verelulgten Stagten, Friedrich Corl Josepb von

Gerolk, und der Präsident der Vereinigten Staaten von Nord,Amerita leinerseilsden Seaat Seccetetair der Vereinigten Staaten, Edward Everett, mit der no-

thigen Vollmacht versehen, welche den folgenden Artlkel vereinbart und unterzeichnet

boben:
Die Ratificationen des am 16. Juni 1852 abgeschlossenen Vertrages wegen

der in gewissen Fällen zu gewährenden gegenseitigen Auslieserung der vor der Justiz
slüchtigen Werbrecher sollen zu Washingkon innerbalb eines Jahres von dem *

dleser Uebereinkunft an gerechnet, oder wo moglich fruher, abgewechselt werden.

Der gegenwactige Additlonal-Attikel soll dieselbe Kraft und Wirkung baben,

als ob er Wort für Wort in vorgenannten WVertrog vom 16. Junk 1852 mit auf.
genommen worden wäre und soll in der in demselben vorgeschriebenen Weise geneb-
migt und ratificire werden.
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Zu Urkunde dessen haben wir, dle respecilven Bevollmachtlgten, dlese Ueber-
einkunft gezeichnet und unsere Slegel hler beigedruckt.

Geschehen zu Washlagton densechsjehntenNovember Eintausend acht hundert
zwei und funszig und im sieben und siebenzigsten Johre der Unabhängigkeit der Ver-

einsgten Staaren.

(6e).) Fr. von Gerolt. (gez.) Edward Everett.

(L. S.) (L. S.)



Gesetzsammlung
des FürstenthumsReuß ilterer Linie.

M. 21.

(Ausgegeben den 27. September 1853.)

45. Bekanntmachung,
Patentertheilung auf Streck= und Fleyerwerke

betreffend.

gem Banquier und Kammgarnfspinnereibesiter Dr. Julius Glaß zu Gera ist

auf desfalls geschehenes Ansuchen sic dos Handlungshaus Nicolaus Schlumberger
K Comp. in Guebwiller im Elsaß Bebuss der Anfertigung und Einsöhrung der

von dem leleren neuersundenen und resp. vervollkommneten Streck- und Fleyerwerke

zur Vor- und Feinspinnerei von Wolle, Floret und andern Faserslossen, im Bereich

des biesigen Fürstenthumes ein ausschließliches Privilegium aous fünf binkereinander
solgende Jahre, ohne Jemand in der Benubtung bekonnter Theile zu beschränken,
mie der Bellimmung, daß die Anwendung der patemtirten Steeck= und Fleyerwerke

blunen Jahresseist vom beutigen Tag an gerechnet gescheben, bei Verlust des durch

das Patent erworbenen Rechtes ertheil:, auch die Zurücknahme des Patente für den

Foll, daß während der Danuer desselben das ertheilte Privilegium ein Jahr lang un-
benutzt bleibe, vorbehalten werden.

Auch ist bei Verleihung desselben dle Neuhelt und Eigenthumlichkeit dee Erfin-

dung vorausgeseht * besiimmt worden, dah gegentheiligen Falls das Patene als
erloschen zu betrachten ist.

Solches wird Aar Nachricht und Nachachtung hiermit bekannt gemacht.

Greiz, den 31. August 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landcsregicrung das.

Otto.

v. Geldern, Crispendor.
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46. Bekanntmachung,

den Beitritt des Großherzogthums Oldenburg zu dem Paßkartenvereine

bekrefsend.

Der in Bezug ouf die Legitimationsführung durch Paßkarten getroffenen, la
der Verordnung vom 26. Februar 1651 (Beilage zu No. 10. des Am'ts- und

Verordnungsblatts) gedachten Uebereinkunst ist jusolge einer von dem Könlglich

Preußischen Ministerum der auswärtigen Angelegenheilen anher gemachten Mitebel-
lung unteim 241. August dieses Jabres das Großberzogehum Oldenburg

nachträglich noch beigerreten.

Solches wird mit dem Bemerken, daß zufolge der dortseitigen Minlsterlal.

verordnung zur Auestellung von Paßkarten im Großberzogthum nachstehende Behör-
den:

a. sammtliche Großher zoglicheAemter,

D. das Geäflich Bentinck'sche Amt Varel,

DC. dle Magislrate der Städte Oldenburg, Jever und Eueln,

besuge sind, zur ollgemeinen Nachachtung hiermic bekanm gemacht.

Greiz, den 8. Sep#ember 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung daf.

Otto.

v. Geldern= Crispendorf.
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47. Bekanntmachung,
die Suspension der Getreidezölle

brtreffend.

Bel der zehnten Generalconserenz in Zollvercinsanqelegenhelten ist mit Rück.

siche ous den ungünsligen Ausfoll der Erme und dle storesindende Theu'ung beschlos-
sen worden, daß die Eihebung des Eingangszolles für Gerreide, Hülsenftüchte,
Mehl und ondere Mühlenfabrikate, als geschrotene und geschälte Körner, Graupe,
Grles und Grütze, gestompfte oder geschälte Hirse, vom 15. Seprember d. J. an

blo Ende dieses Jahres eingesiellt werde.

Solches wird zur ollgemeinen Nachachtung blerdurch bekonne gemacht.

Greiz, den 16. September 1853.

Fürstl. Reuß Plauische Landesregicrung das.

Otto.

v. Geldern, Crispendorf.

48. Bekanntmachung,
den zu den Innungöartikeln der gemischten Innung der Buchbinder r.,
der Böttcher, und der Tischler und Glaser erlassenen Nachtrag bezüglich
des Besuchs der hiesigen Fortbildungsschule von Seiten der Lehrlinge der

gedachten Innungen
bekressend.

In Folge eingegangener Gesuche der gemischten Innung der Buchbinder, Beut-
ker, Bürstenbinder, Riemer, Sateler und Seiler, der Börcherinnung, sowie der
Innung der Tischler und Glaser, sämmtlich hler, um Nackträge zu ihren Innungs-
arcikeln bezüglich des Besuchs der hier bestehenden Fortbildungsschule für junge Hond-
werker von Seiten der bei ihnen elngeschriebenen Lehrlinge, haben Serenissimus

r—i
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vermictelst erlassener Nachtrage zu den den genannten Innungen gnadlgst verllehenen
Innunasbriefen, in Erwagung des seitherigen segensceichen Wirkens der hiesigen

Fortbisoungeschuse und der großen Nutzlschkeit einer solchen Einrichtung, gnädigst zu

bestimmen geruht:

1) daß jeder Hier oder in nicht zu serner Umgebung der Stade auf dem

Lande lebende Lehtling der gedachten Innungen jum regelmäßigen Besuch

der hier bestehenden Fortbildungsschule ste junge Hondwerker während der
Dauer seiner Lehrzeit verbunden sein foll;

2) daß kein derartiger Lehrling vom uantwerk eher von der Kehre los- und
zum Gesellen gesprochen werden darf, bevor er nicht durch ein vom Dl-
rectorium genannter Anstalt ahlle Zeugniß den Besuch derselben

oder genügende Kenntniß lm Lesen, Rechnen und Schreiben bescheinige

bat.

Solches wird bierdurch, zur Nachachtung sür die, welche es angeher, zur öffemlichen
Kenniniß gebracht.

Greiz, den 14. September 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Geldeln, Enependork.

40. Bekanntmachung,
die über das Heimathsrecht der freien Stadt Frankfurt anher

ergangenen Mittheilungen
bekreffend.

Im weitern Versolg der Bekanmmackung vom 15. Juni d. J., den Beitelet
der sreien Sradt Frankf#nt a. M. zu der Convencion wegen gegenselliger Uebernah-
me von Auszuweisenden d. d. %% den 15. Juli 1851 bettessend, wird auf

Grund der in Gemänheit der Verobredungen in No. 6. u. 7. des Schlußprotokolls

anher gemachtcen Mittheilungen Folgendes zur Nachachzung hiermit bekannt ge-
macht:



— 249 —

1. Räcksichelich der Erwerbung und des Verlustes der Staatsangehörsgkelt gel-
ten im Wesenclichen die in der betressenden Höchstlandeöherrlichen Verordnung vom
7. November 1651 für das Hiesige Füerstenehum sellgesiellten Grundsähe und Be-

stimmungen.

2. Zur Aussertigung sowohl der Helmathscheine als der Uebernahmescheine sind

besuge:

a) süc die Stadt Franksure die Seadtkanglei,

D) für die Landgemeinde das Landverwaltungsamé.

3. Hinsichtlich der Trauung von Uusländern bestebe die Anordnung, daß keine

Verbeirachung eines Augeßörigen der conccahirenden Staaten, sei es mit einer In-
länderin oder Ausländerin ohne Consens der Heimathsbehörde derselben gestattet wer-
den darf.

Greis, den 17. Sepiember 1853.

Furstl. Neuß Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Geldeen, Crlspenders.

50. Bekanntmachung,
die Veröffentlichung der Steckbriefe hinter die nach den vereinigten Staa-
ten von Nordamerika geflüchteten Verbrecher durch den Eberhardtschen

Polizeianzeiger

betressend.

Mletelst Bekanntmachung in Ne. 75. des Eberhardeschen Polizeianzeigers macht
dleRedaction darauf aufmerksam, daß Seeckbriese binter diejenigen Verbrecher, wel-
che in den verelnigten Staaten Nordomerifa's von deutschen Behörden verselgt wer-

den, In jenen Staacen durch Vermittelung lbres Orguns allgemeine Verbreitung er-

balten.
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Uncer Hinwelsung auf die Regierungsbekanntmachung vom 24. August 1853
den zwischen Preußen und ondern S.aaten des deutschen Bundes einersells und den

verelugten Staaten von Nordamerika ondererselts unkerm 16. Juni 1852 abge-

schlossenen Vertrog wegen Auslieserung fluchtiger Verbrecher, machen Wir Solches
hiermit bekanne und weisen die Justtzbehörden des Landes zugleich on, sich in vor-

kommenden Fällen des gedachten Polizeianzeigers,zurVerbreitungvonSieckbriesen
binrer die, der im Art. 1. des Vertrages bezeichneren Verbrechen, angeschuldigeen
Personen zu bedienen.

Greiz, den 19. September 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Geldern= Cispendork.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

). 22.
(Ausgegeben den 4. Octobee 1853.)

51. Regicrungs. Bekanntmachung,
den Beitritt zu dem zwischen Preußen und Oesterreich unterm 19. Februar

1853 abgeschlossenen Handels= und Zollvertrag
betressend.

Nachdem das hiesige Fürstenthum dem zwischen Preußen und Oestceich unterm
19. Februar 1853 abgeschlossenen Handels = und Jollvertrog nach Artikel 41. des

Vertrogs vom 4. April d. J., die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Han-

delsvereines betreffend, beigetrecen ist, auch die ersorderlichen Ministeriglerklärungen
wegen dieses Beitrilts ousgewechselr wo den sind, so wied der gedackte Vertrag,

welcher auch aus das, vermöge seines Verlrags mie Oestreich voem 5. Juni 1852

dem Zoll= und Sceuersystem des Koisersloals ongeschlossene Fürstenthum Liechten-

steln Anwendung findet, zur allgemeinen Nachachlung hiermit bekannt gemacht.

Greis, den 10. September 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

o. Geldern= Grispendorf.

Handels- und ZollVertrag.
zwischen 6

Seiner Majestät, dem Könige von Pihenund Seiner Majestät,2

dem Kaiser von Oesterreich.

Seine Moajestä#t, der König von Preußen
und
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Seine Majestat, der Kaiser von Oesterte

von bdem Wunsch geleitet, den Handel und % zwischen Ihren Gebiecen durch

ausgedehnte Zollbesreiungen und Zollermählgungen, durch vereinfachte und glelch-
sörmige Zollbehondlung und durch erleichterte Benutzung aller Verkebrsanstalten in
umsossender Weise zu sördern, und in der Absicht, Ihre Zelleinnohmen zu sichern

und dle allgemeine deursche Zolleinlgung anzubahnen, haben Unterhandlungen eröff-
nen lassen und zu dlesem Zwecke zu Bevollmächriglen ernannt:

Seine Mafjeslär, der Könlg von Preußen:

Allerböckst Ihren Mlnister- Präsidenren und Minister der auswäriigen Ange-

*- Freiherrn Octo Theodor von Manteufse

Allerhöchst J% #eenercl. Direkror der Steuern Johann Frledrich von
Pommer E

Seine Mozenr, der Kaiser von Oellerreich
Ullerhöchst Ibren wirklichen Geheimrath Hrethern Carl von Bruck,

welche, nach geschehener Miethellung und gegenseiciger Anerkennung lbrer Ve lmach-

ten, den solgenden Handels= und Zoll-Vertrag vereinbart und abgeschlossen haben:
. Arti .

Die kontrahirenden Theile verpflichten sich, den gegenseitigen Verkehr zwischen
ihren Landen durch keinerlei Elnsuhr- Aussuhr· oder Durchsuhr·Verbotezuhemmen.

Ausnahmen hlervon dürsen nur Scatt finden:

#a) bel Tabock, Salz, Schießpulver, Spielkarten und Kalendern;
D) aus Gesundheics= Polizei, Rucksichten;
) In Beslehung auf Kriegsbedusnisse unter außerordentlichen Umständen.

areikel 2.

Hinlichtlich des Betrages, der Sicherung und der Erhebung der Eingangs,
Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben dürsen von keinem der beiden koncrahicenden

Theile dritte Staaten günlliger als der andere kontrahirende Theil behandelt werden.

Jede dritten Staaten in diesen Besiehungen eingeräumte Beghastigung ist daher
obne Gegenleistung dem anderen kontrahirenden Theile gleichzeicig einzuräumen.

Ausgenommen hiervon sind nur diejenigen Begunstigungen, welche die mit einem

der kontrahfrenden Theile jetzt oder kunftig zollvereinten Staaten genießen, sowie
solche Beqünstigungen, welche anderen Skaaten durch besiebende und vor Absckluß

des geqenwärtigen Vertrages mitgerheilte Verträge zugelslanden sind, oder diesen an-

deren Sctaaten süc dielelben Gegenstände in nicht höherem Maße nach Ablauf dieser
Verträge zugestanden werden sollten.

Artikel 3.

Die kontrahlrenden Theile wollen vom 1. Jannaor 1854 an gegenseitige Ver-

kehrserlelchterungen auf Grundlage des sreienl Einganges roher Nacurerzeugnisse und
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des gegen ermäßlate Zollsähe zu gestortenden Eingangs gewerblscher Eczeugnisse irer
Länder einteeten lassen.

Dem gemäß sind sie schon jeßt überelngekommen, daß von den in der Anlage
I bezeichneren Woaren, bei deren uumitkelbarem Uebergange aus dem frelen Ver. 1—J.
kehre im Geblete des einen in das Gebiet des anderen Staates, keine, beziehungs.
weise keine höheren, als die In dieser ge bestimmen Eingangsabgaben erhoben

werden sollen.
le werden serner im Jahre 1854 Kommissare zusammencreten lassen,

sich über weitere, dem obigen Gesichtspunkte entsprechende Verrehipeilchlerenge“n
elnigen.

Artikel 4.

Wenn während der Dauer des gegenwäctigen Vertrages in dem Gebiete des
einen oder des anderen kontrahirenden Staaten Erhöhungen der allgemeinen ta-

rismäßigen Eingangszölle gegen den gegenwärtig gülrigen Taris eintreken sollien, so

“7 diese auf die in der Anlage Ivereinbarten Verkehrserleichterungen ohne
influsi.

Wenn aber einer der kontrahirenden Theile sür eine von den in der Anlage 1

genannten Woaren eine Ermäbigung seines gegenwärkigenallgemeinen Joll.Tarises,
lei es allgemein oder für gewisse Gren#streckeu oder Zollämter, eintceten lassen will,
so liegt ihm od, dem anderen Theile von dieser Ermähigung mindestens drel Mo-
nate vor deren Eilnereten Nachricht zu geben und es bleibt alsdann, vorbeholtlich an.

derweiter Verlländigung, dem anderen Theile sreigestellt, diese Wagre einem Zoi.

schenzoll, beziehungsweise einer Erhöhung des Zwischenzolles, und zwar in dem einen
wie in dem anderen Falle zu einem der jenseitigen Jollermäsigung ensprechenden Be-

troge, zu unterwersen. Wer von dieser Besugnis Gebrauch #nacht, wird die Ver-

äuderung vier Wochen vor deren Etherern verossentlichen.
rtike

1) Die kontrahirenden Theile s bei dem unmittelbaren Uebergonge von

Woaren aus dem Gebiete des einen in das Gebiet des anderen Sitaates Ausgangs-

abgaben von keinen anderen, als den in der Anlage II verzeichneten Gegenltänden II.
und zu keinen böheren, als den in ibren Zoll Tarisen gegenwärtig süc diese Gegen

stände sesigesetzten Beträgen erheben lassen.
Auf Ausgangsabgaben, welche an Stelle der Durchgange#ölle erboben werden,

findet die vorllehende Beslimmung keine Anwendung; binlichtlich des Betrages dieser
Ausgangsabgaben gile die nochstebend unter 2 geltossene Verabredung über den Ve-
krag der Durchgangszölle.

Die kontahirenden Theile werden von den nach der Aulage 1 im Zwischen-

verkehr zollsreien Waaren, welche aus dem Gebieze des anderen Theiles, ohne Be-
rührung zwilcheuliegenden“ Auslkandes, durch ihr Gebiet nach dem Auslande durch.

gesührt werden, Oucchgangsabgaben nicht erbeben esen.
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Sle werden ferner von Waaren, welche aus dem Auslande durch ihr Geblet

nach dem Gebiete des anderen Theiles oder umgekehrt, ohne' Berubhrung zwischen-

liegenden Auslandes, durchgesuhrt werden, wenn diese Waaren nach ihren allgemeinen
Zoil·Tarisen weder bei der Einfuhr noch bei der Aussuhr einer Abgabe unterllegen,

keine Durchgangsabgoben, In allen anderen Fällen dagegen keine anderen, als
gegenwäctig besiehenden Durchgangsabgaben, Höchilens jedoch den Betcog von 37 Sil-
bergroschen oder 10 Kreuzer sür den Jolljenknec echeben lassen. Die weir#ere Er-

mähigung dleser Durchgangsabgabe im Allgemelnen oder für elnzelne Grensstrecken

oder Straßenzage bleibt jedem der kontrabirenden beile unbenommen
Die vorstetzenden Verabredungen sinden sowohl auf die noch erfolgter Umlabung

odec Logerung, als auch auf die unmittelbar durchgesührten Waaren Anwendung.
,

æ

Zur weiteren Erleichterung des gegenseitigen Verkehres wird beiderseits Be-

sreiuns von Eingangs-, Ausgangs= und Ourchgangs- Abgaben zugestonden:
r Waaren (mit Ausnahme von Werzehrungsgegealänden), welche aus

vemn einen Stoate aus Märkte oder Messen des andern gebracht oder auf

ungewissen Ver kauf ou#ßer dem M und Markt. Verkehre aus dem einen
Staate nach dem anderen versender, daselbst ober niche in den seeien Ver-

kehr gesetzt, sondern unter Konerole der Jollbeh#dein ossentlichen Nieder-

lagen (Pockbösen, Hallämtern u. s. w.) gelagert und binnen einer im Vor-
aus zu bestimmenden Frist unverkaust zmiückgesöhrt werden;

b) süe Wieb, welches auf Mäektedes anderen Seaotes gelloacht und unver-

kauft von dort zurückgesührt wird;

c) für Glocken zum Umgielien, Wachs zum Bleichen, o zum
Hecheln (Köninch, unter Fellhaltung der Gewichtemenge;

(1) sür Gewebe und Garne zum Waschen, Bleichen, Waten, Appreklren,

Shruce und Sceicken, sowie für Gegenslände zum Lackicen, Poliren und
Bemalen

) sür ein. zur Repacatur, Beorbeilung und Wecedlung bestimmte, in den

anderen Staat gebrachte und noch Erreichung jenes Zweckes, unter Beobachtung

dec desholb getrofsenen besonderen Vorschristen, zurückgesührte Gegenslände,
wenn die wesemliche Beschassenheit und die Benennung derselben unverän-
dert blei

und zwar in den Fällen under a, b, und e, sosern die Ideneltät der ausgesühr-
ken und wieder eingesührten tae Mii Zveisel ist.

el 7.

Hinsichtlich der jollamtlichen Behandlung von Waaren, die dem Begleitschein-
versahren unterliegen, wied eine Verkeheserleichterung dadurch gegenseitig gewähre
werden, doß bei dem unmistelbaren Uedergonge solcher Woaren aus dem Gebiete des
einen kontrahirenden Staates in das Gebier des anderen die Beschlußabnahme, dle
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Anlage elnes anderwelten Verschlusses und die Auspackung der Waaren unterblelbt,

sofern den dleserhalb verelnbarken Erfordernissen genäge ist, und daß überhaupt die
Absertigung möglichst beschleunigt wird.

tik

Die kontrahirende Theile werden vecciaigen, ihre gegenuberliegendenOrenz.
Zollamter, wo es die Veirholtnissen gestatten, je an einen Ort zu verlegen, so daß

die Amtshaudlungen bei dem Uebertritte der Waaren aus einem Zollgebiete in das

andere gleichzeitig Stait finden können.

tikel 9.

Innere Abgaben, welche in bem einen der kontrahirenden Seaaten, sey es für
Rechnung des Stoots oder sür Rechnung von Kommunen und Korporartonen, auf

der Hervorbringung, der Zubercitung oder dem Verbrouche eincs Erzeugnisses ruhen,

dürsen Erzengnisse der kontrahirenden Staaten unter keinem Vorwande böher oder

in lästigerer Weise tressen, ols dle gleichnamigen Erzeugnisse des eigenen Landes.
Von allen Erzengnissen, die nach der dem Urtikel 3 angeschlossenen Anlage L

aus dem einen Slaate in den anderen zu ermäsiigten Zollsätzen eingeben, und von

welchen gollordnungsmäßig dargethan wird, dali sie els ausländisches Eing ungsqut
die gollamtliche Behandlung bei einerErhebungsbehärde des letzteren bestanden haben,

oder derselben noch unterliegen, darf leine weitere Aäbgabe irgend elner Art, sei es

für Rechnung des Staares oder für Rechmiugen von Kommunen und Korpora: ienen,

erhoben werden, jedoch mit Vorbehalt derjenigen inneren Steuern, welche in einem
der kontrablrenden Staaten auf die weitere Verarbeitung oder aus anderwelte Be-

reitungen aus solchen Erzeugnissen, ohne Unte: schied des ausländischen oder inländi-

schen Ursptunges, allgemein gelegt sind. Dogegen werden Erzeugnisse, welche nach
dieser Aulage aus dem einen in den anderen Staat gollscei cingehen, in Beziehung

auf dle innere Besieuerung einheimische behandelt.

Artikel 10.

Die kontrahlrende Theile Verpslichten sich, zur Verhütung und Bestrasung des
Schleichhandels nach oder aus ihren bezüglichen Gebiezen durch angemessene Mirtel

miezuwicken und zu diesem Zwecke die ersorder lichen Strasgesebe zu erlassen, die
Rechtsbülse zu gewähren, den Uussichesbeomten des anderen S##a##die Va selgung
der Konteavententen in ihr Gebiet zu gestallen und denselben duch Stener-, Zoll-

und Polizei, Beamte, sowie durch die Ortsverstände alle ersorderliche Auskunst und
Beihylse zu Theil werden zu lassen.

as nach Mastgabe dieser allgemeinenBestimmungen abgeschlossene Zoll= Karrel
enthält die Anlage III.9* 1

Für Grenzgewässer und sür solche Grensltrecken, wo die Gebiete der kontra–--—
birende Theile mit sremden Staaten zusammen tressen, werden Mastegeln zur ge-
genseltigen Unrerstützung bei dem Ueberwachungsdienste vecabredet werden.
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Actikel 11.

Seapel= und Umschlags. Reckte sind in den Staaten der kontrahirenden Theile
unzulässig und es darf, vorbehaltlich schisssohrts- und gesundheits- pollzeilicher, sowle
der zur Sicherung erforderlichen Vorsch'isten, keine Waarensührer gezwungen wer-

den, an einem bestimmten Orte anzuhalten, auszuladen, ein uladen oder umzuladen.

Die kontrohirende Theile werden die Serschiffe des anderen Theiles und deren

Ladungen unter denselben Bedingungen und gegen dieselben Abgaben, wie die eige-

nen Sfäife zulossen.
e Schifffahrt zwischen Seehäsen seines Gebieces konn jeder Staat selnen

eigenen Schsfar vorbehollen. Begunli#gungen jedoch, welche in Beziehung Hierauf

einer der kontrahicenden Staaten den Schissen dritter Stooten durch Uebereinkunft

gewährr, wird derlelbe auch den Schissen des anderen Staates zu Theil werden

lossen, wenn lebrerer die Gegenseitigkeit ##gellebet. Die successioe Beseachtung oder
Emlöschung in mehren Seebäsen des einen Staates soll den Sclissen des anderen

taates gestattet seyn.

ie S'amenngehteigrel. der Schisse gcbes der konttahirenden Staaten ist nach
der Gesehgebung ihrer Heimalh zu beurrbeil

Zur Nachweisung über die bbungenupferrir der Schiffe des einen Seates sollen

die nach der Gelsetzbung ihrer Heimorb güluigen Mesibriese, vorbehaltlich der Reduk-
elon der Schissomoße, bel Feststellung von Schifssahct#= und Hasen-Abgaben im

anderen Staate genügen.
rtikel 13.

Von Schissen des einen der kontcohlrenden Theile, welche in Unglücks, oder

Noth.Fällen in die Seehäsen des aonderen einlaufen, sollen, wenn ulcht der Aus-

emthalt unnötbig verlängert oder zum Handelsverkehre benuht wird, Schifssahrte.
oder Hasen= Abgoben nicht erhoben werden.

Von Hovarie, und Strand- Gütern, welche In das Schiff eines der komra-

birenden Theile verladen woren, soll von dem anderen, umer Vorbebalt der Duech-

gangsabgabe bei der Wiederaussub# zu Lande und des etwaigen Bergelohns, eine

Abgabe nur dann erhoben werden, wenn dieselben in den Verbrauch übergeben.

Zur Besahrung aller natütlichen und künkklichen Wosserslrosien im den Gebieten

ber kontrahirenden Theile sollen Schiffesührer und Fahrzeuge, welche einem derselben
angehören, unter denselben Bedingungen und gegen dieselben Abgaben von Schiff

oder Ladung jugelassen werden, wie Schisseührer und Fahrzeuge des eigenen Staates.
Ar

Die Benutzung der Cbausseen und lonsi aen Sttasßen, Kanale, Schleusen,
Fahren, Brücken und Bruckenössnungen, der Häsen und bandungeplätze, der Ve-
zeichnung und Beleuchtung des Fahrwossers, des Lootsenwesen, der Krahne und
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Waageanslalten, der Mlederlagen, der Anstalten zur Rettung und Bergung von
Schiffsgutern und dergleichen mehr, in sowelt die Anlagen oder Anstalten sur den

offentlichen Verkehr bestimmt sind, sell, gleichviel ob dieselben von dem Staat
oder von Privat·Betechtlgtenverwaltetwerden,denAngehorlgendesanderenStaa-

tes unter gleichen Bedingungen und gegen gleiche Gebuhren, wie den Angehorigen

des eigenen Staates, gestattet werden.

Gebuhten durfen, vorbehalclich der bel dem Seebeleuchtungs- und Seelootsen-

Wesen zulälsigen abweichenden Bestimmungen, nur bei wirklicher Benutzung solcher
Anlogen oder Anstalten erboben werden

Dieselben dürsen dle etongetonn sommt den londesüblichen Zinsen des

lss suria mid übersteigr fur knlorchrr Foh'werk sollen auf Strasten, welche unmittelbar
oder ** * Verbindung der kontrahirenden Staaten uner sich oder mie dem

Aussande dienen, da, wo dieselben den Soß von cinem Sildergeoschen sür ein Zug-
tbier und eine gcograpbuische Meile erreichen oder übersteigen, pöckstens zu den jetze

gelrenden Berrägen und da, wo sie senen Sat nicht erreichen, Höchstens zu diesem

letzteren erhoben werden. Wegegelder für einen die Landesgrenze überschreirenden

Verkehr dürsen auf den erwahnten Stoßen nach Verhältnih der Streckenlängen

nicht bter seon, als für den auf das eigene Staatsgediet beschränkten Verkehr.Eisenbahnen gelten nicht diese, sondern die in den Actikeln 16 und 17

enchatten Belsllmmungen.
etikel 16.

Auf Eisenbabnen sollen in Bezlebung ouf Zeit, Arc und Preise der Besör-
derungen die Angebbrigen des anderen Theiles und deren Git nicht ungünstiger
als die eigenen Angehérigen und deren Güter behondelt werden.

Füe Durchsuhren nach oder aus dem Gebiete des anderen Staates soll kein

Staat böher, als diesenigen Eisenbahmnsrachesätze erheben lassen, welchen auf der-
selben Elsenbahn die in dem eigenen Gebiete auf= oder abgeladenen Güter verhält-

nissmäsiig unterliegen.
7.

Die konerohirenden Theile werden gein wirken, daß die Waarenbesörderung
auf den Eisenbahnen In iren Gedieren durch Herstellung unmitcelbarer Schienen-

verbindungen zwischen den on einem Orte zusammenttessenden Bohnen und durch

Uebe' führung der Teonsport- Ml#tel von elmer Bahn auf die andere möglichst er-

leichtert werde.

Sie werden serner, wo an ihren Grenzen unmittelbare Schienenverbindungen

vorhanden sind und ein llebergong der Transport= Micoe! Sratt sindet, Waaren,
welche in vorschristsmäßig verschließiboren Wagen eingehen und in denselben Wagen
nach einem Orle in dem Jnnein besördere werden, on welchem sich ein zur Abser-

tigung besugtes Zoll, und Steuer-Amt belinder, von der Dellaration, Abladung
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und Revision an der Grenze, sowle vom Kollo- Verschlusi frei lassen, in sosern
jene Waoren ducch Uebergobe der Ladungsvergeichnisse und Feachtbriese zum Ein-
gange angemeldet sind.

caren, welche in vorschriftsmäßig verschließboren Elsenbahnwagen durch dos
Gebiet eines der kontrahirenden Theile aus oder nach dem Gebiete des onderen ohne

Umladung durchgesührt werden, sollen von der Deklararlon, Abladung und Revision,
sowie vom Kollo-Verschluß sowohl im Innern, als an den Grensen srei bleiben,

in fosern dieselben durch Uebergabe der Ladungsverzeichnisse und Frachtbrlese zum
Duchgange angemeldet und von den becheiligten Eisenbohnverwoltungen die zur Er-

mittelung und Eibebung der geböhrenden Durchgangsabgaben ersorderlichen Einrich-
lungen getrossen sind.

Die Verwirklichung der vorstehenden Bestimmungen ist sedoch dadurch bedinge,
daß die betbeiligten Cisenbohnverwoltungen für dos rechezeitige Eintresfen der Wagen
mie unverletztem Perschlusse am Abferilgungsomte in dem Innern oder an dem

Ausgangsomte verpflichter seyen.
rtikel 18.

Die fontrahirenden Theile wollen gemeinschastlich dahin wirken, daß durch An-
nahmegleichsörmiger Guundsätze die Gewerbsamkeit besördert und der Besugniß der

Unterthanen des einen Staates, in -. anderen Arbeit und Erwerb zu suchen,
moglichst sreier Spielraum gegebenw

Von den Unterthanen des einen der kontrahierndcnTheile,welchcsnden10e-

biete des anderen Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen, soll von dem

Zeitpunkte ab, wo der gegenwärtige Wertrog in Krost teeren wird, keine Abgabe

entrichtel werden, welcher nicht gleichmäßig die in demselben Gewerbsverhälinisse sle.
benden eigenen Unterthonen unterworsen sind.

Deegleichen sollen Fabrikanten und Gewerbetreibende, welche blos sur das von
ibnen berriebene Geschäft Ankäuse macken, oder Reisende, wosche nicht Wooren selbst,

sondern nur Musier derselben bei sich sühren, um Benellungen zu luchen, wenn sie

die Berechtigung zu diesem Gewerbebetriebe in dem Staote, in welchem sie ibren

Wohnsitz hoben, durch Entrichtung der gesetzlicken Abgaben erworben haben, oder
im Dienfle solcher inländischer Gewerbetreibenden oder Kausleute siechen, in dem

anderen Sto#te keine weitere Abgobe biesür zu enteichten verpflichter seyn.

Auch sollen dei dem Besuche der Märkte und Messen zur Ausübung des Han-

dels und zum Absatze eigener Erjeugnisse oder Fabrikare in sedem der beiden Staa-

kten die Un:erthanen des anderen ebenso wie die eigenen Uncerthanen behandele
werden.

Die Untertbanen des einen der kontrahirenden Theile, welche das Frachtsuhr-
gewerbe, die See, oder Fluß=Schiffsahrt zwischen Plätzen verschiedener Staaten
berreiben, sollen für diesen Gewerbebecrieb in dem Gebiete des anderen Theiles elner
Gewerbesleuer niche unterworsen werden.
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rtlkel 19.

Dle kontrablrenden Staaten werden noch im Lause des Jahres 1853 über

elne e Münz= Konvention in Unterhandlung rreten.
enjebt baben sie sich dohin versländigt, doß keiner von ihnen die von ihm

Prrdirs Mr#en außer Verkehr sehen oder den von ibm denfelben belgelegeen Wereh
verringern wird, ohne einen Zeitraum von mindestens vier Wochen zur Einlösung

derselben zum bisherigen geseblichen Werehe sellgesebt und denselben wenigstens drel
Monate vor dessen Ablause öffentlich bekonnt gemacht und zur Kenneniß des anderen

Theiles gebracht zu haben. RNur bei dem Uebergange zu dem Vierzehnthaler- oder
Wier und zwanzig und ein batb Gulrensuße oder zum meriischen Münz= Systeme

bleibt es dem betressenden Staate vorbehalten, das Werthverhältnig zu bestimmen,

nach zrrchem 6 selne bisherigen Münzen einlösen, oder in seinem Gebiete in Um-
lauf lassen

Die iap-t Tbelle werden serner Verbrecken und Vergehen in Bezie-

bung aus Mönze oder Popiergeld des anderen Theiles mit gleichen Strasen, wie
Werbrechen und Vergeben in Besiehung auf die elgenen Münzen oder das eigene

Pepiergel belegen. Das unter ihnen abgeschlossene Münz-Kartel ist in der Anlage
IV enehaleen. IV.

Jeder der konkrahirenden Theile wird seine Konsuln im Auslande verpflichten,

den Angehorigen des anderen Theiles, sosern lebrerer an dem berressenden Piatze
durch einen Konsul ulcht vertceten ist, Schut und Beistand in derselben Arc und
gegen niche böhere Gebübren, wie den eigenen Angehörigen zu gewähren.

Ar#ikel
Die kontrahirende Thelle gestepen sich gegenseinig das Reche zu, on ihre Zoll

stellen Beomte zu dem Zwecke zu senden, urm von der Geschäftsbehandlung derselben

in Beziehung auf das Zollwesen und die Grensbewachung Ss zu erlangen,
wozu diesen Beamten alle Gelegenheit bereilwillig zu gewähr

Ueber die Rechnungssührung und Statistik in beiden Jotgetien wollen dle

bontrahstenden Staaten sich gegeuseitlg olle gewünschten Ausklärung ertheilen
Ueber die Aussührung dieserVBereiborung wlrd nähere Verständigung Eaa finden.

2

In denjenigen einzelnen Landestheilen der bontrahirenden Staalen, welche von

deren Zollaebiete ausgeschlossen sind, sinden, so lange deren Ausschlust dauert, dle
Werabredungen in den Artikeln 1 bls 9 des gegenwärtigen Vertrages keine An-

wendung.
rtikel 23.

Noch im Lause des Jabres *—7 sollen Kommissare der kontrahlrenden Staa-
ten zusammemtceten, um die in Gemähiheit der vorslehenden Artikel erforderlichen

Vereinbarungen und WVollzugsvorschristen sestzustellen.
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Artlke .

dannquendies-oVortrage-enthaltenenBestimmungensndalsin-
ktgnkessdc Theile desselbcssaugusehem

Artikel 25.

Die Dauer dieses Vertroges wird aus zwölf Jahre, also vom 1. Januar
1854 bis zum 31 Dezember 186.5 seigeklellc.

Es werden im Jahre 1860 Kommissare der koncrahirenden Sta#ten zufam-

mentreten, um über die Zolleinigung zwischer den beiden kontrohirenden Tbeilen und
den ihrem Zollverbande aledann ongehörigen Staaten oder, salls eine solche Eini-
gung noch nicht zu Stande gebracht werden könner, über weitrrgehende, als die on

dem 1. Januar 1854 eintcctenden und durch die in dem Acukel 3 erwähmen kom-

missarischen Verbandlungen nachnäglich selzustellenden Verkehrerleichterungen und
über möglichste Annäherung und Gleichslellung der betderseitigen Zoll, Tarise zu un-
lerhandeln.

eikel 20.

Der Beicrict zu diesem Vertcage bleibt denjeulgen deutschen Staaten vorbe-
balten, welche am 1. Jannac 185.1 oder später zu dem Zollvereine mit Preu#en

gehören we'den.
Niche minder leht der Beiteitt zu dielem Vertrage den jebt oder in Zukunst

mit Oesterreich zollverbündelen itallenischken Staaten seel.

Arcikel 27.

Gegenwäriiger Vertrag soll ratisicire und es sellen die ——mp- Urkunden
in dem Lause des kunstigen Monats in Berlin ausgewechselt wer

So gescheben Berlin am Neunzebnten Februar Eintausend knö bundert und

drel und funssig.

(gez.) Olto von Manteuffel. von Buuck.

(L. S.) (I. S.)

Frledeich von Pommer Esche.

(I.. S.)
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I.

Verzeich u i 6

derjenigen Gegenstände, welche im Zwischenverkehr zwischen Preußen
und Oesterreich eingangszollfrei oder zu einem ermaßigten Zwischen-

Zollsatze zuzulassen sind.

A. Jollfreie Gegenstände.

1. Abslle.

Hlerunker sind verstanden: Absälle und Absckulhe von rohen oder gegerbten
Häuten und Fellen; Bluc, flüssiges und elngetrockneles; Dünger, tbierischer; Flech-
sen; Hörner, einschliektlich Gemehörner und Hirschgeweibe, Hornspicen, Hornscheiben

und Hornspäne; Klouen und Fite oder Beine; Knochen, Hnockkenmeßt (Spodium),
Kunochenschoum (Zuckererde); Leimleder; Absälle von der Wachsbereitung (Bienen=
erde, Blenenkeule,Bienenrab); Flockwolle (Absall bei dem Spinnen), Tuch= oder

Won.Trümmer (Absall bei dem Weben), Scheerwolle (Absoll bei dem Tuchscheeren),
Zupswolle oder Schuddywolle.

. AschevonHol;,ansgclang-c;?(schevonTokßSteinkoblenmthmunkohlmz

Kalläscher oder Aschenerde; Lehkuchen oder ausgelaugte Lohe; Oelkuchen und Oel-

kucenmehl; S##reulonb, Serob, Häckerling (Häcksel), Spreu (Kaff) und Kleie;
Seäge und Hobel. Späne; Schlempe und Spülicht; Treber und Tresler, Papier=
abschnitze (Popie'späne), Hadern oder Lumpen (Strozzen).

Glasgalle und Glasschaum; Schlacken von Erzen; Kupserasche; Mönzgekeäz
(Silbergekräs, Gotoschmiedegekec, Kapellasche); Jennge-rhn) Scherben von Glas,
Thon= und Porzellan-Waaren.

2. Bettsedern.

3. Bie nenstöcke

mic lebenden Bienen; Bienenkörbe, gebrauchte und solche, in weschen die Bienen

gecödtet sind, mie dem Honig.

4. Chemische Hülfsstosse und Produkte, nämlich:

Minerol. Wosser, natörliches, in Flaschen und Krügen; Schwesel; Welasteln,
roher, rassinirter, keystallisieter; Vrriol, Eisen-, Kupser-, gemischter Eisen. und
Kupfer-, weisser; Wasserglas.

Rust= und Kohlen. Schwarz, Buchdrucker= Schwärze; Leim (Flsch-, Horn,
Leder); Schmirgelpapier und Schmiegeltuch.

2 r'
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Schwefelsaden; Schweselholzer, elnschließlich der chemisch berelteten Zundholzer,
Reibholzer, Reib- und Zündsläschchen; Lunken.

Krapp; Waid;

5. Eier aller Art und Milch, ingleichen Rahm.

6. Erden und irdene Waaren.

Hlerunter sind verstanden: Amfanth und Asbest; Bimslkeln, Cement und Tuff-
stein; Blurlkein; Brounslein; Forbeerden aller Art; Flußspath in Stücken und ge-
mahlen; Grophit (Reißblel, Wasserblei); Kalk und Gyps, ungebrannt und gebronnt;
Lehm, Mergel; Mooreide; Puzsolaon= oder Lavo- Erde; Sond, auch gesärbter (mit
Ausnohme der gerlebenen Schmalte); Schmirgel; Schwerspoth in Stücken und
gemahlen; Talkerde; Thon oller Arr, einschlelid, Peisenibon und Porzellanerde;
Troß; Teipel; Woererde.

Gemeine Töpserwoaren, das pelße gewöhnliches, aus gemeiner Thonerde ver-
fertigtes O#che mit oder ohne Glasur, sowie schwarzes oder Graphit-Geschirr;

Fliesen; Schmelzliegel.
7. Erze aller Art.

8. Feldfrüchte, Gartengewächse und Waldfrüchte.

Hieruncer sind verstanden: alle Feldfrüchte in Garben oder in Seroß, wle solche

unmletelbar vom Felde elngesührt werden; Flachs= und Hans-Pflanzen; Futterkrau·
ker; Gros und Hen; Cschorien, ungerrocknete; Karden und Weberdilleln; Karcoffeln.

Getreide und Hülsenstüchte; Oelsamen aller Art, einschlienlich Mohnsamen;
Gartensämereien; Anis und Kümmel; Kleesoaten; Senssaaot; Senspulver oder ge-
mablener Seruf, nicht in Blasen, Foschen oder Krügen verpackt; Beeren aller Arc,
frisch, getrechnet oder bloß eingekocht, letztere jedoch nicht in Flalchen, Büchsen und
dergleicken; Flachs und Hanf (ungehechelt oder gebechel.), Cpineßsches Gras, Werg

und Heede; Waldwolle; Kroppwureln.
Bäume, Sträuche, Reden, Schößlinge, Setzlinge, Stauden zum Werpflan-

zen; lebende Ciewächse in Töpsen oder Kübeln; frische Blumen, Blätcier und Knos-

ben; seische und gettochnete auch gesalzene oder in Essig eingelegte, In Fässern) Ge-

müse, Pilse, Rüben, Wurzeln, Schwämme, einlchließlich der Trüffeln und Zole-
beln; Vlumenzwiebela und Meerzwiebeln; Obst, nämlich: Aepsel,, Aprikosen, Bir-

nen, Johannisbeeren, Kirschen, Melonen, Mirabellen, Miepeln, Pfesiche, Pflau-
men, Quicecn, Schleben, Scachelbeeren, srisch, gercockner oder bloß eingekocht (Mus),
jedoch nicht in Floschen, Büchsen und dergleichen; Nüsse, grüne und trockene; Roß-
kostanien; Moaulbeerblätcec.

Feuerschwumm, roher; Binsen; Heide; Kalmus, selscher; Flechten und Moos;
Schachtelhalm; Schilse und Nobre (Dach. undWeber, Nohr); Bast, roher; See-
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gras; Waldholzsamen (Bucheckern, Buchkerne, Elcheln, Zapfen von Nadelhölzern);
Eckerdoppern (Knoppern), Knoppermehl.

9. Fluß sische,

selsche; Fluß= und Bach, Krebse, frische; Landschnecken; Biber; Obtern; Feösche.
10. Geflügel, zahmes und wildes.

11. Glas, nämlich.

Hohlglas (Glasgeschier), grünes, (cwr und gelbes in seiner nalörllchen
Farbe, weder geprehe, geschlifsen,, noch abgerleb

12. Haare

aller Art, rohe, mit Ausschluß der Borsten; Pferdehao#e gesotlene, gesärbte, ge-

behele. 13. Harze, nämlich:

Pech; Theer (Mineral, Theer und anderer); Daggert; Seenium; Asphalt
und andere Eerdharze (Beigpech, Bergeheer); Steinöl, schwarze

Terpemtin= Oel, Vogelleim; Wogenschmiere, schwarze.
14. Holz und Holzwaaren.

Hleruntzr siad verstonden: Brennholz, Bau und Nuß- Holz in Stämmen,
Srtöcken und Scheiken; Balken, Pfosten, Sögewaaren, Foßholz und alles andere
vorgearbeitete Nutzholz: Faschinen, Mahlholz, Flchmeicen. Busch, Reisig, Holz-
borke und Gerberlohe.

Grobe, rohe, ungesärbee Böttcher„, Drechsler-, Tischler= und bloß gehobelte
Holzwaocen und Wagnerarbeiten, auch grobe Maschinen von Holz, nämlich: Fässer,
Flschbebälter und andere Böltcherwaaren, Killen, Schachteln, Trcge, Mulden, Hand-

schlitten, Schubkarren, ausgearbeitete Achsen, Deichseln, Speichen, Felgen, Naben,
NRäder, Rad- und Hols. Schube, Tische, Stühle, Bänke, Slieselhölzer, Schuh=
macherleisten, Stieselknechte, Röhren, Rinnen, Barren, Kumpse, Joche, Leiter-
und Wies= Bäume, Leitern, Schneidebreter, Kleider= und Hauben. Stöcke, Koch-
lössel, Teller, Schauseln, Rechen, Ruder, Schlägel, Keulen, Nägel, Stiste, Hüb-
nersteigen, andere Ackerbau:, Garten= und Küchen-Gerärhe, Pressen, Mangen,

Spinmocken, Webstühle, Reise und Zargen, gerundete Hölzer zu Steln, Deckel,
Resonan= Böden; ungetundte Zündbölschen, Fididus, Zahnsiockker, Besen u. l. w.,
weder gesärbr, gebeize, lackirt oder polirt, noch in Verbindung mir anderen Stuossen.

Anmerkung. Beschläge, Nägel, Schrauben, Sckarniete, Reise, Schlösser,
serner Seile, Secicke, Spogate, Bindsiden, Bänder, Schnire und Rie-
men zur Befestigung oder Verbindung der einzelnen Bestandtheile schliesten

die gollsreie Zulassung der vorslehend genannten Waaren nicht aus.
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15. Kohlen.

Braun-, Holz= und Stein- Kohlen, inglelchen Torf.

16. Korbslechter waaren,

grobe, nämlich aus ungeschälten Rurben, IAngleichen aus geschälten Ruthen, wede
gesärbe,, gebeigt, lackire noch gesirnißt, zum Mtchlchastsgebeauch= 4. B. Wagen -
flechten, Fischreusen, Tragkocbe (Hucken), Waschkorbe u. s. w.

17. Metalle.

Hierunter sind verstonden: Arsenik, Operment, arsenige Sure; Gold und
Silber in Barren, Plarten, Körnecn, Pagomenten (Gold, und Silber-Barren mie

Kupfer vermischt), auch ousgebraount oder in Beiuch; Rohkupser und Rohmessing,

Schwor]-, Gar- und Roselten, Kupser, Stückmessing, altes gebrochenes Kupser und
Messing, Kupser= und Messing, Feile, Glockengur, Nickelmetall; Plorino; Spieß-
glonzmetall (Spienglanzkönin); Zink, roher und alter gebrochener Zink; Zunn in
Blöcken, Stangen u. s. w. und alles gebrochenes Zun.

168. Mühlen= Fabritkuate.

Hierunker sind verslanden: geschrotece oder geschälte Körner, Groupe, C#ries,
Grüze und Mehl; Nudeln und gleichartiges Telgwerk; Bror; S0osfszwiebock; Kraft-

mehl. Heooutte das beißt Haarpuder, Stärke, Kleister, Pappr, Leogomme, Gummi-
Surrog

19. Papier, lite rarische und Kunstgegenstände, nämlich:

ungeleimtes Papier aller Are (Lösch-, Pack- und Deuck. Popie.); Sand. und Schle-

ser.Papier, ingleichen Rechenkoseln aus Schieserpopier; Pappedeckel 4# Mrebsbäne.
Manufkripte (beschriebenes Popie.) und Ak#ten; Zeichnungen, GemBücher, gedruckte, sowohl gebunden als ungebunden; ###n *m

Kupser= und Srtahl. Seiche, Liehogrophien, Holsschnicte, schwarz oder sorbig, ordi-
noire Bilderbogen; losern diese Gegenslände in einem der kontrahlrenden Stoaten

gedruck F verlegt sind.
u. und Denk- awinten,#eed ung. Die sür Zeitungen, Kalender und Ankündigungen ewa bestehende

Stempelabgabe bleibt vorbehalien

20. Seiden-Kokons (Seiden-Galleten.)

21. Steine und Steinwaaren.

Hierunter sind verstanden; olle behouene und unbehouene Bruch-, Kolk.,
Schlefer-, Ziegel, und Mauer-Steine; Möhlsteine; Schleis. und Weß-Seeine
aller Art; Flintenstelne; Lithogrophir- Steine, gravirte oder bezeschnete.
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Schleserstiste und Schleserkaseln (auch in holjernen Rahmen); groß- Arbelten
aus Marmor, Granit, Sondstein und Gyps (Monumente, Statuen,Busten und

beigleichen); Wac##en aus Serpentin, Stein.

22. Stroh-, Rohr= und Bast-Waaren, nämlich:

Mateen und Fußdecken von Bast, Binsen, Stroh und Schils, ordinaire, un-

gesärbee
23. Vieh, nänlich:

Pserde, Moulesel,, Maulehiere, Esel; Kälber; Spanserkel, Schaosvieh, mit
Ausschluß der Hammel; Ziegen.

24. Wogen und Schlitien,

ohne Leder= oder Polsler-Arbelt

25. Wildpret,

kleines (Hasen, Kaninchen.)

26. Wolle, nämlich:

Schof= und Lamm. Wolle, rohe und gekämme, inglelchen gemahlene, rob,
gebleicht und gesärbt.
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B. Gegenstände, welche im Iwischenverkehr einem ermäßigten
90ollsatze unterliegen, und zwar

Benennung der Gegenstände.
—

bter

erzollung

ö4
—“

Thir. Ser.

in

Oesterreich.
Fi. Fr

1

3

8%% Si „Robr- Schilf= undtrob.W
5Matten o Fohdecken von Bost, Binsen.

chilf und Stroß, ordinaire, gefärbe, auch

rohes, gespaltenes Stuhlror
b) Streh-, Rohr- und Bast-Geflechte und

ergleichen Wagaren, soweit solche niche un,
ter A Nr. 22 oder vorstehend unter a und

nachstehend unter c genaunf sind; Decken

von ungespoltenem Steroh; Hüte (wit Aus-
nahmeder Bast, u. Stroh. Hü) ohne Garni

tur; gespaltenes, gebristes Stublrohe.
c) Strob., Rohr- und Bast. Gestechte, wel-

che mie seidenen oder anderen Gespinnsten

oder mie Roßhoaren durchzogen oder durch,

webe sind (Sparterie)
Baumwollengarn aller Urr, ungemischt oder

gemischt mit Wolle oder Leinen, ungebleicht,

gebleicht oder gesarbt, eindrabtig, mehrdrtah-
tigoder gezwirnt, ungeschlichtet oder ge-

schlichter, ingleichen Baumwollenwatte
Beinwaaren, einschlüssig der Wooren aue#

Horn, Klauen und anderen tbierischen Schnitz.

Koffen (mie Ausnabme von Schildpate, Elsen-
bein und Muschelschaalen):

a) Fischbeln, gerissenes
b) Beinwaaren, alle #anderen, ,uch in Ver.

bindung mit Hols, lobgarem Leder, Gllas,
apier und Poppe, Alabaster, Marmor

Speckstein, Gyps, unedlen weder echt noch
uneck't vergoldeten oder verstlberten, nock

mie Gold= oder Silber-Lock überzogenen

Zentner

Zentner

Zentner

Zentner

Zentner

Metallen (mit Ausnahme von Neusilber

30
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Benennung der Gegenstände.

Mosse
ter

Wecgollung

öNwicr Sab
Pie ůen.
Trir. S#

in

Oesterreich.
E Xr.

5

—

irheninbez.Wa,ren, grobe, nämlich:

oder Aacseng) Fischbein, geschnittenes uund
Fischbeinstöck ..

Blei-und sie-hStiske ...

Bletwaqkenfeine,nomlth
Spielzeug, hanß oder tbeilweise aus Blel;

auch andere Bleiwoaren, lachire, gesienißt oder

bemalr, jedoch weder echt noch unecht vergol,
der oder versilber#, noch mit Gold, oder Sll#

ber-Lack übersogen, auch in Verbindung mit
Bein (mit Ausnahme von Elsenbein, Horn,

Klauen, Holj, lohgorem Leder, Glas, uned-
weder echt noch unecht vergoldecen oder ver.

silberten, noch mit Gold= oder Silber-Lach

überzogenen Metollen (mie Auenahme von
Neusilber oder Pockson)) .

Anmerkung prklzenq aus Zinn wird wich

ielzeug aus Blei behandelt.

Waacen aus Vorsten in Verbindung mie Hol)

und Eisen, weder gebelzt, **i*i gefirnißt
gesärbe noch polirt

Chemische Haifsoffe und Plobukte,
nämlich: Alaun, Salzsäure, Schwestishure#Elsen und Eisenwaar ren, mit Ausnahm

vonMaschinen und asminrnshnn
len

a) Nohesn, inglelchen Brucheisen, d. h. al.
tes gebrochenes Eisen und Eisenabsälle

—- Hammerschlag oder Schmied,

nrr bel Unmictelbarer Bersendung
von den Huttenwerken mit esprunseheus
nissen der Bergbebörden

D) gesrischtes, d. b. alles geschmiedete und e.

Zentner

Zentner

Zentner

entner

Zentner

Zentner

entner

walste Eisen in Staben (mit Ausnahme
3

45

45
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Benennung der Gegenstände.
Verzellong

Maßstab
ter

des faconnirten, der runden, unter einem

balben Preußischen oder Wiener Zoll dicken
Srtäbe und des mehr als sieben Preußische

oder Wiener Zoll breiten Flacheisens), Lup-

peneisen, Ersenbahnschienen; Stahl, rohe:
und roffinirter (gegerbeer), Cement, und

Guß-Stahl (mie Ausnahme der Stangen

von nicht mehr als einem balben Wienen
oder Preusiischen Zoll Dicke)

c) saçonnirtes, d. h. in einer sur den Ge

rauch vorgerichteten Form ansgeschmiedetes
oder gewalztes Eisen in Staden; Eisen,

wesches zu groben Bestandtheilen von Wa.

gen (Achsen und dergleichen) roh vorge-

schmieder ill, sosern dogleichen Bellondtheile
elnzeln einen Zenener und dorüber wiegen;
Eisenblech und Eisenplatten (einschlässig des

mehr als sieben Peuhische oder Wiener
Zoll breiten Flackeisens) weder polire, noch

verzinnt, gefirnisit, lackirt oder gelocht;
Stahlblech und Stablplatten weder politt

noch abgeschlissen; Pftuglchaoreisen; Anker,e Anker- und Schiffs Ketten ..

d) Pwetuen und Eiseuplacten, polirk, verzinng

(Welßblech), verzinkt oder geirnisir; Stahl.
blech und Scablplatten, polirt oder abge.

schlissen; Eisendroht (einschlüssig der runden,
unter einem halben Preußtschen oder Wie.

ner Zoll dicken Stäbe), Stabtdraht (ein-
schlässg der nicht mebr als einen halben

Peußischen oder Wiener Zoll dicken Stan-

gen) roh oder polirt; Stahlsaiten
O#) Eilenguhwoaren, tohe, d. h. olle, die nich

abgedrehr, geseil, gellemmt, gelochr, ge-

Zentner

Zeniner

Zentner

bohtt, geschlisfen, polirt, gefitnißt sind. Zentner

N3 4

pribn.
Thlr. Sar.

20

11

1. 227

15

oll-4%

Onerwiich
NXI. Er.

1 9

1130

2 30

1

l
* 45
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Maßstab — - pas
. Benennung d stande. d

Nr. enennung der Gegenstande unenn miten —n
— 3

Anmerkung. Spuren von abgessemmten
Uebergüssen oder von

ndihen schließen die Gusß-
waaren von der Einreihung

in diesen Tarif: Satz nich'
au6.

Elsenwaaren, gemeine, d. h. grobe aus ge-

schmiedeten Eisen oder Eisenguß, aous Ei.

sen und Srahl, Eisenblech, Eisen= und
Stahl-· Drabt geser#igte Wooren, auch ver-
zinnt, verkupfert, mit einem schwarzen An.
steich oder Fu#niß zum Schutze gegen den

Rost versehen (jedoch weder polirt, abge

schliffen, noch lackirt) auch in Verbindung
mie Holz, nämlich: qgebohrte, gelochte oder

zu Gittern verbundene Släbe und Plotten,

Amboße, Maouerschließen, Brecheisen (Gais
süße), grobe Schlägell, Hämmer; Bestond.
(beise von Wogen, soweit sie nicht vorsle“
bend uncer c genanut sind; grobe Eisen.

gußwaaren, soweit sie nicht vorslehend un.
ter e genannt sind, auch glasirte (emaillirte

Kochgeschirre; Nägel, Nieten, Haken.
Klammern, Zwecke, Pfluge, Eggen, Har
ken, Hauen, Kellen, Krampen, Hecheln,
Rechen, Schauseln, Dung-, Heu= und
Osen. Godeln, Falen und Fangeisen und
Hospeln, Winden, Hemmschuhe, Hufeisen,
Serlegeln, Ketten (mit Ausschluß der Anker.

und Schisss= Kerten), Brotspieße, Drei,
süße, Feuerbunde, Feuerzangen, Glurb.
schaufeln, Schürhoken, Kessel, Pfonnen,
Mörser und Morser Kösiel, Thür- und Teu.

ben- Beschläge, Plärceisen, Holzschrauben,
Feilen, Rospeln, Koffrerrommeln,Koffee-

möhlen, Schlösser, grobe Ringe, Schraub,
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Maßstkab Zoiideni. SBenennung der Gegenstände. ter —
Weollung Preitzen. Oegeneich

Th. Sar.] J. Tr.

lscke, Stemmeisen, Thurmuhren, grode
Woogebalken, giobe Zangen, Moultcom= 1.

meln, Krohbhrsten von Eisendrahrt für Me,.
ballorbeiter, grobe Drohlwaaren von Eisen,
und Stahl- Drahe und dergleichen, ausier )

dem alle Aerte, grobe Sägen, Sicheln
Sensen, Tuchwacher. und grobe Schneider=

Scheeren (d. h. Zuschneldescheeren), grobe

Messer zum aanowerkssebraache (auch Knei=
se, Bauernpufser) . . Zentner

Anmerkung Ums-umflicht an denvochedach-
Waaren besindliche Bestand-

tbeile von anderen unedlen Me-

tallen, die weder echtnochun-

echt vergoldet oder vensttbern
10, miie Gul- oder Silber

m Aus
an*tWderPack-
song), schliehen diese Waaren «

von der Zulassung zu dem «

2 Thalern oder 3

Gutden für den Cemer nicht
aus.

i 2

t) Eisenwaaren, feine, das heißt Waaten aus
feinem Eiseaguß, Eisen- und Scohl. Wan.
ren, polict, abgeschlissen, lackict (gesienir-#),
jedoch weder echt noch unecht vergoldet oder

versilbert noch mic Gold- oder Silber-Lack

übersogen, auch in Verbindung mit Beln
mit Ausnahme von Elsenbein), Horn, Klou.

een, Hols, lohgarem Leder, Glas, unedlen
weder eche noch unecht vergoldeten oder ver-

silberten noch mit Gold= oder Silber-Lack

übergogenen Metallen (mit Ausnahme von

Neusiiber oder Packsong), 3. B. Messer
(mie Ansnahme der vorstebend unter ge-

nannten), Schecren, seine Sägen, Hasteln
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Benennung der Gegenstände.

Maßstab
ter

WVerzollung

*.Ses
Prehen.

T##. Sar. *3. Nr.

"e S.

11

und Schlteßen, Oesen, Kordätschen, Krabzen
und Serceichen (Krotzen= und Screichenbe.

schläge), Wossen und Wassenbestandehekle,
seine Droh'waacen von Eilen= oder Saadl.

Draht, jedoch mit Auenahme der nachstehend
unte: i genannten Gegenstände und der

Stabiperlen.

Tambour·Nabeln)ohneGriffe
Fette, namlich:

Butter, frisch ober eingeschmolzen; Thierfett,

ungeschmolgzenes und geschmolzenes (Talg,
Schmals, Gänse, und Schweinc= Fett); Speck,I
Stearin und Steorln. Saure

Flußsohr zeuge, bölzerne, sowohl Ruder-
ols Segel-Fabrzeuge mit oder ohne Eisen-

oder Kupser= Beschlog, elnschliehlich der zur
Bewegung und Eehaltung des Schiffes nothwen,
digen Einrichtungsstücke, z. B. Segel= und
Segel Stangen, Anker und Ankerketten,

Schifsseilc, Beischisse, insowelt deren Anzahl

über * ehche Bedars nicht Hmaus-
gehr, un :

in anhn für die Last von 4000 Pfund

Tragsähigkeit
In Oesterreich sür die Tonne ron 20T

zentaern K äbise .Glas und Glasw :

a) Spiegelglas, - ungeschlissenes
b) weißes Hohlglas, ungemuskert, ungeschliffen

unabgerieben, ungepreße, oder nur mie ab,

geschlissenen Stöpseln, Böden oder Rän.
dern; Feusler= und Tasel- Glas in seiner
natürlichen Fatbe (grün, bolb und gan

h) Nähnadeln, Etrlcknabeln,Hakelnadeln ce
3

Zentner

entner

Zentner

Zentner

eiß0) Zentner
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n-t 8neder m
erzollung -mrüe Desterteich.

EIIIIII

Benennung der Gegenstände.

c) gepresites, geschliffenes, abgeriebenes, ge·
schnittenes, gemustertes weißes Gsas; aud
Behänge zu Kronenleuchtern von Gi- s,

Glasknopse, Glasperlen und Glasschmelz;
geschlissenes Spiegelglas belegt oder unbe.
legt, wenn das Stück nicht über 288 Preu,

r* oder 284 Miener Quadrot= Zoll 6 "
Zentner! 2. 3

* —E berhaltes, vergoldetes, vrlibertes,
oder mit Pasten (Kame#n) eingelegtes Glas

ohne Unterschled der Form; Gloswaoren
In Verbindung mit Bein (mit Ausnohme#
von Elsenbein), Horn, Klauen, Hol), loh-
garem Leder, Papier und Yappe, Alabaster,
Marmor, Specksiein, Gyps, unedlen, we-
der echt noch unecht vergolderen oder vec-

silberren, noch mie Gold= oder Silber,Lack

überzogenen Metallen (mit Ausnahme von
Neusilber oder Pocksong); eingerahme Spie,
gel, deren Glostaseln nicht über 288 Preu.
kKische oder 284 Wiener Quodrat-Joll dae

Stuck 7 Glasflusse nechte Edelsteine)ohne Fa . . . . . 13

Spgeglae geschliffenes, belegt oder un-
belegt, wenn das Stuck mehr als 288 Preu,

ßische oder 284 Wiener Quadtat· Zoll mißt,
und zwar

bel dem Eingange in Oesterreich . Benrr 1100

bei dem Eingange in Preußen,
wenn das Stuck mißt:

entner

0,

E ie * S

über 288 bls 576 CSoll Preusisch Stuck 15 .
. 576 1000 Etuck 1 15 9

. 1000 1400 - Stuck 4 . .

. 1400 1000 - Stuck 100 .

1900 O Zoll Preußisch. . Stuck 155 .
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Benennung der Gegenstände.

Maßüab
der,

WVerzollung

*r* r**
!ut“t“"Tbr. Sar. *

12

Anmerkung: Spiegel, deren Glastaseln über
288

messen, unterlicgen, ohne Rück-
sicht auf den Radmen, sowohl

bei dem Eingange in Preugen,
auch bei dem Eingange in

lln demienigen Zwischen=
zoll, welcher für die Glaslaseln,
die sie enthalten, vereinbart ist.

Holzwaaren, einschliehlich der Waoren aus

Röhren, Nüssen, Kork und anderen vegeta.

bilischen Schnicstoffen:
o) Fourniere und Parkerten, nicht eingelegte;

Korkplatten, Korkscheiben, Korksispseln,
Korksohlen; tob vorgearbeltere Heste und
Kloviatur= Höler

) Hausgeräthe (Meobles), zefirbt, geteil.
lackire, polirt oder ouch in Verbindung mit
Eisen, Messing, lohg#em Leder, Bast,
Binsen, Korbgeslechten, Schils, Stcoh=
und Saablrohr, Ingleichen alle anderen

Bötccher„, Drechsler= und Tischler= Waa-
ren, welche weder unker A No. 14 be,

grissen, noch vorslebend unter a oder nach.

stehend under c ausgesührt sind, auch in

Verbindung mit Eisen (mit Ausnohme de
pollrren Stahls) und Messin 1

) Fourniere, Parketken und andere Woaren
mit eingelegeer Arbeit; Spielzeug; Kamm.
macherwaaren; seine Schnitz= und Drechs.
ler= Waaren; auch in Verbindung mie Bein

(mit Ausnahe von Elfenbein), Horn, Klauen,
lobgarem Leder, Glas, Yapier und Poppe,
Alabaster, Marmor, Speckskein, Gyps, un-

Zentner

Zentner

edlen weder echt noch unecht vergoldeten

45
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Benennung der Gegenstände.

Mabstab
der

WVergollung

32irwul *
Prauhn.

Tblr. Sar.

in

Oesterreich.
F Xr.

14

oder versilberten noch mie Gold= J—.——

ber= Lock übersogenen Metallen (mit Aus,
nahme von Neusilber oder Packsong); in-

glelchen hölzerne Hängeuhren und Uhrkästen,
Holz.Bronze und mit Gold. oder Silber.

doa iberzogene Waaten, Boulle-Arbei.
P n
Instrum
a) geiakte uenglaser Gellen u. s. w.) und

Operugucker
b) astronomische, chirurgische, mothematische,

mechonische, musikalische, optische (mit Aus.
nohme der vorstehend unter a genannten)

physikalische, ohne Rucksicht ouf die Mare,
riolien, aus denen sie gesertigt sind
ac

Kokbslechtcnvooken,seine,nr«smlichqlleun-
ter A No. 16 nicht begriffene, auch in Ver-

bindung mit Bein (mit Ausnohme von El.

senbein), Horn, Klauen, lohgorem Leder, Gtos,
Popier unb. Poppe, (Mlobester, Marmor,
Speckslein, Gyps, ungebronntem Thon, un
edlen, weder echt noch unecht vergoldeten oder

versilberten, noch mit Gold= oder Silber-Lack

übersogenen Metallen (mie Ausnahme von

Neusilber oder Pocksonh)
Kürschnerwaaren, nämlich:

sertige nicht übergogene Schaaspelze, desglei.

chen ungesürterte Decken, Pelziuter und Be-
säle ·

Kapsel-- and Messung-Waaren

a)Ks-ptekmdeksstng, gesehn-niedere- ges-only
tcs,gkgossknks,inschwankt-Ble-

Zentner
Zentuetr

Zentner

Zentner
Zentner

Zentner

Zentner

chen und Drahten, Messinzialten, roh vor,

— Se

101 15

30

30

30
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Benennung der Gegenstände.

Masslab
der

erzollung

Zuiscenei. Set
rebrr. Sar.

Ocheeich
FI. Er.

19

1

Leder- und Leder-Waaren, einschließlich

») Kupser= und Messing= Wgoren, weder ge-

garbeitete, vertleste Kupferdleche, Kupfer-
lchgalen, wie sie vom Hammer kommen)

firniße noch lackirt, bemalt oder bedeuck

44 # der gepreßten Verzierun,Kaslien- und Tbur · Beschlage,
Volhbrgbaten, auch in Verbindung mie

Bein (mie Ausnohme von Elsenbein), Horn
Klauen, Holz, lohgarem Leder, Glas, un
edlen, weder echt noch uneche vergoldeten
oder versilberten, noch mit Gold, oder Sil-

ber-Lacküber sogenen Merallen (mit Aus,
nohme von Neusilber oder Packsong), in.

gleichen gerriebenes Messing (Bronze-Pul.
ver), Rauschgold und Rauschsilber

) Kapser= und Messing= Waaren, gesienißt,
lackire, bemolt oder bedruckt, ingleichen ge.

preßte Verzierungen, alle dlese Waaren
weder echr noch unecht vergoldet oder ver.

silber#, noch mie Gold, oder Silber= Lac
überzogen, auch in Verbindung mit Beln

(mie Ausnahme von Elsenbein), Horn,
Klouen, Holz, lohgarem Leder, Glas, un-
edlen, weder eche noch meecht vergoldeten
oder versilberten, noch mit Gold, oder Sil.

ber-Lack überzogenen Metallen (emle Aus,

nahme von Neufilber oder Packsong

nmerkung. irun en von Kupfer oder
elsing mit unedlen Metal—

len (mit Ausnabme von Neu-

silber oder Packsong) u. Waa-

ren aus dielen KKgiewa
werden wie upse un
Messing- Waaren brbanten

Zeumer

Zentner

Zentner

der Waacen aus Gummi und Outtapercha:

— 2

2 30
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Maßstab Zwistenol· Sah
Benennung der Gegenstände. ter inn

erzollung Precsen. Oecflerreich.
Thtr. Sar.] 6 t.

a) Veder aer Art, mamsich: lobgare oder nun

lohroth gearbeitete Haute, Fahlleder, Sohl I
ledek,qubledck,SattlcklkdeySticsels
schafte, Juchten, sämisch- und weiß-gares I
Leder, Pergament, Brusseler und Danisches

Handschuhseder, Korduan, Marokin, Saf.
fian, alles gesarbte, lackirte, vergoldete und
gepreßte Leder; Gummiplocten; Gummi.
säden ausser Verbindung mit anderen Ma -

terlalien; Guttapercha mehr oder weniger
gereinige. Zentner 1| 22 2 30

5) kever.“ und Gummi. Waoren, * das
heißt grobe Schuhmacher-, Sattler- und
Täschnec. Waaren aus lohgarem, lebrochem
oder blos geschwärttem Leder oder aus
Gummi, auch in Verbindung mie Holz: 4%

Blasebälge; desgleichen anderenicht lackirte, 1
gesärbte, bemalte oder mit gepreßten Ver,

Jierängen versehene Gummi-Fabrikate Zentner
Anmerkung. Die Aussiuterung der vorste-

hend genannten Waaren mit

n 30

1
l

bounnoollincmltnnnsnoder
wollenen Geweben und die

Verbindung dieser Waaren 1
mit Schlössern, Schnallen,
Ringen und dergleichen auo
unedlen, weder echt noch un,

echt vergoldelen oder versil-
berlen, noch mit Gold= oder

Silber-Lack überzogenen Me- !
tallen (mit Ausnahme von -

NeusilhtkodccPactfong
schlicsstdiestlbmvondkkstu «

lassung zu dem Sate von 1 .

5 Thalern oder 7 Gulden l «

30 Kreuzern für den Zent- «

ner nicht aus.
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Maßslab 3 /(henel-Sat
Benennung der Gegenstände. wan Prachm. De nin.

IA## .Thir. Sar

——

ch Leder= und Gumms= Waoren, seine, das 1
belße Lederwaaren von Korduan, Sassion

Maorokin, Brässeler und Dänlschem Leder,
lackirtem, gesärbeem, bemaltem, vergolde. ,H
kem oder mit gepreßten Verzierungen ver, .

1

I
I

l

seh-neinLedkk(nsitAusnahmedes-Hand-
schube), von Pergament, von lackirtem, i

gesärbtem, bemaltem oder mit geprehten 1.

* versehenen Gummi oder Gut- 1Jentne10 15315
ch gcherne Honoschuhe, auch in Verbindung

mit gewebten und bewickten Stoffen . Zenener21330

eeens nämlich |r rohes, ungezwir uu Zentner . 143
D) gebleichtes, mit Einschluß des blos öbtge. 1 ·

kochten oder Gchukten (reischente) und ge. 1
farbtes, ungejwi ... .Feataet5.. 7 30

) gezwirntes aller % . Zemme0

##chte, Talg., Wachê-, Wolleal.undSees. -
rin -Lichte,Wachestöke Jenener2 3

Del, nämlich:
Honf-, Leln= und Rops-Oel in Fössern. sgentner
". ·

I- VI

a) alles geleimte Papler; buntes (mir Aus.
nahme der unter hugenannten Paplergat-

tungen), lithographirtes, bedrucktes oder li.
nirtes, zu Rechnungen, Erlketcen, Frache

briesen u. f. w. vorgericheetes Popier; Ma. %

lerpappe. Zentneer1
b)) Gold- und Stlber.Papier und Papier mi,

Gold- oder Silber-Mufler (echt oder un. »

mähquchbkonzlkyzgcpkesitcsunddnkchi
geschlagenes Papier; ingleichen Streifen
von diesen Papiergattungen. . . . Zentner 3 5 4 30

4
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Fr. Benennung der Gegenstände.

Maßstab
der

Verzollung

Zwischenzoll Se
in

Preußen.
Thm. Sar.

in

Oefslerreich.
J# Er.

24 Papier- und Pappe- Waarten:

*# S

S

27

a) Papier-Toperen .

b) Buchbinderarbelten aus Papier und Pappe,
grobe lackirte Waaren aus diesen Urstoffen,

auch Formerarbeit aus Sinppe As,
phale oder ähnlichen Stossen.

Slebmacherwaaren, grobe, nämlich: serige-
bölzerne Siebe mie Böden von Hollgeflecht

oder von Eilendraht, weder gebelt, lackirt,
gesienißr, gesärbe noch polirt

Speisen, jubereilet, nämli
a) Chokolode und Corolnoe, Sarrogon, sowie

Cbokoladen-Fabeikace, Racahout des Aro-
bes, Konfituren, Zuckerwerk, Kuchenwerk,
Zwieback oller Act, mit Ausnahme von

Schiffszwieback; mit Zucker, Elsig, Oel
oder sonst, namentlich alle in Floschen,

Büchsen und dergleichen eingemachte, ein-

gedämpste oder auch eingesalzene Früchte,
Gewücze, Gemäse und andere Konsum.
tibilslen

Senspulver in Vlasen, Faschen, K
wie auch buberelteter Senf ..

Steinwaare
a) Waaren !r Marmor, Graniec, Sonagein

und Gyps, soweit solche nicht unter A No.

3 begcissen ** aus 1beste und Speck-

S

5 bo#th-velieie, 'ämlch: Achat, -
Amechyst,, Chalcedon, Karneol, Jaepis,
Onr und Chrysopras, geschlissen, geschnir.
ten oder in anderer Weise bearbeiter, ohne

Salltnrnns ..Tho

Zentner

Zentnec

Zentner

entner

Zentner

Zentner

Zentner
b
K rrlachuges oder welßes, ingleichen weißes

4 5 45

30
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Benennung der Gegenstände.
Maöstab

der

W#ei#lung

J3 iR

J- Srsrseich9GSar.] F# Nr.

S

S·

nur mit fardigen (weder vergoldeten noch

versilberten) Rondstreisen versehenes Foyence
oder Sceinguc; derglelchen Pseisen

b) bemaltes, mebrfarbiges, bedrucktes, ver.
goldeces oder versilbertes Fayence oder Stein.
ut. ....

e) Geiges, auch mit farbigen (weder vergol.

deken noch barber Randstreisen ver.
lehenes Porzella

 sarbiges,bekracr, #(chructe, vergoldete
oder versilbertes Por

) Thonwaaren aller ier —— Aubschluß der
vorstehend unter e genannten), auch Email

in Verbindung mit unedlen, weder echt

noch unecht vergoldeten oder versilberten,
noch mit Gold= oder Silber-Lack über-

zogenen Mctallen (mit Ausnahme von Neu,

silber oder „ockfons) ...
mlich

dv o

1) Lücten und Zochistiere ·..«.übe .)
3) Jungoleb

D) Schweine, gemästete und uee-crilse!
schluß der Spanserkell)

c) Hommel

Webe, undWiek.Wagren, nämlich;
a) Baumwollenwaaren, zewebte und ge-

wlEkte aus Baumwolle oder Baumwolle
und anderen nicht seidenen oder wollenen

Webe- und Wirk. Stoffen, auch dergleichen
Waaren geleimt, gesirnisc, mit Kautschuck,
Gutcapercha, anderen Harzen oder Wache

überzogen oder geteänkt, oder in Werbin.

Zentner

Zentner

entner

Zentner

Zeniner

AKK

dung mi echten oder uneckten Gold= oder

1221 30

1585 30

•: 1 30

10 30
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Maßslab BZoischenol Sahz9 Ein

erzollung mitt Desterreich.
. .

Benennung der Gegenstände.

Thlir. Sar.

lSilder-Fieen oder gesponnenem Glose, und

zwor: I
I

1) mehe gemelne, mittelseine und seine,
e nicht uncer 2 und 3 ge.

nannseWenaren Zenmer
#traseine, dos ist alle sucht unter 3 Ei

grimnsteundlchteG J
konets, Organtins, Mehtn Muse. .

lineks, Vaneiscs,Mi-lloundTnllsZentner s

feistsieAkk,alsBobbinecs(Ti«-llaa- »so· 100

glais), Petinets, Spihen, gestickte
Wooren und alle Baumwollenwaaren

in Verbindung mite echten oder unech-

Gold, oder Silber- Fäden oder

gesponnenem Glase entner

b) Lelnenwaaren, gewebte und gewirkte,
aus Flachs, Hanf, Werg, Manisla-Hanf,
Neuseelander Flachs, Bast--, See- und

chinesischem Gras, Waldwolle und anderen

vegetabilischhen Fasern, auch dergleichen
Waaren getheert, gefirnißt, geleimt, mit
Kaueschuck, Guttapercha, anderen Horzen
oder Wachs überzogen oder getränke, oder

in Verbindung mit echten oder unechten

Gold= oder Silber, Fäden oder gesponnenem
Glose, und zwar:

1) gemeinster Art, gemeine und mirtel.

seine, das ist, Aaies nicht unter 2 und
3 genannte Waor# Zentner

H

E.

45

2 seine, als: alle gatt Gewebe (Ceine.
wande), von denen mehr ols 100 Ker,

kensäden auf den Wiener Kurrent-Zoll 30

geben, alle leinene Domaste, Bateisich
und alle undlchte Seosse, mit Aus,

nahme der unter 3 genannten .. ZZentner 75
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Maßsiab “ Sos
Benennung der Gegenstände. da *in

erzollung e Ocklerreich.
Kr. rGlr. Sar.

3) semster Arc, als: Spiben, gelläckeeh
Waaren und Waaren in Verbindung »s »

mitechkenodekuncchtanolv-odcn 30 « 200

Silber-Faden oder gesponnenem GlasesZentner
c) Wollenwaaren, gewebte und gewickte,

aus Wolle oder Wolle und anderen nicht

seidenen Webe und Wirk Stossen auch «

dergleichen Waaren getheert, gesirnihe, ge.
leimt, mit Kautschuck, Guttapercha, an. i .

derenhaqenodekWachsssbckjogenovcs l

getrankt, odee in Verbindung mit echten 1

oder unechten Gold- oder 2
oder gespomenem Glase, und zwa a

1) gemeinster Act, gemeine, itetsene I
und seine, das I#t, alle niche unter 2

und 3 genannte Waaren Zentner
2) erteafeine, das ist, alle undichie Ge. i

webe mit Ausnahme der unter 3 ge-. ] 1
nannten NSSenener 1

3) sun Art, alo: Shawls und Shawl- 30
tucher, Spihen, geslickte Waaren undj

—— SS
alle Waaren in Verbindung mit echten

oder unechten Gosd= oder -süberSihen l
odckgciponnkssemGlas Zentner

d) Seidenwaaren, und zwar 1n
1) seine, das ist, Waaten Lus Seide al.

lein oder in Verbindung mirechten oder «.

unechten Gold- und Silber, Fäden oder "1 "

gesponnenem Glase, ingleichen solgende
Waaren, solche mögen aus Sride allein 1

oder in Verbindung mit anderen Wede. «

oder Wiek. Materiollen erjeugt seyn: l

qlchäIsvek,Vetpcl,Pl-«ischesmo I

Sammte, Musselin, Barege, Crepe,
Gaze, Blonden, Spitzen und anbere
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Benennung der Gegenstände.

Maßstab
ur .

tuollaaq
Tom-.

in

Preußen.
Sar. Nr

Zwischengol- .So#

—i

32

Zinkw
a) Znchlechr und Zinkdrahe, inglelchen Zink.

waaren, weder gefirniße noch lackire eden
emalt. ....

D) Zinkwaaren, gefirnißt, lackire, bemalt oder

Zusammengesetzee oder turie Waaren

o) seine, das beiße Waaren, ganz oder bheil-

undschte (lore) Gewede, sore asse “
stickke Waaren
gemeine, das ist, alle iche unter 1 ge.
nannte Waaren, in denen außer an-

deren Webe- und Wirk- Stoffen sich
auch Seide besinder, ingleichen seidene,
mit Kautschuck, Gurtopercha, onderen

Harzen oder Wachs überzogene oder ge-
kmnkke Wann.....

—

bedrucke, jedoch weder echt noch unecht ver-
goldet vben versilberr, noch mie Gold, oder

Silber-Lack überzogen, auch in Verbin-

dung mie Bein (mie Ausnahme von El-

senbein), Horn, Klauen, Holz, lohgarem
Leder, Glas, unedlen, weder echt noch un.

eche vergoldeten oder versilberten, noch mit
Gold oder Silber-Lock überzogenen Me,

tallen (mit Auenahme von Neusilber ober
Pocksong)

Quincoailleriesn u. . w., nämlich:

weise aus echt oder unecht vergolbeten oder

versilberten, oder mie Gold= oder Silber.

lack überzogenen unedlen Metallen (mir Aus-

nahme der Uhren, der plattirten Taseln.
Bleche und Drähre aus Kupser oder Mes.

sing, sowle der vergoldeten oder versier.
(en Perlen und aller Waaren aus Neufßil.

Zentner

entner

entner

entner

ber oder Packsong, außer Vetbindung mit

80 120

30

30
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Maßstab Zuishenel· Sab
Ne. Benennung der Gegenstände. l

ertzollung Prechen. Fu0Au#. Sa Al

edlen Metallen, Edelssemen, echten Peilen
und Gespinmen von Baumwolle, Leinen, D ".
Seide oder Wolle; secner unechtes Blott s

gold und unechtes Blaafiter Zentuer 35 50

b) gemeine, das beiße Beinwaaren, Bieiwaa- I
tenOsmstrnbsssdksWamsEisen-nnd
Siobl Waaren, Glabwaaren, Holzwaaren,
Korbfslechterwoaren, Kupser, und Messing.
Waooren, Lederwaoren, Popier- und Pap
pe Waaren, Siebmacherwoaren, Waaten

aus Ulabaster, Marmor, Speckslein und

Gops, Thonwaaren und Zinkwacren in

Verbindung mie anderen Materialien, so.

weit sie mcht vorskehend unter 4 oder "%
jiebungswelle unter B Nr. 3D, Nr. 5,

t. 6, Nr. S l,, Nr. 11 (1. Nr. 12

b, c, Nr. 16, Nr. 8 b, e, di. 19 b,
c, Nr. 25, Nr. 28 0, Nr. 31 5

begelssen sind, jedoch ausser Verbin.

dung mit edlen Metallen, Neustlber r-*9
Pocksong, Edelsteinen, echten Perlen, Ko.

rallen, Pernsiein, Gagat, Schilbpatt, Perl
*— Meer schaum und Gespinasten von
Baumwolle, Leinen, Seide oder Wolle

und mit Ausnahme der Uhren Zentner

Allgemeine Bemerkungen.

5

30

4) Die in vorlkehendem Werzeichnisse für Woaren aus einem bellimmmen Mate-

rlal vereinbarten Zollbesreiungen und Zwischen= Zolllätze finden aus Waaren,
welcke aus einem solchen Material in Verbindung mit einem oder mebren an-

deren Materiallen besleben (zusammengesehte Waaren), nur lusoweit Anwen-

dung, als dergleichen Verbindungen ausdrücklich zugelassen sind.
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2) Dle in dem jedesmallgen allgemelnen Zoll-Tarlse jedes Staates über dle Er-
bebung der Zölle nach dem Brutcto= Gewlchte oder nach dem Nerto-Gewichte
und über die Tara-Vergücung für die in der zweiten Abeheilung des vorstehen-

den Werzeichnisses genannten Gegenstände enthaltenen Bestimmungen kommen
auch bei der Erhebung der vecelnbarten Zwischenzelle zur Anwendung.

3) Sollten elnzelne Gegenslände, welche in der zwelten Wbchellang des vorstehen-
den Verzelchnisses aufgesührt sind, in dem elnen oder dem anderen Scace all.
gemeinen karismäsiigen Eingongs-Zollsähen von deringeren, als dem süc den

Zwischenverkehr vereinbarten Betrage unterliegen oder künfelg unterworsen wer-
den, so wird von solchen Gegenständen auch lm Zwischenverkehre der allgemel-
ne caifmanige Zollsoh (o lange erhoben werden, als er den vereinbarten Zol-

schen.Zollsaß niche erreicht oder übersteiggt. Der im Artikel 2 des Vertrages
entholtene Grundsat findet auch auf dlese Gegenstände Anwendung.

4) Hlnsschtlich der in dem vorslehenden Verzeichnisse ulcht entbaltenen Gegenstände

kommen die allgemeinen, beziehungsweise die als Ausnahme sur gewisse Grenz-

strecken oder Zollamter jeht oder 2 bestebenden Jollsätze in dem allgemel-
nen Tarlse jedes Seaales zur Anwendun
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II.

Verzeichni
derjenigen Gegenstände, von welchen im Zwischenverkehr zwischen

Preußen und Oesterreich Ausgangsabgaben erhoben werden

1)

2)

3)

4)

)

)——

A—

konnen.

Abfalle und zwar: von Gerbereien das Leimleder; Absalle und Thelle von

rohen Häuzen und Fellen, abgenuhte alte Lederstücke; Hörner, Hornspitzen,
PHornscheiben, Hornspäne; Klauen; Knochen, letztere mögen ganz oder zer-
kleinert seyn.

Blutegel.

Eckerdoppern (Knoppern), Knopperumehl, Elcheln, Eichelbülsen, Valonna,
Galläpsel; Pottasche und andere unausgelaugte vegetabilische Asche, Weln-
steln, roher.

Gold= und Silber-Stufen.

Granaten, rohe.

Häute, Felle und Hoore, und zwar: rohe (grüne, gesolgzene, krockene) Häute
und Felle zur Lederbereitung; rohe behaarte Schoof., Lamm- und Ziegen-

Fi rohe Hasen= und Kaninchen= Felle; Haare aller Arc, einschlüssig
orsten.

Lumpen (Hadern) und andere Absälle zur Popler-Fabrikorlon: leinene, baum-
wollene, seidene und wollene Lumpen, auch mocerlete Lumpen (PHolbzeug);

Popierabschnibel (Popierspäne); Makulotur (beschriebene und bedruckie);
deSgleichen alte Fischernetze, altes Tauwerk und Sricke.

8) Nickel und Kobal# Erze und Speise; Nickel= Metall= und Nickel-
Schwamm

9) Seide und zwor: Seiden, Galleten (Kokons); Seldenoabsälle, ungesponnen;
Seide, rohe, unfilirt oder fillrt; rohe Nahseide.

10) Töpserchon sür Porzellan-Fabriken (Porzellan- Erde).
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III.

Zoll-Kartel.
 -

Jeder der kontcahirenden Stoaten verpflichtet *- zur Verhinderung, Ent-
* und Bestrasung von Uebertretungen (6.13und J. 14) der Ein-, Aus-d Durchgangs= Abgabengesete des anderen % nach Mahgabe der selgenden

Bebimmenen mltzuwirken.
*. 2.

Jeder ber kontrahirenden Thelle wird selnen Angestelleen, welche zur Verbinde-
rung oder zur Anzeige von llebertrekungen seiner eigenen Ein,, Aus= und Durch-
gangs Abgabengesehe angewiesen sind, die Verpflichtung aufsegen, sobald lonen be-
kannt wird, doß eine Uebertretung derartiger Gesee des anderen Theiles unternom-

men werden soll, oder Stalt gesunden har, dieselbe im eisteren Falle durch alle ih-

nen gelsetzlich zusllebenden Mictel rhunlichst zu verhindern und in beidenFällen der
inländischen Zoll= oder Steuer-Bebörde (in Preußen Hauptzollämter oder Haupt-
sleuerämter, in Oellerrelch Haupczollämter oder Finanf. Wach-Kommissare schleunigst
anzuzeigen.

g. 3.

Die Zoll oder Steuer-Behorden des elnen Staates sollen uber die zu ihrer

Kennenih gelangenden llebertretungen von Ein-, Aus- und Durchgangs= Abgaben-
gesetzen des anderen S#taates der zuliändicen Bon- oder Stcuer-Behörde des lette-

ren sosort Micbeilung machen und derfelben dabei über die einschlagenden Thaé-

sachen, soweit sie diese zu ermitteln vermögen, jede sachdienliche Auskunft ertheilen.

. 4.

Die Eeßebungsämter der kontrohitenden Staaten sollen den dazu von dem an-

deren Staate ermächtigten oberen Zoll= oder Steuer.Beamten desselben die Einsscht

der Reaister oder Regisier= Abebellungen, welche den Waarenverkehr aus und noch

dem lebteren an der Grenze desselben nachweisen, nebst Belegen auf Begebren jeder-
zelc an der Amesstelle gestorcen.

d. 5.

Die Zoll- und Steuer-Beamten an der Grenze wischen beiden kontrahlrenden

Staaten sollen angewiesen werden, sich zur Verhutung und Entdeckung des Schlelch-
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handels nach belden Seiten hin bereltwisligst zu unterstuhen und nicht alleln zu jenem

Zwecke ihreWahrnehmungen sich gegenseitig binnen der kurzesten Frist ——
sondern auch eln sreundnachbarliches Vernehmen zu unterholten und zur Verständl-
gung über zweckmäsiges Zusammenwlrken von Zeit zu Zeit und bei besonderen Ver-

onlassungen sich mic einonder zu beratben.

Bel jeder der einander gegenüber liegenden Aussichts= Srationen soll ein Regl.
sler geführt werden, ln welches die erwähnten Mittheilungen einzutragen sind.

. 6.

Den Zoll= und Steuer= Beomten der kontrohirenden Theile soll gestotcet seyn,
bel Versolgung eines Schleichhändlers oder der Gegenstände oder Spuren einer Ueber-

tretung der Ein-, Aus- und Durchgangs= Abgabengesebe ihres Stactes sich in das
Gebiet des anderen Staates zu dem Zwrcke zu begeben, um bei den dortigen Orts-

vorständen oder Behörden dle zur Ermittelung deo Thatbestondes und des Thäters
und die zur Sicherung des Bewelses ersorderlichen Maßregeln, dos Sommeln aller

Beweismittel bezuglich der vollbrachten oder versuchten Zollumgehung, sowie den Um-

lländen nach die einstweilige Beschlagnohme der Waaren und die Fellhalcung der

Thäter zu beantragen.

Amträgen dleser Arc sellen dle Orksvorstände und Behörden jedes der kontra-
blrenden rurie in derselben Weise genügen, wie inen dieses bei vermurheten oder

enrdeckten Uebertretungen der Ein-, Aus- und Durchgangs= Abgabengesete des eige-
nen Staates zusteht und obliegt. Auch können die Zoll= und Steuer- Beamten des

einen Theiles durch Requisttion ihrer vorgesetzten Behörde von Seeiten der zuständigen

Bebone des anderen Theiles ausgefor deri werden, entweder vor letzterer selbst oder
er der komvetenten Bebörde ihres eigenen Landes, die auf die Zollumgebung be-

zuglichen Umslände auszusogen.

*. 7.

Keiner der kontrahirenden Thelle wird in selnem Gebiete Vereinsgungen zum

Zwecke des Schleichhandels nach dem Gebiete des onderen Theiles dulden, oder Ver-
trägen zue Sicherung aegen die möglicken Nachtheile schleichbändlerischer Unterne-
mungen Gülfigkeit zugestehen.

g. 8.

Jeder der konrrahsrenten Tbeile ist verpfllchtet, zu verhindern, dasi Vorräthe
von Waaren, welche als #um Schleichhondel nach dem Gebiete des anderen Tteiscs
bestimmt enzasehen sind, in der Rähe der Cienze des letzteren angehäust, oder ohne

tenügende Sicherung gegen den zu besorgenden Mißbrauch niedergelegt werden.
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Innerhalb des Grenzbe ztrkes sollen Nlederlagen sremder unverzolleer Waaren
nur an folchen Orcen, wo sich ein Zollame befinder, gestotte# und in dlesem Falle

unter Verschluß und Kontrole der Zollbehörde gestelle werden. Sollte in einzelnen

Fällen der amtliche Verschluß nicht onwendbor seyn, so sollen Koct desselben ander-

weite möglichst sichernde Kontrole Mahregeln angeordnet werden. Worräthe von
sremden ver#ollten und von inländischen Waaren innerhalb des Grenzbezekes sollen
dos Bedürsolß des erlaubten, das beißt nach dem örtlichen Verbrauche im eigenen

Londe demessenen Verkehr nicht überschrelten. Enisteh# Werdacht, doß sich Vorräthe
von Wooren der leh'gedachten Art über dos bezeichnete Bedürsniß und zum Zwecke

des Schleichhandels gedildet hälten, so sollen dergleichen Niederlogen, Insoweit es
geseblich zulässig ic, umner spezlelle zur Verhinderung des Schleichhondels geeignete
Kontrole der Zollbehörde gellelle werden.

6. 9.

Jeder der kontrahirenden Thelle ist verpflichtet:

a) Woaren, deren Ein= oder Durch- Fuhr in dem anderen S#taate verboten ist,
nach demselben nur bei dem Nachweise dortiger besonderer Erlaubniß goll-
oder sleuer, amtlich abzuferelgen;

b) Waaren, welche in dem aude Staate elngangsabgabepflichtig und dahln
bestimmt sind, nach demselbe
1) nur in der Richtung * elnem bortigen mit ausreichenden Besugnissen

versehenen Eingangsamte,

2) von den Ausgangsamtern oder Legitimatlons, Stellen nur zu solchen

geszeiten, daß sie jenseits der Grenze zu dort erlaubter Zeit elntreffen Ida-
nen,

3) unter Verhinderung jedes vermeiblichen Aufenthaltes zwlschen dem Aus-
gangsamte oder der Legitlmatlons- Stelle und der Grenze

zoll- oder steuer- amtlich abzufertlgen, oder mit Ausweisen zu versehen.

ß. 10.

Auch wird jeder der belden Staaten die Erledlgung der für die Wiederaussuße

unverabgabter Wgoren ihm geleilleten Sicherheiten, sowie die für Aussuhr gebüh-
renden Abgabenerlosse oder Ersloctungen erst dann eintreten lassen, wenn lhm dur

eine vom Eingangsamte auszustellende Bescheinigung nachgewiesen wird, dah die nach
dem vorbezeichneten Nachbarlande auegesührte Waore in dem letzleren angemeldet
worden ist. Die Grenzzollmter werden sich wechselseitig wöchemtlich begloubigte Ue-
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bersichten aus den Zollreglstern mieeheilen, welche die Gatlung und Menge der zur

Aussuhr abgesertigten Waaren der bemerkten Art enthalten.

 1.

Vor Ausfährung der im §. 9 unter b und lm §. 10 enthaltenen Beslimmun-

gen werden die kontrahlrenden Thelle über dle ersorderliche Anzaßl und die Besug-
nisse der zum Waarenübergange an der gemeluschastlichen Geenze bestimmten Anmelde-

und Erhebungs= Stellen, über die denselben, soweit sie zu einonder unmittelbar in
Beziehung llehen, übereinstimmend vorzuschrelbenden Abserligungsslunden und über,
nach Bed#e#sniß anzuordnende amilsche Begleitungen der ausgesührten Waaren bis

zur jenseitigen Anmeldeslelle, sowie über besondere Mahregeln für den Eisenbahnver-
kehr sich bereltwilliglt verständigen.

 12.

Jeder der kontrahlrenden - bac die in dem &amp;. 13 und §. 14 erwähnten
Uebertrerungen der Ein-, Aus- und Durchsgangs= Abgabengesetze des onderen Thel-
les ulche allein seinen Acgehörigen, sondern auch allen denjenigen, welche in selnem

Gebsete einen vorübergehenden Wohnsih haben oder auch nur augenblicklich sich be-
sinden, umer Androhung der zu jenen Paragrophen bezeichneten Strafen zu verbleten.
Beide kontrah#rende Theile veroflichten sich wechselseitig, die dem anderen kontca-

bieenden Theile angehörlgen Unterthanen, welsche den Verdacht des Schleichhandels
wlder sich erregt haben, innerhalb lhrer bezüglichen Geblete überwachen zu lassen.

9. 13.

Uebertretungen von Ein-, Aus- und Durchfuhr-Vecrboten des anderen Theilles
und Zoll- oder Seeuer-Destauden, das heißt solche Handlungen oder gesetzwldrige
Ugcerlassungen, durch welche dem letzeren eine ihm geletzlich gebührende Eln-, Aus-

oderDurchgangs, Abgabe entogen wird oder bel unentdecktem Gelingen entzogen
werden würde, sind von jedem der konccahirenden Thelle nach seiner Wahl eneweder
mie Konfiskation des Gegenstandes der Ueberteetung, eventuell Erlegung des vollen
Werthes, und daneben mit angemessener Gelostrase oder mit denselben Geld= oder

Vermägens. Scasen zu bedrohen, welchen gleichartige oder ähnliche Uebertrecungen
seiner elgenen Abgabengesee unterliegen.

n lebreren Falle ilt der Strofbercog, sowelt derselbe gesetzlich nach dem enc-

jogenen Abgabenbetroge sich richtet, nach dem Tarise des Sctaates zu bemessen, des-
sen Abgabengesetz übertrelen worden ist.

##14.

Für solche Uebereretungen der Eln-, Aus, und Durchgangs-Abgabengesetze des
anderen Staates, durch welche erweislich eln Ein-, Aus. oder Durchfuhr-Verbor
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nicht verleht und elne Abgabe widerrechtlich nicht entzogen werden konnte ober sollte,

sind genugende, in bestimmten Grenzen vom strascichterlichen Ermessen abhangige
Geldsirafen anzudrohen.

8. 15.

Freiheits- oder Arbeits. Strasen (vorbehaltlich der nach seinem eigenen Abga

bengeshn eintretenden Abbüstung unvollstreckbarer Oeldstrasen durch Haft oder Ar-
bei.), sowie Ehrenstrase, die Encziehung von Gewerbeberechligungen oder, als Straf-
Cecein. die Bekanntmachung erfolgler Verurtheilungen anzudrohen, ist auf dem

Grunde dieses Kartels keiner der kontrahirenden Theile verpflichtet.

8. 16.

Dagegen darf durch die nach den 66. 12—15 zu erlassenden Strafbeslimmun-
gen die gesehmästige Besteafung der bei Verletzung der Ein-, Aus- und Durchgangs=
Abgabengesete des ander#en S-tantes elwa vorfommenden sonsiigen Uebertcetungen,

Vergehen und Verbrechen, ols: Beleidigungen, rechtswidrige Widersehlichkeit, Dro-
bungen oder Gewaltthötigkeiten, Fälsckungen, Bestechungen oder Gpressungen und
derglelchen niche ausgeschlessen oder beschränke werden.

8. 17.

ihennrune der Ein-, Aus- und Durchgongs= Abgabengesehe des anderen
Theiles hat, auf Antrag einer zuständ laen Behörde desfelben, jeder der konkrahicen=

den Theile von denselben Gerichten und in denselben Formen, wie Uebertretungen

55% eigenen derartigen Gesebe untersuchen und gesetzmäsiig besirasen zu lassen,
wenn der Angeschuldigte entweder ein iugebdcizer des Staates ist, welcherihn * Umersuchung und Scase ziehen soll, od

2) wenn jener nicht allein zur Zeit der Uebertretung in dem Geblete dleses

Scaates einen, wenn auch nur vorübergebenden Wohns# hatte oder die Ueberteelung

von diesem Gebiete aus beging, sondern auch bei oder nach dem Eingange des An-

trages auf Untersuchung sich in demselben Staate betreffen lasit,
in dem umer 2 erwähmen Falle jedoch nur dann, wenn der Anugeschuldigte

aulcht Angeböriger des Staates ist, dessen Gesebe Gegenstand der angeschuldigten

Uebertretung sind.

4. 18.

Zu den im 6. 17 bezeichneten Untersuchungen sollen das Gericht, von dessen
Bezieke aus die Uebertretung begongen ist, und dos Gericht, in dessen Bezirke der

Angeschuldigte seinen Wohnsih oder, ols Ausländer, selnen elnstweiligen Ausemhalt
hat, Inlsosern zuständig seyn, als nicht wegen derselben Uebertretung gegen denselden
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Angeschuldigten eln Wersohren bel elnem anderen Gerlchte onhöngls oder durch schlleß-

liche Entscheidung beendige ist. 6
19.

Bel den im §. 17 bezeichneten Untersuchungen soll den amtlichen Angaben der
Behörden oder Angestellten des anderen Scaates dieselbe Beweiskrast beigelege wer-

den, welche den omtlichen Anguben der Behörden oder Angeslellten des eigenen Staa-
tes in Fallen gleicher Art belgelegt ist.

s. 20.

Dle Kosten eines nach Maßgabe des im (. 17 eingelelteten Strasverfahrens
und der Strasvollstreckung sind nach denselben Grundsähen zu bestimmen und aufzu-

legen, welche sic Strasversabren wegen gleichartiger Uebertrecungen der Gesetze des
eigenen Staates gelten.

zür die einsiweilige Delriung derselben bat der Staar zu sorgen, in welchem
die Untersuchung gesührew

Diefenigen Kesten rns ben und der Stcasoollstreckung, welche, wenn

ersteres wegen Uebertretung der eigenen Abgabengesetze Statt gesunden bötte, von
jenem S-aate schlielilich zu tragen seyn würden, bot, insoweit sie nicht von dem An-

geschuldigten eingesogen oder dursh eingegangene Strasbeträge (§. 21) gedeckt werden
können, der Staat zu erflatten, dessen Behörde die Untersuchung beantragte.

. 21.

Die Geldbekräge, wesche in Folge eines nach Mallgabe des §. 17 eingeleiteten
Scosoerfahrens von dem Angeschuldigten oder sür verkanste Gegenslände der Ueber-

tretung eingehen, sind dergestolt zu verwenden, dah davon zunächst die rückständigen

Gerschtskosten, erann - dem anderen Sctaate entsogenen Abgaben und zuletzt die
Strasen berichtigew

Ueber die zlrneen !r der Staat zu versügen, in welchem das Verfahren Sceote

anb.

s. 22.

Eine noch Mahgabe des §. 17 eingeleitere lwurrsecant ist, so longe ein rechts-
kräsilges Erkenntniß noch nicht ersolgte, aus Antrag der Behörde desjenigen Staaces,
welcher dieselbe veranlaßt hatte, sosort zinzestelen.

. 23.

Das Recht zum Erlasse und zur Milderung der Strasen, zu welchen der An-

geschuldigte in Folge eines nach Maßgabe des §. 17 eingeleiteten Versohrens ver-

urtheile wurde oder sich sreiwillig erbolen hat, fieht dem Staate zu, bei dessen Ge-

richte die Verurtheilung oder Erbietung erfolgte.
6
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Es soll jedoch vor berartigen Straferlassen oder Strasmilderungen der zustan-
digen Behorde des Staates, dessen Mesehe ubertreten waren, Gelegenheit gegeben
werden, sich darüber zu dußern.

. 24.

Die Gerichte sedes der kontrablrenden Staaten sollen in Beziehung auf jedes
in dem onderen Staate wegen Uebertretung der Ein-, Aus= und Durchgangs=Ab
gobengeleße dieses Stoaces oder in Gemäßheic des V. 17 eingeleltete Strafverfahren
as seyn, auf Ersuchen des zuständigen Gerlchtes

Jeugen und Sackverständige, welche sich in ihrem Gerichtsbezirke aufbalten,
auf Esorders eidlich zu vernehmen und erslere zur Ablegung des Zeugnisses, soweit

basselbe niche nach den Landesgeseben verweigert werden dars, z. B. die eigene Mlé

schuld der Zeugen berrisst, oder sich ouf Umständen eeslrecken soll, welche mit der

Anschuldigung nicht in naher Verbindung llehen, nöthigenssalls anzuhalten;
2) omtliche Besichtigungen vor unehmen und den Befund zu beglaubigen;
3) Angeschuldigten, welche sich im Besirke des ersuchten Gerichtes aushalten,

ohne dem Staasverbande des letzteren anzugehoren, Vot ladungen und Etrkenntnisse

behandinen zu lassenUebertreter und deren bewegliche Guter, welche im Besieke des erluchten
* ongetrossen werden, anzuhalten und aus zuliesern, insosern nicht jene Ueber-
treter dem S#toa:êverbande dea ersuchten Gerichtes oder einem solchen dritten Staate

angehören, welcher durch Vertcäge verpflichter ist, die frasliche Uebertretung seinerseits
gehörig untersucken und beslrosen zu lassen.

. 25.

Es sind in dlesem Kareel unter „ Ein-, Aus- undDurchgangs-Abgabengeseten“
auch die Ein, Aus, und Durchsuhr-Verbote und unter „Gerichten“ die in jedem
der bontrohirenden Staaten zur Untersuchung und Bestrosung von Uebertretungen der

eigenen derartigen Gesebe bestellten Behörden verslanden.

8. 26.

Durch die vorstehenden Bestimmungen werden weiter gehende Zugestandnisse
zwischen den kontrahlrenden und anderen dem Verttage vom heutigen. Tage und die·;

sem Kartel aus Grund des Actikels 26 des ersteren beitretenden Staaten zum Zwecke

der Unterdrückung und des Schleichhandels nicht ausgehoben oder geändert.
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IV.

Münz. Kartel.
C. 1.

Jeder der konkrahirenden Theile verpsichte- sich, seine Angehörigen wegen eines
in Bezug auf die von dem anderen Theiile geprägten Munzen, auf das von dem
selben auegegebene Popiergeld oder auf bicheheo 8 en Hredit-Papiere, wesche
er seinen Münzen als Zahlungemiltel geseklich gleichgemelll a, undernemmenen oder

begongenen Verbrechens oder Vergehens eben so zur Unterluchung zu ziehen und mit

gleicher Strose zu belegen, als wenn das Verbrechen oder Vergeben in Bezug auf

die eigenen Münsen oder das eigene Papiergeld Statt gesunden hörte.

. 2.

Jeder der konteahirenden Theile übernimmt serner die Verpflichtung, die in
seinem Gebieke sich oufbaltenden Fremden, von welchen ein solches Verbrechen oder

Wergeben in Bejug auf die Münzen, das Papiergeld oder die im §. 1 bezeichneten

Kredic. Dopiere des anderen Theiles unte sommen oder begangen worden, auf Re-

quisicion des lehteren an dessen Gerichtee auszullesern. Sind sedoch dergleichen Pec-
sonen Angehörige eines Staates, welcher dem Vertrage vom heutigen Tage und die-
sem Kartel auf Giund des Artikel 26 des ersteren beigetreten, so siebt diesem
Staate vorzugsweise das Recht zu, die Auslieserung zu veclaugen und es ist derselbe

desbalb auch von dem regutelcten Seaace zunächst zur Erklärung über die Ausübung

dieses Rechtes auszufordeen.

g. 3.

Die im 9. 2 ausgesprochene Verpflichtung zur ueliseum sell nicht eintrecen,
wenn der Staat, in dessen Gebiete ein solcher Fremd er sich befindet, entweder

a) in Gemoßheit eines zwischen ihm und einem nun Staate vor Veckun-

digung dieses Kartels abgeschlossenen allgemeinen Vertrages uber die gegen-

seitige Anclleseeung der Verbrecher verpflichtet ist, denselben dahin auszu-
liesern,
die Uaensetung und Bestrasung selbst verhängen zu lassen vorziebt. Im
letzteren Falle soll jedoch die im §. 1 eingegangene Verpflichtung gleichfalls
Anwendung finden.

. 4.

Ole kontrahirenden Thelle wollen dle Bestimmungen der &amp;.. 1—3 cuch auf
Verbrechen und Wergehen, welche die betrügliche Nochahmung oder 7 Versälschung
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der von einem von ihnen ausgesiellten Staatsschulbschelne und zum Umlause bestlmm-
tem Papiere, sowie der von anderen jurlslischen Personen unter Genehmigung des

Scta auf jeden Inhaber ausgesertigten Kredit, Popiere, soweit auf solche niche
der §. 1 Anwendung sindet, zum Gegenstand haben, oder die aus gewinnsüchtiger

Absicht —* doch wissentlich unternommene Verbreitung solcher unechten Papiere be-

tressen, in der Art ausgedehnt wissen, daß bel der Bestrasung solcher Verbrechen
und Vergehen zwischen inländischen Popieren und gleichartigen Popieren aus dem an-

dern Stote ein Unterschied nicht gemacht werden, auch Hinsichtlich der Aherssechun
oder Auslieserung dasjenige Anwendung sinden soll, was in den §.6. 1—3 verein-
bart ist.

. 5.

Wenn in einem Staote, welcher dem Verkrage vom beutlgen Tage und die-

sem Kartel ousf (Grund des Ac#ikels 20 des ersteren beigetreten #tt, die Unterscheidung

zwischen Verbrechen und Vergehen in der Strasgesebgebung nicht besteht, oder die
Koftan Nochahmung oder Verfälschung der in diesei Kartel genannten Münzen

oder Kredit, Dapiere mit einem anderen Namen als mit „Verbrecken und Vergehen“
von dem Gesetze bejeichnet sind, so bleibe es diesem Schate anheimgestellt, bel der

Bekannemachung des Kartels, im ersteren Falle die auf jene Unterschcidung bezüg-
lichen Worte „oder Vergeben“ wegzulossen, lm zweiten Falle an Seelle des Aus-

deuckes „Verbrechen und Vergeben“ dlejenige Bezelchmmg zu seßen, welche seiner
Gesebgebung entspricht.



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.

 —

M.28.
(Ausgegeben den 7. October 1853.)

52. Regierungs-Verordnung,
das Verfahren bei Insinuationen von Zufertigungen in den nach dem un-

bestimmten summarsschen Proceß zu verhandelnden Rechtssachen, an die
dem Proceßgericht nicht unterworfene Parthei

belressend.
m 6. 25. Alinen 3. bes Hochl landesherrlichen Gesebes über den unbestimm-

sten summarlschen Proceß ist verordner:
I läger einer andern In= oder ausländischen Behörde als dem

NMroceßgericht uncerworsen, so soll zu Umgebung förmlicher Requisieion der
Behlellze###el in doppelten Eremplarlen ausgesertigt und dem zusländlgen
Gerlcht mie der unter das eine Exemplor zu setzenden Bemerkung zuge-

sendet werden, daß dasselbe als Jasimuationsdokument vollzogen zurückge-
schlcke werden möge.

Es hat sich jedoch nach gemachten Ersabrungen dieses vorgeschriebene Verfoh=
ren wegen der daraus solgenden Vervielsältigung des Lequidations- und Sportelver-

rechnungsgeschäftes, sowie wegen der, insbesomdere durch die bei manchen Pateimo-

niolgerichten üblicken Instmnationen durch die Ortsrichter entebenden Wertläuftig=
kelten und Vermehrung der Aussertigungskosten, nicht in allen Fällen als zweckmätig.

becousgeslellt und wird daher zu mehrerer Vereinsachung des Versahrens bei Insinua-
tionen mit Serenissimi Höchsler Genehmigung hiermit benimmt:

daß die Insinuarion von Zusertigungen in allen nach dem unbeslimmten

summarischen Proceß, zu verbandelnden Reches, Sachen auch an Partheien,

welche elner andern inländischen Bebörde, als dem Procekgericht unter-

worsen sind, diesem selbst durch seinen eignen Diener oder Boten nach
vorgängiger Vorlegung des berressenden Erlasses behufs der dorauf zu be-
merkenden Jnsi#nationsgeslattung gestortet sein soll.

Grelz, den 21. September 1653.

Furstl. Nruß. Plauischr Landesregierung das.
v. Geldern, Crispendor.



—296 —

53. Bekanntmachung,
weitere Erleichterungen des gegenseitigen Verkehrs zwischen den Staaten

des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins

bekrefsend.

Nachdem die zum Zollverein gehörenden Regierungen einerselts und dle zum
Steuerverein gehörenden Regierungen andererseits wegen welterer Erleichrerung des

Verkebrs mie gegenseitigen Erzeugnissen bel deren unmittelbaren Usbergang aus dem
elnen Vereinsgeblet in das andere noch Folgendes verelnbart hoben

A. Man wird gegenseltig zulassen

a. gollsrei:

1) Blelweiß (Keemserwelß), rein oder versetzt;

2) Chlorkalk,

3) Soda, gerelnigte oder ungereinigte (bel dem Uebergange in den Zollverein
gegen beglaubige Ursprungszeugnisse der Versertiger);

4) Mennige, Schmalle, Kupservitriol, gemischten Kupser= und Eisenvieriol,
weißen Vitriol, Wasserglas; Grünspan, rassinirten (destiltirten, kristallisit-
ten) obder gemahlenen;

5) Salzsaure und Schweselsaure;

6) a. Gobleichtes, desgleichen blos abqekochtes, oder gebüktes (geäschertes) Lel-
nengarn, sowie gesärbtes Leinengarn;

. gebleichte und gesärbte Leinwand; diese Leluwand jedoch nur auf der

Grenze zwischen dem Hannovetschen Landdrosleibezirke Oenabrück und den

angeenzenden Königlich Preusischen Land-s#beilen (bei dem Uebergange in
den Zollverein beschränkt auf die mit dem Siempel einer steuervereins-

ländischen Legge versehene Leinwand);

—

7) a. Talg und Stearin;

b. Lichte (Talg. Wachs= Wallrach= und Sccarin);
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8) Butter, eingeschlagene;

9) Pferde, Maulesel, Maulthlere, Esel;

10) Rindvteb und zwar: Ochsen und Zuchtstlere, Kuhe, Jungvieh und Kal--
er;

b. zu einem Zollsatze von 2 Thalern für den Zentner: Msbeln, gepol-

slerte;

e. zu einem Zollsotze von 3 Thalern für den Zenener: Wachslaffe;

cl. zu elnem Zollsabe von 4 Thalern für den Zeniner: Papiercapeten.

B. Die Zollvereinsstoalen werden vom Erzeugnissen der Steuervereinsstaake#n-

julassen

a. zollfrei:

Hopsen;

b. zu einem Jollsotze von 1, Thaler für den Zemner:

Hoblglos, weisses, ungemustertes, welches mit abgeschlissenen Stpseln,
Böden oder Rändern versehen, sonst aber ulcht geschliffen IKt, sosern
es von Glasbüen im Sceuervereine mie beglaubigten Ucsprungszeug-

nissen der Versertiger versender wird;

C. zu elnem Zollsotze von 24 Thalecn für den Zentner:

Gold= und Silberp,pier, Popfer mit Gold= oder Silbermuster, durch-

geschlagenes Popier; ingleichen Streisen von diesen Popiergatkungen;

ch. zu einem Zollsate von 3 Thalern für den Zeniner:

sorbiges, bemalies oder vergoldetes Glas ohne Unterschied der Form;
Glaswaoren in Verbindung mit unedlen Metallen und anderen, niche

zu den Gespinusten gebörigen Uestossen, desgleichen Spiegel, deren
Gloskoseln nicht über 288 Preustische O Zoll dos Seück messen, so-

sern diese Waooren von Glashitten im Steuervereine mit beglaubig:en

Ursprungszeugnissen der Versertiger versendet werden:

so wird Solches umer Bezugnohme auf die Verordnung vom 30. März 1853, Er-

leichterung des Verkehrs zwischen den Stoaken #es Zolkvereins und den Staaten des

Steuerverelns beterssend (Dio: 10. der Gesehsommlung) mit dem Bemerken, daß

die vo, slehend umer 1A. und B. gedachten Zollbesrezungen und Zollermäszigungen, in

Gemähheit der dessalls getroffenen Vereinbacung, vom 24. September dieses Jah-
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res an In Wlrksamkele gekreten sind, zur allgemelnen Nachachtung Hlermit bekanne

gemachr.

Grelz, den 26. September 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Geldern, Erispendorf.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 24.

(Ausgegeben den 25. October 1853.)

54. Bekanntmachung,
Patentertheilung auf eine neue Art Hangebrucken

betteffend.

Dem Ingenleur Jean Louls Vergniois von Lyon ist auf geschebenes
Ansuchen auf eine neuen und elgenthümliche Construceion der Hängebrücken ein
ausschließliches Prioilegium auf fünf bintereinander solgende Jahre sür den Umsang
des Hiesigen Fürsiennhums, jedoch nur umer der Bedingung ertheilt worden, daß das

Prloileglum dann als erloschen zu betrachten sein wird, wenn die bleibende Anwen-

dung der Erfindung im biesigen Lande nicht binnen Jobresftist nachgewiesen sein wird.

Auch ist bei Verleihung des Privilegiums die Neuheit und Eigeneh#lchkelt
der Eisindung im Sinne der unter den Zollvereinsregierungen wegen Ertheilung von

Ersindungspatenten getcoffenen Uebereinkunft ausdrücklich voransgesetzt worden.

nm- wird bierdurch zur Nachricht und Nachachtung öffentlich bekannt ge-

Greiz, den 28. September 1853.

Fürstl. Reuß Plauische Landesregierung das.

Otte.

v. Geldern, Erispendor..
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55. Erläuternder Nachtrag
zu der Revidirten Straßenpolizeiordnung vom 30. Mai 1853.

Um den In der unkengedachten Bezlehung mebrselelg geäußerken Zwelseln und
Belorgnislen zu begegnen, wied mie Serenissimi höchster Genehmigung, zu No. 5.
der Revidleien Straßenpolizeiordnung vom 30. Mal d. J. bierdurch erläutecungs-

welse bemerkr, dah durch die berresseade Beslimmung,
wornoch dos Viehweiden in und an den Straßengräben, sowie an den

Böschungen, das Abmähen des Grases in den Gräben, Anackern, An-

Lreben und Absressenlassen der Anpflanzungen mie einer Strase von
Sgr. geahndet werden soll,

denjenlgen Besitzern der anliegenden Grundsiucke, welche zur Grasnuhung an

dem nicht unmittelbar zur Straße verwendeten Grund und Boden erweislich berech-

tigt sind, losche nicht hat entzegen werden sollen, — wohl aber durch jene Vor-

schrist und Strasandrohung die Abwendung einer rücksichtslosen zum Nach,

(tbeil der Strasfe gereschenden Ausübung jie- Berechtigung, sowie die Be-
seieigung der Uebergrisse Unbesugcer bezwecktw

Uebrigens ist zu Gunsten der Berechtig:#en t uf Widerruf die Anorbnung

getroffen worden

1) bas bieselben vor Hebung der Straßengäben und vor Verönderungen an
den Böschungen — welche selbstverständlich der Aussichtsbehörde allein

überlassen bleiben — vorher zum Abmähen des anflehenden Geases auf-
qusor dern sind — und

2) daß der Ausputz aus den Gräben stets zur Versögung des berechtigten
Grundslücksbesitzers bleibe, und erst dann, wenn derselbe Richts bean-

sprucht oder seine deßfalsige Erklärung verzöger#, Andern die Erlaubniß
zur Absuhr zu ertheilen i

Bel den, dem Chausseegeldelnnehmer zu Fraureuth und dem Zeulenrodae#r

Straßcnausseber in den gedachten Buedangen zelther zugestandenen Begunsligungen
bewendet es vorläusig auch sür die Zukunft

Grelz, den 13. October 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern C##spendors.
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56. Regierungs--Verordnung,
das Verbot der Abhaltung öffentlicher Auktionen an Sonn-

und Feiertagen

belreffend.

Da in neuerer Zelt wiederhole ösfeneliche Auftlonen an Sonncagen veranstalter

worden sind, bierdurch aber unverkennbar der würdigen Feier des Sonntags ganz

unnöthlger Weise Eintcag geschleht: so findet sich Frstllicke Landesregierung bewogen,
in Ergänzung der Landeeherrlichen Verordnung über die Feier der Sonn= und Fest-

tage vom 19. September 1850 mit Höchsler Genehmigung hiermit zu verordnen:

Die Abhaltung öffenellcher Auktionen jeder Art darf künsalg an Sonn= und

Festlagen nicht mehr Sratt finden

Bel vorkommenden Zuwiderhandlungen sind die Uncernehmer sowohl ols dlese-
nigen, welche ihre Lokalitäten zu Abholtung solcher Auktionen einräumen, nach Ver-
bäleniß der geringeren oder größeren Störung der sonntäglichen Feier mit elner Geld-
strase von zwei bis zu zehn Thalern zu belegen.

Sämmrliche Orspolizeibehörden sind verpflichter, dle pünkillche Beachtung die-
ses Verbots sorgsältig zu überwachen.

Grelsz, den 17. October 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung voas.

Otto.

v. Geldern= Erispendorf.





Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

—

M. 25.

(Ausgegeben den 1. November 1853.)

57. Gesetz,
die Ablösung der Frohndienste

betressend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Rcuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. . 2c.

baben, um einem mehrseitlg ausgesprochenen Wunsche zu genügen, Uns bewogen ge-
sunden, nach vernommenem Gutachten Unserer gelreuen Landstände, das gegenwär-

tige

Gesetz über Ablösung der Frohndienste

zu erthellen.

. 1.

Alle und jede Frohnen an Hond und Spanndlensten, ste mögen nun an un. aissgane o
sere Kammergüter, oder an Ritter= und Prlwotgüter zu leislen sein, Uind Krase dle-

ses Gesehes gegen die darin bestimmte Eneschädigung ablöslich.

. 2.

Von den Bestimmungen des gegenwäriigen Desetzes bleiben ausgenommen:

1) olle diejenlgen Diensle, Frohnen und andere Leistungen, welche die Nacur

von Sratslaslen haben, 3. B. die Verpfllchtung zu Militärsubren, zum
Botengehen In Kriegszeiten, zu Spann, und Handdieaslten bel Wege= und
Brückenbauten, zu Bewachung und Transport von Gesangenen und der-

gleichen mehr, sowie überhaupc die Land= und Heeressolge;

2) Gemelndedienste aller Art;

Unablssliche
Diaste.



Recht,aus Ablo-
fung von Frohnen

anzutragen.

Slimmenmehr=
hiit.
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3) die cusdttnKtcchmsund Schulvetbqnde entspringendenVerbindlichkei-
stguSpottnsundHand

Diese Leistungen bestehen, wie * unablosbar sort.

. 3.

Dos Reche auf Ablösung von Frohnen onzutragen, stehe eben so wohl dem
berechtigten, als dem verpflichteten Theile zu; für die Ausübung dieses Rechtes gel-
kten folgende Grundsäße:

a. Wegen solcher Frohnen, welche blos Elnzelnen obliegen, kann jeder einzelne
Verpflichtete auf Absosung antragen;

b. aouf Ablösung solcher Olenste, wozu zwar gewisse Klassen von Weroflichte=
bten gemeinschastlich verbunden sind, wobei aber der Betrag der auf einen Einzelnen

sallenden Leissung sogleich im Voraus dergeskolt bestimmt ausgeworsen werden kann,
daß es künstig niche etwon jährlich oder sonst von Zelse zu Zeit neuer Eemirtelung

bedarf, (#. B. wenn die Anspänner eines Ortes zu beslimmten Spanntogen verbun-

den sind) kann auch von den elnjelnen Verpflichteten angetragen werden, dasern nach

dem Ermessen der Ablssungskommission die Ausscheldung eines einzelnen Mitsrobn-

pflichitgen ohne Beschwerde der übrigen Theilhaber und des Berechtigten möglich
r

. In Fällen, wo eine solche Ausscheidung einselie Frohnpflichtigen ohne Nach-
tbeil der übeigen Verpflichteten und ohne Beschwerde des Berechtigten nicht möglich
ist, slehet das Recht, auf Ablösung der, einer ronisen Klasse von Verpflichteten

gemeinschaftlich obliegenden Frohnen anzutragen, nur der ganzen Klasse zusammen

4u

d. auf Ablösung solcher Frohnen, welche Gemeinden unzertrenne obliegen, kön-
nen nur die Gemeinden, als solche, im Ganzen antragen.

. 4.

Wenn in Bejug auf solche Leistungen, welche elner ganzen Klasse von Ver-

pfllchtecen (&amp;. 3. c.) oder einer Gemeinde, als solcher im Ganzen (7. Z. d.) ob-
llegen, in Bezlehung darauf, ob aouf Ablösung ongetrogen werden soll, oder über an-

dere bier einschlagende Frogen Werschledenheit der Meinungen eintrict, so entschelder
dle Mehrbelr der Stimmen.

Diese ist Hblerbei noch denjenigen Verhätenissen zu berechnen, nach welchen dle

Verpflichteren bel den abzulösenden Leislungen mitzuwirken haben.
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*. 5.

Bel Ablosung rr, einer ganzen Gemeinde, als solcher, oder elner elnzelnen Verzettaih?der,
Elnwohnerklasse im Ganzen obliegenden Jrohnverefsichtungen kännen die Eigen hi- kon oegeab,

mer solcher Grundsüücke, welche erweislich eine specielle Beseeiung daran heniessen, veseeeGrurt=
nicht zur Mitleidenhelt gezogen werden.

*-

Der Berechtigte ilt, wenn ihm eine ganze Klosse, als verpflichter, ßegenüber. estcmis dea
steb, nur in den Fällen gegen Einzelne auf Ablösung anzutragen besugt, in wel. n

chen der einzelne Verpftichtere das Recht zur Provokatien har. (9. 3. u. und b.)

In allen den Fällen, wo nur von einer Gesaommtheic von Verpflichteten auf

Ablösung angetragen werden kann (§. 3. c. und (l.), kann auch der Berechtigee nur

gegen diese Gesammtheic dos Provokationscecht ausüben.

g. 7.

Die abzulosenden Frohndienste sind nach dem Betrage der Kosten abzuschaten, —der
welche der Berechtigte auswenden muß, um die nach der bisherigen Feldeintheilung wibesah-
* nach Beschaffenheit der Dienste selbst damit bestrittene Acbeit zu bewerkstelligen. Ftodndltnste.

Bei dieser Abschätzung ist der Betrag der Frohngebühren und der rbee %
genleislungen, welche der Becechligte dem Verpflichteten gewähren muß, sow
dem Berechtigten in Beziehung auf die ihm zu leistende Frobne sonst ie

Auswand ebenfalls zu berechnen und von dem Werthe der Frohnleislung in Abzug
qu bringen.

Belleben die Frohngebühren und sonlligen Gegenleistungen in Naurallen, so
sind dieselben nach einem billigen Mittelwerrhe zu Gelde anguschlagen.

*

Bel Veranschlagung des Werehes elner Frohnleistung ist zu unkerscheiden: mendn a
a. ob sie nach gewissen Togen oder Stunden gu seislen ist? Prqnirerle

oder Brehnmn.

b. ob sie die Vollbringung bestlmmter, einem gewissen Zwecke ausschlleßlich
gewidmeker, in gewissen Zeiträumen regelmäßig wiederkehrender, wenn
auch nicht ein gleiches Zeitmaoß erheischender Arbelten zum Gegenstande
bar, die Verpflichtung, eln bestlmmtes Feld zur Saar zu bestel-
len, auf einer Wlese das Heu zu hauen und dürre zu machen, u. dergl.

mehr.
1*
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Besleht die Frohne

zu a. in bestlmmten Arbeltstagen oder Stunden, so ist der Werth der Dienste nach
den, In der Tabelle unter A. beslimmten Normalpreisen zu berechnen, von dem ge-

sireenn Beiraze aber ein Deittheil zu Gunsten des Verpflichteten in Abrechnung
zu bring

rnct die Frohne

zu D. in einer bestimmten Arbeit#, so ist abzuschätzen, wie vlel Arbeiter oder Ge-

spanne und wie viel Arbeitstage oder Stunden dleselbe ersordert, um ordnungsmäßigdurch Lohnarbeirer bejüglich Wl“–e verrichtert zu werden; der Geldwereh dle-
ser Acbeitetage oder Stunden ist sodbonn noch Maaßgabe der Tobesle unter A. fest.

quseben, ohne doß dabei ein Abzug Statt findet.

d. 9.

6F Bel Ausmittelung des Werthes der Bauftohnen ist in folgender Maaße zu
1c Baufrehneh., verfahren:

a. Sind die Baufrohnen nicht nach Tagen sestgesetzt, sondern liegt den Ver-
pllichteten ob, alle zum Bau und zue Unterhaltung gewisser Gebäude ersorderlichen
Spann= oder Handdienste zu keisten, so ist jeder Gegenstand, zu weschem von den

Werpflicheeten Baudienste zu leisten sind, abgesendert in Erwägung zu glehen und der
Bekrog der dosmn erforderlichen Baudienste durch Sochverständige in der Art abzu-

schähen, wile solcher sich ergeben würde, wenn der in Frage stehende Gegenstond ganz
neu hergestelle werden sollte;

D. darouf ilt serner durch Sachverständige zu bestimmen, wie viele Jahre die-
ser eingelne Gegensland, wenn derselbe neu erbaur worden, unter gehöriger Aussiche

und bel zu gehörtger Zeic erfolgender Reparatur erholten werden kann, ehe wieder
elne neue Herslellung von Grund aus erforderlich ist;

. sodann ist auf dieselbe Art auszumitteln, wie viel innerhalb des ganzen an-

genommenen Zeitcaums von einer ganz neuen Erbauung zur ondern der Geobetra
der Bondieuste zu den Reparaturen, welche nach sochgemäßen Zeiccäumen von mehr

oder wwenigerJabren in Anschlag zu bringen sind, sür den einzelnen Ezenlang durch-
schnictlich für jedese Jahr der angenommenen Bauperiode betragen ;

d. dle Summe der Neuboudienste unter a. und der Kralhncbc berechneten

Reparaturbaudlenste unter c. additt, und durch die Zabl der Jahre der angenomme-
nen Bauperiode unker b. dioldir#, giebe dle dem —“u zu gewährende Jab-

resrente als Maaßstab der Eneschädigung;
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. bei Ablösung von nach Tagen bemessenen Baudiensten ist nur die Hälste der

„, auf welche die Dienste zu leislen sind, in Anrechnung zu bringen und deren
rd ohne #rgend einen weltern Abzug zu erlegen.

. 10.

Der, in Gemähheic der Worschristen &amp;#. 7. 8. und 9. ousgemit#elle Werth Aetssungerente.
der abzulösenden Frohne bilder die Jahresrente, welche dem erechtigten als
schädlgung für jene zu gewähren ist, und die durch Erlegung des fünf und zwanzig-

fochen *“- abgelöst werden kunn.
ie Wohl zwischen Rente und Kapitalzahlung steht r„Prevokaien= d. b. dem-

jenigen zu, gegen welchen auf Ablösung angerragen worden ist.

. 11.

Räcksichtlich der Sicherung der Ablösungereme, des Ansongs derselben, der Räbere Bestim

Zahlungelermine, der Besugniß zur Kündigung der Rente, des dabel rinuhentn id
den Versahrens, der Löschung der getilgten Rente und des Versahrens bel Dismem
brationen finden bei Ablösung von Frohnen diejenigen Bestimmungen, welche bier

über in dem Gesehe vom 30. Mai 1852, die Ablösung von Huthungs= und Trist-

berechrigungen betcessend 9#. 10. 17. 18. 19. 20. 21. 22. und 23. gegeben sind,
ganz in gleicher Weise Anwendung.

Insbesondere gilt auch bei Ablösung von Frohnen der Grundsoh, daß wenn

dle Leistung derlelben in Folge einer Ucbereinkunft beider Theile bereils srüher auf-
vehört b#e, oder in Folge einer Weigerung der Verpflicheeren schon früher uncerblie-
ben ist, die Ablösungsrente von dem Zeitpuncte an entrichtet werden muß, wo die

Leistung der Frohne ausgehört har.

Ist bingegen die eistung der Frohne blos um deswillen unterblieben, weil der

Berechtigee sie nicht gesordert hat, so findet eine Nachzahlung nicht Statt.

. 12.

Eben so gilt alles dasfenige, was in dem vorerwähnten Gesetze99. 26. 27.2 on
28. 20. 30. 31. 32. 33. 34. 35. 36. und 37. wegen der Wahrnehmung der .

Rcchchrikkcr,nasncntlichdekLoh-sehens- Lehnsßvlgch Nußnießer, Wiederkaufs-
berechtigten und hopotbekarischen Gläubiger sestgeset- ist, auch bei der Ablösung von

rohnen.

. 13.

Ist das berecheigte, oder das verpflichtete Gut verpachtet, so finden auf deee. derVechist der Pachter die in dem Geseß vom 30. Mai 1852 99. 38. 39.

und 41. ertheilten Vorschristen Anwendung.
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. 14.

“*s Die Leltung und Besorgung der auf Frohnoblösung bezüglichen Geschäste Hoben
· für alle Theile Unseres Fürstenthums der, durch das Gesetz vom 30. Mal

852. . 42. errichteten Ablosungskommission übertcagen.

Unserer Landesregierung bleibt es übrigens vorbehalten, nach Befinden für ein-
zelne Fälle auch desondere Kommissorlen zu ernennen.

Für das Versahren in gohoblilinsesache und dle dadurch entstebenden Ko-
slen sind die GBesimmnzen G. 43. 44 . 46. 47. 48. 40. 50. 51. 52. und53., serner G.6 . 62. 03. Gf. 65.1% 67. 68. 69. 70. 71. 72. 73.74.
und 75. des K0% Gesetzes maaßgebend.

Urkundlich baben Wir dieses Gesetz eigenbändig vollsogen, und Unser größeres
Regierungosiegel beidrucken lossen.

Gegeben Greiz, den 15. October 1853.

(L. S.) Heinrich XIX.

Otto.
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Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 26.

(Ausgegeben den 4. Nodember 1853.)

58. Gesetz,
Abänderungen des Vereinszolltarifs

belreffend.

Wir H einrich der Zwanzigstc von Gottes Gnaden, älterer Linie

souverainer Fürst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. v. 2c.

urkunden und bekennen hiermit:

Dle Regierungen der zum Zolloereln gehörenden S:caaten sind übereingekom-
men, den lelc dem 1len Ok'ober 1851 gültigen Zolltaris in einzelnen Bestimmungen
welter abzuändern und zu ergänzen.

Dem zu Folge verordnen Wic bierdurch, daß nochstehende Abänderungen und
Zusätze zu diesem Taclse, welcher mit den seic der Publicakson desselben ergangenen

Erlassen, namentlich

1. vom 4. Mal 1853 (No. 35. S. 138 bes Amis= und Werordnungs=

blatts) wegen Abänderung des Wereinsgolltarifs,

2. vom 5. Juli 1853 (No. 15. Bl. 178 der Gesetzlammlung), betreffend

den Steuersotz vom inländischen Rübenzucker und die Elngangszölle vom

auslndischen Zucker und Syrup für den Zeitraum vom 1. September

1853 bls Ende August 1855.

w Uebrigen in Kraft bleibt, vom 4. Januar 1854 an in Wirksamkeit treten sol-
n.

Erste Abtheilung des Tarifs.

Den Gegenstanden, welche keiner Abgabe unterworfen sind, treten aus

der zweilen Abiheilung des Tatlss folgende Artikel hinzu:
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aus Pos. 4: Abfalle von Glashutten, desgleichen Scherben und Bruch von Glas

und Porzellan; von der Bleigewinnung (Blelgekrd6, Blei= Abzug
oder Abstrich und Bleiasche); von der Gold und Sllberbearbeltung

(Munzgröbe); von Seisenstedereien die Unterlauge; Bluc von ge-

schlachtetem Vieh, sowohl flüssiges als elngerrocknetes.

aus Pos. 7: Waslerblei (Relßbtel), *- in solgender Fassung: Graphle (Was-serblei, Relßblel); Kobalter

aus Po. 17: Karden oder Weberdisteln.

aus. P. 38#: Töpferthon süe Porzellanfabelken (Porzellanerde).

Außerdem:

Absälle von Seidencocons, srch Flockselde (Absälle von Has-
peln und Spinnen der rohen Seid

Zweite Abtheilung des Tarifs.

Bel den Gegensländen, welche bel der Einsuhr oder bei der Ausfuhr elner Ab.

gabe unterworsen sind, kreten solgende Abänderungen ein:

A. In Bezug auf die Zollsätze.

I. Vom Ausgangszoll werden befrelt:

Roheilen aller Arc; alles Bruckeisen, Eisenfelle, Hammerschlag (Pos.
6. Eisen oder Stabl).

II. Von folgenden bisber ehells in der ersten Abeheilung des Tariss stehen=
den, tbeils lm Tarif nicht namenelich ausgeführten Arcikeln sind die bel-
gesügeen Eingangsgollsätze zu erheben und zwar;

1) von Eisenbeizen, elaschließlich Eisenrostwasser 77 Sgr. oder 261

Ke. vom Zentner (Pos. 5. wuerer-. Waaren);2) von mnchsiehenen Waaren auch Iin Verbindung mit Gummi-

elastikum oder Guctapercha, ols: Waaren ganz oder thell-
weise aus edlen Metallen, aus 1# Metallgemischen; aus Metall

echt vergoldet oder versilbent; aus Schilopat, Perlmutter, echten

Perlen, Korallen oder Seeinen gesertige, oder mit edlen Merallen

besege, 50 Thlr. oder 87 Fl. 30 Kr. vom Zeniner (Pos. 20.
kurze Waaren rc.);

3) von Krotzenleder, uch künstlichem, sic Inländische s
auf Erlaubui#scheine unker Koncrole vom Zenner 3 Thlr.

5 Fl. 15 Kr. (Pos. 21. Leder rc.);



— 315—

4) von oflen mie Gummielastikum oder Guttopercha überzogenen Ge-
weben vom Zenener 20 Thlr. oder 35 Fl.;

5) von Gummidrucktüchern sücr Fabriken auf —. unter
Kontrole vom Zentner 10 Thsr. oder 17 Fl. (Pos. 40.

Wachsleinwandc.)

III. Von nachfolgenden Artikeln sind anstatt der blöherigen Ein- oder Aus-

gangs jollsatze die beigesfugten Satze zu erheben und zwar:

1) vom schwefelsaurem Natron (gereinigtem, ungeteinigtem, kalcinlr-
tem, keystallisirtem), beim Eingange vom Zentner 15 Sge. oder

4 Kr. (Pos. 5. Droguerie-sc.Waaren);

2) von Myrobalonen und Palmnussen nur beim Ausgonge vom Zent-

ner 5 Sgr. oder 171 Kr. (Pols. 5. Droguerie- 2. Waaren);

3) von Zicgenhooen nur beim Ausgange vom Zentner § SMgr. oder
171 Kr. (Pos. 11. Häute 2c.

4) von Schreibsedern ans Stahl oder Metall- Komposttidn belm Eln-
gange vom Zentner 50 Thlr. oder 87 Fl. 30 Kr. (Pos. 20. kur-

ze Waoaren 2c.);

5) von Mühllleinen mic eisernen Relsen beim Elngange vom Stäck

2 Thlr. oder 3 Fl. 30 Kr. (Pof. 33. Sceine rc.);

6) von rohem Zink beim ’ vom Zenener 1 Thle. oder 1 Fl.
45 Kre. (Pos. 42. Zink

B. In Bezug v Tarasähe.

An Taro wlrd bewilligt süc:

1) Tabaksblätter, unbea#belkele und Stengel (#ves. 25. v 1.);

a. In Seronen (niche von Thierhäuten) 12 Pfund vom Zentner Brutto-

gewicht,

b. In Thierhäuken 8 Pfund vom Zentner Bruttogewiche;

2) Tabaksfabrikate (Pos. 25 v 2. e u#5) in Kanasserkörben 12 Psund vom

Zentner Bruttogewicht.

C. In Bezug auf die Fafsung einzelner Positionen.

1) In der Pos. 51. „Schweselsaures c. Kali“ fallen die Worte: „alle 2.

sälle von der Fabrikation der Salpetersure“ binweg;
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2) An die Stelle der Anmerkung 2. zur Pos. 6. ,Eisen und Stahl“ tritt
solgende Bestimmung:

Von Nohstohl, seewäres von der Russischen Grenze ble zur Weich-

selmündung elnschlleßlich auf Erlaubnählcheine sür Srahlsabriken einge-
bend, wird nur die allgemeine Eingangsabgabe erhoben.

3) Bel Pos. 6. 2. „Grobe Eisen- und Seahlwaaren“ sallen dle Worte:
. Maschlnen von Eisen“ bluweg.

4) Die Ausnahme zu Pos. 22. c „Nohe Lelnwand #cc.“ soll künstig dahin
lauten: Ausnahme. Nohe, ungebleichte Leinwand geht frei ein.

aa. in Pteußen:

auf bden Grenglinien von Leobschutz bis Seidenberg in der Oberlausitz und

von Gronau bis Anholt nach Bleicherelen oder Lelnwandmarkten;

EIEI

auf der Grenzllnie von Oslrit bis Schondau auf Erlaubnißscheine.

Dritte Abthellung des Tarifs.

Bei der Durchsuhr von Waaren, welche

A. rechts der Oder, seewärts oder landwärts über die Grenzsinke von Me-

mel bis Myslows (die Eisenbohnstraße über Myslowißz ausgeschlof-
sen) ein- und über irgend welchen Theil der Vereinszollgrenze wieder aus-

gehen; desgleichen wesche

B. durch die Obermündungen oder links der D der eingeben, und rechts
der Oder seewärts oder landwär's über die Geenzlinke von Memel

bls Myslowlb (dle Eisenbohnstraße über Myslowlt auögeschlossen)
wleder ausgehen; und endlich, welche

C. auf der Eisenbahn über Myslowitz ein= und reches der Ober wieder aus-
ehen

wlrd — mit Ausnahme der unter No. 8z. J. unb 10. des ersten Abschnittes ge-

nannten Gegenstönde, für welche dle bisherigen Säbe gülulg bleiben — erhoben vom

Zentner 31 Sgr. oder 124 Kreuzer.

Fünfte Abtheilung des Tarifs.

Die Beslimmung im zwelten Saß unter Zisser V., wonach, im Folle elne
Waare dqus Seide oder Floreiseide in Verbindung mit andern Gesplnnsten aus
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Baumwollen, Lelnen oder Wolle bestehe, die Deklaration als halbseldene Waare“

genüge, sinder auf Gold= und Silberstosfe und auf Bänder kelne Anwendung.

Urkundlich baben Wie dleses Gesetz elgenhändig vollzegen und Unser größeres
Reglerungssiegel beldrucken lassen.

Gegeben Greiz, den 29. October 1833.

(I. S.) Heinrich XIX.



— 3918—

59. Bekanntmachung,

die weitere Suspension der Getreidezölle

betrefsend.

Nachdem bei der zebnten Generalconserenz in Zollverelnsangelegenheiten beschlos-
sen worden ist, daß die ble zu Ende dieses Jahres eingeslellte Erbebung des Ein-

gangszolles für Getceide, Hülsenfrüchte, Mehl und andere Mühlensabrikore, als ge-
schrorete und geschälte Körner, Graupe, Gries und Grüte, gestampste oder geschälte
Hliese noch bis Ende September künftigen Jahres ausgesetzt blelben solle,
so wird Solches unter Bezugnahme ouf die Bekonnemachung vom 16. September

m J., die Suspenston der Getreidejölle betressend (Nr. 21. der Gesetzsammlung)

zur allgemeinen Nachachtung biermie bekannt gemache.

Greiz, den 22. October 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.

—

v. Geldem Crispenderk.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

W. 27.

(Ausgegeben den 20. November 1833.)

60. Bekanntmachung,
die mit mehreren deutschen Staaten geschlossene Uebereinkunft wegen

Verpflegung erkrankter und Beerdigung verstorbener Angehöriger
betressend.

Zwlschen den Reglerungen von Preussen, Sachsen, Hannover, Kurhessen, Groh-

berzogthum Hessen, Sachsen= Weimar, Mecklenburg. Schwerin, Mecklenburg. Stre-
l##6#0 Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Alkenburg, Gochstn-
Coburg, Gotha, Anhalr, Dessau. Körhen, Anhalt= Bernburg, Schwarzburg. Rudol-

stade, Schwarzburg.Sondershausen, Schoumburg-Lippe, Lippe, Reuß älterer und
Reus jüngerer Linie und der sreien Städte Frankfurt und Bremen Ist durch deren

Bevollmächiigte über die, in Bezug auf die Verpflegung erkrankter und Beerdigung
versiorbener Angehöriger eiees der bethelligten Staaten in Anwendung zu bringenden

Geundsähe unterm 11. Juli dieses Jahres zu Eisenach eine Uebeceinkunft abgeschlos-
sen worden, und wird solche, nachdem sich derselben nach Maasigabe des §F. 5.

1. der Kaiserstaat Oesterreich mittelst Erklärung vom 27. Okkober d. J.,

2. das Könlgreich Würtemberg mittelst Erklärung vom 10. September d. J.,

3. das Herzogthum Nassau mitrelst Erklärung vom 25. September d. J.,

4. das Furstenthum Wade mittelst Erklarung vom 15. August d. J

ie freie Stabt *i #olnel Erklärung vom 23. Jull d. J.
ungeschofi — zur allgemelnen Nachachtung biermit bekannt gemachr.

Grel, den 14. November 1833.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern, Crlspendor#.

Die Reglerungen von Preußen, Sachsen, Hannover, Kurhessen, Großberzog=
tbum Hessen, Sachsen-Welmar,Mecklenburg Schwerln, Mecklenburg- Srreliß, Ol-
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denburg, Braunschweig, Sachsen-Meinlngen, Sachsen-Altenburg, Sachsen. Coburg·
Gotha, Anhalt·Dessau·Cothen,Anhalt.Bernburg, Schwarzburg·Rubolstadt,Schwargz=
burg.Sondershausen, Schaumburg-Lippe, Lippe, Reuß älterer und jungerer Linle, fo
wie die freien Städte Franksure und Bremen sind übereingekommen, über die Grund.

sähe, welche gegenseielg in Bezug auf dle Verpflegung erkrankler und Beerdigung
verslorbener Angehörigen des anderen Staates Anwendung finden sollen, sich vertrags-

maH#g * elnigen, und haben zu dlesem Zwecke Bevollmächeigte ernannt und zwar
die Königl. Preusjische Regierung

den Geh. Ober-Regierungsratß Franb und
den Geh. Legationsrath Hellwig,

die Königl. Sächsische Regierung
den Regierungsrath Schmalz,

dle ir Hannoversche Regierung
en Geh. Regierungsratb Bening,

die Kursürsll. Hessische Regierung
den Regierungs = und vortragenden Rorh im Mllsterlum des Innern

von Selernberg,

dle Grosiherogl. Hessische Regierung
den Geheimenrath Frelherrn von Starck,

bie Croßherge Sachsische RegierungGeh. Regierungsrath Schombach,
dle heh-. Mecklenburg, Schwerinsche und
die Grosiherogl. Mecklenburg. Secellolsche Reglerung

den Regierungsroth von Bassewlt,
die Grostberzogl. Oldenburg'sche Negzierung

den Ministerialrarh Bucholb,
die Herzogl. Braunschweig'sche Regierung

den Kreisdirector, Kammerherrn von Hohnporst,

die Herzegl. Sachsen= Meiningensche Reglerung
den Staalsralb Oberländer,

die Hersogl. Sachsen. Alcenburg'sche Neeerung
den Regierungepräsidenten Schude

die Herzogl. Sachsen, Coburg. Gathaste NReglerung
den Ministerialrath Brückner

dle Herzogl. kadntk. ge sche Reglerung
den Ministeriolraah Woltber,

dle Her zogl. %„ e - „Nzierung
den RegierungsralhZ

die Fürsllich Schworzbu-6. aluinesche und dle Fürstlich Schwarzburg-
Sondershausische Regierung

den Geb. Regierungsrach Schambach,
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dle Eiealtch Schaumburg-LIppesche Reglerung
n Reglerungsrath von Campe,

die Lippe'sche -
den Reglerungsrach Meye

die Fürstlich Reuß. Mausen bgieruns älterer Linie und die Fürsllich Reuß-
auische Regierung jüngerer Linie

den Geh. Regierungsrach Schambach,
die freie Stadt Frankfurt

den Dr. von Boltog und

die freie Seade Bremen

den Senator Olbers,

welche demgemäß mie Vorbehalt der Genehmigung ibrer Regierungen folgende Be-
stlmmungen vereinbart haben:

. 1.
Jede dee contrahlrenden Regierungen verpflichter sich, dasür zu sorgen, daß in

tlbrem Geblete denjenigen bülssbedürstigen Angehbrigen anderer Staaten, welche der
Kur und Verpflegung benöthige sind, dlese nach denselben Grundsätzen, wie bel eig-
nen Unterehonen, bis dahin zu Theil werde, wo ihre Rückkehr in den zur Uebernah-

„ verpflichteten Seaat ohne Nachtheil sür lbre oder Anderer Gesundheit gescheben
ann.

. 2.
Ein Eesab der blebel (5. 1.) oder durch die Beerdigung erwachsenden Kosten

konn gegen die Stoats- Gemeinde oder andern öfsentlichen Kossen desjenigen Staa-
tes, welchem der Hülssbedürstige angebört, nicht beonsprucht werden.

. 3.

Fur den Fall, daß der Hulsebedirdia oder daß andere privatrechtlich Verpflich-

tete zum Ersotz der Kosten im Stande sind, bleiben die Ansprüche auf letztere vorbe-

balten. Die contrabfrenden Regierungen sichern sich auch wechselseirig zu, ouf An-

krog der betcessenden Behörde die nach der hnsgesebgebung zulässige Hülse zu lei-
sten, damit denjenigen, welche die gedachten Koslen bestricten haben, dlese nach bil.
ligen Ansähen erstactet werden.

. 4.

Gegenwartige Ueberelnkunft tritt de dem 1. Januar 1854 in Kraft. Mit

demselben Tage erlischt die Wirksamkeit derjenigen Verabredungen, welche bleher über

den gleichen Gegenstond zwischen einzelnen der comtrahirende Regierungen bestanden
baben. Die Dauer der Wieksamkeit der gegenwärtigen Uebereinkunft wird zunächst

auf den Zeitraum von drei Jahren verabredet. Sie ist aber gus je weitere drei Jah-
te als ln Krast befindlich sür jede der contrahirenden Regierungen zu betrachten, wel-

che nicht spätestens sechs Monake vor dem Ablause der Giltigkeit der Uebereinkunfe

dleselbe gekündigt bar.



—322 —

. 5.

Allen deutschen Bundesstaaten, wh dle gegenwärelge Uebereinkunse niche mle

abgeschlossen Haben, stebe der Beitrict zu derselben ossen. Dieser Beitrite wird durch
eine, die Uebereinkunfe genehmigende und einer der contrahirenden Reglerungen Be-
bufs welterer Benachrlchtigung der übrigen Contccahenten zu übergebende Erklärung
bewirke.

Zu Urbund dessen haben die Bevollmächelgten die gegenwäreige Ueberelnkunfe
unterzeichnet und uncersiegelr.

Eisenach, den 11. Juli 1853.

(L. S.)

(L. §.)

(L. S.)

Carl Frledr. Fran#.
Frledrsch Hellwig.
Karl Schmalz.

Helurich Benlng.
Heinrich Eduard v. Stlernberg.

August Rinck Freiherr v. Starck.

Ferdlnand Schambach.
Friedrich v. Bassewiß.

Carl Buchpol.

Frledrich Eduard Oberlánder.

Herrmaan Schuderofs.
Carl Christlan Rudolf Brückner.

Carl Heinrich Adolph vou Hobhnhorst.

Franz Walther.
Frledrich Wilhelm Zacharlee.
Ferdinand Schambach, für Schwarzb. Rudolst

u. Sonderéß.

Franz Alexuander v. Campe.

Bernhard Meyper.
Ferdlnand Schambach, für Reuß 6. u. j. L.

Dr. jur. August von Bolcog.

Georg Helnrich Olbers.
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61. Bekanntmachung,
die Suspension des Eingangszolles für Reis

belreffend.

(Publicict in Nr. 80 des Amts= und Verordnungsblatts.)

In Folge der im Sceuervereln angeordneten Einskellung der Erhebung des Eln-

gangs)zolles für Reis haben sich die zum Zollverein verbündeten Regierungen bewogen
gesunden, eine glelche Suspension des Reiszolles vom 10. dieses Monats an bis

zum Ablauf dieses Jahres elntreten zu lassen.

Solches wird zur Nachachtung blermit bekannt gemacht.

Grelz, den 11. November 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.

Otto.

v. Gerdern, Erispendorl.
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62. Regierungsverordnung,

die Abstellung einiger Uebelstände beim Betriebe des Fleischhauer=
handwerks

bekressend.

aimehrsache Klagen über einige beim Berriebe des Flelscherhandwerks besle-
bende 2Wm das Bedü#fnih einer Abbülse dringend nahe gelege baben, so wird

bierourch, 4 deren Beseitigung mit böchster Landesberrlicher Genehmigung verordnek,
was solg

1.

Dos blsber übliche Heten des kleineren Schlachtviehes, namentlich der Kälber,
Schaafe, Ziegen und Schweine, durch Hunde, ist künstig bel einer im Wierderbo-

v zu verdoppeluden Geldstrase von Zwei Thalern gänzlich zu untersassen.

Die Flelschermeister haben wegen Einhaltung dleser Vorschrift zugleich für ibre
Leute einzustehn.

2.

Kein Kalb darf, bevor es drei Wochen alt ist und mit Ausnahme des Felles,

des Kopses und des Gehänges wenigstens 36 Pfunde wlege, zum Schlacheen gekauft
und verkauft werden.

Fleiscker und Landwirche, welche den entgegen handeln, verfallen in elne Geld-
strafe von Einem bis zu Drel Thale

Eine gleiche Strase trifft auch ielnn, welche eingebrachte Kälber vor Ab-

lauf von zwölf Stunden schlachten.

3.

Krankes, unreines, bochträchtiges und wibellücheiges Vleh darf bel einer im
Wderholungesall zu vordoppelnden Geldstrase von Fünf bis zu Zehn Thalern oder

elner entsprechenden Gesängnißstrase nicht geschlachtet und verkaufe werden.

Auch ist alles Aufblasen und Ausstopsen des Fleisches, es bestehe in Lunge oder
Leber oder worin es wolle, verboren. Zuwiderhandlungen sind mit Verweis, und

nach Befinden einer Geldstrase ven Funfzehn Silbergroschen bis zu Zwel Thalern

zu ahnden.
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4.

Das bis jetze lm Gebrauch gewesene Aushängen von Schlachestücken und Fleisch

von geschlachtetem Vieh on den Häusern der Fleischer hat mancherle! Unzutcöglich-
keiten und widrige Eindrücke im Gesolge gehobe, an deren Beseitigung aus pollzekli-

chen Rücksichten gelegen sein muß. Es ist dasselbe doher für die Folge von den Flel-
schernin den Städeen bei elner Strofe von Einem bis zu Drei Thalern gänglich zu

unterlassen.

5.

Zur Untersuchung und Bestcasung der bezuglich dieser Verordnung vorkommen-
den Contraventionsfalle sund in den Stadten die stadtischen Polizeibehorden, auf dem

Lande die Fürstlichen Jullizämter, und im Allgemelnen sowohl die Behörden des
Wohnorts ols die der begongenen Ueberteetung besugt.

Die von Contravenienken zu gahlenden Geldstrasen fließen zu zwei Driktheilen
in die Fasse der betreffenden Stadtpolizeibehorde, oder, dasern die Untersuchung bei
elnem Fürsklichen Amte geführe wicd, in die Fürsiliche Renccosse; eln Drictheil ge-
bührt dem Denunzianten.

6.

Die §. 1. Art. Xl. der Innungsbriese des Fleischbauerhandwerks zu Greiz

und Zeulenroda vom 44. November 1822 und 29. Dezember 1824 enthaltenen

Voeschriften werden, soweit sie den vorstehenden Bestimmungen entgegenstehen, hier-
mit ausgehoben.

Der Gensd'ormerle und den Ortsgerlchtspersonen wird andurch die sorgsältige

Ueberwachung der Bestimmungen gegenwärtiger Verordnung zur Pfliche gemacht, ouch
Jedermann im Inceresse der öffentlichen Wohlsaßre ausgesordert, wahrgenommene Zu-
widerhandlungen bei der zuständigen Behörde unverzüglich zur Umtersuchung und Be-

stcasung anzuzeigen.

Greis, den 21. Nevember 1853.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregicrung das.
Otto.

v. Gelsdern, Eriêpendors.





Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

W. 28.

(Ausgegeben den 16. December 1853.)

63. Bekanntmachung,
die Anwendung und Auslegung der bezäüglich der gegitimationsfäh-

rung durch Paßkarten erlassenen Verordnung
belreffend.

Unter Bezugnahme auf den Inhalt der durch No. 10. des biesigen Amts, und
WVerordnungsblattes vom Jahr 1851 erlassenen Verordnung, die Legirimationefüh=

rung durch Paßkorten betressend, — werden die von den betbeiligten Regierungen im
Louse dieses Jahres über die Anwendung und Auslegung jener Vorschriften getrof-
senen Vereinbarungen hiermit in Folgendem, inobesondere zur Nachachtung der be-

treffenden hboen bekanne grmachr.
os. 2. der gedachten Verordnun

Ehefrauen lsies. wenn die sonstigen Poemsnohsmöhigen Bedingungen ersülle sind,
unter denselben Vorauesehungen Paßkorten erholten, unter welchen in den kontrahl=

renden Sctaaten die Ertheilung von Yässen an sie zulässig ist.

Zu é. 3. (I.:

In densenigen! Füen- in welchen nungeblene 6 nicht om Wohnorte des
Prlncipals oder lelbst im Auelande ousholten, istderWohnort des Meinripals als
derjenige anzusehen, dessen betcessende Behörde zur AHuegelng. der Paßkarten süc

den Hondlungediener besugt ist, wobei der Beureheilung der lektern vorbehalten bleibt,

in wieweic mir Rücksicht auf die Entfernung des Ausentholteotts des Hondlungsdie-
ners, eine vorgänige Kommunikation mic der Polizeibehörde dieses Ausenthaltsorts
erforderlich erscheine oder nlchr.

1284 —* bos. à.:
sitzen Handwerkegesellen können in brer Eigenschast als Burger, Haus-behzenlac.(Magea unbedenklich ertheilt werde

Zu K. 6.:
Von der in dlesem Paragroph enehaltenen, bIn und wieder nicht# geuügend be-

obachteten Bestimmung, wornach in jede Paßkarte eln vollsländiges Signalement
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des Inbeber ausfgenommen werden soll, — dürsen künfils keine Ausnahmen ge-
machtw

den 30. November 1853.

Furstl. Reuß·PlauischeLandesregierungdaf.
Otto.

v. Geldem, Erispendor#.

64. Bekanntmachung Fürstl. Landcsregierung,
den Beitritt der freien Stadt Hamburg zu dem Vertrage vom 15. Juli

1851 wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden

bekreffend.

Nachdem laut einer von dem Königlich Preußischen Ministerium der auswärkl-

gen Angelegenheiten anher gemachten Mictheilung der sreien Stadt Hamburg un-
kerm 14. dieses Monars dem Wertrage wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszu-

weisenden d. (l. Gorba den 15. Juli 1851 boseeereten ist, so wird Solches mic dem
Bemerken hierdurch bekannt gemacht, daß die in In jenem Vertrage verelnbarten

Grundsähe und WVorsckristen nunmehr auch rucksichtlich der Gebiersongehörigen der

sreien Stode Homburg, in den biesigen Landen in Anwendung kommen.
Greiz, den 30. November 1853

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Gelderm, Crispendork.

65. Bekanntmachung,
den Erwerb des Wohnrechts im Königreich Hannover

betrefsend.

Noch einer von dem Königlich Hannoverscken Ministerium der auswärtigen An-

gelegenheiten anher gemachten Miteheilung ist einer neuerdings gettoffenen Bestlim-
mung zusolge der E'iwerb des Wohnrechte im Königreich Honnover für Ausländer

allsemein von Genehmigungder zusländigen Königlichen Londdrostel, (süc den Harz-
bezirk: der Königlichen Berghautmannschaft zu Clousthol) abhängig gemache.
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Solches wird unter Bezugnahme auf das in der Bekanntmachung vom 14. Jull

1852 (No. 9. der Gesetzsammlung, Johrgong 1852) unter I. 3. Bemerkte hler.

mie bekannt gemacht.

Greiz, den 8. December 1853.

Fürstl. Reuß Plauische Landesregierung dal.
Otteo.

v. Geldern, Erispendors.

66. Verordnung,

den Wegfall des in der Stadt Greiz zeither erhobenen
städtischen Wegegeldes

belressend.

Da durch den Inhalt der Zollverräge dle ollmählige Aushebung des Pflaster-
geldes im Bereich sämmelicher kontrohirenden Stcaaten in Aussicht gellelle worden,—

in hiesiger Stadt aber unter dem Namen eines „ädtischen Wegegeldes" zur Zet
noch eine Abgabe besteht, welcher ihrer Natur noch eine ondere Bedeutungals d
des Pflaskergeldes nicht beigelegt werden kann, so wird in Felge höchster Ensießens

blerdurch Nachslehendes verordnet:

Das in der Sen Greiz zelther mit 4%„ Bruckengeld Jusammen erhobene slädtl.
sche Wegegeld komm

vom 1sten Januar 1854 an

gänglich in Wegsall.
2.

Fur die Erhebung des Bruckengeldes dient von dem gedachten Termln an dle

nachllehende auf den Bestimmungen des Puhlicandi vom 24. Decbr. 1811 beru-
bende Taxe zur Norm

o) Von jedem urrien Pfrrhe, OchseneoderKub — t(bler. — sgr. 10 pf.
b) Von jedem Reivpse — — 10
JO) Ven einem Koier ier — —— 9

4) Bon einem ledigen Ochsen oder Kaß — — 8

e) Von einem Füllen, Srier, Rind oder Fale — — 8

) Von einem Schwein, Kobe, Ziege oder Schaaf. —. 4
) Von einem Schubkarren — eladen oder nichtK — 5

ff— . " 2. —h) Von einem Bären, Kameel, Affen 2c.
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3.

Die unterm 18. Mär# 1846 erlossene „Erneuerke édelsche Wege- und Brücken-

Geld-Ordnung der Stade Greiz“ wird daher ale solche biermit ausgehoben. Bei den

in derselben erwöbnten Bes eiungen behält es lm Uebrigen — soweit deleiben über-
baupt noch zur Anwendung kommen können — ouch serner sein Bewenden

4

Der blesige Stadtcath hat dasür Sorge zu trogen, doh diese Verordnung von
den betcefsenden Einnahmeslellen gebörlg und rechtzeitig zur Anwendung gebracht werde.

Greiz, den 9. December 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregicrung das.
Otto.

v. Geidern, Crispendotk.

67. Regicrungsbekanntmachung, «

die, der. Bürgerbegräbnißanstalt zu Zeulenroda verliehenen Rechte
betreffend.

Sercnissimus haben del Beslähigung des revidieten Statuts der Bürgerbegräb-
nihonskolr zu Zeulemroda, dieser letzteren die Rechte milder Siistungen und die Ver-

günlligung, doß die aus der Cosse dieser Anstalt zu entrichtenden Begräbnißgelder

weder mie Acress, noch mie Consiecotion belegt werden dürsen, gnädigst verliehen,
was zur Nachachtung biermit zur össentlichen Kenntniß gebrachr wird.

Greiz, den 10. December 1833.

Fürstlich Reuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

d. Geldein, nspendors.



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.

W
(Ausgegeben den 23. December 1853.)

68. Gesetzliche Verordnung,
die Bestrafung der Zollvergehen gegen fremde Staaten, in welchen

durch Handelsverträge die Gegenseitigkeit verbürgt ist,
betressend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer

Linie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 20. 4c.

verordnen hlermit, was solge:

Art. I.

Wenn von einem sremden Scaate, la Ersüllyng eines, die Gegenseitigkeic be-

dlugenden Handelsvertrages, dle Vergehen wider die diesseitigen Jollgesetze unter
Strose gestelle sind, so creten zu Gunsten dieses fremden Scatê die nachstehenden
Strasbestimmungen ein.

 h. 1.

Wer es unternimme, Gegenstände, deren Ein-, Aus- oder Durchsuhr in dem

fremden S#taate verboten ist, dlesem Verboke zuwider, ein-, aus oder durchjusüh-

ren, hat die Konfiskation der Gegenstände, in Bezug ouf welche das Vergehen (dle
Kontrebande) verübt worden ist, und zugleich eine Geldbuße verwirkt, welche dem
doppelten Werthe jener Gegenstände, und wenn soscher nicht zehn Thaler beträgt,
dleser Summe gleichkommen foll.

G. 2.

Wer es unternimmt, dem sremden Staate die Ein., Aus= oder Durchgangs-

Abgoben zu entziehen, ha# die Konsiskatlon der Gegenllände, in Bezug auf welche
dos Vergeben (Zolldesraudatlon) verübt worden ist,, und zugleich eine, dem viersachen

Betrag der vorenthaltenen Abgaben gleichkommende Geldbuße, welche jedoch nlemals
uncer Einem Thaler betragen soll, verwirkt.
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In allen Fällen, in welchen dle Konsiskatlon der Gegenslände, in Bezug auf
wesche die Kontrebonde oder Zolldesraudatlon verübt: worden isk, nicht vollzogen wer-

den kann, ist stalt derselben auf Erlegung des Werths der Gegenstände, und wenn

dleser niche zu ermitteln ist, auf Zohlung elner Geldsumme von fünf und zwanglg
bls zu Elncausend Thalern zu erkennen.

. 4.

Wer in anderer, als der in &amp;. 1. und 2. erwähnten Are dle Zollgesetze des

fremden Staas überteitt, hat wegen dleser Koncraventlon elne Ordnungsstrase von

Einem bis zu Zehn Thalern verwirkt.

G. 5.

Wenn eine Geldbuße von dem Werurkheilten wegen selnes Unvermägens ulche
belzuereibenIst,ericton deren Seelle elne verhältaihmäßlge Gesängnißskcafe, welche
jedoch dle Dauer von Elnem Jahree ulcht überstelgen darf.

Art. II.

Dle Untersuchung und Bestrafung der Vergehen und Uebertretungen wider
die Zollgesetze des sremden Staats ersolgt durch dieselben Behorden und in densel-
ben Formen, wie dle Umeesuchung und Bestrofung der Wergehen und Ueberttetun-

gen wider dle dlesselilgen Zollgesete.

Art. III.

Die Maßgaben, unter welchen dleses Geseb zu Gunsten elnes fremden Staats
zur Anwendung kommen soll, werden nach jedesmoligem Abschluh eines Hondels-
Wertrags von Uns im Wege der Verordnung besonders bestimme werden.

Uekundlich unter Unserer elgenhändigen Umeerschrift und belgedrucktem Fürstllchen
Insiegel.

Gegeben Gresg, den 29. November 1853.

(L. S.) Heinrich X1.

Otto.
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69. Verordnung
wegen Anwendung der gesetzlichen Verordnung vom 29. November

1853 auf die Vergehen gegen die Kaiserlich Oestreichischen

Zollgesetze.

Wir Heiurich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer

Ginie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c

verordnen auf Grund des Vorbehaltes in dem Artlkel III. der Geseblichen Verord-
nung vom 29. November 1853, die Bestrasung der Zollvergehen gegen sremde Staa-

ten, in welchen durch Handelsverträge die Gegenseitlgkeit verbirgt ist, berrefsend,
biermit, daß die Worschristen, welche in den Artikeln I. und II. der gedachten Ge-

setlichen Vero dnung in Bezug auf dle Verfolgung und Beslrafang der Uebertreun
hen von Eln-, Aus- und Duechgongs- Abgoben- Gesehen anderer Stacten erlassen
worden sind, nach Maßgobe der Verabredungen in den 99. 12. und solgenden des

Zoll-Cartels mit Oestrelch (Gesetlammlung von 1853 Selle 286 ff.) vom 1. Ja-
nuar 1854 ab für die Dauer des Zoll, Carkels auf dle Uebertretungen der Kailer-

lich Oestreichischen Ein., Aus- und Durchgangsabgaben-GesezeAnwendungfinden
sollen.

Urkundlich unter Unserer elgenhändigen Unterschrift und belgedruckten Fürstlichen
JInsiegel.

Gegeben Grelg, den 29. November 1853.

(I. S.) Heinrich XX.

Orto.
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70. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung,
die Entrichtung des Briefbestellgeldes durch Marken betreffend.

Uncer Bezugnahme aouf die Bekonntmachung Fürstlicher Landesregierung vom
1. Jull 1853, die Frankleung der Correspondenz durch Marken becressend, wird zur

öffentlichen Kennenist gebracht, dah vom 1. Januar 1854 an das Bestellgesd fur

durch Morken. srankirte gewöhnliche (niche recommondlete) Brlespostsendungen nach
den jenlgen Ortcen des Kur fürstenthums Hessen, des Großber=
Jogebums Hessen, des Großherzogthums Sachsen Weimar-Eisenach
(dos Amt Allstädrausgenommen), des Herfogthums Sachsen, Coburg.
Gotha, des Herzogtbums Sachsen= Meiningen, der Oberberrschafeen
der Fürstentbömer Schwarzburg. Sonderehausen und Schwar zburg=
Rudolstaodt, der Furstenthümer Reuß älrerer und jüngerer Linile,
der Fürstenehümer Lippe-Deimold und Schaumburg-Llppe, des

Landgrasthums Helsen= Homburg und nach der frelen Stode' Frank.
furt a. M., an welchen sich Postanstalten befinden mie

1 sgr. für jede Brkespollsendung ebensalls durch Marken enteichtet werden kann.
Die Entelchtung für Cortespondenzen nach anderen Postorten und nach Land-

orten kann dagegen auch sernerhln nicht slattfinden.
Von dem gedachten Zeitpunkte on werden Marken zu 4 Silbergroschen von

den Possstellen wegabsolgt werden.
Aus den Adressen der beteessenden Brlespostsendungen ist unter dle süc das Be-

stellgeld bellimmfe Marke deutlich und in die Augen sallend das Wore „Beslell=

geld“ zu schreiben.

Greiz, am 9. December 1853.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

Th. Dietel.



Chronologische Uebersicht
der in der Gesetzsammlung des Fürstenthums Reuß älterer Linie vom Jahr 1353

enthaltenen gesetzlichen Erlasse.
TSaium "chen usgigebem: Anbalt. O4
h a !?? Stc

21.Dec. 1352 18. Febr.
 64863 6 den unbeslimmten summarischen Proceß und das ech-

ungererfahren, nebst dazu gegebener Gebührentkare, in-

Alahn die bei Gunführung Wses Gesetzes zu belolgen-·
der Grundsatze beir.

20. Det. 1832 1. Febr. Gesegicche — eine Medifealion ver im Ocseset
1858 Iqu « December 1840 wegen Besetzung der Gerichts-

« Untersuchungeniiiibitii entbaltenen Vorschriftber,1. März s eerdnung,einige Abänderungen in dem, nich
1 1853 8 dem Gesetze uber V siunmarischen *
- bedaiidkliikkii bukqekliw iijiifliigeeiibek

ALOUJthFth Wichtig-i zu dem, dem gemischten Handwerl derEches,

 8853. Ehnere !r „ allbier unterm 2 f. Oclbr. 1817,,
. „ demverelnihten=Handwerk der uhmater)
7 "1 u- ' amiede,Schlosser, ener Wag=

ner und Stellmacher zu Zeulenred unterm 20. Septbr.

30. Der. 1852

4 1756 randesherrlich verliebenen Inmngesicfe

3. Jan. 1353 IP1n aererkuung. die Erbebung der zader- und
Schließgebübren bei den nerkeinanen 17 etr. IGesetzliche Sern bet. die Abkürzung des Verfahrens bei

I Vollslmiiiiig gerichtlicher Urlennenisse in Civilsachen und
10. Jan. S. März

S1. Jan. 8. Febr. abetr. die in 9—des!n
mahme der Ausgewiesenen, d. den

10 2 3 künftig zu beebachtenden o 2%%%
otbsche

1. Gebr. 22. ———–- ererbug. die Vutlieation einer aligemei

geschajte und die r Einsührung. detselben zu besolgenden
Grundsátze betr.

2. Febr. 25. Febr.Wn- die rtee einiger. vurch ben rß, 4
3. Arri aufgehobenen Befreiungen ven der

rbindlichkeit 11 manipen ienst betr.
d. Zebr. v Becornung, das Maaß der Mauer= und Dachziegel E

#. Zebr. 5. Febr. ——— Zürstl. Landesregierung, den Beitritt der
roßberzegl. Mecklenburg Schwerin'schen Regierung zu der

 wegen Leientrier Ueternahme der Auszu-
weisenden, 4. d. Gotba, den 15. Juli 1331.ben.

160. Sebr. 2 Ersqdulernde 4rennv die bandesbemliche Ver-
ordnung vom 20. Novbr. 1852 wegen W der
Palben bei den taustankuungen beir

16. Feb  März nusm, Verordaung. das r don ainnemn

Landesberrliche Verordnung, die Uublicatien eines Gesetzes- *ê

—

#

eene

45

40
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u„ Au cacben nbalt. des OStittAX—tgts L Eser

48. Febr. 411. Marz neh zu den Artikeln ber wisch. Innung der Buch- n
. inder, Beutler, Bürstenmacher, Riemer, Satller und Sei-
. l letvom 10. December * die Ewweiterung des §.2

Sbettslarkel für dos Riemer= und Salllerdandwerlreffen -
21. Febr, 25. Febr. ren, die hinsichilich der neserderung mit rer .

1 K606. oder mit der Fahwost geltenden Bestimmungen. 5 52

28. Febr. 11. März,5% rsnt die Gaduzierung von Untersuchnngs, #
kosten, welche von den Pflichtigen * einzubringen sind, :##ar 7 66

1. Marz * Bekanmimachung Körfll boneencherng., die Auftebung der I
bestebenden Tunstetberfeationen, sowie die Eimschrsung 1D. der Verordnung im E. 38. dererofrorm vom 4
26. Mär## 1852 betr. . 7«67

14. März 1. rn neb , die zwischen dem zingrne I
 tbum und dem Konigreich 1% un ecembr. l

. ·Iss"szqtpchlo"»tannnet bunt-hing von
Eigenthum und senh. und 9 die Auslieserung

I der Verbrecher belr. . 118

17. März 15. April nn 3 ürsll. bunee den Beitrikt deri# roher Mlertung= Sreliz'schen Regierung zu der!

ghorrne wegen gegenseitiger 8— der Augzu-
enden d. d. Gotha den 15. Juli 195 1 147

30. März 5. Arril! n Erleichterung zwischen den Sen #% Jell-
| « rwunddkn»DannNo»l«1tskvkkttiidM 125

s 15. April, Vererdnung, die Berücksichtigung der aaitberhich bei Er.
tbeilung der Auswanderungoerlaubniß b 150

31. März 2 hieimacun den erster seirae der fbsriischen
Sparkasse zu Guo# # 152

0. April O. Mai nen Fursu. Gauner, die Erhebins der zeige
belreffend 12 157

13. April » Bekauntmachung, den Fahrwostverkebr. mit- der Schweiw #. !?7 158
22. April 2 izrgeeedetiiatmnhng. den zwischen dem hiesigen pin

6 stentbum und dem Kaiserstaat Frankreich unterm 24. Febr.. Isds * Sr gegen Nachdruck abgeschlossenen
Vertrag beir. 10

24, Mai 7. Juui i # belhichen n- uber die ab-
ben von n Ehevpaaren 13 170

30. Mai * Nehirrengeverinun ng, die — des Brandwein

 handels und „inschan aus dem Lande ohnebeCon-cession bie 71165
31 Mai * Revidirle Euu#tenwolhe. Orbnungbeir. » 106

2 2 Verordnung, die genaue Befolgung des rorgeschriebenen bhr.
stundenplans, binsichtlich der ganzen und halben Schul-
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4. Juni

11. Juni
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1. Juli

5. Juli

8. Juli

9. Juli

14. Juli

1. August

12. August

17. August

22. August

24. August
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|  Kr.7
bS#e
Secke

#ur Juni Landesherrliche Verordnung, die bsln Wügsen Zu-
! sammenkünfte außer der An

l

l

. B

wateeestle bon n w o Wi den 1% 8
*Jomilic m

bvto die 4ilftng der belletenden. gegen
ceinträchtigun! des Tirerrae. durch Boten undlumn

2

le gerichtet Vorsch briften bet

12. Juli rn Fürstlicher “ den Beitr« jre Stadt Franksurt a. M. zu r ali

I wegen Ueaeneeeemek der W3 d. d.
1 otba den J

v denu Fürstl. Aalehen 7 Pnn Fwe rer
Kemglich Hurtenbergichen Regierung zu n VertrageI mn 15. Ju „ wegen aisnnhecen eternebie

vo nrnahen betr.|A110. Juli ni Furstlicher tntensrmn die fu
# der C# vonden" durch Marken bet 
112. Juli hirnndrcemev den Steuersa intandisck en —

benzucker und die Etnganszölle vom Imslenonsor Zucker

, aund Sprur für dn Muin vom 1. Sevtbr. 1853 bis
1 August 1

19. JuliS 5%%n nesrinicn. die über
alberechl m den Großberzogtbumern ene

Erwerin und vWeclenbrn Strellt anber terzangenen
Miltbeilungen ....

22. Juli Gesaltan. Illerbntn. die Veslrafung. der bei den Ver“

sammlungen der Handwerkeimunge vorkommenden Or-
 nmungwmidrigkeiten betr.

* lenimachun einer declarato,rischen Shm zu 5.Landesberrlichen Verordnung 20. Febr. Ss

"a n“ l-i “ Kandegatgchenchen“ im Nsla besle-
1 benden Feuewerücherungsanstallen betr.

23. Aug. Prancn Zurstl. Landesregierung, die -
fic# Kosten bei Aueselun von Mifteelan bet30. Aug. — der unterm 26. Ropbr. 1852 un 3. und

pril 1863 enceschtefie Hondels,und Zollver=

un
23, Aug. onkesbertüche Verordnung. die en von n“*

6 concessionen und Gestatiung von Neubauten det

2. Sept. zunshürrii ereramm das S#####nubemssen auf ren- 22

? er nbou., den erischen #und dete
ddeeliedesllenedeseeneeeeemneeddeeel

-i von Nordamerika anderseits, unterm
Juni 1952 abgeschlossenen Vertrag, wegen elnelie,

4 173
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r*iie'
bes gel 2 tten Anbhalt. eeGSe-. 4 . om

sent-IaflüchliqekVtkbnchehingleichendeuzadiefthecs
trage unterm 16. Novbr. 1952 abgeschlossenen Addilional=
arlikel betr. 20 229

31. August 27. Sept. eremimachuns= inenrhen auf Streck= und Feyper=
erke bet 245

8. Septbr. 2 fnee d Vitruit des siiterenh Olber.
ost-Markenverein *240

10. Septbr. 4. Octbr. aginneteen R-n- den M zu dem zwischen
ae en und Oesterreich unterm 10. dwebr. 1853 abge-

Schlossenen Handels= und Zollvertra 22 251
14. Septbr. 27. Sept. #elcheienen den zu den Merie der zemischten

GZmng, der Buchbinder, der Böltcher, der Tischler und
Plaser erlassenen Nachtrag. bezüglich des Besuchs der hie-

Gan Fortbildungsschule von Seiten der bebrlinge der
achten Innunge ir. 21 1247

16. Septbr. * Belanntiachung die Suiopension ver Gectreidezlle teir. 22
17. Seplbr. 2 Bekanntmachung, die über das Heimatbsrecht der freie

Stadt Zrankfurt a. M. anber ergangenen Mittheilungen
betrefsend. 248

10. Septbr. 2* nnn n die Veroffenilichung vder Siedbrieft binter
die nach den vereinigten Stoaten von Nordamerika ge-

fluchteten Verbrecher durch den Eberbardt'schen Polizei.
nzeiger bet 7 240

21. Sepibr. 7. Octbr. Segieminsrererbnung. nn Dersabren bti Inãnuatioenen von
Zusertigungen in den. dem unbestimmten summarischen
Pro#eß Sunaamdeinde Miac an die, dem Prozeß=
gericht nicht unterworsene Parthei 8 205

20. Seplbr. “W Bekanmmachung, weitere Erleichkerungen. ves gegenseiligen

Stebrt szwisen den Sisen. des — und denertins 71290

28. Seplbr. 25. Oclbr. Enern, ais uf eint neue Art Hönge
brücken 45200

13. Octbr. 2 E Hiec trag g der Neridirten Strebtweise
Ordnung vem 30. 2 1 . ? 300

5. Oetbr. 1. Nopbr.] Gesetz, die Ablösung . zrahngen e 25305
17. Oclbr. 25. Octbr. Regierungsrerordnung, das Verbot 9 28 osfentli-

r Auctionen an Sonn- und Feier 4 1301

22. Octbr. 4. Norbr nenn die weitere S der un
l 20318

20. Octbr. eses, li en-desVereins-Zolllarifs beir. » 818
11. Norbr. 19. Nerbr. die Suspension des Eingangszosles zu "1

l . 828

14. Nopbr. o. N die mit mebreren deuischen Staalen l
schlossene Neireink,ult wegen Verwstegungerkrankter*

?* 810

l

Beerdigung verstorbentr Angehorigen beir. . «
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é — Intat .
Ar.

des S##e
Sicks

21. No#br. 20. Nor.) Negierungsrerordrung. die Abstellung einiger Uebristände
dem Belriebe des Zleischbauer-Handwerks betr.ei

20. Novrbr. 23. Nor. Gesesliche Wn die Bestrasung der Zellrergehen ge-

mde Smaten, in welchen T F##n##striichge.
bei

W
die Gegenseitigkeit verburgt ist,

* * Verordnung wegen Auwendung der ceblichen Verorduug

 vom 20. Novbr. 1853 auf die Verge den hegen die Kai-

U 27 520
l

20 1

lerlich Oesterreichischen Jueiete . ? 332
30. Novbr. s0.Decbr. Bec die wendung und Auslegung der «

Il ch der W2 durch Muteren erlaf-
I n Verordnung berr. i

* * #iteninachn Fürstlicher bandesregierung ven Seiriul
er freien Stadl Hamburg zu dem Verirage vom 15.

Juli 1851 wegen hegenseitiger Uebermahme der Augzu- vweisenden 328.

B. Dichr. * #aeriumeh mng, den Erwerb des rim Konigreich
Dannor# betr. 2*

O. Decbr. 16. Decbr. Vered den Wecafall de e in der **- Greiz seitder
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	Gesetzsammlung für das Fürstenthum Reuß Älterer Linie. 1853.
	Stück No. 1.
	1. Gesetzliche Verordnung, eine Modification der im Gesetz vom 21sten December 1846 wegen Besetzung der Gerichtsbank in Untersuchungsverfahren enthaltenen Vorschrift betreffend.
	2. Nachtrag zu dem, dem gemischten Handwerk der Schlosser, Schmiedte und Wagner allhier unterm 21sten October 1817, sowie zu dem , dem vereinigten Handwerk der Uhrmacher, Huf- und Waffenschmiedte, Schlosser, Büchsenmacher, Wagner und Stellmacher zu Zeulenroda unterm 20sten September 1756 Landesherrlich verliehenen Innungsbriefe.
	3. Landesherrliche Verordnung, die Erhebung der Forder- und Schließgebühren bei den Handwerksinnungen betreffend.

	Stück No. 2.
	4. Regierungsbekanntmachung, betreffend die, in Folge des Vertrags wegen Uebernahme der Ausgewiesenen d. d. Gotha den 15ten Juli 1851 künftig zu beobachtende Form der Heimathscheine.
	A. Schema für Heimathscheine.


	Stück No. 3.
	5. Landesherrliche Verordnung, die Publication eines Gesetzes über den unbestimmten summarischen Prozeß und das Rechnungsverfahren nebst dazu gegebener Gebührentaxe, ingleichen die bei Einführung dieses Gesetzes zu befolgenden Grundsätze betreffend.
	Gesetz über den unbestimmten summarischen Prozeß und das Rechnungsverfahren.
	A. Zeugeneid.

	Taxordnung der Gerichts- und Sachwaltergebühren im summarischen Prozeß.


	Stück No. 4.
	6. Verordnung, die Wiederherstellung einiger durch den Erlaß vom 3ten April 1849 aufgehobenen Befreihungen von der Verbindlichkeit zum Militairdienst betreffend.
	7. Verordnung, das Maaß der Mauer- und Dachziegel betreffend.
	8. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung, den Beitritt der Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinschen Regierung zu der Konvention wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden, d. d. Goha den 15. Juli 1851.
	9. Erläuternde Consistorialverordnung, die Landesherrliche Verordnung vom 20. November 1852 wegen Zuziehung der Pathen bei den Taufhandlungen betreffend.

	Stück No. 5.
	10. Gesetzliche Verordnung, einige Abänderungen im Verfahren in den, nicht nach dem Gesetze über unbestimmten summarischen Prozeß zu behandelnden, bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten betreffend.
	11. Bekanntmachung, die hinsichtlich der Beförderung mit der Briefpost oder mit der Fahrpost geltenden Bestimmungen betreffend.

	Stück No. 6.
	12. Gesetzliche  Verordnung, die Abkürzung des Verfahrens bei Vollstreckung gerichtlicher Erkenntnisse in Civilsachen und den Edictalprozeß betreffend.

	Stück No. 7.
	13. Landesherrliche Verordnung, das Tapezieren von Zimmern betreffend.
	14. Gesetzliche Verordnung, die Caduzirung von Untersuchungskosten, welche von den Pflichtigen nicht einzubringen sind, betreffend.
	15. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierug, die Aufhebung der bestehenden Tanzgelderfixationen, sowie die Einschärfung der Verordnung im §. 8. der Regierungsverordnung vom 26. März 1852 betreffend.
	Berichtigung zu Stück 6.

	Stück No. 8.
	16. Landesherrliche Verordnung, die Puplication einer allgemeinen Gebührentaxe für gerichtliche Notariats- und Sachwaltergeschäfte und die bei Einführung derselben zu befolgenden Grundsätze betreffend.
	Allgemeine Gebührentaxe für gerichtliche, Notariats- und Sachwalter-Geschäfte.

	Berichtigung zu dem Gesetze über den unbestimmten summarischen Prozeß vom 24. Dezember 1852.
	Berichtigung zu No. 4.

	Stück No. 9.
	17. Nachtrag zu den Artikeln der gemischten Innung der Buchbinder, Beutler, Bürstenmacher, Riemer, Sattler und Seiler vom 10. December 1822, die Erweiterung des §. 2. der Spezialartikel für das Riemer- und Sattlerhandwerk betreffend.
	18. Regierungsbekanntmachung, die zwischen dem hiesigen Fürstenthum und dem Königreich Belgien unterm 20. december 1852 geschlossenen Verträge über die Erwerbung von Eigenthum und dessen Ausfuhr, und über die Auslieferung der Verbrecher betreffend.

	Stück No. 10.
	19. Verordnung, Erleichterung des Verkehrs zwischen den Staaten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins betreffend.
	I. Verzeichniß derjenigen zollvereinsländischen Erzeugnisse, welche bei ihrem unmittelbaren Uebergange in den Steuerverein einer geringeren als der tarifmäßigen Eingangs-Abgabe zu  unterziehen sind, beziehungsweise von derselben ganz frei sind.
	II. Verzeichniß derjenigen steuervereinsländischen Erzeugnisse, welche bei ihrem unmittelbaren Uebergange in den Zollverein einer geringeren als der tarifmäßigen Eingangs-Abgabe zu  unterziehen sind, beziehungsweise von derselben ganz frei bleiben.


	Stück No. 11.
	20. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung, den Beitritt der Großherzoglich Mecklenburg-Strelitz´schen Regierung zu der Convention wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden d. d. Gotha den 15. Juli 1851 betreffend.
	21. Verordnung, die Berücksichtigung der Militärpflicht bei Ertheilung der Auswanderungserlaubniß betreffend.
	22. Bekanntmachung, den ersten Rechnungsabschluß der städtischen Sparcasse zu Greiz betreffend.
	Verzeichniß sämmtlicher Ende Dezember 1852 in der städtischen Sparcasse befindlichen Einlagen mit den darauf berechneten Zinsen.


	23. Verordnung Fürstlicher Cammer, die Erhebung der Rentgefälle betreffend.
	Stück No. 12.
	24. Bekanntmachung, den Fahrpostverkehr mit der Schweiz betreffend.
	25. Regierungs-Bekanntmachung, den zwischen dem hiesigen Fürstenthume und dem Kaiserstaate Frankreich unterm 24. Februar 1853 wegen Schutzes gegen Nachdruck abgeschlossenen Vertrag betreffend.

	Stück No. 13.
	26. Regierungs-Verordnung, die Betreibung des Branntweinhandels und Branntweinschanks auf dem Lande ohne Concession hierzu betreffend.
	27. Revidirte Straßenpolizei-Ordnung.
	28. Bekanntmachung, die gesetzlichen Bestimmungen über die Abgaben von neuen Ehepaaren betreffend.
	29. Verordnung, die genaue Befolgung des vorgeschriebenen Lehrstundenplans hinsichtlich der ganzen und halben Schultage betreffend.

	Stück No. 14.
	30. Landesherrliche Verordnung, die Veranstaltung religiöser Zusammenkünfte außerhalb der Kirche betreffend.
	31. Regierungs-Bekanntmachung wegen Veröffentlichung des Bundestag-Beschlusses vom 12.  Juni 1845, den hohen Adel der Gräflichen Familie Bentinck betreffend.
	32. Bekanntmachung, die Einschärfung der bestehenden, gegen Beeinträchtigung des Postinteresse durch Boten und Fuhrleute gerichteten Vorschriften betreffend.

	Stück No. 15.
	33. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung, den Beitritt der freien Stadt Frankfurt a. M. zu der Convention wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden, d. d. Gotha den 15. Juli 1851, betreffend.
	34. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung, den Beitritt der Königlich Würtembergischen Regierung zu dem Vertrage vom 15. Juli 1851 wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden betreffend.
	35. Regierungs-Verordnung, den Steuersatz vom inländischen Rübenzucker und die Eingangszölle vom ausländischen Zucker und Syrup für den Zeitraum vom 1. September 1853 bis Ende August 1855 betreffend.

	Stück No. 16.
	36. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung, die Frankirung der Correspondenz durch Marken betreffend.
	37. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung, die über das Heimathsrecht in den Großherzogthümern Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz anher ergangenen Mittheilungen betreffend.

	Stück No. 17.
	38. Gesetzliche Verordnung, die Bestrafung der bei den Versammlungen der Handwerksinnungen vorkommenden Ordnungswidrigkeiten betreffend.
	39. Bekanntmachung einer deklaratorischen Bestimmung zu §. 2. der Landesherrlichen Verordnung vom 20. Februar 1852, den Beitritt der Landesangehörigen zu den im Auslande bestehenden Feuerversicherungsanstalten betreffend.

	Stück No. 18.
	41. Landesherrliche Verordnung, die Ertheilung von Gewerbsconcessionen und Gestattungen von Neubauten betreffend.

	Stück No. 19.
	42. Bekanntmachung der unterm 26. November 1852 und 3. und 4. April 1853 zu Berlin abgeschlossenen Zoll- und Handelsverträge.
	I.  Vertrag zwischen Preußen, Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-Meinigen, Sachsen Altenburg, Sachsen-Coburg und Gotha, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Reuß älterer und Reuß jüngerer Linie, die Fortdauer des Thüringischen Zoll- und Handels-Vereines betreffend.
	II. Vertrag zwischen Preußen, Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-Meinigen, Sachsen Altenburg, Sachsen-Coburg und Gotha, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Reuß älterer und Reuß jüngerer Linie einerseits und Kurhessen andererseits, wegen des Beitritts des Kurfürstenthumes Hessen hinsichtlich des Kreises Schmalkalden zu dem Vertrage der erstgenannten Staaten vom 26. November 1852, die Fortdauer des Thüringischen Zoll- und Handels-Vereines betreffend.
	III. Vertrag, zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kurhessen, dem Großherzogthume Hessen, den zum Thüringischen Zoll- und Handels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg Nassau und der freien Stadt Frankfurt, die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handels-Vereines betreffend.
	IV. Uebereinkunft zwischen Preußen, Bayern,  Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kurhessen, dem Großherzogthume Hessen, den zum Thüringischen Zoll- und Handels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frankfurt, wegen Besteuerung des Rübenzuckers.
	V. Uebereinkunft zwischen Preußen, Sachsen, den zum Thürigischen Zoll-und Handels-Vereine gehörigen Staaten und Braunschweig, betreffend die Theilung der gemeinschaftlichen Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben.
	VI. Vertrag zwischen Preußen, Sachsen und den zum Thüringischen Zoll- und Handels-Vereine verbundenen Staaten wegen Fortsetzung des Vertrages vom 8. Mai 1841 über die gleiche Besteuerung innerer Erzeugnisse.
	VII. Besonderer Artikel zwischen Preußen und den außer Preußen bei dem Thüringischen Zoll- und Handels-Vereine betheiligten Regierungen, die Theilung des Aufkommens von der Besteuerung des Banntweins betreffend.
	VIII. Vertrag, zwischen Preußen, Sachsen, Hannover, Kurhessen, den außer Preußen und Kurhessen bei dem Thüringischen Zoll- und Handels-Vereine betheiligten Staaten, Braunschweig und Oldenburg, die gleiche Besteuerung von Wein und Taback, sowie den gegenseitig freien Verkehr mit diesen Artikeln und die Gemeinschaftlichkeit der Uebergangsabgaben von denselben betreffend.


	Stück No. 20.
	43. Regierungs-Verordnung, das Spinnstubenwesen auf dem Lande betreffend.
	44. Regierungs-Bekanntmachung, den zwischen Preußen und den anderen Staaten des Deutschen Bundes einerseits und den vereinigten Staaten von Nordamerika andererseits unterm 16. Juni 1852 abgeschlossenen Vertrag wegen Auslieferung flüchtiger Verbrecher, ingleichen den zu diesem Vertrage unterm 16. November 1852 abgeschlossenen Additionalartikel betreffend.
	Vertrag zwischen Preußen und den anderen Staaten des Deutschen Bundes einerseits und den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika andererseits wegen der in gewissen Fällen zu gewährenden Auslieferung der vor der Justiz flüchtigen Verbrecher.
	Additional-Artikel zu dem am 16. Juni 1852 zu Washington zwischen Preußen und den anderen Staaten des Deutschen Bundes einerseits, und den vereinigten Staaten von Nord-Amerika andererseits, abgeschlossenen Vertrage wegen der in gewissen Fällen gegenseitig zu gewährenden Auslieferung der von der Justiz flüchtigen Verbrecher.


	Stück No. 21.
	45. Bekanntmachung, Patentertheilung auf Streck- und Fleyerwerke betreffend.
	46. Bekanntmachung, den Beitritt des Großherzogthums Oldenburg zu dem Paßkartenvereine betreffend.
	47. Bekanntmachung, die Suspension der Getreidezölle betreffend.
	48. Bekanntmachung, den zu den Innungsartikeln der gemischten Innung der Buchbinder etc, der Böttcher, und der Tischler und Glaser erlassenen Nachtrag bezüglich des Besuchs der hiesigen Fortbildungsschule von Seiten der Lehrlinge der gedachten Innung betreffend.
	49. Bekanntmachung, die über das Heimathsrecht der freien Stadt Frankfurt anher ergangen Mittheilungen betreffend.
	50. Bekanntmachung, die Veröffentlichung der Steckbriefe hinter die nach den vereinigten Staaten von Nordamerika geflüchteten Verbrecher durch den Eberhardtschen Polizeianzeiger betreffend.

	Stück No. 22.
	51. Regierungs-Bekanntmachung, den Beitritt zu dem zwischen Preußen und Oesterreich unterm 19. Februar 1853 abgeschlossenen Handels- Und Zollvertrag betreffend.
	Handels- und  Zoll-Vertrag zwischen Seiner Majestät, dem Könige von Preußen und Seiner Majestät, dem Kaiser von Oesterreich.
	I. Verzeichniß derjenigen Gegenstände, welche im Zwischenverkehr zwischen Preußen und Oesterreich eingangszollfrei oder zu einem ermäßigten Zwischen-Zollsatze zuzulassen sind.
	II. Verzeichniß derjenigen Gegenstände,  von welchen im Zwischenverkehr zwischen Preußen und Oesterreich Ausgangsabgaben erhoben werden können.
	III. Zoll-Kartel.
	IV. Münz-Kartel.



	Stück No. 23.
	52. Regierungs-Verordnung, das Verfahren bei Insinuationen von Zufertigungen in den nach dem unbestimmten summarischen Prozeß zu verhandelnden Rechtssachen, an die dem Proceßgericht nicht unterworfene Parthei betreffend.
	53. Bekanntmachung, weitere Erleichterungen des gegenseitigen Verkehrs zwischen den Staaten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins betreffend.

	Stück No. 24.
	54. Bekanntmachung, Patentertheilung auf eine neue Art Hängebrücken betreffend.
	55. Erläuternder Nachtrag zu der Revidirten Straßenpolizeiordnung vom 30. Mai 1853.
	56. Regierungs-Verordnung, das Verbot der Abhaltung öffentlicher Auktionen an Sonn- und Feiertagen betreffend.

	Stück No. 25.
	57. Gesetz, die Ablösung der Frohndienste betreffend.
	A. Tabelle über die Normalpreise bei Ablösung von Frohnleistungen.


	Stück No. 26.
	58. Gesetz, Abänderungen des Vereinszolltarifs betreffend.
	59. Bekanntmachung, die weitere Suspension der Getreidezölle betreffend.

	Stück No. 27.
	60. Bekanntmachung, die mit mehreren deutschen Staaten geschlossene Uebereinkunft wegen Verpflegung erkrankter und Beerdigung verstorbener Angehöriger betreffend.
	61. Bekanntmachung, die Suspension des Eingangszolles für Reis betreffend.
	62. Regierungsverordnung, die Abstellung einiger Uebelstände beim Betriebe des Fleischhauerhandwerks betreffend.

	Stück No. 28.
	63. Bekanntmachung, die Anwendung und Auslegung der bezüglich der Legitimationsführung durch Paßkarten erlassenen Verordnung betreffend.
	64. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung, den Beitritt der freien Stadt Hamburg zu dem Vertrage vom 15. Juli 1851 wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden betreffend.
	65. Bekanntmachung, den Erwerb des Wohnrechts im Königreich Hannover betreffend.
	66. Verordnung, den Wegfall des in der Stadt Greiz zeither erworbenen städtischen Wegegeldes betreffend.
	67. Regierungsbekanntmachung, die, der Bürgerbegräbnißanstalt zu Zeulenroda  verliehenen Rechte betreffend.

	Stück No. 29.
	68. Gesetzliche Verordnung, die Bestrafung der Zollvergehen gegen fremde Staaten, in welchen durch Handelsverträge die Gegenseitigkeit verbürgt ist, betreffend.
	69. Verordnung wegen Anwendung der gesetzlichen Verordnung vom 29. November 1853 auf die Vergehen gegen die Kaiserlich Oesterreichischen Zollgesetze.
	70. Bekanntmachung Fürstl. Landesregierung, die Entrichtung des Briefbestellgeldes durch Marken betreffend.
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